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Der zweite Jahrestag des 
Roboski-Massakers 


Anlässlich des zweiten Jahresta- 
es des Roboski-Massakers 
amen tausende Menschen in 
Roboski zusammen. Am 28. 
Dezember 2011 sind in Robo¬ 
ski 34 Menschen, die vom 
Grenzhandel in der Region leb¬ 
ten, durch die türkische Luft¬ 
waffe ermordet worden. 

An der Gedenkveranstaltung 
nahmen neben den Angehöri¬ 
gen der Getöteten zahlreiche 
Vertreterinnen und Vertreter 
der Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) und der 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker (HDP) teil. Auch die Ange¬ 
hörigen der Opfer der Massaker 
von Sewas (Sivas, 1993), 
Gurgum (Mara§, 1978) und 
Piran (Lice, 1993) waren 
genauso anwesend wie Fami¬ 
lienangehörige der Opfer der 
Gezi-Froteste und der vor kur¬ 
zem in Gever (Yüksekova) von 
Polizeikräften ermordeten drei 
Personen. Die Menge versam¬ 
melte sich vor der BDP- 
Zentrale in Sirnex (Sirnak) und 
bewegte sich von dort aus in 
Richtung des Friedhofs von 
Roboski. 

Während der Gedenkveranstal¬ 
tung erlitt die 42-jährige Miran 
Encü einen Herzinfarkt. 
Obwohl sie in das örtliche 
Krankenhaus eingeliefert wur¬ 
de, verlor sie dort ihr Leben. 
Miran Encü war die Tante eines 
der Todesopfer des Roboski- 
Massakers. 

Öcalan: Konfrontation mit 
der Vergangenheit muss 
mit RoDosti beginnen 

Auf der Gedenkveranstaltung 
wurde unter anderem folgende 
Botschaft des inhaftierten 
PKK-Vorsitzenden Abdullah 


Öcalan vorgetragen: „Die 
Geschichte hat unter Beweis 
gestellt, dass, wann immer die 
Kurdinnen hinsichtlich ihrer 
nationalen demokratischen 
Identität ein Auferwachen erle¬ 
ben, sie zum Ziel von grausa¬ 
men Massakern werden. So 
wurden im Dezember 1978 in 
Maraf kurdische Kinder einem 
grausamen Massaker ausgesetzt. 
Verantwortlich für sowonl die¬ 
ses durch faschistische Kontra¬ 
kräfte begangene Massaker als 
auch das Roboski-Massaker 
waren die grausamsten Kriegs¬ 
treiber unserer Zeit. Als wir den 
Lösungsprozess in Gang setz¬ 
ten, hatten wir nicht nur das 
Ziel, unsere Demokratie und 
Freiheit zu stärken, wir forder¬ 
ten auch eine Auseinanderset¬ 
zung mit den und Gerechtig¬ 
keit für die Leiderfahrungen 
und Verbrechen, denen wir alle 
ausgesetzt worden sind. 

Die Forderung nach Gerechtig¬ 
keit kann den Weg für eine 
Konfrontation mit den Leider¬ 
fahrungen der Vergangenheit 
öffnen. Der Staat und die 
Regierung müssen den Mut 
haben, sich dieser Konfronta¬ 
tion stellen. Sie müssen davon 
abkehren, die Suche nach 
Gerechtigkeit zu behindern. 
Erst letzte Woche wurde die 
Türkei vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrech¬ 
te für die Massaker von 
Kufkonar und Ko^agli verur¬ 
teilt, zwei von vielen Massa¬ 
kern, die durch die staatliche 
Antipropaganda lange Zeit der 
PKK in die Schuhe geschoben 
wurden. Doch gerade in der 
aktuellen Phase nat der Staat 
die Gelegenheit, sich seiner 
Vergangenheit zu stellen. Kann 


für diese tragischen Massaker 
nun die notwendige Gerechtig¬ 
keit geschaffen werden, können 
wir darauf aufbauend unseren 
Frieden errichten? ... Aus dieser 
Sicht muss der Staat als Teil die¬ 
ses Prozesses die Konfrontation 
mit der Vergangenheit mit dem 
Roboski-Massaker beginnen, ln 
diesem Sinne möchte ich noch¬ 
mals mein Vertrauen und mein 
Beileid an die Bevölkerung von 
Roboski wiederholen." 

Nach der Botschaft Ocalans 
ging die Menge zum Dorfzen¬ 
trum von Roboski, wo die 
Gedenkveranstaltung fortge¬ 
setzt wurde. Dort sprach unter 
anderem der HDP-Ko- 
Vorsitzende Ertugrul Kürk^ü 
zu den Anwesenden, wobei er 
den türkischen Ministerprä¬ 
sidenten Erdogan für dieses 
Massaker verantwortlich er¬ 
klärte. Dieser müsse sich der 
Bevölkerung von Roboski stel¬ 
len. Auch der BDP-Kovorsit- 
zende Selahattin Demirta§ 
erklärte in seiner bei der 
Gedenkveranstaltung gehalte¬ 
nen Rede, dass der türkische 
Ministerpräsident persönlich 
den Befehl für das Massaker 
gegeben habe. „Die Informa¬ 
tion, die wir haben, ist folgen¬ 
de: Der türkische Generalstab¬ 
schef erhält eine geheimdienst- 
liche Information. Es heißt 
darin, dass sich im Grenzgebiet 
ein Konvoi bewegt. Sie gehen 
davon aus, dass Bahoz Erdal 
(der ehemalige Verantwortliche 
der Volksverteidigungskräfte 
HPG) sich in diesem Konvoi 
aufhält. Doch sie gehen auch 
davon aus, dass sich Zivilisten 
in dem Konvoi befinden. 

Der Generalstabschef leitet 
diese Information an den türki- 


Gericht lässt Urteil gegen Tuncel zu 


Ein türkisches Berufungsgericht 
hat am 28. Dezember die Haft¬ 
strafe von 8 Jahren und 9 Mona¬ 
ten gegen die Kovorsitzende der 
HDP und Istanbul-Abgeordnete 
Sebahat Tuncel einstimmig bestä¬ 
tigt. Ihr wird „Mitgliedschaft in 
der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK)“ vorgeworfen. Tuncel 
droht ihre Abgeordneten-Immu- 
nität zu verlieren und kann dann 
zur Gefängnisstrafe verurteilt 
werden. Tuncel stand vor dem 
10. Strafgerichtshof in Istanbul 
als Angeklagte vor Gericht. Da 


sie 2007 zur Parlamentsabgeord¬ 
neten gewählt worden war, 
wurde sie freigelassen. Die Haft- 
Strafe von 8 Jahren und 9 Mon¬ 
tan wurden nun vom Berufungs¬ 
gericht zugelassen. 

Gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur ANF nahm Tuncel zu dieser 
Entscheidung Stellung: „Es wäre 
falsch, diese Entscheidung als 
eine juristische zu bewerten, dass 
diese Entscheidung eine politi¬ 
sche ist, steht außer Frage. Unser 
demokratischer Kampf wird 
weitergehen.“ Tuncel wies zudem 


auf die tausenden kurdischen 
politischen Gefangenen hin, die 
Für ihr Engagement für eine 
friedliche Lösung der kurdischen 
Frage im Gefängnis sitzen. 

Auch die beiden Kovorsitzenden 
der Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) Gültan 
Ki$anak und Selahattin Demirtaj 
erklärten in einer schriftlichen 
Stellungnahme, dass die Ge¬ 
richtsentscheidung ein „Angriff 
auf das Recht der demokrati¬ 
schen Politik“ sei. 

(ANF, 28.12., ISKU) 


Meldungen: 

Rojava: Auseinandersetzungen 
zwischen YPG und Kräften des 
Baath-Regimes in Haseke 

Infolge des Angriffs des Baath- 
Regimes auf einen Kontroll¬ 
punkt der kurdischen Volksver¬ 
teidigungseinheiten (YPG) in 
Haseke, Kam es am 31.12. zu 
bewaffneten Auseinandersetzun- 

f en zwischen beiden Gruppen, 
lierbei sind sieben Soldaten des 
Regimes, ein YPG-Kämpfer und 
ein Zivilist ums Leben gekom¬ 
men. Nachdem sich die Soldaten 
nach dem Gefecht zurückzogen, 
blieb es am 1.1. zunächst ruhig. 
Bereits im Dezember hatten die 
Regimekräfte erneut angefangen, 
die kurdischen Stadtteile von 
Halep (Aleppo) von der Luft aus 
anzugreifen, wodurch eine Viel¬ 
zahl von Menschen ihr Leben 
verloren hat. (ANF, 1.1., ISKU) 

Türkisches Militär eröffnet 
Feuer auf Flüchtlinge aus Roja¬ 
va: Ein Toter 

Als am Mittag des 29. Dezember 
eine Gruppe von Flüchtlingen 
über die westkurdische Stadt 
Dirbesiye nach Nordkurdistan 
fliehen wollten, eröffnete das tür¬ 
kische Militär das Feuer auf die 
Menschen. Ein 25-Jähriger 
wurde dabei durch eine KugeFin 
die Brust getroffen und schwer 
verletzt. Trotz seiner Verletzun¬ 
gen soll das Opfer drei Stunden 
lang im Grenzgebiet gelegen 
haben. Erst nachdem er dort sei¬ 
nen Verletzungen erlag, wurde 
sein Leichnam mit einem Kran¬ 
kenwagen nach Qoser (Kiziltepe) 
gebracht. Die übrigen Flüchtlin¬ 
ge wurden durch die türkische 
Gendarmerie festgenommen. 
Über ihre derzeitige Situation 
gibt es keine aktuellen Informa¬ 
tionen. (ANNA, 30.12., ISKU) 

Bombenanschlag auf Volksrats¬ 
sprecher von Qamijlo 
Bei der Explosion einer Bombe 
im Auto des Volksratssprechers 
der westkurdischen Stadt 
Qami§lo ist Xalid Temo verletzt 
worden. Die Bombe, die von bis¬ 
her unbekannten im Auto von 
Temo platziert worden ist, explo¬ 
dierte um 9.20 Uhr Ortszeit, als 
dieser mit seinem Auto zur 
Arbeit fahren wollte. Es gibt der¬ 
zeit keine Informationen darü¬ 
ber, wie schwer die Verletzungen 
Temos sind. Er wird derzeit im 
Krankenhaus behandelt. 

Bereits am 25. Dezember wur¬ 
den bei einem Bombenanschlag 
in der Nähe des Busbahnhofes 
von Efrin insgesamt 16 Men¬ 
schen verletzt. 

Laut Angaben der westkur¬ 
dischen Asayi§-Kräfte, die für die 
Sicherheit in den Städten Roja- 





Bilanz des Staatsterrors im 
Dezember: 3 Tote, 243 Festnahmen 
und 31 Inhaftierungen 


Trotz des Waffenstillstand und 
des anhaltenden Lösungsprozes¬ 
ses hat der türkische Staat seine 
Repressionsmaschine gegen kur¬ 
dische Aktivistinnen wieder ver¬ 
stärkt. Allein im Dezember wur¬ 
den 243 kurdische Aktivistinnen 
festgenommen, von denen 31 
inhaftiert worden sind. Den 
Inhaftierten wird „Mitgliedschaft 
in einer Terrororganisation“ oder 
„Unterstützung einer Terrororga¬ 
nisation“ vorgeworfen. Bei der 
Zahl der Festgenommenen sind 
diejenigen Festnahmen, die infol¬ 
ge von Protesten und Demon¬ 
strationen stattfanden, nicht mit¬ 
gerechnet. Bereits im November 
waren 261 Menschen festgenom¬ 
men und 87 von ihnen inhaftiert 
worden. Damit sind in den letz¬ 
ten zwei Monate die Zahl der 
Festnahmen und Inhaftierungen 
deutlich gestiegen. 

Auch fällt auf, dass die türkischen 
Sicherheitskräfte vor allem im 
letzten Monat des Jahres 2013 
erneut deutlich gewalttätiger 
gegen kurdische Demonstratio¬ 
nen Vorgehen. Am 6. Dezember 
wurden bei einer Demonstration 
in Gever (Yüksekova) drei Men¬ 
schen durch Kugeln der Polizei 
ermordet. 


Festnahmewelle zum Jahresende 
in Wan, Qers, Sert, Cizir und 
Sirnex 

Erneut waren bei Festnahme¬ 
wellen kurdische Aktivistinnen 
das Ziel der türkischen Polizei. 
So wurden, in den Bezirken 
Saray und Ozalp in Wan (Van) 
bei Flausdurchsuchungen ins¬ 
gesamt neun Menschen festge¬ 
nommen. Unter den Festge¬ 
nommenen befinden sich auch 
Verantwortliche der Partei für 
Frieden und Demokratie 
(BDP). Vorgeworfen wird den 
Festgenommenen, dass sie 
„Unterstützung für eine Terro¬ 
rorganisation“ leisten. In Qers 
(Kars) waren kurdische Studie¬ 
rende das Ziel von Festnahmen. 
So wurden bei einer Razzia im 
Studentenheim der Kafkas Uni¬ 
versität in Qers sieben Studie¬ 
rende festgenommen. Den Stu¬ 
dierenden wird vorgeworfen, 
bei einer Demonstration in 
Qers aufgrund der Ermordung 
von drei kurdischen Zivilisten 
am 6. Dezember in Gever (Yük¬ 
sekova) Widerstand gegen die 
Polizei geleistet zu haben. Auch 
in Sert (Siirt) kam es zu Fest¬ 
nahmen. Dort wurden sechs 
Menschen bei Razzien festge- 


der 30-jährige Purya Esedi ver¬ 
gangene Woche ermordet, als er 
an einigen Mitgliedern des irani¬ 
schen Geheimdienstes vorbei¬ 
kam. Diese sollen laut Angaben 
der Familie von Esedi grundlos 
das Feuer auf ihn eröffnet haben. 
Die Familienangehörigen berei¬ 
ten sich auf eine Anklage gegen 
die Mörder von Esedi vor. 
ln der Region Flewreman wur¬ 
den am 29. Dezember fünf kur¬ 
dische Zivilisten festgenommen. 


(Mardin), Qoser (Kiziltepe), 
§emrex (Mazidagi), Amed 
(Diyarbakir), Rina (Urfa), 
Sewreg (Siverek), Weranjar 
(Viransehir), Curne Ref (FLil- 
van), Gurgum (Mara$), Qewlig 
(Bingöl) und Dersim zu Prote¬ 
sten und Kundgebungen anläss¬ 
lich des Jahrestages des Massa¬ 
kers. 

Sieben Festnahmen bei 
Roboski-Protest in Izmir 
Bei einer Kundgebung zum 
Jahrestag des Roboski-Massa- 
Icers wurden insgesamt sieben 
Menschen festgenommen. 


nommen. Eine weitere Person 
wurde zeitgleich aufgrund des¬ 
selben Vorwurfs in der westtür¬ 
kischen Stadt Manisa festge¬ 
nommen. Allen sieben wird 
„Mitgliedschaft in einer terrori¬ 
stischen Organisation“ vorge¬ 
worfen. 

Bei Festnahmeoperationen in 
Cizir (Cizre) und §irnex 
(§irnak) sind mindestens 23 
kurdische Aktivistinnen festge¬ 
nommen worden. Am 27. und 

28. Dezember führten türki¬ 
sche Polizisten und Spezialein¬ 
satzkräfte in Cizir in einer Viel¬ 
zahl von Häusern Razzien 
durch. Dabei wurden insgesamt 
fünf Menschen festgenommen. 
Mit welcher Begründung die 
Menschen festgenommen wur¬ 
den, wurde nicht bekannt¬ 
gegeben. 

In §irnex hingegen waren am 

29. Dezember 18 kurdische 
Jugendliche Ziel einer Festnah¬ 
mewelle. Ihnen wird vorgewor¬ 
fen, dass sie Mitglied in der 
„ Patriotisch-Revolutionären 
Jugendbewegung“ (YDG-H) 
sind und in deren Namen Stra¬ 
ßenkontrollen durchgeführt 
hätten. 

(ANF, 27-/29.12./1.1., ISKU) 


vas/Westkurdistans verantwort¬ 
lich sind, bei einer Pressekonfe¬ 
renz am 27. Dezember kam es 
im Jahr 2013 zu insgesamt 56 
Bombenanschlägen in Westkur¬ 
distan, 57 weitere Versuche von 
Bombenangriffen konnten 
durch die Asayi§-Kräfte vereitelt 
werden. (ANF, 28.12., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
AN HA Hawar 

Nachrichtenagentur 

Termine: 

Aktionstage „Wir fordern 
Gerechtigkeit“ 

Anlässlich des ersten Todestag 
von Sakine Cansiz, Fidan Dogan 
und Leyla §aylemez finden 
Kundgebungen in den Haupt¬ 
städten Europas und in vielen 
Städten Deutschlands statt. Die 
Stimme der Gerechtigkeit, des 
Friedens und Freiheit wird mit 
dem Widerstand und Kampf 
aller Frauen siegen! Für den Frie¬ 
dens- und Demokratieprozess in 
der Türkei ist die Aufklärung der 
Morde in Paris unverzichtbar! 

Zentrale Großdemonstration 
Samstag, 11. Januar, 10 Uhr 
Gare du Nord, Paris 

Kundgebungen am 9. Januar 
Stuttgart: 16:30 Uhr, Französi¬ 
sches Konsulat, Rotebühlplatz/ 
Stadtmitte, Hannover: 13 Uhr, 
Französisches Konsulat, Aegi- 
dientorplatz, Frankfurt: 11-18 
Uhr, Hauptwache, 14:30-15:30 
Uhr vor dem Französischen 
Konsulat, Darmstadt: 11-16 
Uhr Mahnwache, 16 Uhr 
Demo, Luisenplatz, Düsseldorf: 
11 Uhr, Französisches Konsulat, 
Martin-Luther-Platz, Mann¬ 
heim: 13-18 Uhr, Paradeplatz, 
Saarbrücken: 14-17 Uhr, Fran¬ 
zösisches Konsulat, Nürnberg: 
16:30 Uhr, Lorenzkirche, Gie¬ 
ßen: 14—17 Uhr, Löwengasse/ 
Seltersweg, Wien: 14 Uhr, Fran¬ 
zösische Botschaft, Schwarzen¬ 
bergplatz, Berlin (8.1.): 15 Uhr, 
Pariser Platz, München (8.1.): 
18 Uhr Französisches General¬ 
konsulat (Heimeranstr.) 

Demonstrationen am 9. Januar: 
Bremen: 16 Uhr, Hauptbahn¬ 
hof, Hamburg: 16 Uhr, Hach- 
mannplatz 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 


Iranisches Regime setzt Angriffe 
gegen Kurdinnen fort 


In der letzten Dezemberwoche 
kam es erneut zu mehreren 
Angriffen des iranischen Regi¬ 
mes gegen die kurdische Zivilbe¬ 
völkerung. So wurden in den 
ostkurdischen Städten Saqiz und 
§irme§ane zwei Personen durch 
iranische Sicherheitskräfte 
ermordet. In Saqiz wurde der 24- 
jährige Kawa Mistefayi aus bis¬ 
lang noch unbekannten Gründe 
von den Sicherheitskräften 
ermordet. In §irme$ane wurde 


-^Der zweite Jahrestag... 


sehen Ministerpräsidenten wei¬ 
ter und fragt, was zu tun ist. 
Erdogan gibt daraufhin persön¬ 
lich den Befehl zum Abschuss.“ 
Die Gedenkveranstaltung wur¬ 
de beendet, nachdem die Men¬ 
schen um 21.17 Uhr Ortszeit, 
dem Zeitpunkt des Roboski- 
Massakers, erneut den Friedhof 
besuchten, auf dem die Opfer 
des Massakers begraben liegen. 

Zeitgleich zu der Gedenkveran¬ 
staltung in Roboski kam es in 
den nordkurdischen Städten 
Wan (Van), Müf (Muf), Idir 
(Igdir), Sert (Siirt), Merdin 


Als Grund wurde genannt, sie 
hätten den Berg Derbende 
bestiegen. Die genaueren Grün¬ 
de und wie die Situation der fünf 
Personen derzeit ist, blieb bisher 
unklar. 

Zudem eröffnete in der Stadt 
Serdejt das iranische Militär auf 
einen Kurden das Feuer, 
wodurch dieser schwer verletzt 
wurde. Dieser habe versucht, 
illegal die Grenze zu passieren, so 
das Militär. (ANF 1■ 1-, ISKU) 


Nach einem Aufruf der Demo¬ 
kratischen Partei der Völker 
(HDP) wurde im Stadtzentrum 
von Izmir eine Gedenkkundge¬ 
bung für die Opfer des Robo- 
ski-Massakers veranstaltet. 
Anschließend wollte eine Grup¬ 
pe Jugendlicher eine Pressemit¬ 
teilung zum Roboski-Massaker 
und den Korruptionsaffären in 
den Reihen der türkischen 
Regierung verlesen. Die Polizei 
ließ dies allerdings nicht zu, 
griff die Jugendlichen an und 
nahm schließlich insgesamt sie¬ 
ben von ihnen fest. 

(ANF 28.12., ISKU) 


Nr 653 1\J 111 P P 

10. Januar 2014 A 


_ tshu 

Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Demonstrationen gegen die 
Morde in Paris haben begonnen 


In den Städten Riha (Urfa), 
Bismil, __ Izmir, Wan (Van), 
Mersin, Idir (Igdir), Amed (Diy- 
arbakir), Sert (Siirt), Mardin 
und istanbul wurden in Geden¬ 
ken an die PKK-Mitbegründe- 
rin Sakine Cansiz, die Vertrete¬ 
rin des kurdischen Nationalkon¬ 
gresses Fidan Dogan und die 
Jugendaktivistin Leyla Saylemez, 
die am 9. Januar 2013 in der 
französischen Hauptstadt Paris 
ermordet wurden, öffentliche 
Presseerklärungen verlesen und 
Demonstrationen durchgeführt. 
Auf den Demonstrationen, die 
von der Demokratischen Freien 
Frauenbewegung (DÖHK) und 
der BDP organisiert wurden, 
wurde bekundet, dass man bis 


zur Aufklärung der Morde wei¬ 
ter protestieren werde. Auf den 
Demonstrationen wurden Fah¬ 
nen der PKK und KCK sowie 
Porträts der kurdischen Füh¬ 
rungspersönlichkeit Abdullah 
Öcalan getragen. 

Erklärung der PAJK aus den 
Gefängnissen 

Mitglieder der PAJK (Partei der 
Freien Frau in Kurdistan) in den 
türkischen Gefängnissen haben 
in einer schriftlichen Erklärung 
alle Frauen dazu aufgerufen, für 
die Aufklärung des Massakers zu 
rotestieren. Mit dem Geden- 
en an die drei ermordeten 
Frauenaktivistinnen solle man 
den Aufbau der Demokratischen 


Nation verwirklichen und den 
Lösungsprozess stärken. 

ABDEM: Am 11. Januar 
in Paris 

Der europäische Rat für Frieden 
und Demokratie (ABDEM) hat 
in einer schriftlichen Erklärung 
alle in Europa lebenden Frauen 
und Demokraten zur Teilnahme 
an der am 11. Januar stattfin¬ 
denden Demonstration in Paris 
(Gare du Nord, 10 Uhr) aufge¬ 
rufen. ln der Erklärung heißt es 
unter anderem: „Jetzt ist es an 
der Zeit, diese Schmerzen am 
11. Januar in Widerstand umzu¬ 
setzen. Das Massaker in Paris 
war ein Angriff auf die freie 
Frau.“ (YÖP 4.1., IS KU) 


Internationale Kampagne für 
inhaftierte kurdische 
Journalistinnen in der Türkei 


Für die seit zwei Jahren in der 
Türkei inhaftierten kurdischen 
Journalistinnen wurde eine 
internationale Unterschriften¬ 
kampagne gestartet. Bekannte 
Journalistinnen aus der Türkei 
und Mogens Bücher Bjerregärd, 
Vorsitzender der Europäischen 
Journalistinnen Föderation 
(EFJ), unterstützen die Kam- 
agne. In einer Erklärung zum 
tart der Kampagne wird der 
Prozess gegen die Journalistin¬ 
nen als „größter Journalistln- 
nen-Prozess der Geschichte“ 
bezeichnet. 

In einer großangelegten Polizei¬ 
operation gegen kurdische 
Medien, einschließlich Azadiya 
Welat, Ozgür Gündem, DlHA, 
ANF, Firat Dagitim und Demo- 
kratik Modernite, wurden die 
Journalistinnen am 20. Dezem¬ 
ber 2011 verhaftet. Im Rahmen 
der KCK-Verfahren (Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans), die sich gegen alle Berei¬ 
che der kurdischen Politik und 
Zivilgesellschaft richten, wur¬ 
den sie beschuldigt, Verbindun¬ 
gen zum “KCK-Pressekomitee“ 
zu unterhalten. Am 10. Septem¬ 
ber 2012 begann der Prozess 
egen 46 Journalistinnen, von 
enen zu diesem Zeitpunkt 36 
im Gefängnis saßen. Derzeit 
sind 19 kurdische Journalistin¬ 
nen inhaftiert. 


Nach Angaben der Nachrichte¬ 
nagentur DIHA erklärten fol¬ 
gende Journalistinnen öffent¬ 
lich ihre Unterstützung für die 
Kampagne: Ash Aydinta§ba§, 
Aydin Engin, Ahmet Hakan, 
Ece Temelkuran, Eren Keskin, 
Hasan Cemal, Hüseyin Aykol, 
Kadri Gürsel, Murathan Mun- 

f an, Nadire Mater, Nuray 
.lert, Oral (Jalijlar, Pinar 
Ögün^, Ragip Duran, Ragip 
Zarakolu, Tarhan Erdem, 
Tugrul Eryilmaz und Yildinm 
Türker, sowie der Vorsitzende 
der Europäischen Jounalisten 
Föderation Bjerregärd. 

Die Unterschriftenkampagne 
wird in den nächsten Tagen 
beginnen und soll zeitlich mit 
der Fortsetzung des Prozesses 
am 13. Januar zusammenfallen. 

Der Ankündigungstext lautet: 

“Am 20. Dezember 2011 starte¬ 
te die Polizei eine Reihe von 
koordinierten Operationen 
(„ KCK-Presse-Operationen“ 
genannt), bei den Razzien gegen 
Medienorganisationen und Pri¬ 
vatwohnungen wurden 46 Jour¬ 
nalistinnen verhaftet. Betroffen 
waren Organisationen, die in 
der Tradition freier, kurdischer 
Medien stehen, und deren Mit¬ 
arbeiter. 

Das größte Journalistinnenver¬ 
fahren der Geschichte begann. 


Die Verhafteten wurden zur 
Zielscheibe, weil sie oppositio¬ 
nell waren, das Unsichtbare zu 
Tage förderten und über das 
schrieben, über das sonst nicht 
geschrieben wurde“. 36 kurdi¬ 
sche Journalistinnen wurden 
inhaftiert. Sechs Monate später 
wurde eine Anklageschrift aus¬ 
gestellt, in der ihre journalisti¬ 
schen Aktivitäten als .Beweisma¬ 
terial“ aufgeführt wurden. (...) 
19 dieser Journalistinnen sind 
noch immer in Haft. In den 
zwei Jahren, in denen sie ihrer 
Freiheit beraubt waren, wurde 
unser Recht auf wirkliche Infor¬ 
mationen immer geringer. So 
wie 1994, als auf (die Zeitung) 
Ozgür Ulke ein Bombenan¬ 
schlag verübt wurde und inhaf¬ 
tierte Journalistinnen titelten 
.dieses Feuer wird auch Euch 
verbrennen“, womit sie sagen 
wollten, ,auch Ihr braucht Frei- 
heit“, brauchen alle auch heute 
diese Journalistinnen. Über uns 
sagen sie erneut: Meinungsfrei¬ 
heit, Demokratie und Freiheit 
für alle. Die inhaftierten Journa¬ 
listinnen werden am 13. Januar 
wieder vor Gericht stehen. Wir, 
die wir wissen, dass es ohne Mei- 
nungs- und Redefreiheit keine 
Demokratie und Freiheit geben 
kann, bekräftigen hiermit, dass 
journalistische Arbeit kein ^er¬ 
brechen“ darstellt, wir hinter den 


Meldungen: 

Sariyildiz: Solange Öcalan nicht 
frei ist, sind auch wir nicht frei 
Die beiden kürzlich aus der Haft 
entlassenen BDP-Abgeordneten 
aus §irnex (Sirnak), Sdma Irmak 
und Faysal Sariyildiz sind in 
ihren Wahlkreis Cizir/§irnex 
(Cizre/ Sirnak) gefahren und 
wurden dort von nahezu 20.000 
Menschen empfangen. Bei dem 
Zusammentreffen, das eher den 
Charakter einer Großkundge¬ 
bung hatte, erklärte Faysal 
Sariyildiz in seiner Rede: „Ich 
richte aus Cizir meine Grüße an 
den Repräsentanten des kurdi¬ 
schen Volkes, Abdullah Öcalan 
in Imrali aus. Bis er in Freiheit 
ist, werden wir unseren Kampf 
ohne Angst vor dem Tod oder 
Festnahmen weiter verstärken. 
Alle unsere Freundinnen in den 
Gefängnissen denken das gleiche. 
Die Gesundheits- und Lebensbe¬ 
dingungen von Herrn Öcalan 
müssen in einer angemessen 
Weise verbessert werden. Der 
Weg für eine demokratische Poli¬ 
tik muss geöffnet werden.“ 

(ANF, 4.1., ISKU) 

Luftangriff der syrischen Armee 
auf kurdisches Dorf: Sechs Tote 
Bei einem Luftangriff der syri¬ 
schen Armee auf das Dorf ihris 
im Gebiet Azzaz bei Aleppo sind 
mindestens sechs Zivilisten ums 
Leben gekommen, neun weitere 
wurden verletzt. Der Luftangriff 
ereignete sich am 6. Januar gegen 
10:00 Uhr Ortszeit. Zwei Piäuser 
sind durch den Luftangriff völlig 
zerstört worden, eine Vielzahl 
weiterer Häuser wurde beschä¬ 
digt. (ANF, 6.1., ISKU) 

DÖDEF: Die Kraft der 
Jugend wird die faschistische 
Mentalität beseitigen 
Mitglieder der Föderation demo¬ 
kratisch-studentischer Vereine 
(DÖDEF) haben auf dem zen¬ 
tralen Galatasaray Platz in Istan¬ 
bul gegen die in letzter Zeit ver¬ 
mehrten polizeilich-zivilen fa¬ 
schistischen Angriffe auf kurdi¬ 
sche Jugendliche protestiert. Die 
protestierenden Studentinnen 
erklärten, dass die stärkste Ant¬ 
wort auf diese systemische rassi¬ 
stische Politik eine verstärkte 
Organisierung sei und man die¬ 
ser faschistischen unmensch¬ 
lichen Mentalität mit Hilfe der 
jugendlichen Dynamik nirgends 
Platz lassen werde. 

Die DÖDEF-Mitglieder mach¬ 
ten auf der Protestkundgebung 
neben den letzten Angriffen auf 
kurdische Jugendliche in Bolu, 
Erzurum, Konya, Afyon und 
weiteren Städten auch auf das 
Massaker in Roboski aufmerk¬ 
sam, bei dem 34 kurdische Zivi- 





Folter an minderjährigen Gefangenen 
im Sincan-Gefängnis in Ankara 


Insgesamt zwölf minderjährige 
Gefangene wurden in der 
Jugendvollzugsanstalt des Sin¬ 
can Gefängnisses von bis zu 40 
Gefängniswärtern gefoltert. 
Das berichteten die Angehöri- 

f ;en der Gefangenen, die am 2. 
anuar den Fall an den Men¬ 
schenrechtsverein (IFFD) in 
Ankara meldeten. Noch am sel¬ 
ben Abend besuchte eine Dele¬ 
gation des IHD das Gefängnis 
und sprach mit den betroffenen 
Gefangenen. Auf einer Presse¬ 
konferenz am Folgetag erklärte 
Fatma Güne§, Sprecherin des 
IFFD in Ankara, dass in die Zel¬ 
len der Opfer der Folter ein 
gelbliches Gas gesprüht wurde, 
mit den die Jugendlich außer 
Gefecht gesetzt wurden. 
Anschließend sollen sie immer 
wieder Schlägen durch die Wär¬ 
ter ausgesetzt worden sein. 
Einer der Gefangenen soll 
immer wieder gegen die Wand 
geschlagen worden sein und 
habe eine tiefe Wunde davon 
am Kopf. 

Güne$ erklärte auf der Presse¬ 
konferenz am 3. Januar den 


Fiergang der Ereignisse wie 
folgt: „Laut Angaben der 
Jugendlichen sei ein Gefange¬ 
ner am 1. Januar krank gewe¬ 
sen, weswegen er bei der Zäh¬ 
lung nicht aus seiner Zelle 
gehen wollte. Der Wärter for¬ 
derte den Jungen auf, aus seiner 
Zelle rauszukommen, anson¬ 
sten werde er die Zählung nicht 
beenden.“ Anschließend^sei es 
zu einem Wortgefecht gekom¬ 
men, bei dem der Wärter den 
Gefangenen beleidigt und über 
sein Funkgerät nach Verstär¬ 
kung verlangt habe. „Dann 
sind nach Angaben der Jugend¬ 
lichen bis zu 40 Wärter in die 
Zelle C-10 gestürmt. Sie haben 
insgesamt vier Gefangene ver¬ 
prügelt und einen von ihnen 
mehrfach gegen die Wand 
geschlagen.' Die inhaftierten 
Jugendlichen der Zelle C-12 
hätten später verlangt, die von 
den Wärtern geschlagenen 
Gefangenen zu sehen, doch die 
Wärter hätten die Türen abge¬ 
schlossen. „Die Gefangenen 
der Zelle C-12 haben darauf¬ 
hin immer wieder gegen die 


Türen geschlagen und Parolen 
gerufen. Sie erzählen, dass sie 
einen Angriff der Wärter 
befürchteten, weswegen sie die 
Treppe mit Tischen verbarrika¬ 
dierten. Als die Wärter und der 
Gefängnisdirektor später 
kamen, forderten diese die 
Gefangenen auf, die Tische zu 
entfernen. Die Gefangenen 
weigerten sich und die Wärter 
konnten zunächst nicht zu 
ihnen hoch. Anschließend ver¬ 
sprühten die Wärter ein gelbes 
Gas in Richtung der Gefange¬ 
nen, wodurch diese außer 
Gefecht gesetzt wurden. Nach¬ 
dem die Wärter zu den minder¬ 
jährigen Gefangenen gelang¬ 
ten, schlugen sie auf diese 
immer wieder ein“ erklärt 
Güne$. 

Bereits zuvor sollen die Gefan¬ 
genen der Zelle C-12 immer 
wieder vom Gefängnisdirektor 
bedroht worden sein. Auch 
wurden Gefängnisbesichtigun¬ 
gen von Parlamentsabgeordne¬ 
ten in Sincan mit willkürlichen 
Begründungen abgelehnt. 

(ANF, 3.1., ISKU) 


BDP-Abgeordnete Yildirim und Ayhan 
aus Haft entlassen 


Die beiden inhaftierten BDP 
Abgeordneten Gülser Yildirim 
und Ibrahim Ayhan wurden am 
3. Januar durch den Beschluss 
des 5. Strafgerichtshof von 
Diyarbakir aus der FFaft entlas¬ 
sen. Beide Abgeordnete befanden 
sich aufgrund von KCK-Verfah¬ 
ren seit 2009 in FFaft. Am Nach¬ 
mittag des 3. Januar wurde 
Yildirim aus dem E-Typ-Gefäng- 
nis von Mardin und Ayhan aus 
dem D-Typ-Gefängnis von 
Diyarbakir entlassen. In einem 
ersten Statement erklärte die 
BDP-Abgeordnete von Merdin 
Yildirim, dass sie sich nicht wirk¬ 
lich über die Entlassung freuen 
könne, wenn zugleich weiterhin 
tausende kurdische Aktivistinnen 
hinter Gittern bleiben müssen. 


Bei den Parlamentswahlen 
2011 wurden insgesamt sechs 
Kandidatinnen der Partei für 
und Frieden Demokratie 
(BDP) ins Parlament gewählt, 
die zum Zeitpunkt derWahlen 
als politische Gefangene in 
Haft saßen. Obwohl die Unter¬ 
suchungshaft bei der Wahl ins 
Parlament ausgesetzt werden 
müsste, blieben diese sechs 
Kandidatinnen nach ihrer Wahl 
weiterhin in Haft. Einem der 
inhaftierten Abgeordneten, 
Hatip Diele, wurde das Abge¬ 
ordnetenmandat daraufhin ab¬ 
erkannt. Nach der Haftent¬ 
lassung von Yildirim und 
Ayhan wird in den nächsten 
Tagen auch die Haftentlassung 
der inhaftierten BDP-Abgeonf- 


neten Faysal Sariyildiz, Selma 
Irmak und Kemal Akta§ erwar¬ 
tet. 

Während auf der einen Seite 
Yildirim und Ayhan nun vor¬ 
erst in die Freiheit entlassen 
wurden, hat andererseits am 28. 
Dezember das türkische Beru¬ 
fungsgericht eine Haftstrafe 
von 8 Jahren und 9 Monaten 
gegen die Ko-Vorsitzende der 
HDP und Istanbul-Abgeordne¬ 
te Sebahat Tuncel einstimmig 
bestätigt. Ihr wird „MitgliedJ 
schaft in der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK)“ vorgewor¬ 
fen. Tuncel droht ihre Abgeord¬ 
neten-Immunität zu verlieren 
und muss dann ihre Gefängnis¬ 
strafe antreten. 

(ANF, 3.1., ISKU) 


- Internationale Kampagne für ... 


inhaftierten Journalistinnen ste¬ 
hen und wir ihre Freiheit for¬ 
dern.“ 

Sedat Yilmaz, Gründungsmit¬ 
glied der Türkischen Journalisten 
Gewerkschaft (TGS) und Her¬ 
ausgeber von Özgür Gündem, 
sagte zu den Gründen für die 
Kampagne: „Wir haben die 
Kampagne gestartet, weil wir es 
nicht zulassen werden, dass unse¬ 
re Freunde und Freundinnen, die 
den Preis für die antidemokrati¬ 
schen Strukturen und ein rück¬ 
ständiges, rassistisches Verständ¬ 
nis von Pressefreiheit zahlen, ver¬ 


gessen werden. Das Verfahren 
gegen unsere Freundinnen wird 
nun fortgesetzt. Der Hinter- 

f rund der Krise, in der sich die 
urkei gegenwärtig befindet, 
wird im Prozess ausgeblendet 
(...) Unsere Freundinnen, die 
sich mit ihren Stiften für Mei¬ 
nungsfreiheit und eine Lösung 
der Fturdischen Frage einsetzen, 
sind in einem Kampf zwischen 
tiefem Staat und Parallelstaat, mit 
dem sie nichts zu tun haben, als 
Geiseln genommen worden.“ 

Die Namen der 19 inhaftierten 
Journalistinnen lauten: 


Semiha Alankuf, Ayse Oyman, 
Nahide Ermi$, Dilek Demiral, 
Sibel Güler, Nevin Erdemir, 
Yüksel Gerup, Kenan Kirkaya, 
Mazlum Özdemir, Ertuf Boz- 
kurt, Mehmet Emin Yildirim, 
Turabi Kifin, Nurettin Firat, 
Hüseyin Deniz, Haydar Tekin, 
§ehmus Fidan, Davut U^ar, 
Ramazan Peköz und Mikail 
Barut. (ANF, 4.1., DhG, ISKU) 

Die Kamapgne kann unter 
http: //europe.ifj .org/en/pages / 
turkey-campaign-set-journa- 
lists-free unterstützt werden 


listen durch die türkische Luft¬ 
waffe massakriert wurden. 

(ANF, 4L, ISKU) 

Kranker Gefangener verstorben 
Der schwerkranke Seyithan 
Ta§kiran, der im E-Typ-Gefäng- 
nis von Bitlis inhaftiert war, ver¬ 
starb in der Nacht zum 3. Janu¬ 
ar. Der 44-jährige PKK-Gefan- 
gene hatte 18 Tage zuvor in sei¬ 
ner Zelle einen FFerzinfarkt erlit¬ 
ten und wurde daraufhin auf der 
Intensivstation des Dursun 
Odabasi-Krankenhauses in Van 
behandelt. 

Ahmet Aygün, der Vorsitzende 
von TUPFAY-DER in Van, sagte, 
die Tode in türkischen Gefäng¬ 
nissen seien die Folge der 
Zusammenarbeit zwischen Gla- 
dio und dem Parallel-Staat, und 
erinnerte an den Tod einer ande¬ 
ren Gefangenen, Nilgün Kurt, 
die letztes Jahr im selben Gefäng¬ 
nis starb. 

Der 6. Strafgerichtshof von 
Diyarbakir verurteilte Tajkiran 
2009 zu lebenslanger Haft 
wegen angeblicher Verbindung 
zu einem bewaffneten Angriff, 
bei dem am 5. Oktober 1993 im 
Stadtviertel Selahattin des 
Bezirks Silvan (Diyarbakir/ 
Amed) fünf Menschen starben. 
Tajkiran wurde Aufgrund der 
Zeugenaussage eines 13-Jährigen 
verhaftet. 

Ta§kirans Bruder Murat erklärte, 
dass sein Bruder vor zwei Jahren 
ins E-Typ-Gefängnis von Bitlis 
verlegt wurde, nachdem er zuvor 
in Diyarbakir und Batman 
inhaftiert gewesen war. Als sein 
Buder den Herzinfarkt erlitt, war 
er in einer Einzelzelle und so 
konnte nicht rechtzeitig interve¬ 
niert werden. 

Nach aktuellen Zahlen des 
Justizministeriums, die nach 
einer parlamentarischen Anfrage 
der BDP-Abgeordneten Ayla 
Akat Ata bekannt gegeben wur¬ 
den, starben in den letzten 13 
Jahren 2300 Gefangene in türki¬ 
schen Gefängnissen. (...) Gegen¬ 
wärtig befinden sich 163 schwer¬ 
kranke Gefangene in türkischen 
Gefängnissen. 

(ANF, 4L, DhG) 
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Abdullah Öcalan: Wir werden 
kein Ol ins Feuer gießen 


Eine Delegation der Partei für Frie¬ 
den und Demokratie (BDP) und 
der Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker (HDP) hat am Samstag den 
inhaftierten kurdischen Volksreprä¬ 
sentanten Abdullah Öcalan auf der 
Gftangnisinsel Imrali besucht. 
Nach dem Gespräch mit Öcalan 
veröffentlichte die BDP-HDP- 
Delegation eine schriftliche Erklä¬ 
rung, in der Öcalan eine Fortset¬ 
zung des Friedensprozess anmahnt 
und die Türkei vor einem weiteren 
Putschversuch warnt. Nachfolgend 
die vollständige Erklärung ins 
Deutsche übersetzt: 

„Ich feiere das neue Jahr mit der 
Hoffnung, dass für unsere Völker 
Frieden, Demokratie und Freiheit 
Wirklichkeit werden. 

Während ich mit großem Respekt 
Sakine Cansiz, Fiaan Dogan und 
Leyla Saylemez, deren Namen 
zum Symbol des Freiheitskampfes 
geworden sind, gedenken will, 
möchte ich deutlich machen, dass 
wir die Verantwortlichen für die¬ 
ses abscheuliches Massaker zur 
Rechenschaft ziehen werden. Die 
wirksamste Antwort auf dieses 
Massaker, welches das Ende des 
Friedensprozesses zum Ziel hatte, 
wäre, trotz aller Hindernisse, 
weiterhin an einer Lösung für 
einen dauerhaften und sicheren 
Frieden zu arbeiten. Wir werden 
diesen Frieden und die demokra¬ 
tische Lösung all unseren Märty¬ 
rerinnen und Genossinnen wid¬ 
men, die im Freiheitskampf gefal¬ 
len sind. 

Wenn Krieg die Hölle ist, dann 
ist Frieden das Paradies 

Der gegenwärtige Prozess, den 
wir begonnen haben und der 
historische Resultate erzielen 
wird, kann ich wie folgt beschrei- 


Ein im Internetportal Youtube 
veröffentlichter Audiomitschnitt, 
in dem mutmaßliche Agenten des 
türkischen Geheimdienstes MIT 
die Ermordung kurdischer Exil¬ 
politiker planen, belastet die 
AKP-Regierung von Ministerprä¬ 
sident Recep Tayyip Erdogan 
schwer. Die Aufnahme soll von 
Omer Güney stammen, dem 
mutmaßlichen Mörder der Mit¬ 
begründerin der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) Sakine Cansiz, 
der kurdischen Diplomatin Fidan 
Dogan und der Jugendaktivistin 
Leyla Saylemez vor einem Jahr in 
Paris. »Güney gab mir die Auf- 


ben: Wenn Krieg die Hölle ist, 
dann ist der Frieden das Paradies. 
Während wir einen Fuß aus der 
Hölle genommen haben, warten 
wir auf den anderen Fuß, der 
wegen der Hindernisse, die uns in 
den Weg gelegt werden, in der 
Schwebe ist. 'Vir arbeiten an 
einem geeigneten Rahmen für 
den Friedensprozess. Trotz aller 
Hindernisse ist unser Wunsch 
nach Frieden so groß wie am 
allerersten Tag. Es ist doch allen 
bewusst, dass wir nicht für immer 
in der Schwebe bleiben können. 
Um unsere Region und unsere 
Heimat vom Krieg zu befreien, 
müssen alle dringend ihren 
Willen für eine demokratische 
Lösung zum Ausdruck bringen. 
Die jüngsten Ereignisse haben 
gezeigt: wenn der Friedensprozess 
nicht sofort gestärkt und Ände¬ 
rungen für eine vollständige 
Demokratisierung des Landes 
nicht vorgenommen werden, 
werden inländische und ausländi¬ 
sche Kräfte, die Feinde der 
Demokratie sind und auf einen 
Krieg setzen, das Land schnell in 
einem Krieg stürzen. Diese 
Mächte haben in den letzten zwei 
Jahrhunderten mit Staatsstrei¬ 
chen Öl ins Feuer gegossen. Der 
gegenwärtige Prozess, den wir 
entwickelt naben, ist ein Anti- 
Putsch-System und hat den Auf¬ 
bau einer demokratischen Gesell¬ 
schaft zum Ziel. 

Wir werden kein 
Öl ins Feuer gießen 

Ich möchte auf zwei wichtige 
Dinge, die jeder innerhalb und 
außerhalb des Friedensprozesses 
wissen muss, aufmerksam 
machen: Diejenigen, die das Land 
in Flammen eines weiteren Put¬ 


nahmen zur Aufbewahrung und 
Veröffentlichung, wenn notwen¬ 
dig. Er sagt, der MIT benutze 
ihn«, erklärt ein anonymer Veröf- 
fentlicher, der sich als Verwandter 
Güneys ausgibt. Bekannte 
Güneys bestätigten gegenüber der 
kurdischen Nachrichtenagentur 
Firat, daß es sich auf dem Band 
tatsächlich um dessen Stimme 
handelt. 

Güney war in einem kurdischen 
Kulturverein in Paris aktiv. Doch 
wie kurdische Journalisten später 
herausfanden, ist der nach den 
Morden an den drei Kurdinnen 
verhaftete türkischstämmige Gü- 


sches setzen wollen,..sollten wis¬ 
sen, dass wir kein Öl ins Feuer 
gießen werden. Wir werden uns 
gegen jeden weiteren Putschver¬ 
such stellen. Doch diejenigen, die 
sich dem Prozess der Demokrati¬ 
sierung nur widerwillig nähern, 
sollten wissen, dass die einzige 
Möglichkeit, dieses Feuer zu 
löschen, in einem dauerhaften 
und demokratischen Frieden 
liegt. 

Der gegenwärtige Prozess kann 
nicht mehr länger ohne ernste 
Absichten und mit dem Fehlen 
eines verfassungsrechtlichen Rah¬ 
men geführt werden. Der effek¬ 
tivste Weg, die Putschisten zu ver¬ 
urteilen, ist es, ein klares, detail¬ 
liertes und demokratisches Pro¬ 
gramm für die Verhandlungen zu 
entwickeln. Heute sind es nur 
verfassungsrechtliche Regelun- 
en, die bis heute aus unerklär- 
chen Gründen immer verscho¬ 
ben wurden. Aber die Geschichte 
wird diejenigen, die eine demo¬ 
kratische Verfassung vernachläs¬ 
sigt haben, bestrafen. 

Umfassender Brief an das arme¬ 
nische Volk 

Bevor ich zum Ende komme, 
möchte ich an den Kämpfer und 
geschätzten Sohn des armeni¬ 
schen Volkes, unseren Bruder 
Hrant (Dink), erinnern. Ich 
hoffe, mich mit einem umfassen¬ 
den Brief zum Jahrestag der 
Ermordung von Hrant Dink an 
das armenische Volk wenden zu 
können. Einmal mehr möchte ich 
den Friedensmüttern, den Frau¬ 
en, der Jugend und allen politi¬ 
schen Gefangenen, speziell den¬ 
kranken Gefangenen, meine 
herzlichsten Grüße ausrichten.“ 
(ANF/DK, 12.1., ISKU) 


ney ein Anhänger der faschisti¬ 
schen Grauen Wolfe. Ein früherer 
V-Mann des türkischen Geheim¬ 
dienstes MIT identifizierte ihn 
gegenüber der kurdischen Tages¬ 
zeitung Özgür Gündem zudem 
als »unseren Mann in Paris«. 

Die jetzt aufgetauchten Aufnah¬ 
men eines Gespräches von Güney 
mit zwei Männern, von denen es 
im Vorspann heißt, daß sie dem 
MIT angehören, sind ein weiterer 
Hinweis auf dessen Agententätig¬ 
keit. Darin berichtet Güney, wie 
er die Möglichkeit gehabt hätte, 
einen PKK-Kader während eines 
Ausflugs in einem Wald »auszura- 


Meldungen: 

Öcalans Anwältlnnen stellen 
neuen Besuchsantrag 

Die Anwältlnnen des inhaftier¬ 
ten PKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan haben erneut bei der 
Staatsanwaltschaft Bursa bean¬ 
tragt, ihren Mandanten auf der 
Gefängnisinsel Imrali besuchen 
zu können. Seit dem 27. Juli 
2011 hat Öcalan keinen 
Anwaltsbesuch mehr erhalten 
können; entsprechende Anträge 
wurden immer wieder mit 
Begründungen wie „schelchtes 
Wetter“ oder „defektes Schiff“ 
abgelehnt. (DIHA, 16.1., ISKU) 

243 Politikerinnen der BDP 
noch immer in Haft 

Vor einigen Tagen wurden die 
Parlamentsabgeordneten Gülser 
Yildirim, SeEna Irmak, Faysal 
Sanytldiz, Ibrahim Ayhan und 
Kemal Aktas nach einer Ent¬ 
scheidung des Verfassungsgericht 
aus der Untersuchungshaft ent¬ 
lassen. Jedoch sitzen immer noch 
243 gewählte Politikerinnen, 
darunter die Bürgermeister von 
Elih (Batman), Sirnex (Sirnak) 
und idir (Igdir) sowie der in das 
Parlament gewältlte Hatip Diele, 
welcher von allen Abgeordneten 
bei den Wahlen 2009 die höchste 
Stimmzahl hatte, in türkischen 
Gefängnissen. 

Tausende Menschen wurden 
während der seit 2009 andauern¬ 
den KCK-Operationen in 
Gewahrsam genommen, ln man¬ 
chen Städten wie Elih, Sirnex, 
Idir und Wan (Van) wurden 
nahezu alle Abgeordneten festge¬ 
nommen. Die Operationen tref¬ 
fen auf heftigen Widerstand des 
kurdischen Volkes. 

Trotzdem befinden sich weiter¬ 
hin 15 Bürgermeisterinnen und 
183 Provinz- und Gemeindeab¬ 
geordnete in Haft. Trotz jahre¬ 
langer Untersuchungshaft sitzen 
die meisten noch in Gefängnis¬ 
sen. Einige Bürgermeister wur¬ 
den zwar frühzeitig entlassen, 
aber durften dann ifrr Amt nicht 
mehr ausüben. 

Insgesamt wurden seit Anbeginn 
der KCK-Operationen 7748 Per¬ 
sonen in Gewahrsam genom¬ 
men, von denen 3895 verhaftet 
wurden. Die Verhaftungswelle 
setzt sich immer noch fort. Erst 
vor kurzem wurden wieder hun¬ 
derte kurdische Zivilistinnen, 
Politikerinnen und Anwältlnnen 
festgenommen. Nach der Freilas¬ 
sung der fünf Parlamentsabge¬ 
ordneten erhofft man sich, dass 
auch die 243 gewählten Politike¬ 
rinnen entlassen werden. Die 
Anwaltskammer der Provinz 
Amed (Diyarbakir) stellte dem 
Strafgerichtshof schon einen 
Antrag. (DIHA/DK, 6.1., ISKU) 


Paris: Regierung unter Mordverdacht 




Roboski: Unsere Suche nach Gerech¬ 


tigkeit wird verstärkt fortgesetzt! 


Der Vorsitzender des Menschen¬ 
rechtsvereins der Türkei (IHD) 
Öztürk Türkdogan reagierte 
empört auf die Entscheidung der 
Militär-Staatsanwaltschaft, dass 
zum Massaker von Roboski 
„keine weiteren Untersuchungen 
notwendig“ seien. „Noch immer 

t ibt es in der Türkei keine Bestra- 
tng bei Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit“, so der 1HD- 
Vorsitzende. Türkdogan fügte 
hinzu, es sei amtlich, dass der 
Befehl zum Angriff vom General¬ 
stabsvorsitzenden der türkischen 
Streitkräfte Ozel kam. Die Staats¬ 
anwaltschaft habe einen ernsthaf¬ 
ten Fehler gemacht, in dem Ozel 
als „nicht verdächtigt“ bezeichnet 
worden ist. 

Die Militär-Staatsanwaltschaft 
hat ihre Untersuchungen zu dem 
Roboski-Massaker für beendet 
erklärt und ist zu dem Ergebnis 

f ekommen, dass keine weiteren 
Jntersuchungen notwendig 
seien. Aus dem Beschluss geht 
hervor, dass der Befehl zum 
Angriff vom Generalstabsvorsit¬ 
zenden Necdet Ozel erteilt 
wurde. Bei dem Luftangriff im 
Dezember 2011 sind 34 Men¬ 
schen getötet worden. 

Türkdogan ging gegenüber ANF 
vor allem auf die Seite 7 des 
Beschlusses ein: „Dort steht, dass 
der Befehl zur Bombardierung 
vom Generalstabsvorsitzenden 
gekommen ist. Es ist eindeutig 


bekannt, von wem der Befehl 
erteilt worden ist.“ Ihm seien alle 
Informationen zugekommen, 
und er habe dann um 20:00 Uhr 
den Befehl zu Bombardierung 
erteilt. Aber trotzdem taucht sein 
Name nicht unter den Beschul¬ 
digten auf. 

Außerdem heißt es in „dem 
Beschluss, dass durch die Über¬ 
wachung mit Drohnen festgestellt 
werden konnte, dass die Personen 
keine Waffen getragen haben, 
aber im Zweifel hätten es auch 
bewaffnete Kämpfer gewesen sein 
können. Aus diesem Grund sei 
der Befehl zur Bombardierung 
erteilt worden. „Erstens: Die 
unbewaffneten Personen hätte 
man als Zivilisten erkennen kön¬ 
nen und den Befehl zur Bombar¬ 
dierung nicht erteilen dürfen. 
Zum Zweiten: Auch wenn es 
bewaffnete Militante der Organi¬ 
sation gewesen wären, hätte trotz¬ 
dem nicht so ein Befehl erteilt 
werden dürfen“, kritisierte 
Türkdogan. Die Gruppe sei nicht 
aufgefordert worden, stehenzu- 
bleihen oder sich zu ergeben. So 
sei der Beschuss nicht zu rechtfer¬ 
tigen. 

Nach Paragraf 24 des Türkischen 
Strafgesetzbuches seien bei 
unrechtmäßigen Befehlen sowohl 
die Ausführenden wie auch die 
Befehlsgebenden zur Rechen¬ 
schaft zu ziehen. „So steht es im 
Gesetzbuch. Es werden Befehle 


gegeben, Zivilisten sterben, aber 
die Befehlsgeber werden nicht 
verurteilt bzw. nicht angeklagt“, 
so Türkdogan. 

Verbrechen gegen die Mensch¬ 
lichkeit werden in der Türkei 
nicht verfolgt. Besonders gegen 
Kurdinnen und Kurden werde 
diese Politik deutlich. Von fairen 
Strafprozessen, dem Schutz der 
Persönlichkeitsrechte könne 
nicht gesprochen werden, so 
Türkdogan. Der vorliegende 
Beschluss führe uns auch die 
Armseligkeit der Justiz vor 
Augen. Er zeige, wenn der Staat 
betroffen sei, werde die Justiz 
außer Kraft gesetzt. Das sei so 
nicht zu akzeptieren. Die Türkei 
kann mit Gerichten, die mit 
Sonderrechten ausgestattet sind 
und mit Militär-Gerichten so 
nicht mehr weiter machen; diese 
Gerichte müssen geschlossen 
werden. 

„Wer diesen Beschluss liest 
erkennt, dass Zivilisten ermordet 
worden sind. Das ist passiert, 
aber kein einziger Mensch wird 
angeklagt. Es gibt in diesem Land 
keine Gerechtigkeit. Das was in 
Roboski passiert ist, ist ein Ver¬ 
brechen gegen die Menschlich¬ 
keit. Bei Straftaten dieser Art gibt 
es keine Verjährungsfrist“, so der 
Vorsitzende des Menschenrechts¬ 
vereins. „Unsere Suche nach 
Gerechtigkeit wird verstärkt fort¬ 
gesetzt!“ (ANF, 7.1., ISKU) 


-^Regierung unter Mordverdacht 


dieren«. Damals habe er dazu 
aber keine Anweisung des MIT 

f ehabt. »Wenn ihr mir finanzielle 
Jnterstützung gebt, werde ich es 
machen«, versprach Güney. 

Zwei Pistolen und Munition habe 
er bei Arabern in Belgien besorgt. 
Dann beschreibt Güney seinen 
Plan zur Ermordung des kurdi¬ 
schen Politikers Nedim Sever in 
einem Park nahe eines kurdischen 
Vereins in Paris. Als weiteres 
Anschlagsziel wird ein »Genosse 
Siyar« genannt, den Güney als 
»Paris-Kommandanten« und Fi¬ 
nanzverantwortlichen der kurdi¬ 
schen Befreiungsbewegung iden¬ 
tifiziert. Die mutmaßlichen MIT- 
Agenten fragen Güney nach sei¬ 
nen Fluchtwegen und Sicher¬ 
heitsmaßnahmen, dann geben sie 
ihm grünes Licht: »Leiste gute 
Arbeit! Möge Gott uns vor den 
geringsten Fehlern schützen, 
denn du bist wichtig für uns.« 
Der Kongreya Civaka Demo- 
kratik a Kurd li Ewropa (KCD-E) 
bewertet in einer Presserklärung 
die nun bekannt gewordenen 
Tonaufnahmen: (...) „Seit dem 
Tag des Mordes haben kurdische 
politische Organisationen gesagt, 
dass dieser Mord im Besonderen 
geplant und professionell verübt 
wurde und dass der türkische 
Staat hinter diesem Mord steht. 
Auch wenn die französischen 
Regierungsbeauftragen nicht die 


Ergebnisse „der Mord-Untersu¬ 
chung der Öffentlichkeit präsen¬ 
tieren, lehnt sich dieser politische 
Mord an Ankara. Dieser Mord, 
welcher das kurdische Volk in 
eine große Trauer gestürzt hat, 
wurde in Ankara geplant. (...) Die 
Aufklärung des Mordes an Sakine 
Canstz, Fidan Dogan und Leyla 
§aylemez wird zum Friedenspro¬ 
zess und zur wahren Demokrati¬ 
sierung der Türkei beitragen. 

Der Türkei-Besuch des französi¬ 
schen Präsidenten Francois Hol- 
lande in diesem Monat gewinnt 
hier aufgrund der neuen 
Erkenntnisse an höherer Bedeu¬ 
tung. Die Erwartungen des kur¬ 
dischen Volkes sind, dass Herr 
Hollande den Mord von Paris 
vorrangig thematisieren und die 
Akte zum Mord, welche sich auf 
dem Tisch des türkischen Mini¬ 
sterpräsidenten Tayyip Erdogan 
befindet, an die französischen 
Regierungsbeauftragten weiterge¬ 
ben wird. Es ist offensichtlich, 
dass nach dem Geständnis des 
Mordes im Internet aulzuklären 
ist, wer die Staatsbeauftragten 
sind, die gemeinsam mit Omer 
Güney gehandelt haben und 
wessen Auftrag es war. 
ln diesem Zusammenhang möch¬ 
ten wir unsere Erwartungen wie 
folgt auflisten: 

- Die französischen Regierungs¬ 
beauftragen müssen zur Dimen¬ 


sion, die der Mordfall nun erhal¬ 
ten hat, eine ausführliche offi¬ 
zielle Erklärung abgeben. 

- Es wird erwähnt, dass der Mör¬ 
der Omer Güney seine Waffe 
aus Belgien erhalten hat. Die 
Regierungsbeauftragen Belgiens 
müssen aufklären, wer Omer 
Güney diese Waffe übergeben 
hat. 

- Die französischen Regierungs¬ 
beauftragen müssen sich zur 
Aufklärung des Falles auf die 
Türkei konzentrieren, den türki¬ 
schen Staat auf den Verdächti- 
gen-Stuhl setzen. 

- Hierfür müssen die nationale 
und internationale Justiz einge¬ 
setzt werden und die Verant¬ 
wortlichen des Mordes müssen 
aufgedeckt werden. 

- Da der Mord innerhalb der 
Europäischen Union stattgefun¬ 
den hat, ergibt es hierzu eine 
bestimmte Verantwortung. Die 
Europäische Union und die 
Mitgliedsstaaten der Europäi¬ 
schen Union müssen gemäß 
ihrer Verantwortlichkeiten die 
Informationen zur Aufklärung 
mit den französischen Regie¬ 
rungsbeauftragen teilen. 

- Menschenrechtsorganisationen, 
demokratische Kräfte und die 
internationalen Medien müssen 
den nötigen Druck ausüben, um 
den Mord aufzuklären.“ 

(jW, 15.1, KCD-E, 13.1., ISKU) 


14jährige Mutter 
tot aufgefünden 

Der Fall einer nach zwei Gebur¬ 
ten tot aufgefundenen I4jähri- 
gen Mutter schockiert die Tür¬ 
kei. Die Leiche der Jugendlichen 
aus der südöstlichen Provinz Siirt 
weise eine Schußwunde auf, 
berichteten türkische Medien am 
Montag. Die Familie des Ehe¬ 
mannes habe angegeben, das 
Mädchen habe sich nach dem 
Tod ihres zweiten Kindes kurz 
nach der Geburt das Leben 
genommen. Bei einer Autopsie 
solle die Todesursache unter¬ 
sucht werden. Die Staatsanwalt¬ 
schaft ermittele. Das Mädchen 
sei mit nur elf Jahren bei einer 
religiösen Zeremonie verheiratet 
worden, hieß es weiter. Mit zwölf 
Jahren habe es ihr erstes Kind 
bekommen. Bald darauf sei es 
erneut schwanger geworden. 

(jW, 14.1., ISKU) 

KCK ruft internationale Ge¬ 
meinschaft zur Anerkennung 
des Willens der Kurdinnen auf 
Im Vorfeld der Genfer Konfe¬ 
renz zur Lösung des Syrien-Kon¬ 
flikts hat das Präsidium der KCK 
angemahnt, die Forderungen der 
kurdischen Bevölkerung Syriens 
anzuerkennen. Die syrischen 
Kurdinnen in Rojava stellen mit 
mehr als 3 Millionen Menschen 
die zweitgrößte Bevölkerungs¬ 
gruppe Syriens. Daher haben sie 
zweifellos das Recht, eine eigen¬ 
ständige Delegation zur Genfer 
Konferenz zu entsenden. 

Die KCK kritisiert die Staaten, 
die zur Konferenz einladen dafür, 
diese Realitäten nicht enzuerken- 
nen und rief dazu auf, ihre Ent¬ 
scheidung zu überdenken und 
Schritte zu unternehmen, die die 
Legimität der Konferenz durch 
die Beteiligung der Kurdinnen 
sicherstellen. Eine Konferenz, die 
die Kurdinnen ausschließe, ver¬ 
liere ihre Legimität schon, bevor 
sie begonnen habe. 

(ANF, 16.1., ISKU) 
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Kantonalregierung für kurdische Region in Syrien gebildet - 
Kobani unter Belagerung 

Kurdinnen rufen Autonomie aus 


Während die Kurdinnen als größ¬ 
te ethnische Minderheit Syriens 
bei der Genf-II-Konferenz durch 
das Veto von USA und Türkei mit 
keiner eigenständigen Delegation 
vertreten sind, wurden in den 
Rojava genannten kurdischen 
Siedlungsgebieten vollendete Tat¬ 
sachen geschaffen. Für die an die 
Türkei und den Irak grenzende 
Region Cizire wurde am Dienstag 
die »demokratische Autonomie« 
ausgerufen. Von einer aus 52 Par¬ 
teien und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen sowie einer Reihe 
von unabhängigen Persönlichkei¬ 
ten bestehenden sogenannten 
gesetzgebenden Versammlung in 
der Stadt Amude wurde eine 
Kantonalregierung gebildet. Die 
Cizire ist der bevölkerungsreich¬ 
ste Teil Rojavas. Hier liegt die mit 
geschätzten 400000 Einwohner¬ 
innen größte Stadt der kurdi¬ 
schen Gebiete Syriens, Qamislo. 
Dort sind als einziger Stadt der 
Region neben den mehrheitlich 
kurdischen Volksverteidigungs¬ 
einheiten YPG noch Truppen der 
syrischen Regierung stationiert, 
die den Flughafen kontrollieren. 
Zur Cizire gehören auch Syriens 
roßte Ölfelder bei Rumalan, die 
erzeit unter dem Schutz der 
YPG stehen. 

Großer Wert wurde auf die Ein¬ 
bindung der arabischen und 
christlichen Minderheit in das 
Autonomieprojekt gelegt. So 
erhielt der kurdische Kantonsvor¬ 


sitzende Ekrem Heso mit Elizabet 
Gewriye und Husen Ezem Stell¬ 
vertreterinnen assyrischer bzw. 
arabischer Herkunft. Auch jedem 
der 22 Ministerien werden zwei 
Beraterinnen aus den anderen 
ethnischen Gruppen beigeordnet. 
Neben dem unter der Baath- 
Herrschaft in Schulen und am 
Arbeitsplatz noch verbotenen 
Kurdisch wurden Arabisch und 
das von christlichen Minderhei¬ 
ten gesprochene Aramäisch zu 
Amtssprachen erklärt. Außer der 
in Rojava führenden Partei der 
Demokratischen Union (PYD), 
einer Schwesterorganisation der 
in der Türkei für die Rechte der 
Kurdinnen kämpfenden Arbei¬ 
terpartei Kurdistans, PKK, sind 
kleinere linke und liberale Par¬ 
teien am Projekt der demokrati¬ 
schen Autonomie beteiligt. So 
ehört der neue Außenminister 
alih Gedo der sozialdemokra¬ 
tisch orientierten Linksdemokra¬ 
tischen Partei Kurdistans an. 
Kräfte, die dem Präsidenten der 
kurdischen Regionalregierung im 
Nordirak, Masud Barsani, nahe¬ 
stehen, boykottierten dagegen das 
Autonomieprojekt. Auch in den 
beiden anderen mehrheitlich kur¬ 
disch besiedelten syrischen Kan¬ 
tonen Afrin nördlich von Aleppo 
sowie Kobani (Ain Al-Arab) sol¬ 
len solche Kantonalregierungen 
gebildet werden. Bis Mai sind hier 
Wahlen zu einem Selbstverwal¬ 
tungsrat vorgesehen, aus dem eine 


gemeinsame Regierung für Roja¬ 
va hervorgehen soll, ln einem 
bereits Anfang Januar auf einer 
Versammlung von Parteien und 
Organisationen verabschiedeten 
»Gesellschaftsvertrag« für Rojava 
wird betont, daß die demokra¬ 
tisch-autonome Verwaltung Teil 
eines zukünftig zu bildenden 
dezentralen syrischen Staates sein 
soll. Der Gesellschaftsvertrag 
schreibt zudem die Rechte aller 
ethnischen und religiösen Grup¬ 
pen sowie die Garantie von Men¬ 
schen-, Arbeiter-, Kinder- und 
Frauenrechten vor. 

Unterdessen warnen Vertreter der 
Hilfsorganisation Kurdischer 
Roter Halbmond in der Stadt 
Kobani vor einer humanitären 
Katastrophe. In den letzten 
Wochen sind Tausende Men¬ 
schen vor den Kämpfen zwischen 
Al-Qaida-Milizen und anderen 
Verbänden der syrischen Opposi¬ 
tion in die von den YPG vertei¬ 
digte Stadt geflohen. Da die 
Dschihadisten die Zufahrtsstra¬ 
ßen kontrollieren und die Türkei 
ihre Grenzen geschlossen hält, 
können keine Nahrungsmittel 
mehr nach Kobani gelangen. Wie 
die PYD mitteilte, haben Dschi¬ 
hadisten inzwischen auch die 
Wasserversorgung unterbrochen. 
Al-Qaida-Kämpfer drohten den 
Arbeitern im Wasserwerk der 
Nachbarstadt Jarablus, sie zu 
töten, wenn sie Wasser nach Kob¬ 
ani leiteten. (jW, 23.L, ISKU) 


Aufruf zur Wahlbeobachtungs¬ 
delegation 2014 in Nordkurdistan 


Am 30. März 2014 finden in der 
Türkei Kommunalwahlen statt. 
In der Vergangenheit waren die 
Wahlen in der Türkei immer wie¬ 
der überschattet von Repressalien 
gegen Wählerinnen und Kandi¬ 
datinnen der kurdischen Par¬ 
teien. Mehrere Tausend kurdische 
Politikerinnen, unter ihnen auch 
gewählte Bürgermeisterinnen, sit¬ 
zen derzeit in Haft; und auch 
wenn es vereinzelt zu Haftentlas¬ 
sungen in letzter Zeit gekommen 
ist, kommt es zugleich immer 
wieder auch zu neuen Verhaftun¬ 
gen. Verschwundene Stimmzettel 
und Wahlurnen sowie Militär- 
und Polizeipräsenz vor und in den 
Wahllokalen sind weitere Beispie¬ 
le für undemokratische Wahlen. 
Allen Repressionen zum Trotz 


stecken die Kandidatinnen und 
Kandidaten der Partei für Frieden 
und Demokratie (BDP) bereits 
voll im Wahlkampf. Erstmals tre¬ 
ten sie mit Doppelkandidaten an 
den Wahlen an, was bedeutet, 
dass die BDP in den Stadtverwal¬ 
tungen, in denen sie die Wahlen 
gewinnen, je eine Bürgermeiste¬ 
rin und einen Bürgermeister stel¬ 
len werden. 

Der sogenannte „Lösungsprozess“ 
in der kurdischen Frage ist in den 
letzten Wochen und Monaten 
vollends ins Stocken geraten. Seit 
dem Aufruf des inhaftierten 
PKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan im März letzten Jahres 
kommt es zwar zu keinen bewaff¬ 
neten Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen dem türkischen Militär und 


den Guerillakräften der PKK, 
doch bisher hat die türkische 
Regierung es versäumt, die Gele¬ 
genheit zu nutzen, um konstruk¬ 
tive Schritte in Richtung eines 
nachhaltigen Friedens zu tätigen. 
Die anstehenden Kommunal¬ 
wahlen sind von besonderer 
Bedeutung. Denn ein erfolgrei¬ 
ches Abschneiden der BDP bei 
den Wahlen, wird den Druck auf 
die Regierung erhöhen, Schritte 
in Richtung einer Lösung der 
kurdischen Frage zu tätigen. Geht 
jedoch die AKP in den kurdi¬ 
schen Regionen gestärkt aus den 
Wahlen hervor, wird sie von 
ihrem bisherigen Hinhaltekurs im 
„Lösungsprozess“ nicht abkehren. 
Es könnte gar zu einem vollstän¬ 
digen Stillstand im Lösungspro- 


Meldungen: 

Kurdischer Gefangener in 
Deutschland tritt in Hunger¬ 
streik 

Der kurdische Aktivist Salman 
Sako, der im November letzten 
Jahres in Nürnberg festgenom¬ 
men worden war, befindet sich 
aufgrund psychologischer Folter 
in Haft seit acht Tagen im Hun¬ 
gerstreik. 

Sako war am 25. November auf 
dem Heimweg vom Medya 
Volkshaus von der Nürnberger 
Polizei festgenommen worden 
und sitzt seitdem im Gefängnis 
von Nürnberg. Sako fordert seine 
Verlegung zu den politischen 
Gefangenen oder in eine Einzel¬ 
zelle im Gefängnis, was von der 
Gefängnisleitung abgelehnt wird. 
Außerdem wircT Sako der Brief¬ 
verkehr verweigert, da dieser nur 
in deutscher Sprache erlaubt sei. 
Auch Bücher, die von Mitglie¬ 
dern der Medya Volkshauses an 
Sako geschickt werden, wurden 
nicht zu ihm gelassen. Als Grund 
fuhrt die Gefängnisleitung an, 
dass diese nicht neu seien. 
Nachdem letzten Mittwoch drei 
Personen aus dem Medya Volks¬ 
haus Sako besucht hatten, erklär¬ 
ten diese, dass sie sich ernsthafte 
Sorgen um seine Gesundheit 
machen. Sako leide unter 
schwerwiegenden Magenbe¬ 
schwerden. Der Hungerstreik 
könne seinen Gesundheitszu¬ 
stand ernsthaft belasten, erklärte 
eine Besucherin und fuhr wie 
folgt fort: „Wir haben bisher zwei 
Kundgebungen für Salman abge¬ 
halten. Bislang gab es keine 
Reaktion der Gefängnisleitung 
darauf Am kommenden Freitag 
werden wir erneut für Salman 
Sako auf die Straße gehen.“ 

(YÖP, 22.1., ISKU) 

Schüsse bei Wahlkampf¬ 
veranstaltung in Wan 
Aus einer Gruppe von 100 AKP- 
Anhängern wurden bei einem 
Besuch das Bürgermeisterkandi¬ 
daten der AKR Osman Nuri 
Gülai;ar, Schüsse auf Protestie¬ 
rende abgegeben. Dabei wurden 
Schaufenster benachbarter 
Geschäfte getroffen, verletzt 
wurde niemand. Die Polizei rea¬ 
gierte mit Schüssen in die Luft. 
Ladenbesitzer und etwa 500 
Anhänger der BDP hatten sich 
zuvor aus Protest gegen den 
Besuch von Güla^ar versammelt 
und riefen Parolen wie: „Bekir 
Kaya ist unser Bürgermeister. 
Gülacar unterstützt Al-Qaida- 
Mörder, wir wollen ihn hier 
nicht!“ 

Osman Nuri Gülacar war letzte 
Woche wegen Verbindungen zu 
Al-Qaida vorübergehend Testge¬ 
nommen worden, bereits 2009 





Razzien in Roboski: 
Sieben Festnahmen 


Am 19. Januar gegen 5 Uhr früh 
haben türkische Militärs das 
Dorf Roboski gestürmt und ins¬ 
gesamt sieben Menschen festge¬ 
nommen. Rund 60 weitere 
Menschen sollen auf der Fahn¬ 
dungsliste des Militärs stehen. 
Im Zuge der Razzia wurde eine 
Vielzahl von Häusern stark 
beschädigt. Selbst Bilder der 34 
Opfer des Roboski-Massakers 
vom 28. Dezember 2011 wur¬ 
den auf den Boden geschmissen 
und zerstört. 

Semira Üren, deren Mann Cev- 
her Üren bei der Razzia auch 
festgenommen wurde, berichtet, 
dass die Soldaten wie verrückt 
die Wohnungen verwüstet hät¬ 
ten. „Sie haben beispielsweise 
den Computer zerstört und 
dann in seinen Einzelteilen her¬ 
umgewühlt. Selbst in den 
Waschmaschinen haben sie 
gesucht. Ich weiß nicht, wonach 
sie gesucht haben“, so Üren. 


Behiye Enc berichtet wie folgt 
von der Durchsuchung ihrer 
Wohnung: „Sie haben meinen 
Bruder Rerem festgenommen. 
Sie haben ihn am Boden hinter 
sich hergeschleift. Dann haben 
sie seinen Sohn, also meinen 
Neffen Ahmet verprügelt und 
wollten ihn anschließend auch 
festnehmen. Er konnte aller¬ 
dings aus ihrem Wagen fliehen. 
Außerdem haben sie das einzige 
Bild von Seyithan Enc, der beim 
Roboski-Massaker ermordet 
wurde, von der Wand gerissen 
und auf den Boden geschmissen. 
Sie haben das gemeinsame Bild 
aller Opfer des Roboski-Massa¬ 
kers auch auf den Boden 

f eschmissen und zertreten.“ 
erhat Encü, der ebenfalls beim 
Massaker Angehörige verloren 
hat und Mitglied der BDP ist, 
berichtet, dass nach dem Frei¬ 
spruch des Militärs beim Robo¬ 
ski-Verfahren die Repressionen 
gegen die Menschen von Robo¬ 


ski noch mehr zugenommen 
haben. Ein Stabsoffizier habe 
während der Razzia erklärt, dass 
dies erst der Anfang sei. Ferhat 
Encü vermutet, dass die Razzia 
mit den Protesten der örtlichen 
Bevölkerung gegen den geplan¬ 
ten Bau der „Sicherheitszu¬ 
fahrtswege“ in Roboski in 
Zusammenhang stehe. Die 
Bevölkerung von Roboski hatte 
am 15. Januar gegen den Bau 
protestiert. Als es zu Ausein¬ 
andersetzungen zwischen dem 
Militär und der Bevölkerung 
kam, flohen die Militärs und lie¬ 
ßen ihre Waffen und militäri¬ 
sche Ausrüstung zurück. Die 
Demonstranten zerstörten dar¬ 
aufhin Teile der militärischen 
Ausrüstung. 

Gegenwärtig machen sich die 
Verantwortlichen der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
auf den Weg nach Roboski, um 
die Situation vor Ort zu unter¬ 
suchen. (ANF, 19.1., ISKU) 


- Aufruf zur Wahlbeobachtung... 


zess und somit wieder zu einer 
verstärkten repressiven Sicher¬ 
heitslage im Land kommen. 

In den kurdischen Regionen der 
Türkei repräsentiert die AKP den 
gesamten türkischen Staat, 
Oppositionsparteien wie die 
Republikanische Volkspartei 
(CHP) oder die Partei der Natio¬ 
nalistischen Bewegung (MHP) 
sind in der Region weitgehend 
unbedeutend. Es wird also in die¬ 
sen Gebieten zu einem Wahl¬ 
kampf zwischen der BDP und 
dem Staat, in Form der AKP, 
kommen. Das sind mehr als 
ungleiche Voraussetzungen 
sowohl im Wahlkampf als auch 
am Tag der Wahlen selbst. Um 
dennoch faire und freie Wahlen 
in den kurdischen Gebieten der 
Türkei gewährleisten zu können, 
ruft die Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) erneut zu 
internationalen Wahlbeobach¬ 
tungsdelegationen auf. Wir 
möchten diesen Aufruf aus 
Deutschland unterstützen. Aus 
diesem Grund rufen wir zur 
Beteiligung an den Wahlbeobach¬ 
tungsdelegationen auf. 
Schwerpunktgebiet der Delega¬ 
tionen aus Deutschland werden 
voraussichtlich die Städte §irnak 
(kurdisch §irnex), Siirt (kurdisch 
Sert), Mardin (kurdisch Merdin), 
Batman (kurdisch Elih) und Urfa 
(kurdisch Riha) sein. Wir emp¬ 
fehlen, dass die Anreise am 
28.03.2014 nach Diyarbakir 
(kurdisch Amed) erfolgen sollte. 
Die Abreise kann ab dem 
31.03.2014 ebenfalls aus Diyar¬ 
bakir erfolgen. Selbstverständlich 
kann auch auf eigene Verantwor¬ 
tung früher an- bzw. später abge¬ 
reist werden. Wir würden in die¬ 


sen Fällen auch versuchen, bei der 
Gestaltung des Reiseprogramms 
behilflich zu sein. Allerdings kön¬ 
nen wir das aufgrund von ver¬ 
mutlich vielfältigen Aufgaben, die 
vor und während der Wahlen auf 
uns und die Menschen vor Ort 
zukommen werden, nicht versi¬ 
chern. Natürlich ist auch eine 
selbstorganisierte Anreise zum 
kurdischen Neujahrsfest Newroz 
(21.03.) möglich. Auch in diesem 
Fall bitten wir um eine Rückspra¬ 
che mit uns. 

Leider kann, wie bei vergangenen 
Wahlbeobachtungsdelegationen 
auch, keine finanzielle Ühterstüt- 
zung geleistet werden. Deswegen 
müssten An- und Abreisekosten, 
sowie Übernachtungs- und Ver¬ 
pflegungskosten selbst getragen 
werden. Bei der Vermittlung von 
Flügen und Hotelreservierungen 
können wir allerdings behilflich 
sein. 

Eine wichtige Anmerkung noch 
zum Schluss: In den vergangenen 
Jahren ist es bei Wahlbeobach¬ 
tungsdelegationen immer wieder 
dazu gekommen, dass Einzelper¬ 
sonen oder Gruppen aus ihrer 
eigenen Initiative in die Region 
ereist sind, um die Walilen zu 
eobachten. Dies hat zu erheb¬ 
lichen Koordinationsschwierig¬ 
keiten für die BDP vor Ort 
geführt. Damit die Wahlbeobach¬ 
tungsdelegationen am Wahltag an 
den möglicherweise kritischen 
Orten zugegen sind, ist es unbe¬ 
dingt wichtig, dass die Koordina¬ 
tion zwischen den Wahlbeobach¬ 
tungsgruppen und der BDP 
gewährleistet ist. Aus diesem 
Grund haben die Verantwort¬ 
lichen der BDP darum gebeten, 
dass alle Wahlbeobachterlnnen, 


die aus Deutschland in die 
Region fahren wollen, sich entwe¬ 
der über das „Kurdische Frauen¬ 
büro für Frieden - Ceni“, die eine 
eigenständige Frauenwahlbeob¬ 
achtungsdelegation organisieren 
wollen, oder über uns „Civaka 
Azad - Kurdisches Zentrum für 
Öffentlichkeitsarbeit e.V.“ anmel¬ 
den sollen. Eigenständige Anrei¬ 
sen ohne vorherige Anmeldung 
über Ceni oder uns können leider 
nicht in die Wahlbeobachtung 
vor Ort einbezogen werden. 

Für faire und freie Wahlen und 
damit für Menschenrechte und 
Demokratie hoffen wir auf Ihre 
Unterstützung! 

Für Kontakt und Informationen 
können Sie sich jederzeit an unser 
Büro wenden. Die Anmeldefrist 
für die Delegationen war ur¬ 
sprünglich bis zum 31. Januar 
angesetzt, ist nun allerdings bis 
Ende Februar verlängert worden. 

Unterstützt wird der Aufruf zur 
Wahlbeobachtung außerdem 
von: 

YEK-KOM - Föderation Kurdi¬ 
scher Vereine in Deutschland e. V. 
Ceni - Kurdisches Frauen büro für 
Frieden e. V. 

ISKU - Informationsstelle 
Kirdistan e. V. 

YXK - Verband der Studierenden 
aus Kurdistan e. V 
KURD-AKAD - Netzwerk kurdi¬ 
scher Akademikerlnnen e.V. 

Für weitere Informationen und 
Rückfragen stehen wir gerne per 
Mail zur Verfügung. 
www.civaka-azad.org 
info@civaka-azad. org 
Civaka Azad - Kurdisches Zentrum 
für Öffentlichkeitsarbeit e. V. 


wurde gegen ihn und 15 weitere 
Personen in diesem Zuammen- 
hang ermittelt. 

Der stellvertretende Provinzvor¬ 
sitzende der BDP, Atilla Kumli, 
sagte: „Wenn Du irgendwo nicht 
erwünscht bist, kannst Du das 
nicht dadurch ändern, indem 
Du auf Leute schießt. Die AKP 
ist hier nicht erwünscht und soll¬ 
te sich meiner Meinung nach 
von hier zurückziehen. Wir war¬ 
nen die AKP und erwarten, dass 
die Person, die geschossen hat, 
festgenommen wird." 

Trotz der angespannten Lage 
haben BDP-Anhänger ein Sit-In 
vor dem örtlichen Büro der AKP 
veranstaltet, die Proteste halten 
auch zur Zeit an. 

(ANF/Hü, 22.1., ISKU) 

Rassistischer Übergriff auf 
kurdische Studierende 

Auf dem Göztepe Campus der 
Marmara Universität Istanbul 
wurde ein kurdischer Student 
durch den Übergriff einer rassi¬ 
stischen Gruppe verletzt. Durch 
die Schläge erlitt der Student Y. 
U. Kopfverletzungen, woraufhin 
er in das Krankenhaus Hay- 
darpasa Egitim ve Arajtirma 
Hastanesi eingeliefert werden 
musste. Die Studierenden prote¬ 
stierten gegen diesen Übergriff 
mit einer Demonstration und 
einem Sitzstreik. 

Durch einen Aufruf der Födera¬ 
tion Demokratischen Schüler 
Vereine (DÖDEF) versammel¬ 
ten sich hunderte Schüler auf 
dem Kadiköy-Alttyol-Platz und 
begannen unter dem Motto 
„Das kurdische Volk kann man 
nicht Vernichten“ einen Sitz¬ 
streik. Die Aktion wurde auch 
von Emrullah Bingül, dem 
Kovorsitzenden der BDP-Zweig- 
stelle Istanbul, unterstützt. Auf 
eine Nachricht eines erneuten 
rassistischen Angriffs auf kurdi¬ 
sche Studierende begannen sie 
sich in Richtung des Haydarpafa 
Campus zu bewegen. Nach einer 
Weile bewegten sich die Studie¬ 
renden erneut in die Richtung 
des Alttyol Platzes in Kadtköy 
und wiederholten den Sitzstreik. 
Die Aktion dauerte lange an. 

(ÖP, 18.1., ISKU) 
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Nach Cizire ruft auch Kobani die 
Demokratische Autonomie aus 


Acht Tage, nachdem mit Cizire 
der erste Kanton in Rojava 
(Westkurdistan/Nordsyrien) die 
Autonomie ausgerufen hat, hat 
nun der Kanton Kobani es ihm 
nachgemacht. Auch Kobani 
wird fortan von einem dreiköp¬ 
figen Exekutivrat sowie 22 
Ministerien verwaltet. 

Zum Vorsitzenden des Exekutiv¬ 
rates wurde Enwer Mislim 
gewählt. Er wurde ebenso wie 
seine zwei Vertreterinnen, und 
die 22 Minister durch den Über¬ 
gangsrat bestätigt. Es wird 
erwartet, dass Ende Januar auch 
im dritten Kanton in Rojava, in 


Efrin, die Demokratische Auto¬ 
nomie ausgerufen wird. 

In allen drei Kantonen sollen bin¬ 
nen vier Wochen Wahlen durch- 
gefiihrt werden, um die Autono¬ 
men Verwaltungsräte der drei 
Kantone jeweils neu zu besetzen, 
ln Kobani wurde die Ausrufung 
der Demokratischen Autonomie 
von tausenden Menschen in 
spontan organisierten Feierlich¬ 
keiten begrüßt. Die Mitglieder 
des Exekutivrates und der Mini¬ 
sterien nahmen an den Feierlich¬ 
keiten der Bevölkerung teil. In 
einer ersten Ansprache erklärte 
der Exekutivratssprecher des 


Kantons Kobani Enwer Mislim, 
dass sie davon überzeugt sind, 
dass die Probleme in Syrien 
nicht mit militärischen Mitteln, 
sondern nur durch Dialog und 
Frieden gelöst werden können. 
„Aus diesem Grund finden die¬ 
ser Tage in der Schweiz auch 
Versammlungen statt. Aber die 
Vertreterinnen und Vertreter 
von diesen Teilen Syriens wer¬ 
den von der Konferenz fernge¬ 
halten. Deswegen erklären wir 
eben von hier aus, dass die 
Beschlüsse von Genf II uns nicht 
binden“, so Mislim. 

(ANF, 27.1., ISKU) 


Meldungen: 

TTB: Bevölkerungszahl in Roja¬ 
va auf 3 Millionen gestiegen 
Die türkische Ärztekammer 
(TTB) hat die Ergebnisse ihrer 
Arbeiten über die Situation der 
syrischen Flüchtlinge veröffent¬ 
licht. Aufgrund der Flüchtlings¬ 
ströme sei die Bevölkerungsan¬ 
zahl in Rojava auf drei Millionen 
gestiegen. Das Hauptproblem 
stelle laut der TTB die geschlos¬ 
sene Grenze zur Türkei dar. Das 
Mitglied des Zentralrats der TTB 
Dr. Mehmet Zencir hat auf einer 
Pressekonferenz in Ankara 
erklärt, dass man im Rahmen des 
Projekts in Amed (Diyarbakir), 
Riha (Urfa), Elih (Batman), 
Dilok (Antep), Qoser (Kiziltepe) 
und Nisebin (Nusaybin) sowie in 
Westkurdistan/Rojava Untersu¬ 
chungen durchgeführt habe. 
Besonders die Frauen in den 
Flüchtlingslagern seien ernsten 
Problemen ausgesetzt. So dürfen 
diese ihre Häuser und Zelte nicht 
verlassen und erleben eine soziale 
Isolation. 

Folgende Vorschläge wurden von 
Seiten des TTB ausgesprochen: 

- Unterstützung der Gesund¬ 
heitsdienste des vom Krieg 
betroffenen Landes über die 
Grenzen hinweg, um den Men¬ 
schen die Möglichkeiten für ein 
normales Leben wieder zu eröff¬ 
nen. Dafür ist die gesamte inter¬ 
nationale Öffentlichkeit, auch 
die Türkei, verantwortlich. 

- Keine Verminderung der Hilfs¬ 
leistungen für Asylsuchende 

- Probleme, die einen Aufenthalt 
in den Camps erschweren, aus¬ 
findig machen und mit Arbeiten 
für deren Beseitigung beginnen 

- Organisierung einer Grundver¬ 
sorgung für die Bevölkerung des 
Gebiets 

Die gewaltsamen Auseinander¬ 
setzungen in den anderen Teilen 
Syriens haben einen großen 
Flüchtlingsstrom nach Rojava 
bewirkt. Die Bevölkerung Roja- 
vas ist auf drei Millionen gestie¬ 
gen. In den Häusern und Woh¬ 
nungen leben 3 bis 4 Familien 
zusammen. 

Die größten Probleme stellen 
laut der TTB die geschlossenen 
Grenzübergänge und die 
Beschlagnahme von Hilfsgütern 
dar. (ANF 25.1., ISKU) 

YJA: Die Opfer des Systems 
sind Frauen und Kinder 

Eylem Deniz, Mitglied der Koor¬ 
dination der Einheit der freien 
Frau (YJA), hat die in letzter Zeit 
vermehrten Gewalttaten, Belästi¬ 
gungen und Vergewaltigungen 
gegen Frauen und Missbräuche 
gegen Kinder bewertet. Die Mas¬ 
saker gegen Frauen seien dem¬ 
nach nicht von heute auf morgen 


Wie das Leid der weiblichen syri¬ 
schen Flüchdinge missbraucht wird 


In Hatay leben zehntausende syri¬ 
sche Flüchtlinge. Selbst Men¬ 
schen, die in Ställen oder Lagern 
leben, zahlen bis zu 200 Türki¬ 
sche Lira Miete. 

Das Drama der Frauen, die vom 
Syrienkrieg fliehen, endet nicht 
nach der Flucht: Junge Frauen, 
die in unser Land kommen, wer¬ 
den durch die Ausnutzung ihrer 
physischen und materiellen Unsi¬ 
cherheit gegen Geldsumme 
zwangsverheiratet. Die Zahl der 
syrischen Zweit-, Dritt-, oder 
Viertfrauen ist in der Region 
rasant in die Höhe gestiegen. 

Als wir nach Hatay kamen, hör¬ 
ten wir von der weiblichen Bevöl¬ 
kerung dort immer wieder Sätze 
wie diese: „Die Frauen aus Syrien 
sind sehr gepflegt. Will mein 
Mann eine dieser Frauen heira¬ 
ten?” Bereits vor dem Krieg wur¬ 
den Bräute aus dem Nachbarland 
erworben. Doch was nach Aus¬ 
bruch des Krieges folgte war, dass 
immer mehr syrischen Frauen zur 
zweiten, dritten oder vierten Ehe¬ 
frau genommen wurden. Vor 
allem in Hatay, Kilis und Urfa ist 
das der Fall. Aber ein „Zwischen¬ 
händler“ erzählte mir, dass es 
auch Anfragen aus weiter entfern¬ 
ten Städten wie Bayburt oder 
Afyon gibt. 

Hatay-Reyhanli ist in dieser Hin¬ 
sicht die Vorreiterstadt. Ein 
Beamter aus Reyhanli erzählt, 
dass die „heimischen“ Ehefrauen 
auch nicht glücklich mit der Situ¬ 
ation sind. „Aber was sollen sie 
machen. Wenn sie sich dagegen 
aussprechen, werden sie geschla¬ 
gen. Was wollen sie denn 


machen, wenn sie sich trennen?“ 
Deswegen arrangieren sich die 
meisten „heimischen“ Ehefrauen 
damit und lassen die syrischen 
„Neben-Ehefrau“ wie eine Haus¬ 
bedienstete schuften. 

Günstige Heirat 

Ein weiterer Grund, weshalb tür¬ 
kische Männer interessiert an 
Eheschließungen mit syrischen 
Frauen sind, ist der Kostenfaktor. 
Aus verschiedenen Quellen 
haben wir erfahren, dass vor Aus¬ 
bruch des Bürgerkriegs die Ehe 
mit einer syrischen Frau noch 
knapp 10.000 Türkische Lira 
(TL) gekostet hat. Heute bezahlt 
man für die Ehe mit einer syri¬ 
schen Frau zwischen 1000 und 
2000 Lira. 

Was macht den letztlichen Preis 
der Eheschließung aus? Um es 
mit den Worten eines Lebens¬ 
mittelbesitzers zu sagen: „Das 
Kilo Kartoffeln kostet manchmal 
2 TL und manchmal 5 TL. Was 
macht den Preis aus? Wie schön 
und jung die Kartoffeln sind.“ 
Das Kriterium des Alters sorgt 
leider auch dafür, dass immer 
mehr Kinder verheiratet werden. 
Der Gesundheitsbedienstete H. 
G. erklärt uns das Ausmaß: „Die 
Frauen aus Syrien werden zum 
Teil im Alter von 14 oder 15 ver¬ 
heiratet. Sie werden anschlie¬ 
ßend geschwängert und bekom¬ 
men im jungen Alter Kinder. 
Dass türkische Männer ohne 
Schwierigkeiten syrische Mäd¬ 
chen heiraten können, ruft 
unweigerlich sexuellen Miss¬ 
brauch in meinen Sinn.“ 


„Wenn du kein Geld hast, gib 
deine Tochter her“ 

Viele syrische Frauen werden 
aufgrund ihrer Notlage verheira¬ 
tet. Die Familien, die aus dem 
Krieg flüchten, sind in einer 
elenden Situation. Sie haben 
kein Geld, kein Haus, keine 
Arbeit ... 

Die Familien haben Angst, dass 
ihren Töchtern etwas zustoßen 
könnte und erklären sich 
dadurch oftmals bereit, sie eher 
zu verheiraten. Das ist für sie 
praktisch das geringere Übel. 
Und diejenigen, die das wissen, 
nutzen die Situation gnadenlos 
aus. 

Urfa ist eine der Städte, in denen 
die meisten Flüchtlinge leben. 
Wir sprachen mit Emine, die in 
Urfa in einem Frauenhaus arbei¬ 
tet. Sie erklärt, dass es eine Viel¬ 
zahl sozialer Probleme gibt: „Der 
psychische Zustand der arabi¬ 
schen Frauen ist nicht gut (In 
Urfa leben viele Menschen arabi¬ 
scher Herkunft, Anm. d. Ü.). Sie 
fragen sich, weshalb diese Frauen 
aus Syrien gekommen sind. In 
Urfa ist quasi ein Hochzeits- 
Markt entstanden. Die Frauen 
aus Syrien werden auf diesen 
Märkten verkauft.“ 

Durch die hohe Anzahl der 
Flüchtlinge sind die Mieten in 
Urfa in die Höhe geschossen. 
Flüchtlinge zahlen monatlich bis 
zu 700 TL. Können sie ihre 
Miete nicht mehr zahlen, gibt es 
gar Vermieter, die die Familien 
auffordern, ihre Töchter als 
Gegenleistung herzugeben. Wir 
waren selbst Zeuge davon. 





Offener Brief Abdullah Öcalans an The Guardian: 

Meine wahre Rolle in der 
kurdischen Freiheitsbewegung 


Anlässlich des Todes von Nelson 
Mandela hatte die britische Tages¬ 
zeitung „ The Guardian “ in einem 
Artikel den inhaftierten kurdi¬ 
schen Volksrepräsentanten Abdtd- 
lah Ocalan mit Mandela ver¬ 
glichen. In diesem veröffentlichten 
Artikel hieß es, fass Mandela im 
Gegensatz zu Ocalan ein wahrer 
Repräsentant des Volkes sei. Oca¬ 
lan wurde als „gefürchtet und 
angebetet“ bezeichnet. Zudem 
beschrieb der Autor in einer her¬ 
absetzenden Form, dass es bei 
Ocalan einen „Kidtstatus“ gebe, 
welcher bei Mandela nicht zu 
erkennen ist. Nun hat der kurdi¬ 
sche Volksrepräsentant Abdtdlah 
Ocalan der Tageszeitung „ The 
Guardian“ eine Antwort auf den 
Artikel geschrieben. Im folgenden 
veröffentlichen wir den ins Deut¬ 
sche übersetzten Brief, welcher am 
20. Januar in der gedruckten Aus¬ 
gabe der Zeitung erschien. 

Ich schreibe ihnen auf Grund 
eines in Ihrer Zeitung veröffent¬ 
lichten Leitartikels anlässlich des 
Todes von Nelson Mandela (5. 
Dezember). Dieser Artikel zog 


Vergleiche zwischen Mandela, 
Nehru, Aung Sang Suu Kyi und 
mir. Solche Vergleiche zeigen die 
hegemoniale Denkweise und 
wenig Verständnis für die Rea¬ 
lität der Menschen, die für ihre 
Freiheit kämpfen. 

Indem man mich als “gefürchtet 
und angebetet” beschreibt, las¬ 
sen sich Feindseligkeiten gegen¬ 
über denjenigen erkennen, die 
sich im Kampf gegen Sklaverei, 
Massaker und Verleugnung auf 
ihren Glauben an sich selbst ver¬ 
lassen. Da ich seit 14 Jahren den 
Bedingungen der Isolationshaft 
auf einer Insel ausgesetzt bin, ist 
es schwer nachvollziehbar, wie 
ich als glaubwürdige Quelle der 
Angst, außer vielleicht Für meine 
Entführer, beschrieben werden 
kann. 

Solch eine Beschreibung ver¬ 
harmlost den seit vier Jahrzehn¬ 
ten geführten Freiheitskampf 
von 40 Millionen Kurdinnen 
und Kurden, die mich als ihren 
politischen legitimierten Reprä¬ 
sentanten sehen und die ihr Ver¬ 
trauen in meinen Bemühungen 


um eine friedliche und demo¬ 
kratische Lösung der kurdischen 
Frage gesetzt haben. In dieser 
Lünsickt kann ich in aller 
Bescheidenheit sagen, dass der 

f eehrte Madiba und ich mehr 
ärallelen als Gegensätze haben. 
Er hat es als Führer geschafft, ein 
Ende des Rassentrennungsregi¬ 
mes hervorzubringen und die 
Menschen in Südafrika haben 
ihr ganzes Vertrauen in sein 
Engagement für Frieden gesetzt. 
Er ist ein leuchtender Stern für 
die Völker Afrikas geworden. 
Unsere historische Mission ist 
es, diesen leuchtenden Stern 
auch für die Völker des Nahen 
Ostens sichtbar zu machen. 
Verhandlung und Kampf sind 
beides wichtige Prozesse bei der 
Bestimmung der Zukunft einer 
Volksbewegung. Nicht diejeni¬ 
gen, die gefürchtet werden, son¬ 
dern diejenigen, die das Vertrau¬ 
en der Menschen haben, können 
diesen Prozesse herbeiführen. 
Abdullah Ocalan 
Gefängnisinsel Imrali 

(TG/DK, 20.1., ISKU) 


—Wie das Leid der weiblichen 


Flüchtlingsströme steigen 
weiter an 

Aufgrund des grausamen Kriegs 
in Syrien sind binnen drei Jahren 
2,3 Mio. Menschen aus ihrer 
Heimat geflohen. Laut Angaben 
der UN befinden sich 57/.349 
syrische Flüchtlinge in der Tür¬ 
kei. Die Dunkelziffer dürfte weit¬ 
aus höher sein. Gemeinsam mit 
den „unangemeldeten“ Flücht¬ 
lingen wurde die Zahl Ende 2013 
auf knapp 1 Mio. Menschen in 
der Türl tei geschätzt. 75% von 
ihnen sind Frauen und Kinder! 
Viele der syrischen Flüchtlinge 
werden als solche in der Türkei 
gar nicht anerkannt. Nach türki¬ 
scher Gesetzgebung gelten sie als 
„Gäste“. Das mag sich zwar gut 
fürs Ohr anhören, aber in der 
Realität bedeutet das, dass sie 
kaum Chancen haben, eine 
Unterkunft oder Arbeit zu fin¬ 
den. 

„Zweite Frau ist besser 
als meine Frau zu betrügen“ 

Ein Herr aus Hatay, der dort in 
einer Bildungsinstitution arbei¬ 
tet, spricht offen mit uns, wes¬ 
halb er eine zweite, syrische Ehe¬ 
frau geheiratet hat. Er kritisiert 
die westliche Moralvorstellung 
und hält seine zweite Eheschlie¬ 
ßung für mehr als gerechtfertigt. 
Von ihm bekamen wir zu hören: 
„Der Westen behauptet, gegenü¬ 
ber Frauen respektvoll zu sein. 
Aber wer missbraucht die Frauen 
als Mittel zur Werbung? Und 
dann kritisieren sie den Islam, 
weil er mehr als eine Ehefrau 
erlaubt. Dann soll erst einmal 


eine statische Erhebung im West¬ 
en durchgeführt werden, wie 
viele der Männer dort ihrer einen 
Ehefrau treu bleiben. Ich wette, 
die Zahl wird noch nicht einmal 
ein Prozent der Befragten betra¬ 
gen! Wie viele Affären haben die 
Männer in Europa? Ich finde es 
da weitaus moralischer, wenn 
man ein zweites Mal heiratet.“ 

Keine Statistiken zu 
den Frauen aus Syrien 
Das türkische Zentrum für Kat¬ 
astrophen und notfallmedizini¬ 
sche Versorgung (AFAD) verfügt 
über keine einzige Statistik zu der 
Situation der Frauen, die aus 
Syrien in die Türkei geflüchtet 
sind. 

Kritik der BDP 

Der BDP-Abgeordnete Ayla 
Akat Ata kritisierte, dass das Flei- 
raten syrischer Frauen in der Tür¬ 
kei zum Handelsobjekt geworden 
ist. Syrische Mädchen werden 
gegen Geld verheiratet und wer¬ 
den schon als Jugendliche zu 
Müttern. Ata verfangt eine parla¬ 
mentarische Untersuchung be¬ 
züglich der Heirat von syrischen 
Frauen, welche aufgrund des 
Bürgerkriegs in Syrien in die Tür¬ 
kei auswanderten. 

75% der syrischen Migrantln- 
nen sind Frauen und haben kei¬ 
nerlei Rechte 

Ata erwähnt, dass aufgrund des 
seit drei Jahren anhaltenden Krie¬ 
ges in Syrien ca. zwei Millionen 
Menschen ausgewandert sind. 
Laut BM befinden sich in der 


Türkei 577 Tausend der Ausge¬ 
wanderten, wobei diese Zahl mit 
den nicht registrierten Auswan¬ 
derinnen in der Türkei eine Mil¬ 
lion übersteigt. Sie betont 
zudem, dass 75% der Flüchtlinge 
Kinder und Frauen sind, welche 
keinerlei Rechte besitzen und 
unter menschenunwürdigen 
Bedingungen um ihr Leben 
kämpfen. Ata klärt auf: Kinder 
und Frauen leiden wie in jedem 
Krieg auch in Syrien am meisten 
unter dem Bürgerkrieg. Insbe¬ 
sondere in Hatay, Urfa und in 
Kilis ist es bekannt geworden, 
dass Männer aus der Türkei Frau¬ 
en aus Syrien gegen Geld als ihre 
zweite oder sogar dritte Frau hei¬ 
raten. Die Frauen aus Syrien wer¬ 
den meist betrogen, indem sie 
mit älteren Männern verheiratet 
werden, welche als ledig vorge¬ 
stellt werden. Im Nachhinein 
stellt sich dann heraus, dass diese 
Männer verheiratet sind und 
Kinder haben. 

Die Tatsache, dass Frauen und 
ihre Familien keinerlei Sicherhei¬ 
ten besitzen, ließ das Heiraten mit 
Frauen aus Syrien zum Wirt¬ 
schaftsgut machen. Die Folgen 
des Bürgerkrieges wie Arbeitslo¬ 
sigkeit, Eigentumslosigkeit und 
Unsicherheit führen Frauen dazu, 
die Heirat mit einem Mann ein¬ 
zugehen, welcher ein Mindest¬ 
maß an Sicherheit anbietet. Für 
Männer ist die Heirat sehr 
kostengünstig, weshalb die Heirat 
mit syrischen Frauen als zweite 
oder dritte Frau weiter ansteigt. 

(Mehve$ Evin/Mi, 26.1., 
ANF, 28.1., ISKU) 


entstanden, sondern seien ein 
seit 5000 Jahren währendes Phä¬ 
nomen. „Unsere Widerstand¬ 
sperspektive bewegt sich auf die¬ 
ser Achse. Auf einem 5000-jähri¬ 
gen System wurde ein patriarcha¬ 
les System aufgebaut. Frauen, 
Jugendliche und Kinder werden 
nur als ergänzende Teile dieses 
Systems angesehen. Das System 
wurde aur einer frauenfeind¬ 
lichen und sexistischen Menta¬ 
lität aufgebaut", erklärte Deniz. 
„Der einzige Ausweg dagegen ist 
die Organisierung. Es ist Zeit, 
die Schutzräume zu verlassen 
und auf die Plätze der Freiheit zu 
gehen. Dafür braucht es einen 
ernsthaften Willen. Die Worte 
Plätze der Freiheit sollen nicht als 
Parole aufgefasst werden; wir 
müssen unsere Selbstorganisie¬ 
rung in den Stadtteilen, Städten 
und Landkreisen verstärken. 
Abseits der kapitalistischen 
Moderne gibt es den Bereich des 
Frauenwiderstands. Es gibt 
unzählige Beispiele in der 
Geschichte der Frauenbewe¬ 
gung“, erklärte Deniz. 

(ANF, 26.1., ISKU) 

Salman S. hat 
Hungerstreik beendet 
Wie in der Yeni Özgür Politika 
vom 22.1. berichtet, hatte Sal¬ 
man S., der seit längerer Zeit an 
einer ernsthaften Magenerkran¬ 
kung leidet, in der jVA Nürn¬ 
berg einen Hungerstreik begon¬ 
nen, um eine Änderung seiner 
Haftbedingungen zu erreichen. 
Weil seinem Wunsch entspro¬ 
chen wurde, nicht mehr mit zwei 
weiteren Gefangenen gemeinsam 
inhaftiert zu sein, hat er am 24. 
Januar seinen Hungerstreik 
beendet. Auch die teilweisen 
Missverständnisse und Probleme 
wegen ihm vorenthaltener 
Bücher durch die JVA konnten 
nicht zuletzt mithilfe seines 
Rechtsanwalts gelöst werden. 

Die Situation von Salman S. 
wird ausführlich im Azadi-info- 
dienst Nr. 133 dargestellt, der 
Anfang Februar erscheint. 

(Azadi, 28.1., ISKU) 
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Hevi Ibrahim: Die Frauen sind die 
Vorreiterinnen dieser Revolution 


Die Vorsitzende der demokra¬ 
tisch-autonomen Verwaltung im 
Bezirk Afrin, Hevi Ibrahim, im 
Gespräch mit der Tageszeitung 

Frau Ibrahim, am Mittwoch wurde 
die Demokratische Autonomie auch 
in Afrin ausgerufen. Zunächst wol¬ 
len wir etwas über Ihre Gefühle 
und Gedanken erfahren. Was 
bedeutet die Deklaration? 

Ja, auch im Bezirk Afrin wurde 
die Autonomie ausgerufen. Wir 
hoffen, dass wir den Bedürfnissen 
und Forderungen unserer Bevöl¬ 
kerung gerecht werden. Das wird 
in der Kommenden Zeit auch 
unser vorrangiges Ziel sein. Diese 
Verwaltung ist durch den Willen 
unserer Bevölkerung entstanden, 
sie ist ihre eigene Selbstverwal¬ 
tung. Das Gebiet des “Berges der 
Kurdinnen”, also um Afrin 
herum, wurde bereits vor der Aus¬ 
rufung der Demokratischen 
Autonomie von uns selbst verwal¬ 
tet und verteidigt. 

Aber die internationale Öffent¬ 
lichkeit wollte und will das nicht 


sehen. Die Ausrufung der Demo¬ 
kratischen Autonomie war in die¬ 
ser Hinsicht auch eine Antwort 
auf diese Ignoranz. Es gibt uns 
und hier sind wir. Die Deklara¬ 
tion war gewissermaßen auch 
eine Antwort auf die Genf-II- 
Konferenz. Weil sie uns nicht bei 
den Friedensverhandlungen da¬ 
beihaben wollen, werden ihre 
Beschlüsse für uns auch nicht 
bindend sein. 

Was bedeutet es, dass Sie als eine 
Frau zur Vorsitzenden des Bezirks 
gewählt wurden? 

Ja, für den Mittleren Osten mag 
das ungewöhnlich sein, aber für 
die Kurdinnen ist es das nicht. 
Denn in deren Reihen kommt es 
nicht selten vor, dass Frauen in 
der Gesellschaft eine Vorreiterrol¬ 
le einnehmen. Es gibt viele Bei¬ 
spiele von Frauen, die das bereits 
vor mir gemeistert haben. Ich 
laufe praktisch in ihren Fußstap¬ 
fen. In Afrin und in Rojava insge¬ 
samt haben Frauen bei dieser 
Revolution eine Vorreiterrolle 
eingenommen. 


Außer dass Sie eine Frau und eine 
Kurdin sind, verfügen Sie über eine 
weitere Identität, die unterdrückt 
wird. Sie sind Alevitin ... 

Ja, das stimmt. Ich bin in Mabada 
geboren. Das ist eine kleine Stadt, 
in der kurdische Alevitlnnen 
leben. Auch die Alevitlnnen ha¬ 
ben in ihrer Geschichte viel Leid 
erfahren. Und gerade deshalb ist 
diese Geschichte auch von viel 
Widerstand geprägt. Das hat na¬ 
türlich auch mich geprägt und 
dazu beigetragen, dass ich heute 
meinen Platz im Freiheitskampf 
eingenommen habe. Aber das 
bedeutet selbstverständlich nicht, 
dass wir nun selber auch anfan¬ 
gen, Unterschiede zwischen Reli- 
gions- und Volkszugehörigkeiten 
zu machen. 

Sind andere religiöse Gemeinschaf¬ 
ten und Volksgruppen in Ihrer 
Selbstverwaltung auch vertreten.? 
Selbstverständlich. Neben aleviti- 
schen sind auch yezidische Kurd¬ 
innen darin vertreten. Zwei arabi¬ 
sche Clans haben sich der Selbst¬ 
verwaltung ebenfalls angeschlos- 


Alevitische Gemeinde kritisiert auto 
kratische Zustände in der Türkei 


Im eigenen Land ist der türkische 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan nach landesweiten Pro¬ 
testen gegen sein autoritäres Regi¬ 
me jetzt mit Korruptionsermitt¬ 
lungen gegen führende Politiker 
seiner islamisch-konservativen 
AK-Partei konfrontiert. Doch als 
reuiger Bittsteller kam der »Sultan 
vom Bosporus«, wie ihn seine 
Kritiker nennen, am Dienstag 
nicht nach Berlin. 

Den Korruptionsvorwurf gegen 
seine Regierung wies Erdogan hei 
einem Vortrag in der Deutschen 
Gesellschaft ntr Auswärtige Poli¬ 
tik zurück. Statt dessen sprach er 
von einem »Angriff organisierter 
Strukturen in Polizei und Justiz« 
auf Demokratie und Stabilität 
und behauptete, Abgeordnete, 
Minister und Geschäftsleute seien 
durch Kriminelle erpreßt worden. 
Damit zielte Erdogan offenbar 
auf die Anhänger seines langjähri¬ 
gen Bündnispartners und jetzigen 
erbitterten Gegners, des Prediger 
Fethullah Gülen, die in Polizei- 
und Justiz einen regelrechten 
Parallelstaat gebildet haben. Sei¬ 
ner Regierung seien bei ihren 
Bemühungen »zur Erfüllung der 
europäischen Standards« eine 


»Vielzahl von Fallen gestellt wor¬ 
den«, gab Erdogan »ausländi¬ 
schen Mächten« die Schuld an 
mangelnden Fortschritten bei der 
Demokratisierung des Landes. 
Doch gleichzeitig rechtfertigte er 
die Inhaftierung Dutzender 
oppositioneller Journalistinnen in 
der Türkei mit deren angeblichen 
Verbindungen zu Terrororganisa¬ 
tionen. 

Von den »Freunden« in Berlin 
forderte Erdogan eine stärkere 
Unterstützung im stockenden 
EU-Beitrittsprozeß. Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel zeigte sich 
nach dem Gespräch mit Erdogan 
gegenüber einer raschen EU-Voll- 
mitgliedschaft der Türkei zurück¬ 
haltend. Gegen die Eröffnung 
eines neues EU-Beitrittskapitels 
sprach sich unterdessen die Links¬ 
fraktion aus. »Die Rechte von 
Beschäftigten, Gewerkschaftern, 
Aleviten und Kurden in der Tür¬ 
kei dürfen nicht auf dem Altar 
geopolitischer Strategen geopfert 
werden«, forderte deren Spreche¬ 
rin für internationale Beziehun¬ 
gen, Sevim Dagdelen. 

»Erdogan ist ein Antidemokrat«, 
erklärte die Alevitische Gemeinde 
Deutschlands (AABF) in einem 


offenen Brief an Bundeskanzlerin 
Merkel unter Verweis auf »auto- 
kratische Zustände, Einschrän¬ 
kung der Meinungsfreiheit, Kor¬ 
ruption sowie Verstöße gegen die 
demokratische Grundordnung« 
in der Türkei. Vor dem Branden¬ 
burger Tor protestierten rund 
2000 Menschen gegen Erdogan. 
Neben der veranstaltenden Alevi- 
tischen Gemeinde waren zahlrei¬ 
che Anhänger türkischer und kur¬ 
discher sozialistischer Gruppie¬ 
rungen mit ihren Fahnen anwe¬ 
send. Insbesondere revolutionäre 
Gruppen machten deutlich, daß 
auch Erdogans Rivale Gülen für 
eine autoritär-neoliberale Politik 
steht und keine demokratische 
Alternative ist. Auf einer separa¬ 
ten Demonstration zogen einige 
hundert Anhänger der nationali¬ 
stischen »Türkischen Jugendein¬ 
heit« (TGB) mit Bildern von 
Staatsgründer Mustafa Kemal 
Atatürk vor das Kanzleramt, um 
gegen Erdogans »faschistisches 
Regime« zu protestieren. Mehrere 
tausend Erdogan-Fans wurden 
für eine Kundgebung des türki¬ 
schen Ministerpräsidenten am 
Abend im Berliner Tempodrom 
erwartet. (jW, 5-2., ISKU) 


Meldungen: 

Istanbul: Bauprojekt im 
Gezi-Park vom Tisch 
Das Bauprojekt im Istanbuler 
Gezi-Park, das im vergangenen 
Jahr landesweit Proteste gegen 
die Regierung von Ministerpräsi¬ 
dent Recep Tayyip Erdogan aus¬ 
löste, ist offenbar endgültig vom 
Tisch. Auf neuen Entwürfen von 
Oberbürgermeister Kadir Topbas 
für die Gestaltung des Taksim- 
Platzes und des angrenzenden 
Parks sei von dem ursprünglich 
geplanten Nachbau einer osma- 
nischen Kaserne auf dem Parkge¬ 
lände nichts mehr zu sehen, 
berichteten türkische Zeitungen 
am Mittwoch. Die Pläne hatten 
im Mai und Juni vergangenen 
Jahres Proteste der Bevölkerung 
nach sich gezogen, die sich infol¬ 
ge des brutalen Vorgehens der 
Polizei landesweit ausbreiteten. 
Erdogan erklärte sich damals 
bereit, die Pläne für das Baupro¬ 
jekt bis zum Ende eines Verwal¬ 
tungsgerichtsverfahrens auf Eis 
zu legen. Dieses ist noch nicht 
abgeschlossen. (jW, 6.2., ISKU) 

Neue Beweise zu 
JITEM-Massakern 
Zu den Aktivitäten des Geheim¬ 
dienstes der türkischen Gendar¬ 
merie JITEM, der für mehr als 
17.000 „ungeklärte Morde“ an 
Kurdinnen und Kurden in den 
1990er Jahren verantwortlich 
gemacht wird, sind neue Beweise 
aufgetaucht. Ein Zeuge wandte 
sich an die Diele Nachrichtena¬ 
gentur und legte dort Dokumen¬ 
te vor, die Mordanschläge eines 
„Hilal Team“ des JITEM bele¬ 
gen. Nach Angaben des Zeugen 
sei der JITEM heute weiter unter 
dem Namen IDLM aktiv. 

Die Aussagen des Zeugen bele¬ 
gen u.a., dass die Ermordung des 
kurdischen Schriftstellers Musa 
Anter und der HADEP-Mitglie¬ 
der Ebubekir Deniz und Serdar 
Danif ebenso auf das Konto des 
„Hilal Team“ gehen wie ein Mas¬ 
saker an Newroz 1992 in Cizre. 
Dort waren innerhalb von drei 
Tagen nach offziellen Angaben 
57 Menschen ermordet worden, 
andere Quellen sprechen von 
117 Toten. (ANF, 5.2., ISKU) 

Türkisches Parlament verab¬ 
schiedet Internetzensurgesetz 
Weitgehend unbeachtet von der 
Öffentlichkeit hat das türkische 
Parlament am am Mittwoch 
einen Gesetzentwurf verabschie¬ 
det, nach dem der Präsident der 
Telekommunikationsbehörde 
TIB Blockaden von 1-2 Jahren 
Dauer gegen Inhalte im Internet 
verhängen kann. Während die 
Opposition von Zensur spricht, 
begründet die AKP das Gesetz 





Für die Ermöglichung humanitärer Hilfe 
in den kurdischen Provinzen Syriens 


Die kurdische Bevölkerung setzt 
sich in Syrien seit Beginn des Bür¬ 
gerkriegs im Jahr 2011 intensiv 
für Frieden sowie den Aufbau 
einer demokratischen und gleich¬ 
berechtigten Gesellschaft ein. 
Trotzdem - oder gerade deshalb - 
verhindern sowohl das syrische 
Regime als auch Gruppen, die zur 
Al-Qaida gehören, ebenso wie die 
Türkei, Saudi-Arabien, Katar 
sowie weitere Regionalmächte, 
dass humanitäre Fiilfsmittel und 
lebenswichtige ..Ressourcen wie 
Lebensrnittel^ Öl, Gas, Wasser 
und Medikamente diese Region 
erreichen können. Faktisch wird 
seitens der genannten Akteure, 
neben ständigen militärischen 
Angriffen, ein Embargo gegen die 
kurdische Bevölkerung und die 
demokratischen Strukturen in der 
Region aufrechterhalten. 

Als Kurdisches Zentrum für 
Öffentlichkeitsarbeit - Civaka 
Azad, fordern wir dazu auf, alles 
Notwendige zu unternehmen, 
um dieses Embargo zu überwin¬ 
den. (...) 

Genf 2 und humanitäre Hilfe 

Leider wurde bei der Syrien-Frie¬ 
denkonferenz im schweizeri¬ 
schen Montreux keine eigenstän¬ 
dige kurdische Delegation einge¬ 
laden. Das ist ein Ausdruck gro¬ 
ßer Ignoranz gegenüber der Rea¬ 
lität in der Region. Für einen 
nachhaltigen Frieden in der 
Region ist es wichtig, alle Akteu¬ 
re im Land in die Friedensver¬ 
handlungen einzubeziehen. Dass 
gerade die Vertreterinnen jener 
Region, die eine demokratische 
Perspektive für Syrien aufweisen, 


aus diesen Gesprächen herausge¬ 
halten werden, erscheint gerade¬ 
zu absurd. 

Über humanitäre Hilfsleistung 
wird im Reisebericht des Bundes¬ 
tagsabgeordneten Jan van Aken 
erklärt: „Durch das Embargo 
kommen derzeit kaum Hilfsorga¬ 
nisationen in die Region Rojava. 
Einzig „Ärzte ohne Grenzen“ 
sind vor Ort. Selbst die UN kann 
nicht direkt helfen und musste 
Hilfsgüter zu absurd hohen Prei¬ 
sen über eine Luftbrücke nach 
Qamishli fliegen“ Organisatio¬ 
nen vor Ort, die sich um huma¬ 
nitäre Hilfe und Binnenflüchtlin¬ 
ge kümmern erklärten, dass diese 
lediglich dem Regime übergeben 
wurden und somit die kurdische 
Bevölkerung nicht erreichten. 
Weiter heißt es in dem Bericht: 
„Es fehlt an Zucker, Öl, Reis, Tee 
und vor allem an Medikamen¬ 
ten. Chronisch Kranke können 
kaum noch versorgt werden. 
Eine Pharmazeutin des Roten 
Halbmond berichtete uns im 
Gespräch, dass z.B. die chronisch 
Nierenkranken in Qamishli ent¬ 
weder geflüchtet oder bereits 
gestorben sind.“ 

Auch die kurdischen Organisa¬ 
tionen in Rojava, die sich um die 
Binnenflüchtlinge kümmern, 
werden in keiner Weise interna¬ 
tional unterstützt. Da die Region 
Rojava trotz Embargo und 
Angriffen relativ stabil ist, floh 
eine große Anzahl von Binnen- 
flüchuingen dorthin. Der kurdi¬ 
sche Rote Halbmond von Rojava 
(Heyva Sor a Kurd a Rojava) hat 
dazu folgende Zahlen veröffent¬ 
licht: 


Region Afrin: Einwohnerzahl: 
400.000 und ca. 500.000 
Binnenflüchtlinge 
Region Kobani: Einwohnerzahl: 
300.000 und ca. 350.000 
Binnenflüchtlinge (allein in den 
letzten 15 Tagen kamen aufgrund 
der gewaltsamen Auseinanderset¬ 
zung in der Region 10.000 
Flüchtlinge nach Kobani) 

Region Cizire: Einwohnerzahl: 
1.300.000 und mehr als 500.000 
Binnenflüchtlinge 
Ein Teil der Binnenflüchtlinge 
lebt bei Bekannten oder Ver¬ 
wandten, andere sind in Turnhal¬ 
len, Schulen oder in größeren 
Gebäuden untergebracht. Die 
Ressourcen reichen nicht aus - 
vor allem nicht, um alle Binnen¬ 
flüchtlinge zu versorgen. 

Wir fordern die sofortige Über¬ 
windung des Embargos gegen 
Rojava (die kurdischen Provinzen 
Syriens), die Gewährleistung 
humanitärer Hilfe durch Regie¬ 
rungen der EU, NGO‘s und Hilf- 
sorganisationen, um eine huma¬ 
nitäre Katastrophe zu verhindern. 
Wir fordern die Beendigung 
sämtlicher Waffenlieferungen an 
die Türkei, um die Massaker und 
Menschenrechtsverstöße der Al 
Qaida-Gruppen zu beenden. 

Für weitere Informationen und 
die Vermittlung von Kontakten 
zur Lieferung der Hilfsgüter an 
regionale Hilfsorganisationen ste¬ 
hen wir Ihnen gerne jederzeit zur 
Verfügung. (CA, 30. L, ISKU) 
Die vollständige Fassung dieses 
Aufrufs und die Kontaktdaten sind 
unter: 

civakaazad.com/index.php/562 
zu finden. 


Hevi Ibrahim: Die Frauen sind... 


mit dem „Schutz von Familie, 
Kindern und Jugendlichen.“ Das 
Komitee zum Schutz von Jour¬ 
nalisten CPJ spricht von einer 
weiteren Unterhöhlung der Pres¬ 
sefreiheit und weist darauf hin, 
dass von nun an Webseiten u.U. 
ohne jede juristische Kontrolle 
geblockt werden können. 

(DIHA, 6.2., ISKU) 
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Strasbourg 

Großdemonstration zum 15. 
Jahrestag der Verschleppung 
Abdullah Öcalans 


Strasbourg, 15. Februar 2014 
Die Demonstration startet am 
Vormittag am Boulevard de 
Lyon, nachmittags wird eine 
große Abschlußveranstaltung am 
Place Des Vanneaux stattfinden. 


Hamburg 

Wahlen, Machtkampf, Korrup¬ 
tion - Wo bleibt der „Friedens¬ 
prozess“? - Infoveranstaltung zur 
aktuellen Situation in der Türkei 
und Kurdistan 

am Mi., 12.2.2014, 18:30 Uhr 
Ab 18 Ühr Essen 
Centro Sociale, Sternstraße 3, 
Hamburg 

tatortkuräistan. blogsport.de 


Essen 

Zwischen Friedensprozess und 
Rojava-Revolution 
am Fr., 14.02.2014, 19Uhr 
im Linken Zentrum, Elsässer Str. 
19, 46045 Oberhausen 
Reisebericht von Dr. Nikolaus 
Brauns, Historiker und Journa¬ 
list 


sen. Mein Vertreter Mustafa 
Abdulhamid ist beispielsweise 
Araber. Unser Sprecher für die 
Diplomatie, Suleyman Cafer, ist 
Yezide. 

Sie sprechen von einer demokrati¬ 
schen und pluralistischen Struktur. 
Auf der anderen Seite haben Sie 
erwähnt, dass die internationalen 
Mächte diese Strukturen schlicht- 
weg übersehen. Was sind Ihrer Mei¬ 
nung nach die Gründe dafür? 

Die Interessen einiger dieser 
Mächte kollidieren mit den 
Errungenschaften der Kurdin¬ 
nen. Sie befurchten, dass diese 
Errungenschaften, die Erlangung 
ihrer Freiheit, große Veränderun¬ 
gen und Einschnitte für sie mit 
sich bringen wird. Es passt also 
nicht in ihre Interessen. 

Was wollen Sie in nächster Zukunft 
für die Anerkennung durch die 
internationale Gemeinschaft tun? 
Jetzt feiern wir erst einmal mit 
unserer Bevölkerung die Ausru¬ 
fung der demokratisch-autono¬ 
men Selbstverwaltung. Natürlich 
werden wir uns in Zukunft auch 


darüber beraten, wie wir mit der 
internatonalen Gemeinschaft in 
Verbindung treten wollen und 
werden. Wir wollen mit der inter¬ 
nationalen Zivilgesellschaft und 
den Regierungen selbstverständ¬ 
lich auch Kontakte pflegen. 

Das Gebiet Afrin ist seit Langem 
umzingelt. Wie ist die Situation 
jetzt? 

Das ganze Gebiet des “Berges der 
Kurdinnen” ist seit fünf bis sechs 
Monaten umzingelt. Die Bevöl¬ 
kerung bringt dennoch große 
Mühen auf, das öffentliche Leben 
aufrechtzuerhalten. Sie teilen ihre 
Freude, ihr Leid, ihr Eigentum 
miteinander und versuchen trotz 
der Umstände, ein gutes Leben zu 
fuhren. So leisten sie Widerstand 
gegen das bestehende Embargo. 
Wir hoffen, dass es bald ein Ende 
finden wird. 

Vor allem die Rolle der Frau in 
Rojava macht Eindruck auf Jour¬ 
nalistinnen aus Europa und den 
USA. Haben Sie als Frau eine Bot¬ 
schaft, die Sie den Frauen dieser 
Welt mitteilen wollen? 


Wir wollen, dass alle Frauen in 
ihrem Leben erfolgreich sind. 
Heute leistet die kurdische Frau 
in Rojava einen wichtigen Wider¬ 
stand für alle Frauen dieser Welt. 
Aber auch hier hat sie noch viel 
Arbeit zu erledigen. Sie muss 
noch mehr arbeiten, gerade weil 
sie bis heute überhaupt keine Stel¬ 
lung im öffentlichen Leben haben 
durfte. Die Frau in Rojava hatte 
am meisten zu gewinnen und ins¬ 
besondere sie war bei dieser Revo¬ 
lution immer ganz vorn mit 
dabei. Damit sie nun die Rolle 
einnehmen kann, die ihr gebührt, 
muss sie nun auch in der demo¬ 
kratisch-autonomen Verwaltung 
ihren Platz einnehmen. 

Ich möchte über Sie einen Appell 
an die kurdische und die demo¬ 
kratische Öffentlichkeit richten. 
Damit die ausgerufene Demokra¬ 
tische Autonomie auf einem sta¬ 
bilen Fundament weiter ausge¬ 
baut werden kann, hoffen wir 
auch auf Eure Unterstützung. 
Sowohl humanitäre Hilfe als auch 
politische Unterstützung sind für 
uns von großer Bedeutung. 

(Ra, 1.2., ISKU) 
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Mörderischer Partner 


Verfassungsschutz hält Auftrags¬ 
mord der türkischen Regierung an 
PKK-Aktivistinnen für möglich 
und schränkt Kooperation mit 
Geheimdienst MIT ein 
Von Nick Brauns 

Deutsche Geheimdienstler schlie¬ 
ßen nicht mehr aus, daß der 
Mord an drei kurdischen Politi¬ 
kerinnen vor einem Jahr in Paris 
vom türkischen Geheimdienst 
verübt wurde. Der Verfassungs¬ 
schutz habe seine Kooperation 
mit dem Nationalen Nachrich¬ 
tendienst (MIT) der Türkei des¬ 
wegen eingeschränkt, berichtet 
das Nachrichtenmagazin Spiegel 
in seiner aktuellen Ausgabe. 

Die Mitbegründerin der Arbeiter¬ 
partei Kurdistans PKK, Sakine 
Cansiz, die Diplomatin Fidan 
Dogan sowie die Jugendaktivistin 
Leyla Saylemez waren am 9. Janu¬ 
ar 2013 in den Räumen des Pari¬ 
ser Kurdistan-Informationsbüros 
mit Kopfschüssen ermordet wor¬ 
den. Der wenige Tage später ver¬ 
haftete mutmaßliche Mörder 
Omer Güney war Mitglied in 
einem kurdischen Kulturverein. 
Doch dann stellte sich heraus, 
daß Güney in Wirklichkeit ein 
aus einer nationalistischen Fami¬ 
lie stammender Türke mit engen 
Verbindungen zu den faschisti¬ 
schen Grauen Wölfen ist. Ein 
ehemaliger V-Mann des MIT 
identifizierte Güney gegenüber 
der kurdischen Zeitung Özgür 
Gündem als »unseren Mann in 
Paris«, der in die kurdische 
Gemeinde eingeschleust wurde. 
Dieser Verdacht erhärtete sich 
durch einen am 12. Januar 2014 
im Internet veröffentlichten 
Audiomitschnitt. Ein Mann, des¬ 
sen Stimme als diejenige Güneys 
identifiziert wurde, berät darin 
mit zwei mutmaßlichen MIT- 
Agenten detailliert die Ermor¬ 
dung von mehreren namentlich 

G enannten kurdischen Exilpoliti- 
ern (jW berichtete). Die MIT- 


Der Vorsitzende des Menschen¬ 
rechtsvereins der Türkei IHD 
Öztürk Türkdogan hat in einem 
Gespräch mit der Presseagentur 
bianet für die Fortführung des 
demokratischen Friedens- und 
Lösungsprozesses die Wichtig¬ 
keit einer rechtlichen Infrastruk¬ 
tur betont. 

Im Folgenden ein gekürzter Aus¬ 
zug der Aussagen Türkdogans. 


Agenten sichern ihm Geld für 
den Waffenkauf zu, fragen nach 
Fluchtwegen und Sicherheitsvor¬ 
kehrungen und geben schließlich 
grünes Licht für das Attentat: 
»Leiste gute Arbeit! Möge Gott 
uns vor den geringsten Fehlern 
schützen, denn du bist wichtig für 
uns.« Cansiz wird in der Audio- 
aufnahme zwar nicht als An¬ 
schlagsziel genannt, doch am 13. 
Januar veröffentlichten türkische 
Medien ein angeblich vom MIT 
stammendes Geheimdokument 
vom 18. November 2012 mit 
dem Betreff »Sakine Cansiz — 
Codename Sara«. Ein Agent mit 
Codenamen »Legionär« sei für 
Vorbereitungen zu »Mord-Opera¬ 
tionen« gegen PKK-Ziele in 
Europa instruiert worden und 
solle nun den Auftrag bekom¬ 
men, die von ihm ausgespähte 
Cansiz »außer Gefecht zu setzen«. 
Nicht nur die französischen 
Ermittlungsbehörden nehmen 
das Papier ernst. »Sollte es eine 
Fälschung sein, ist es eine täu¬ 
schend echte. Auch dafür brauch¬ 
te es erhebliches Insiderwissen«, 
zitiert der Spiegel einen hochran¬ 
gigen deutschen Geheimdienstler. 
Der Verdacht, der türkische 
Geheimdienst könne PKK-Mit- 
glieder in EU-Staaten exekutieren 
lassen, hat den bislang eng mit 
dem MIT kooperierenden Verfas¬ 
sungsschutz alarmiert. In Sicher¬ 
heitskreisen werde von »besonde¬ 
rer Vorsicht bei der Weitergabe 
personenbezogener Daten« ge¬ 
sprochen, heißt es im Spiegel. 

Das ist aber womöglich gesche¬ 
hen, standen doch zwei der 
Ermordeten im Fokus deutscher 
Sicherheitsbehörden. So hatte die 
Bundesanwaltschaft gegen Cansiz 
wegen Mitgliedschaft in einer 
»kriminellen Vereinigung« und 
gegen Saylemez wegen Mitglied¬ 
schaft einer »ausländischen terro¬ 
ristischen Vereinigung« ermittelt, 
wie die Bundesregierung auf 


„Öcalan hatte beim Besuch der 
BDP-Abgeordneten Pervin Bul- 
dan undldris Baluken sowie des 
PIDP-Mitglieds Sirri Süreyya 
erklärt, dass die von der AKP ein¬ 
seitig vorbereiteten Pakete keine 
Demokratisierung darstellen, 
sondern eine Provokation seien 
und es mit Vergebung keine 
Lösung gebe, sondern es eines 
Gesellschaftsvertrages bedarf Er 
könne bei einer Fortführung die- 


Anfrage der Linksfraktion bestä¬ 
tigte. Bei solchen Terrorismusver- 
fdiren ist ein Austausch mit aus¬ 
ländischen Geheimdiensten die 
Regel. MIT-Abteilungsleiter 
Ugur Kaan Ayik, dessen Name 
sich unter dem Papier findet, war 
vor einiger Zeit selbst mit einer 
Delegation zu Gesprächen in die 
Bundesrepublik gereist. Auch der 
mutmaßliche Attentäter Güney 
ist für die deutschen Behörden 
kein Unbekannter, lebte er doch 
bis 2011 mehrere Jahre lang im 
oberbayerischen Schliersee, wo er 
sich im Milieu der Grauen Wölfe 
bewegte und ein Verfahren wegen 
Verstoßes gegen das Waffengesetz 

f egen ihn eingeleitet wurde. 

ragen wirft der Zeitpunkt der 
Veröffentlichung der den MIT 
und damit seinen obersten Diens¬ 
therren, den türkischen Minister¬ 
präsidenten Recep Tayyip Erdo¬ 
gan, belastenden Dokumente auf. 
Einen Tag zuvor hatte der inhaf¬ 
tierte PKK-Vorsitzende Abdullah 
Öcalan Erdogan angeboten, ihm 
im Machtkampf mit den Anhän¬ 
gern des Imams Fethullah Gülen 
den Rücken zu stärken, wenn der 
Friedensprozeß mit der PKK fort¬ 
gesetzt werde. Zu vermuten ist 
daher, daß hinter der Veröffentli¬ 
chung der Audiodatei Gülen- 
Anhänger im Staatsapparat stek- 
ken, die einen Schulterschluß 
zwischen Erdogan und Öcalan 
verhindern wollen. Die PKK 
hatte wiederum zuvor die Gülen- 
Bewegung beschuldigt, hinter 
den Pariser Morden zu stecken. 
Daß der deutsche Geheimdienst 
ausgerechnet jetzt seine Zu¬ 
sammenarbeit mit seinem türki¬ 
schen Partnerdienst einschränkt, 
könnte allerdings noch andere 
Gründe haben. So beklagen deut¬ 
sche Behörden mittlerweile die 
mangelnde Kooperation der Tür¬ 
kei bei der Bekämpfung von 
Dschihadisten. 

(jW, 11.2., ISKU) 


ser Leichtsinnigkeit keine Impul¬ 
se mehr geben und die Verant¬ 
wortliche für die Beendigung des 
Prozesses sei die AKP.. Mit diesen 
Äußerungen erklärt Öcalan, dass 
es einen rechtlichen Rahmen für 
den Prozess braucht. (...) Wenn 
es eine Verhandlungsphase geben 
soll, braucht es hierfür ein Recht. 
Wir können in Bezug darauf 
keine Schritte der Regierung 
erkennen. (...)“ 


Meldungen: 

Ciwan Amed: Projekte der 
Jugend für den Aufbau einer 
alternativen Gesellschaft 
Am vergangenen Wochenende 
sind in Amed (Diyarbakir) mehr 
als 500 kurdische Jugendakti¬ 
vistinnen zusammengeKommen 
und haben das “Ciwan Amed 
Jugendforum” gegründet. Mit 
diesem Jugendforum wollen die 
Aktivistinnen verschiedene Pro¬ 
jekte zum Aufbau einer alternati¬ 
ven Gesellschaft ins Leben rufen. 
An der Tagung am 8. Februar 
nahmen hunderte Studierende 
überall aus Kurdistan, Vertreter¬ 
innen von verschiedenen Ju¬ 
gend- und Arbeitsverbänden teil. 
Auch die beiden Bürgermeister¬ 
kandidatinnen der BDP für 
Amed, Gültan Krsanak und Firat 
Anh nahmen an dem Treffen teil. 
Das aus dem Treffen entstandene 
“Ciwan Amed Jugendforum” hat 
sich zum Ziel gesetzt, die aktive 
Beteiligung der Jugendlichen an 
den kommunalen Selbstverwal¬ 
tungsstrukturen zu fördern. 

In der Abschlusserklärung des 
Treffens wurden folgende Projek¬ 
te, die sich das Jugendforum auf 
die Agenda gesetzt hat, aufgelis¬ 
tet. Zu den Projekten, die von 
der Stadtverwaltung unterstützt 
werden sollen, gehört unter 
anderem: Aufbau von Tierzucht- 
Kooperativen, von Bäckerei- 
Kooperativen und von Koopera¬ 
tiven für Milch- und Milcher¬ 
zeugnisse, Bildungsveranstaltun¬ 
gen für Kindererziehung, Vor¬ 
schulunterricht in kurdischer 
Sprache, Projekt zur Förderung 
von Fahrradwegen und Fahrrad¬ 
nutzung, Projekte zur Förderung 
alternativer Energiekonzepte, 
Aufbau eines Planetariums und 
Förderung von sportlichen Akti¬ 
vitäten. (ANH 13.2., ISKU) 

CPJ: 59 Journalistinnen nach 
Gezi-Protesten entlassen 
Zum Titel der Türkei als das 
Land mit den meisten inhaftier¬ 
ten Journalistinnen hat sich ein 
neuer trauriger Rekord gesellt: 
Im Zusammenhang mit den Pro¬ 
testen gegen ein Bauprojekt im 
Istanbuler Gezi-Park sind 59 
Journalistinnen entlassen oder 
zum Rückzug gezwungen wor¬ 
den, wie das Komitee zum 
Schutz von Journalistinnen 
(CPJ) am Donnerstag mitteilte. 
„Die Behörden zensieren und 
schikanieren weiterhin kritische 
Stimmen, was zur Kündigung 
oder zur Resignation von fast 60 
Journalistinnen führte, die über 
die Anti-Regierungsproteste im 
letzten Jahr berichtet hatten“, so 
der Bericht des CPJ. Weiter wird 
daraufhingewiesen, dass die Tür¬ 
kei mit 40 inhaftierten Jour- 


IHD fordert rechtlichen Rahmen 
für Friedensprozess 





Frauenaktivistinnen aus Rojava besuchen Amed: 

„Wir wollen unsere Erfahrungen 
miteinander teilen“ 


Die Aktivistinnen des in Rojava 
aktiven „Sara Frauenvereins“ und 
die weiblichen Mitglieder des 
Vereins zum Schutz der Kinder¬ 
rechte sind nach Amed (Diyarba- 
kir) gereist, um dort ihre Erfah¬ 
rungen mit Frauen-Aktivistinnen 
aus Nordkurdistan auszutau¬ 
schen. Eine Woche lang wollen 
sie mit Frauen in Nordkurdistan 
diskutieren und über ihre Rolle 
bei der Revolution in Rojava 
berichten. 

Muna Abdulselam, Mitglied des 
Sara Frauenvereins in Qamiflo 
erklärt, dass der Erfahrungsaus¬ 
tausch mit anderen Frauen für sie 
von großer Bedeutung ist. „Die 
Vereine in Nordkurdistan haben 
eine längere Geschichte. Sie lei¬ 
sten ihre Arbeit trotz der Repres¬ 
sionen des Staates. Unsere Arbei¬ 
ten sind noch sehr jung. Wir sind 
hierhergekommen, um von den 
Erfahrungen der Frauen hier zu 
lernen“, erklärt Abdulselam. 

75% der Frauen aktiv 
in den Arbeiten 

Nura Xelil, ebenfalls im Sara- 
Frauenverein aktiv, erklärt, dass 
die Revolution in Rojava unter 
der Vorreiterrolle der Frauen statt¬ 
gefunden hat. „Diese Revolution 
ist zugleich eine Frucht eines 30- 
jährigen Widerstandes“, so Xelil, 


Zwei am Massaker von Roboski 
beteiligte Piloten haben ihre Kün¬ 
digung bei der türkischen Luft¬ 
waffe öffentlich gemacht. Es wird 
berichtet, dass die insgesamt vier 
Piloten, die an der damaligen 
Operation beteiligt waren, psy¬ 
chische Probleme haben und 
keine aktiven Aufgaben mehr 


Drei Gründe für einen 
rechtlichen Rahmen 

Der erste Punkt, den wir akzep¬ 
tieren müssen ist, dass Öcalan ein 
Gesprächspartner ist, mit den 
dazugehörigen Rechten. Für eine 
Sicherheit des Rechts der 
Gesprächspartner braucht es den 
Aufbau eines gesetzmäßigen Rah¬ 
mens. 

Wenn der Prozess nachhaltig sein 
und die zukünftigen politischen 
Mächte binden soll, braucht es 
unbedingt einen rechtlichen Rah¬ 
men. 

Drittens sehen wir diese Notwe¬ 
nigkeit auch in Bezug auf das 
Anti-Terror-Gesetz (TMK) bzw. 
auf das türkische Strafgesetzbuch 
(TCK). Es ist widersprüchlich zu 
sagen „Ich kämpfe gegen den Ter¬ 
ror“ und gleichzeitig „Ich führe 
einen Lösungsprozess“. Für eine 
Überwindung dieses Wider- 


die wie folgt fortfährt: „Im Zuge 
der Revolution sind die Frauen 
mit ihrer eigenen Identität und 
ihren eigenen Farben in die 
Öffentlichkeit getreten. Am 
Anfang hatten wir große Schwie¬ 
rigkeiten. In der Gesellschaft war 
die Meinung verbreitet, dass 
Frauen nichts hinbekommen 
würden. Doch wir haben diese 
Vorstellung der Familien und der 
Gesellschaft weitgehend aufge¬ 
brochen und gezeigt, dass die 
Frauen nicht nur etwas hinbe¬ 
kommen können, sondern auch 
als Vorreiterinnen im Kampf auf- 
treten. Heute sind in Rojava 
gemeinsam mit den arabischen 
und christlichen Frauen knapp 
75% der Frauen in den Arbeiten 
und im Kampf aktiv.“ 

Am meisten leiden die Kinder 
Fener Melle Ibrahim, die seit 
knapp zehn Monaten im Verein 
zum Schutz der Kinderrechte 
arbeitet, erklärt, dass am meisten 
die Kinder unter dem anhalten¬ 
den Krieg in Syrien leiden. Die 
Arbeit ihres Vereins bestehe 
darin, die Kinder von den Aus¬ 
wirkungen des Kriegs soweit 
möglich zu schützen. „Die Kin¬ 
der leiden psychisch unter dem 
Krieg. Sie können auch nicht zur 
Schule gehen oder ihre Kindheit 


zugeteilt bekommen. Es heißt 
nun, dass zwei der Piloten nach 
ihrer Behandlung vor zwei Mona¬ 
ten gekündigt haben und in die 
zivile Luftfahrt gewechselt sind. 
Die anderen zwei Piloten, deren 
Namen nicht veröffentlich wer¬ 
den, sind weiter in psychologi¬ 
scher Behandlung. 


Spruchs braucht es den Aufbau 
eines rechtlichen Rahmens und 
die Abschaffung des TMK. (...) 
Wenn man die kurdische Frage 
auf dem Weg der Demokratisie¬ 
rung lösen will, muss das mit Ver¬ 
handlungen geschehen. Es gibt 
hier auch das Standbein des Parla¬ 
ments. Die BDP und AKP müs¬ 
sen zusammen die Demokratisie¬ 
rungspakete vorbereiten und die 
Reformphase zusammen führen.“ 

Die Lösung liegt 
in der Verfassung 
„Eine endgültige Lösung liegt in 
einer umfangreichen Verfassung. 
Das meint Öcalan mit einem 
Gesellschaftsvertrag. Für eine 
grundlegende Lösung der kurdi¬ 
schen Frage und aller mit ihr ver¬ 
bundenen Lösung braucht es eine 
neue und demokratische Verfas¬ 
sung. (...) 


ausleben. Um diesen Umständen 
etwas entgegenzusetzen, haben 
wir solch einen Verein gegrün¬ 
det. Derzeit bieten wir unter 
anderem 100 Kindern Schulbil¬ 
dung an“, erklärt Ibrahim. Die 
größte Schwierigkeit für ihre 
Arbeit entstehe durch das vor¬ 
herrschende wirtschaftliche 
Embargo gegen Rojava, berichtet 
Ibrahim und erklärt, weshalb sie 
nach Nordkurdistan gereist sind: 
„Wir sehen die psychischen Aus¬ 
wirkungen, die diese Umstände 
auf die Kinder haben. Damit wir 
den Kindern auf dieser Ebene 
helfen können, sind wir hierher 
gereist, um an einigen Fortbil¬ 
dungen teilzunehmen. Wir wol¬ 
len von der Frauenakademie in 
Amed lernen, von ihren Erfah¬ 
rungen profitieren und dann in 
Rojava noch wirkungsvoller 
unsere Arbeiten fortsetzen.“ 
Ibrahim ergänzt, dass im Rah¬ 
men der Ausrufung der Demo¬ 
kratischen Autonomie in den 
drei kurdischen Kantonen auch 
eine Kommission für die Rechte 
der Kinder vorgesehen ist und 
dass sie als Verein in dieser Kom¬ 
mission mitwirken werden. 
„Unser Hauptziel ist es, dass die 
Kinder ihre Kindheit leben kön¬ 
nen“, so Ibrahim. 

(YÖP, 10.2., ISKU) 


Beim Massaker von Roboski wur¬ 
den am 28. Dezember 2011 34 
kurdische Zivilisten, die meisten 
von ihnen Jugendliche, von der 
türkischen Luftwaffe massakriert. 
Bis heute wurden die Verantwort¬ 
lichen juristisch nicht zur 
Rechenschaft gezogen. 

(ANF, 6.2., ISKU) 


Die Arbeiten der Kommission 
der Weisen haben gezeigt, dass 
große Kreise der Gesellschaft für 
einen Lösungsprozess bereit sind. 
Doch das Parlament ist das nicht. 
Seit genau einem Jahr hat in die¬ 
ser gefechtslosen Zeit kein 
Mensch sein Leben in diesem 
Land verloren. Doch wir sind in 
diesem Jahr Zeugen von autoritä¬ 
ren Maßnahmen der politischen 
Macht geworden, wir haben die 
Polizeibrutalität in der Gezi-Zeit 
nicht vergessen und die vielen 
Menschenrechtsverstöße in ver¬ 
schiedenen Bereichen. Auf der 
anderen Seite gibt es keine Beer¬ 
digungen von Soldaten oder 
Guerillas aufgrund eines bewaff¬ 
neten Konflikts. Die Gesellschaft 
hat sich diesem gefechtslosen 
Zustand angenommen und steht 
für seine Fortführung.“ 

(bi, 10.2., ISKU) 


nalistlnnen diese Rangliste im 
zweiten Jahr in Folge vor Iran 
und China anführt. ,(Die Verhaf¬ 
tung von Journalistinnen, das 
Gleichsetzen von Kritik mit Ter¬ 
rorismus und die scharfe gegen 
die Presse gerichtete Rhetorik der 
Regierung, die die Anklagebe¬ 
hörden gegen Kritikerinnen in 
Stellung Dringt, bestimmen den 
Status der Pressefreiheit in der 
Türkei.“ (DIHA, 13.2., ISKU) 

Istanbul: Baustopp 
für Flughafen 

Ein Verwaltungsgericht in Istan¬ 
bul hat einen vorläufigen Bau¬ 
stopp für den geplanten dritten 
Flughafen der türkischen Metro¬ 
pole angeordnet. Umweltbeden¬ 
ken von Anwohnern gegen das 
Projekt und weitere Vorschriften 
seien nicht ausreichend beachtet 
worden, zitierten türkische 
Medien am Dienstag aus der 
Entscheidung. Der Flughafen 
gehört zu den heftig kritisierten 
Großprojekten der islamisch¬ 
konservativen Regierung von 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdo gan. Die Flughafen-Be hör- 
de erklärte, das Projekt werde 
trotz der Gerichtsentscheidung 
fortgesetzt, wie die Nachrichte¬ 
nagentur Anadolu berichtete. 

(jW, 6.2., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
YÖP Yeni Özgür Politika 
bi bianet.org 

Ro rojhelat.info 

jW junge Welt 

Termin: 

1. Frauenkonferenz der 
Jineoloji — Radikales Denken 
aus Frauenperspektive 

Das Anliegen dieser Konferenz 
ist es, die herrschende Wissen¬ 
schaft und ihre patriarchale und 
kapitalistische Struktur zu hin¬ 
terfragen und zu demontieren 
und gleichzeitig zukunftsgerich¬ 
tet alternative Konzepte von 
Frauenwissenschaften und alter¬ 
native Formen des Denkens und 
Lebens zu entwerfen, zu teilen 
und zu diskutieren. 

Die Jineoloji-Konferenz wird in 
der Kölner Universität vom 28. 
Februar bis zum 2. März statt- 
finden. jineoloji2014. blogsport. eu 
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Zwei Roboski-Piloten kündigen 
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Überall Demonstrationen für die Freiheit Abdullah Öcalans 

Bilanz der Proteste: 2 Schwerver¬ 
letzte und mehr als 40 Festnahmen 


Zum Jahrestag des internationa¬ 
len Komplotts, der am 15. 
Februar 1999 zur Festnahme 
von Abdullah Öcalan führte, 
kam es überall in Kurdistan zu 
Protesten. Allein in Nordkurdi¬ 
stan und der Türkei kam es in 
mehr als 70 Städten zu Protes¬ 
ten, an denen mehr als eine 
Millionen Menschen auf die 
Straßen gingen. Vielerorts rea- 

f ierten die türkischen Sicher- 
eitskräfte mit roher Gewalt. An 
zehn Orten kam es zu schweren 
Auseinandersetzung zwischen 
Demonstrantlnnen und der 
Polizei. Dabei wurden Dutzende 
Menschen verletzt, zwei unter 
ihnen schwer. Ein Jugendlicher 
verlor ein Auge. Über 40 Men¬ 
schen wurden festgenommen. 

Die Proteste in Nordkurdistan 
begannen bereits am 8. Februar. 
Am 15. Februar blieben in den 
kurdischen Städten die Läden 
geschlossen und viele Orte 
glichen Geisterstädten, bis die 
Demonstrationen begannen. 
Laut Angaben der regionalen 
Nachrichtenagenturen kam es in 
den Provinzen Amed 
(Diyarbakir), Riha (Urfa), 
Sirnex (^lrnak)^ Wan (Van), 
Bedlis (Bitlis), Elih (Batman), 
Merdin (Mardin), Müf (Mu§), 
Semsür (Adiyaman), Agiri 
(Agri), Colemerg (Flakkari), 
jgdir, Sert (Siirt), Elaziz (Elaztg), 
Erzirom (Erzurum) sowie in 
einer Vielzahl weiterer Ortschaf¬ 
ten zu Demonstrationen. Auch 
im Westen der Türkei kam es in 
Provinzen wie Istanbul, Izmir, 
Aydin, Adana, Mersin, Konya, 


Ankara, Mugla, Manisa zu Pro¬ 
testen. 

Polizei setzt wieder auf Gewalt 
Auch in diesem Jahr war die 
Reaktion der Polizei ähnlich wie 
in den Jahren zuvor. Vor allem in 
Nordkurdistan griff die Polizei 
mit Gasgranaten, Wasserwerfern 
und Plastikgeschossen die Men¬ 
schen an. Aber auch in Istanbul 
setzte die Polizei auf rohe 
Gewalt. Der Jugendliche Cihat 
Ö. wurde bei dem Angriff der 
Polizei schwer verletzt, als ihm 
eine Gasgranate am Kopf traf. 
Allein inTstanbul wurden zehn 
Demonstranten bei den Ausein¬ 
andersetzungen mit der Polizei 
festgenommen. 

Auch in Wan demonstrierten die 
Menschen seit Tagen gegen das 
internationale Komplott. Bei 
den Protesten am 15. Februar 
wurden sechs Jugendliche von 
der Polizei auf offener Straße 
verprügelt und festgenommen. 
Auch einen Reporter der Nach¬ 
richtenagentur DIFIA, der die 
Festnahme eines Jungen doku¬ 
mentierte, wollten die Polizei¬ 
kräfte festnehmen. Als sie 
bemerkten, dass er Journalist ist, 
ließen sie ihn allerdings unter 
Flüchen und Bedrohungen wie¬ 
der frei. 

Bei den Protesten in Colemerg, 
Gever (Yüksekova) und 
§emzinan (§emdinli) kam es 
über den gesamten Tag hinweg 
zu Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen Polizei und Demonstran¬ 
tlnnen. In Colemerg wurden 
sieben Demonstranten, darunter 
sechs Minderjährige, festgenom¬ 
men. ln Gever wurden zehn 


Demonstranten bei den Ausein¬ 
andersetzungen verletzt. 

Ähnliche Bilder gab es in Amed. 
Dort demonstrierten die Men¬ 
schen dezentral in verschiedenen 
Stadtteilen. Vielerorts griff die 
Polizei an. Die Polizei stellte bei 
ihren Angriffen gleich auch ihr 
neues gepanzertes Fahrzeug 
»Ural« vor. Die Ural-Fahzeuge, 
eine türkische Selbstproduktion, 
patrouillierten den ganzen Tag 
auf den Straßen Ameds. 
ln Elih setzte die Polizei bei der 
Bekämpfung der rund zehntau¬ 
send Demonstranten vor allem 
auf Gasgranaten. Die Ausein¬ 
andersetzungen hielten bis in die 
Abendstunden an. Viele erlitten 
Ohnmachtsanfälle durch den 
exzessiven Gasbombeneinsatz. 
Den Jugendliche Omer E. traf 
eine Gasgranate im Gesicht; er 
verlor sein linkes Auge. 

Ähnlich sah es auch in der 
Provinz §irnex und den Orten 
FFezex (Idil) und Cizir (Cizre) 
aus. Die Polizei duldete keinerlei 
Proteste und griff die Menschen¬ 
menge in allen drei Orten an. 
Überall kam es zu stundenlan¬ 
gen Auseinandersetzungen. In 
Cizir begannen die Proteste und 
Auseinandersetzungen mit der 
Polizei bereits am 11. Februar. 
Als auch am 15. Februar die 
Polizei die Menschen angriff, 
griffen Jugendliche die Polizei 
und ihre Fahrzeuge an. Bei den 
Auseinandersetzungen wurde 
eine Journalistin der Frauen- 
Nachrichtenagentur JINHA am 
Kopf verletzt. Im Laufe des 
Tages musste die Polizei sich 


Meldungen: 

Neues Internetgesetz in der 
Türkei: Zensur für »bedenkli¬ 
che« Meldungen 

Das neue Internetgesetz in der 
Türkei ist mit der Unterschrift 
des türkischen Präsidenten 
Abdullah Gül am 19. Februar 
offiziell in Kraft getreten. Mit 
dem neuen Gesetz können 
Internetseiten, deren Inhalt für 
»bedenklich« erachtet wird, 
ohne Gerichtsbeschluss binnen 
vier Stunden geschlossen wer¬ 
den. 

Die Regierung gab zwar nach 
den Protesten gegen das Gesetz 
an, zwei kritische Stellen des 
Gesetzes zu überarbeiten. Aber 
auch die genannten Verände¬ 
rungen lösen das Zensurpro¬ 
blem nicht. 

Das Telekommunikations- und 
Kommunikationsministerium 
können beispielsweise Internet¬ 
seiten mit der Begründung 
schließen, dass sie Persönlich¬ 
keitsrechte verletzen würden, 
selbst wenn die betroffenen Per¬ 
sonen keine Beschwerde einrei¬ 
chen. 

Jede Nachricht, jeder Blogbei- 
trag, jede Information und jeder 
freie Gedanke kann im Fall, 
dass er als »unpassend« betrach¬ 
tet wird, binnen vier Stunden 
gelöscht werden. 

(Radikal, 19.2., ISKU) 

Flüchtlinge sollen zurückkehren 

Eine Delegation mit dem 
Außenminister des Kantons 
Cizire, Salih Gedo, den Assisten¬ 
ten Emine Ose und Samiran 
Samül, den Staatssekretären Fadil 
Musa und Floseng Derwes und 
Mitglieder der Syrischen Links 
Partei haben am 17. Februar das 
Flüchtlingslager Erbet in Süd- 
Kurdistan, in dem Flüchtlinge 
aus Rojava leben, besucht. 

Die Delegation wollte sich über 
die Lebenssituation der Flücht¬ 
linge vor Ort informieren. 
Gedo erklärte den Menschen in 
dem Lager, dass sich die Sicher¬ 
heitslage in West-Kurdistan ver¬ 
bessert habe und sie deshalb in 
ihr Land zurückkehren könn¬ 
ten. 

Den Flüchtlingen sagte er: 
»Auch wenn noch einige Ausein¬ 
andersetzungen stattfinden, ent¬ 
wickelt sich West-Kurdistan 
immer mehr zu einem sicheren 
Ort. Wir dürfen nicht vergessen, 
dass West-Kurdistan eine Revo¬ 
lution durchlebt. Deshalb haben 
manche Auseinandersetzungen 
zur Flucht der Menschen 
geführt. Aber jetzt werden auto¬ 
nome Kantone aufgebaut. Das 

f anze nimmt einen positiven 
^erlauf und deshalb könnt ihr 


Radikales Denken aus Frauenperspektive - Jineoloji 

Warum eine Jineoloji Konferenz? 


Die durch das patriarchale kapi¬ 
talistische System verursachte 
Krise ist in vielen Formen sicht¬ 
bar geworden: Nicht nur die 
ökonomischen Krisen sondern 
auch ökologische und gesell¬ 
schaftliche Krisen beeinflussen 
und bedrohen das Leben von 
Menschen auf der ganzen Welt. 
Auf Grund des patriarchalen 
Wesens von Staat, Gesellschaft, 
Kapitalistischer Ökonomie, 


positivistischer Ideologie, Reli- 

f ion und Wissenschaft sind 
rauen auf vielfältige Weise von 
diesen Krisen betroffen. Frauen¬ 
bewegungen und soziale Bewe¬ 
gungen verdeutlichten in den 
letzten Jahrzehnten immer wie¬ 
der das dringende Bedürfnis 
nach gesellschaftlichen Alterna¬ 
tiven, die nicht auf Unterdrü¬ 
ckung, Hierarchie und Margina- 
lisierung beruhen. Während sie 


Kritik übten an den zerstöreri¬ 
schen herrschenden Systemen, 
waren Frauen ebenso beteiligt an 
der Entwicklung von Alternati¬ 
ven und an Kämpfen um Verän¬ 
derungen. 

In diesem Zusammenhang rufen 
wir auf zur Frauenkonferenz: 
»Radikales Denken aus Frauen¬ 
perspektive - Jineoloji« 
Anliegen dieser Konferenz ist es, 
die Irrealität der patriarchalen 




KDP-Strategie zu Rojava ist gefährlich 


Sabri Ok, Mitglied des Exekutiv- 
rats der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans KCK, erklär¬ 
te gegenüber ANF, dass die 
Demokratische Partei Kurdistans 
(KDP) im Namen der Regierung 
die Kantone von Rojava nicht 
akzeptiert, obwohl diese von der 
Patriotischen Union Kurdistan 
(YNK), der Goran-Bewegung 
und vielen anderen Parteien in 
Südkurdistan anerkannt werden. 
Felah Mustafa, zuständig für die 
auswärtigen Angelegenheiten der 
Autonomen Region Kurdistan 
bekundete am 11. Februar, dass 
sie die Kantone in Rojava als 
Regierung nicht anerkennen. Ok 
bewertete die Aussagen von 
Mustafa als sehr widersprüchlich, 
da die YNK als Teil der Regierung 
der Autonomen Region TCurdi- 
stan bereits zuvor ihre Unterstüt¬ 
zung für die Kantone geäußert 
hatte. 


Sabri Ok erklärt, dass es mehr als 
nur ein Missgeschick ist, dass 
diese Aussage an dem Tag 
gemacht wurde, an dem der Kan¬ 
didat bei den kommenden Kom¬ 
munalwahlen für das Oberbür¬ 
germeisteramt von Istanbul der 
Demokratischen Partei der Völker 
(HDP), Sirrt Süreyya Onder, und 
die unabhängige Abgeordnete 
von Amed, Leyla Zana, den Brief 
von Öcalan an den Präsidenten 
der Autonomen Region Kurdi¬ 
stans, Mesud Barzani, übergaben, 
ln Anbetracht der dauernden 
Kämpfe zwischen der al-Qaida 
und der YPG, der über 500 Tote 
innerhalb des letzten Jahres sowie 
der Gefangennahme einer großen 
Anzahl der zivilen Bevölkerung, 
ist es nicht verständlich, weshalb 
die KDP die Autonomie der Kan¬ 
tone ablehnt. Kurden und Kur¬ 
dinnen können diese Ffaltung der 
KDP nicht akzeptieren und wer¬ 
den diesbezüglich eine Reaktion 
zeigen. 


Obwohl seit längerem für den 
kurdischen Nationalkongress 
Vorbereitungen getroffen und 
Diskussionen geführt werden, ist 
er immer noch nicht zustande 
gekommen. Warum die Vorberei¬ 
tungen ins Stocken geraten sind 
erklärt Ok folgend: »Der erste 
Grund dafür, dass die Arbeiten 
ins Stocken geraten sind, ist die 
Wahl des Vorsitzenden für den 
Kongress. Der zweite Grund ist 
die Delegation. Die Probleme 
bezüglich der Delegation hätten 
gelöst werden können. Es wurde 
auch ein Kovorsitzender vorge¬ 
schlagen, der jedoch von Barzani 
nicht akzeptiert wurde. Abdullah 
Öcalan brachte in seinem Brief an 
Barzani den kurdischen National¬ 
kongress erneut auf die Tagesord¬ 
nung. Wir hoffen, dass diesbezüg¬ 
lich Fortschritte gemacht werden. 
An erster Stelle muss die Revolu¬ 
tion in Rojava anerkannt und 
unterstützt werden.« 

(ÖG, 16.2., ISKU) 


—► Warum eine Jineoloji Konferenz? 


und positivistischen »wissen¬ 
schaftlichen« Betrachtungswei¬ 
sen, die durch Exklusion und 
Kolonisation der Frau, unsere 
Geschichte und Identitäten ver¬ 
zerren, zu demontieren. Gleich¬ 
zeitig wollen wir zukunftsgerich¬ 
tet alternative Konzepte von 
Frauenwissenschaften teilen und 
diskutieren, die einen Beitrag 
dazu leisten können, eine freie, 
demokratische und ökologische 
Gesellschaft aufzubauen. Ein 
alternatives Verständnis von 
Wissenschaft ist nicht nur ein 
theoretischer Ansatz sondern 
steht in Verbindung zu Kämpfen 


um Freiheit und gesellschaftli¬ 
che Transformationen. Es 
bedeutet den Umbau unserer 
Gesellschaft aus Perspektive von 
Frauen. Eines solcher Ansätze 
wurde von der kurdischen Frau¬ 
enbewegung als »Jineoloji« (in 
kurdischer Terminologie: Frau¬ 
enwissenschaften) beschrieben. 
Ceni - das Kurdisches Frauen¬ 
büro für Frieden (Deutschland), 
die Frauenbegegnungsstätte 
UTAMARA, die International 
Free Women's Foundation, die 
Women's Research Foundation 
for the Middle East, die Vereini¬ 
gung Studierender Frauen aus 


Kurdistan YXK-Jin und andere 
haben sich zusammengefunden 
um diese Konferenz zu organi¬ 
sieren. 

Die Konferenz findet vom 28.2. 
bis 2.3. an der Universität in 
Köln statt, wird auf Deutsch, 
Kurdisch, Englisch und Tür¬ 
kisch übersetzt und es wird auch 
einen Livestream geben, über 
den die Konferenz im Internet 
zeitgleich verfolgt werden kann! 

Weitere Informationen unter: 
jineoloj i2014.blogsport.eu/ 


Bilanz der Proteste ... 


allerdings geschlagen zurückzie¬ 
hen. 

Rojava verurteilt Festnahme 
Öcalans 

Auch in den Städten Westkurdi¬ 
stans kam es zu Protesten anläss¬ 
lich des Jahrestages der Festnah¬ 
me von Abdullah Öcalan. So 
gingen im westkurdischen Kan¬ 
ton Kobani knapp 100.000 
Menschen auf die Straßen und 
forderten die Freilassung Öca¬ 
lans. Die Menge marschierte mit 
Postern Öcalans, verstorbener 
YPG-Kämpferinnen und Kämp¬ 
fern sowie Transparenten mit 
der Forderung nach der Freiheit 
Öcalans auf den zentralen Platz 
der Stadt, wo die Sprecherinnen 
der Demokratisch-Autonomen 
Verwaltung Kobani kurze Reden 
zu der Menschenmenge hielten, 
in denen sie das internationale 
Komplott verurteilen. 

Auch in Heleb (Aleppo) demon¬ 
strierten trotz Ausnahmezu¬ 
stands aufgrund des Bürger¬ 
kriegs die Menschen im Stadtteil 
§ex Meqsüd (§eyh Maksud) 


m die Festnahme Öcalans. 

ig war, dass alle Demon- 
strantlnnen in §ex Meqsüd 
schwarz bekleidet waren. Auf 
der Abschlusskundgebung hiel¬ 
ten die Vertreterinnen der Kurdi¬ 
schen Frauenbewegung Yekitiya 
Star eine Rede, in der sie erklär¬ 
ten, dass Öcalan zum Vertreter 
aller unterdrückten Völker des 
Mittleren Ostens geworden sei. 
Auch in Efrin, Tirbespiye, 
Qamiflo, Amude, Girke Lege 
und weiteren Orten in Rojava 
verurteilten die Menschen mit 
Protesten das internationale 
Komplott und forderten Freiheit 
für Abdullah Öcalan. 

Zehntausende Menschen waren 
in Strasbourg gegen das inter¬ 
nationale Komplott auf den 
Straßen 

Mit der Forderung nach Freiheit 
für Öcalan waren am Samstag 
zehntausende Menschen in der 
französischen Stadt Strasbourg 
auf den Straßen. Der Kovorsit- 
zende der Gemeinschaft der 


Gesellschaften Kurdistan (KCK) 
Cemil Bayik wandte sich per 
Telefonzuschaltung an die 
Demonstrantlnnen und erklär¬ 
te, dass der Widerstand bis zur 
Freilassung des PKK-Vorsitzen¬ 
den anhalten werde. Der Wider¬ 
stand der Bevölkerung habe die¬ 
ses Komplott zerstört. »Das kur¬ 
dische Volk muss sich vereinen 
und seine Freiheit erlangen”, so 
Bayik. 

Auch am 15. Jahrestag des inter¬ 
nationalen Komplotts folgten 
zehntausende Menschen dem 
Aufruf der Föderation der kurdi¬ 
schen Vereine in Frankreich 
(FEYKA) zur Demonstration 
unter dem Motto »Freiheit für 
Öcalan«. Die Menschen reisten 
mit hunderten Bussen und 
Autos aus vielen Städten ganz 
Europas an und verurteilten 
gemeinsam erneut die Festnah¬ 
me Abdullah Öcalans am 15. 
Februar 1999. 

(ÖG, 16.2., ISKU) 


wieder zurück in eure Häuser 
und dort eure Leben fortfüh¬ 
ren.« 

Die Delegation ist nach dem 
Besuch des Flüchtlingslagers 
und dem Besuch von Süd-Kur¬ 
distan weiter nach Bagdad 
gefahren um diplomatische 
Gespräche zu führen. 

(ANF, 17.2., ISKU) 

PKK-Prozess: 

Haftstrafe gefordert 
Der Angeklagte soll laut Ankla¬ 
ge als hochrangiger Kader der 
Jugendorganisation »Komalen 
Ciwan« (KC) tätig gewesen 
sein. Er soll Jugendliche für den 
Guerillakampf angeworben 
haben. Der Vorwurf im Prozess 
vor dem Stuttgarter Oberlan¬ 
desgericht lautet auf Mitglied¬ 
schaft in einer ausländischen 
terroristischen Vereinigung 
(§ 129b). Die Bundesanwalt¬ 
schaft fordert fünf Jahre und 
neun Monate Gefängnis. 

(jW, 14.2., ISKU) 

Fabrikbesetzung in Istanbul 
Arbeiter fordern Ende von Lei¬ 
harbeit bei US-Verpackungsher- 
steller 

Seit dem 10. Februar halten 
Arbeiter eine Fabrik des Verpa¬ 
ckungsherstellers Greif im Istan¬ 
buler Stadtteil Esenyurt-Hadim- 
köy besetzt, um gegen »Hunger¬ 
löhne und Sklavenbedingungen« 
zu protestieren. Der US-Konzern 
Greif mit Produktionsanlagen in 
50 Ländern beliefert unter ande¬ 
rem die Konzerne Bayer, Nestle, 
Univer und Danone mit Verpa¬ 
ckungen. An den zwei Istanbuler 
Greil-Standorten sind insgesamt 
1500 Arbeiter beschäftigt. Zwei 
Drittel von ihnen sind Leiharbei¬ 
ter aus 44 verschiedenen Firmen. 
Zentrale Forderungen der streik¬ 
enden Greif-Arbeiter sind die 
Abschaffung der Leiharbeit und 
die Übernahme aller Leiharbeiter 
in die Stammbelegschaft sowie 
Lohnerhöhungen und Schicht¬ 
zulagen für die vielfach nur zum 

f esetzlich vorgeschriebenen 

ftndestlohn von 850 Türkische 
Lira (283 Euro) Beschäftigten, 
deren Arbeitszeit immer wieder 
willkürlich auf zwölf Stunden 
erhöht wird. (jW, 20.2.ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
ÖG Özgür Gündem 

jW junge Welt 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
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bestellt werden. 
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Öcalan zum Weltfrauentag: 

Die Suche nach dem freien Leben 
als Grundlage eures Lebens 


Die Nachrichtenagentur Diele 
(D1HA) hat die Botschaft der 
kurdischen Führungspersönlich¬ 
keit Abdullah Öcalan zum 8. 
März, dem Weltfrauentag, veröf¬ 
fentlicht. „Keine andere 
Geschichte als die Geschichte der 
Sklaverei und der Freiheit der 
Frau hat mich mit mehr Bedau¬ 
ern, mit Stolz und Begeisterung 
erfüllt. Die Frauen Brauchen 
Selbstbestimmung. Sie brauchen 
Plätze des freien Lebens. (...) 
Nehmt die Suche nach der freien 
Frau als die Grundlage eurer 
Arbeiten. Beschwert euch nicht, 
sondern seid produktiv. Drei oder 
vier Frauen können Zusammen¬ 
kommen und Lösungen schaffen. 
Vertraut auf euer Frau sein", heißt 
es unter anderem in der Bot¬ 
schaft. Die Botschaft, die die letz¬ 
te BDP-HDP-Delegation bei 
ihrem Besuch auf der Gefängnis¬ 
insel Imrali entgegengenommen 
hatte, beginnt mit den Worten: 
„Liebe Freundinnen, für mich ist 
die Freiheit der Frau wichtiger als 
Land und Kultur. Die Frauen 
müssen sich befreien. Ihr müsst 
euch befreien.“ 

Eine Revolution, die 
die Frau nicht befreit, 
ist keine Revolution 

Mit der Betonung, dass es vieler¬ 
lei Mühen für die Freiheit der 
Frau braucht, steht in Öcalans 
Botschaft: „Denn ohne die Frei¬ 
heit der Frau kann kein Volk frei 
sein. Denn eine Revolution, die 


Am vergangenen Wochenende 
ing die erste Frauenkonferenz 
er Jineoloji erfolgreich zu Ende, 
die ersten Schritte Jineoloji, d.h. 
Frauenwissenschaften, breit zu 
diskutieren, sind gemacht. Von 
Freitag bis Sonntag wurde an der 
Universität in Köln die Arbeit 
verschiedener Wissenschaftszwei¬ 
ge einer kritischen Betrachtung 
unterzogen - einer Analyse aus 
weiblicher Perspektive. Zu Wort 
kamen dabei Philosophinnen, 
Soziologinnen, Feministinnen 
verschiedener Nationalität, insbe¬ 
sondere aber auch kurdische 
Frauenaktivistinnen und Akade- 
mikerinnen. 


die Frau nicht befreit, ist keine 
Revolution. Denn: eine Organi¬ 
sation die keine Frauen organ- 
siert, ist keine Organisation. 

Euer Platz ist nicht das Haus. Ihr 
müsst überall präsent sein. Ihr 
müsst Mitspracherecht haben, 
Frauen müssen überall sprechen. 
Wenn es nicht den Frauenfrei¬ 
heitskampf gegeben hätte, hätten 
die Frauen weiter ein Dasein als 
Sklavin geführt. Alle gefallenen 
Märtyrerinnen waren wertvoll, 
ich gedenke allen gefallenen 
Freundinnen. Das Leben von 
Sakine Cansiz ist ein Beispiel. 
Die Befreiung der Frau ist ein 
Kampf von Sakine. Wir müssen 
Rechenschaft ..für Sakine for¬ 
dern“, erklärt Öcalan. 

„Die Geschichte der Sklaverei der 
Frau ist in der Kultur des Mittle¬ 
ren Ostens verborgen. Aus die¬ 
sem Grund wird der Ausweg auf 
diesem Boden beginnen. Doch es 
ist offen, dass dies nicht in der 
Mentalität des Mannes gesche¬ 
hen wird. Keine andere Ge¬ 
schichte als die Geschichte der 
Sklaverei und der Freiheit der 
Frau hat mich mit mehr Bedau¬ 
ern, mit Stolz und Begeisterung 
erfüllt. Mir scheint, der grundle¬ 
gendste Fehler, Irrtum und Häss¬ 
lichkeit im sozialen Leben wird 
bei der Thematik der Frau 
gemacht. Der Hauptgrund dafür 
ist die Kultur des Kapitalismus. 
Nie zuvor in der Geschichte — 
wie im Kapitalismus - wurde die 
Frau so stark missbraucht und 


Jineoloji ist noch mehr als nur 
Kritik, sie ist vor allem auch der 
Vorschlag für eine Methode, 
alternative Formen des Denkens 
und Lebens zu entwerfen und 
eine neue Art der Organisierung 
zu schaffen. Daher spielte eine 
wesentliche Rolle bei der Konfe¬ 
renz auch der Bezug auf andere 
Kämpfe. So wurde Feminismus 
als ein Erbe beschrieben, auf des¬ 
sen Kämpfe und Errungenschaf¬ 
ten die Jineoloji sich bezieht und 
darauf aufbauen möchte. Ann- 
Kristin Kowarsch ging in ihrem 
Vortrag „Unser Erbe und der Auf¬ 
bau unserer Zukunft“ auf die Kri¬ 
tikpunkte und Grenzen feministi- 


vom System ausgenutzt. Folglich 
braucht es für die Befreiung der 
Frau eine autonome Selbstvertei¬ 
digung als Lebensgrundlage.“ 

Unsere Revolution ist eine 
Revolution der Frau 

„Die Revolution des Mittleren 
Ostens wird sich als Revolution 
für die Freiheit der Frau verwirk¬ 
lichen. Gleichheit und Freiheit 
hängen mit der Frauenproblema¬ 
tik zusammen. Unsere Revolu¬ 
tion ist eine Revolution der Frau¬ 
en. Wir werden die Sklaverei der 
Frau überwinden. Unsere Revo¬ 
lution ist keine Klassenrevolu¬ 
tion. Die Vorreiterin ist die Revo¬ 
lution der Frau. Die aktuelle 
Stufe ist nur der halbe Weg. Aber 
vergessen wir nicht, dass nicht 
das Ziel des Weges wichtig ist, 
sondern mit Begeisterung, mit 
kollektiver Liebe und Schönheit 
zu gehen, zu laufen.“ 

Unsere Worte für die Frauen 
waren nicht die letzten 

„Ich gedenke den symbolischen 
Namen des Freiheitskampfes 
Sakine Cansiz, Leyla §aylemez 
und Fidan Dogan und möchte 
nochmals betonen, dass wir die 
Mörder dieses brutalen Massa¬ 
kers sicher zur Rechenschaft zie¬ 
hen werden. Wir werden den 
Frieden und die demokratische 
Lösung diesen Freundinnen 
sowie allen Märtyrerinnen der 
Freiheit widmen.“ (...) 

(ANF, 2.3., ISKU) 


scher Kämpfe ein, insbesondere 
auf die der 2. Welle des Femi¬ 
nismus, die sich aus den politi¬ 
schen Zusammenhängen der 
1968er entwickelte. Als Beispiel 
nannte sie die scharfen Abgren¬ 
zungen zwischen den verschie¬ 
densten feministischen Gruppie¬ 
rungen und Strömungen oder 
auch eurozentristische Perspekti¬ 
ven. Den verschiedenen Feminis¬ 
men in Europa sei es bisher kaum 
gelungen, kontinuierliche und 
ganzheitliche Organisierungsmo¬ 
delle zu entwerfen, die heute eine 
gesellschaftliche Alternative zum 
patriarchalen, kapitalistischen 
System darstellen. Es gilt nun, 


Meldungen: 

2013: Das Jahr der Menschen¬ 
rechtsverletzungen, des Todes 
und der Gitter 

Der IHD veröffentlichte auf 
einer Pressekonferenz den Men¬ 
schenrechtsverletzungsbericht 
2013. An der Pressekonferenz 
nahmen Sevim Salihoglu und 
Vehta Aydin teil. Der Bericht 
wurde vom IHD-Vorsitzenden 
Öztürk Türkdogan vorgestellt. 
Türkdogan wies auf die Friedens- 
gespräcke zwischen Abdullah 
öcalan und dem türkischen 
Staat und den Waffenstillstand 
der HPG hin. Eines der wichtig¬ 
sten Ereignisse 2013 seien die 
Gezi-Demonstrationen gewesen. 
Neun Menschen wurden getötet 
und fast 10.000 Menschen ver¬ 
letzt, 6.977 Menschen in 
Gewahrsam genommen, davon 
187 verhaftet. 

Innerhalb eines Jahres wurden 44 
Menschen durch Lynchjustiz 
getötet und 82 Menschen ver¬ 
letzt. „Im Jahr 2013 wurden 19 
Menschen, davon zwei Kinder 
getötet, weil sie der Aufforderung 
stehenzubleiben nicht gefolgt 
sind. 19 Menschen sind verletzt 
worden und zwei Menschen 
wurden durch Dorfschützer 
getötet. Insgesamt wurden 22 
Menschen an den Grenzen getö¬ 
tet, davon zwei Kinder und ein 
Soldat. 58 Menschen sind ver¬ 
letzt worden und ein Mensch 
wurde von Spezialkräften getötet. 
Andere Ergebnisse der Men¬ 
schenrechtsverletzungen hat 
Türkdogan wie folgt gelistet: 

- Tod durch bewaffneten Ausein¬ 
andersetzungen: 29 Tote, 7 Ver¬ 
letzte 

- Ungeklärte Todesumstände: 30 
Personen 

2013 haben 33 Personen in den 
Gefängnissen ihr Leben verloren, 
so Türkdogan „Sieben haben 
durch Krankheit ihr Leben verlo¬ 
ren und einer hat sich durch 
Selbstverbrennung getötet. 25 
Gefangene sollen durch Selbst¬ 
mord ihr Leben verloren haben. 
Das Justizvollzugsystem in der 
Türkei ist unmenschlich, daher 
sind Menschenrechtsverletzun¬ 
gen in den Gefängnissen unver¬ 
ändert kritisch. Nach den Ergeb¬ 
nissen der IHD-Gefängniskom- 
mission vom November 2013 
sind von 554 Gefangenen 162 
schwer erkrankt.“ 

Türkdogan gab bekannt, dass in 
den türkischen Gefängnissen im 
Jahr 2013 144.178 Häftlinge 
einsässen, 1.987 davon Kinder. 
Insgesamt befänden sich 28.898 
U-Häftlinge und 115.280 Verur¬ 
teilte im Gefängnis. 

Dem Bericht zufolge fanden 
3.060 gemeldete Menschen- 


Jin Jiyan Azadi — die erste 
Jineoloji Konferenz 




YPG stoppt militärische Operationen 


Die Volksverteidigungseinheiten 
YPG wurden von Frauen und 
Männern im Juli 2012 im Rah¬ 
men der legitimen Selbstverteidi- 

f ung gegründet und haben bis 
eute in Westkurdistan erfolg¬ 
reich Selbstschutz geleistet. 
Westkurdistan ist heute in 
Syrien, wo zehntausende Men¬ 
schen umkamen, das sicherste 
Gebiet. 

Die YPG haben am 21. Februar 
umfangreiche Militäroperatio¬ 
nen gestartet und befreiten die 
antike Ortschaft Til Berek und 
17 weitere Dörfer. Am 25. 
Februar versuchten die Banden 
durch erneute Angriffe Til Berek 


zurückzuerobern. Jedoch waren 
sie gegenüber der Selbstverteidi¬ 
gung der YPG erfolglos. 
Während die Banden sich erfolg¬ 
los zurückziehen mussten, haben 
einige Presseorganisationen und 
chauvinistische Gruppen ver¬ 
sucht, einen ethischen und kon¬ 
fessionellen Konflikt auszulösen. 
Durch eine schlechte Darstellun¬ 
gen der YPG wird die Auflösung 
der kurdisch-arabische Freuncf- 
schaft beabsichtigt, betont die 
YPG. Diese Vorwürfe sind fern 
von jeglicher Wahrheit, obszön 
und gegen jegliche Grundsätze 
der Pressearbeit. Die YPG, als 
militärische Kraft in Westkurdi¬ 


stan, verkündete nun den Waf¬ 
fenstillstand in den drei Kanto¬ 
nen Cizire, Kobane und Efrin 
sowie in den kurdisch bewohn¬ 
ten Gebieten FFalep und Rakka, 
wird jedoch bei einem Angriff 
entsprechend reagieren. 

50 Gefangene wurden in der 
Nähe von Amude Tage später 
wieder freigelassen. Die Gerüch¬ 
te, dass die YPG bei der Befrei¬ 
ung von Til Berek einen Mas¬ 
sengenozid vollzogen habe, ent¬ 
sprechen nicht der Wahrheit. 
Solche Gerüchte versuchen nur, 
die kurdisch-arabische Freund¬ 
schaft zu zerstören. 

(ANF, 26.2., ISKU) 


Schweigt nicht gegenüber dem 
Massaker an der Natur! 


ln Amed (Diyarbakir) haben 
Jugendliche eine Mahnwache 
gegen den Beschluss des Rektors 
der Diele Universität sowie des 
Direktors für Forstwirtschaft, 
10000 Bäume im Tigris-Tal zu 
fällen, gestartet. Die Jugendlichen 
betonen, dass die Aufmerksam¬ 
keit und Sensibilität, die bei dem 
Gezi-Aufstand gezeigt worden ist, 
auch für FFevsel gezeigt werden 
muss. „Einige wollen Amed den 
Atem rauben, aber wir Jugendli¬ 
che werden dies nicht zulassen, 
wir werden gegenüber dem Mas¬ 
saker nicht schweigen!“ Die 
Jugendlichen haben Zelte aufge¬ 
baut und führen die Mahnwache 
Tag und Nacht trotz der schlech¬ 
ten Wetterbedingungen durch. 
Der Student KemaFAcar erklärt 
gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur ANF: „Die Bäume werden für 


den Straßenbau gefällt und für 
Zelte genutzt, wir Studierenden 
werden jedoch diesem Massaker 
an der Natur nicht zuschauen.“ 
Es wurden schon tausende 
Bäume gefällt, ohne die Proteste 
würden Liier kein einziger Baum 
mehr stehen. Die Studentinnen 
kritisieren, dass der Gezi-Auf¬ 
stand in Istanbul viele Unterstüt¬ 
zerinnen gefunden habe, in 
Amed sich dieser Zusammenhalt 
jedoch nicht zeige. 

Auch Mitglieder der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
aus Amed haben zur Unterstüt¬ 
zung der Aktion die Zelte 
besucht. Der Bezirksvorsitzende 
von Baglar Ahmet Gezen hat in 
seiner Pressemitteilung die Prote¬ 
ste der Jugendlichen begrüßt und 
die Hevsel-Gärten als Herzstück 
von Amed beschrieben. Mit ihrer 


Vernichtung geht eine Geschich¬ 
te, ein Weltkulturerbe verloren. 
Nach den Reden haben die 
Jugendlichen die Namen der 
Todesopfer währen der Gezi-Auf¬ 
stände sowie Mustafa Malcok 
und Murat Izol auf Plakate 
geschrieben und zum Gedenken 
an diese unter die neu gepflanzten 
Bäume gelegt. 

Der Vorsitzende der BDP Sela- 
hattin Demirtaf hat die Hevsel- 
Gärten ebenfalls besucht. 
Demirtas findet das Anliegen der 
Diele Universität, dort Straßen 
bauen zu wollen, lächerlich. 
„Solch eine Mentalität sieht nicht 
die Natur, sondern nur das Holz“, 
so Demirtaf. Er bewertet den Pro¬ 
test gleich dem Gezi-Aufstand 
und empfiehlt der Regierung, die 
Angriffe auf die Natur zu stop¬ 
pen. (ANF 5.3., ISKZJ) 


-^Jin Jiyan Azadi - die erste Jineoloji... 


Schritte zu gehen, die vielen und 
guten Analysen und auch Praxen 
der unterschiedlichen Strömun¬ 
gen des Feminismus aufzugreifen 
und in Verbindung mit neuen 
Schritten eine Synthese zu bilden, 
die die gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse grundlegend verändern 
kann. Die kurdische Frauenbewe¬ 
gung ist diesbezüglich schon sehr 
viele Schritte gegangen, in den 
vergangenen Jahren und Jahr¬ 
zehnten wurden in Kurdistan und 
im europäischen Exil Institutio¬ 
nen wie Frauenberatungsstellen, 
Kooperativen, aber auch Frauen¬ 
akademien aufgebaut, parallel zu 
einer gut organisierten, auf der 
Straße sichtbaren Basisorganisie¬ 
rung. 

Desweiteren berichteten Aktivi¬ 
stinnen verschiedener Frauenbe¬ 
wegungen von ihren Kämpfen. 
So sprachen in dieser letzten Ses¬ 
sion der Konferenz Zarife Kara- 
sungur von der Demokratischen 
Freien Frauenbewegung DOKH 
aus Nordkurdistan und zurzeit 
auch Kandidatin der BDP für 
den Wahlkreis Bingöl, Consie 
Lozano von der Frauenbewegung 


GABRIELA aus den Philippinen 
und Marta Jorba und Maria Rodö 
de Zärate von der katalanischen 
Frauenbewegung GATAMAU- 
LA. Auch Margaret Owen, 
Anwältin und Menschenrecht¬ 
lerin aus England, sprach und 
berichtete leidenschaftlich von 
ihren Erfahrungen aus Rojava, 
das sie im Herbst letzten Jahres 
besuchen konnte. Viele Frauen 
kämpfen an vielen Orten dieser 
Welt für ihre Freiheit. Es war toll, 
einen kurzen Nachmittag das 
Gefühl zu haben, Teil all dieser 
Kämpfe zu sein, sie für einen kur¬ 
zen Moment zusammengeführt 
zu haben in der Hoffnung, dass 
wir es in den zweieinhalb Konfe¬ 
renztagen geschafft haben, Brük- 
ken zueinander gebaut zu haben. 
Weitere Themenblöcke der Kon¬ 
ferenz waren die zu einer alterna¬ 
tiven Geschichtsschreibung und 
den patriarchalen Strukturen von 
Gesellschaft und Wissenschaft. 
Während Abdullah Öcalan in sei¬ 
nen Verteidigungsschriften von 
der Existenz egalitärer, frauenzen¬ 
trierter Gesellschaften ausgeht, 
wurde dies in der Konferenz sehr 


kontrovers diskutiert. Großes 
Interesse weckte die intensive 
Auseinandersetzung in den Refe¬ 
raten von Gönül Kaya, Havin 
Güneser und Rojda Yildirim über 
die Idee und die Umsetzung von 
Jineoloji. Für die Zukunft ist es 
wichtig, diese vermittelbar zu 
machen und in solch an Erfah¬ 
rung reichen Zusammenhängen 
zu diskutieren und weiterzuent¬ 
wickeln. 

Wissen und Wissenschaft brau¬ 
chen Freiheit, aber Freiheit 
braucht auch Wissen. Mit diesem 
Gedanken begann die Konferenz, 
die den drei kurdischen Freiheits¬ 
kämpferinnen Sakine Cansiz, 
Leyla Saylemez und Fidan Dogan 
gewidmet war, die am 9.1.2013 
in Paris ermordet wurden. Sieen- 
dete am Sonntagabend mit 
Applaus und Parolen. 

Es war ein Anfang. Radikales 
Denken aus Frauenperspektive, 
dem radikale Schritte folgen müs¬ 
sen, für den Aufbau einer demo¬ 
kratischen, ökologischen und 
geschlechterbefreiten Gesell¬ 
schaft. Ceni -Kurdisches 

Frauenbüro fiir Frieden e. V. 


rechtsverletzungen in den 
Gefängnissen statt. 

Türkdogan ergänzte den Bericht 
damit, dass die Gewalt an Frauen 
und Kindern dramatisch zuge¬ 
nommen hat: „Nach IHD- 
Erkenntnissen wurden im Jahr 

2012 insgesamt 177 Frauen 
ermordet, 48 Frauen sollen 
Selbstmord begangen haben. 

2013 aber sind es 269 ermordete 
Frauen und 52 Selbstmorde 
gewesen. 556 Frauen wurden 
sexuell missbraucht und verge¬ 
waltigt. Die konservativ-demo¬ 
kratische Regierung konnte all 
diese Gewalt an Frauen nicht 
verhindern.“ 

Laut IHD-Bericht wurden im 
Jahr 2013 541 Menschen in der 
Untersuchungshaft gefoltert. 
Sechs Menschen wurden von 
Dorfschützern gefoltert. 843 
Menschen, darunter 39 Kinder, 
wurden in den Gefängnissen 
gefoltert. 109 Menschen wurden 
von Staatssicherheitsdiensten 
bedroht und zu geheimdienst¬ 
lichen Tätigkeiten gezwungen. 
14.151 Menschen, davon 59 
Kinder, wurden bei Protesten 
durch Sicherheitskräfte misshan¬ 
delt. 32 Menschen wurden von 
Spezialeinheiten gefoltert. 25 
Personen erlebten in den Schu¬ 
len Gewalt und Folter. 

69 Militärdienstleistende kamen 
aus bisher unbekannten Grün¬ 
den ums Leben. 

19 Vereine erhielten eine Ankla- 

f e. 27 mal wurden politische 
ärtei- und Vereinsräume durch 
„Unbekannte“ angegriffen. 679 
Internetseiten wurden blockiert. 
Bei Arbeitsunfällen kamen 1.545 
Arbeiterinnen ums Leben, da¬ 
von 103 Frauen und 59 Kinder. 

(ANF, 27.2., ISKU) 
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Ki§anak: Die Revolution der 
Frauen geht weiter 

„Kurdistan durchlebt die Frauen- An der Kundgebung in Amed in türkischen Städten wie Istan- 

revolution. Ich richte meine herz- nahmen neben Gültan Ktjanak bul, Adana und Manisa gingen 

lichsten Grüße an alle Frauen, die und weiteren Vertreterinnen der die Frauen auf die Straßen. Auf- 

diese Revolution tragen. Sie BDP auch eine Frauendelegation fällig war die starke Polizeipräsenz 

haben Sakine, Leyla undFidan in aus dem westkurdischen Kanton bei fast allen Kundgebungen und 

Paris ermordet, weil sie Angst vor Kobane teil. Die BDP-Kovorsit- Demonstrationen, 

den kurdischen Frauen haben, zende aus Amed Zübeyde Züm- 

Wir lassen sie hier aus Amed wis- rüt machte in ihrer Rede auf die Roboski wartet seit 800 Tagen 

sen, dass sie allen Grund haben, drohende Rodung der der Flev- auf Gerechtigkeit 

weiter Angst zu haben. Denn die sel-Gärten in der Stadt aufmerk- Auch in Roboski gingen anläss- 

Revolution der Frauen geht wei- sam und begrüßte den Wider- lieh des Weltfrauentags tausende 

ter!“ Mit diesen Worten Begrüßte stand gegen dieses drohende öko- Menschen auf die Straßen. Der 8. 

Gültan Ki$anak, die Bürgermei- logische Massaker. Sie gratulierte März war zugleich Tag 800 seit 

sterkandidatin der BDP in Amed den Frauen zum Weltfrauentag dem RoboskßMassaker. Aus die- 

(Diyarbakir), zehntausende Frau- und erklärte, dass sie den Weg sem Grund verbanden die Men¬ 
en, die anlässlich des Weltfrauen- von Clara Zetkin, Rosa Luxem- sehen aus Roboski die Demon- 

tags am 8. März in Amed zu- bürg und Sakine Cansiz weiter- stration zum Weltfrauentag mit 

sammenkamen. Zu den Kundge- verfolgen werden. der Forderung nach Gerechtigkeit 

bungen in Amed und weiteren Auch in Elih (Batman), Wan für das Roboski-Massaker. Immer 

Städten in Nordkurdistan und (Van), Merdin (Mardin) und wei- wieder rief die Menschenmenge 

der Türkei hatte die Demokrati- teren kurdischen Städten kamen „Der Mörder ist der Staat - wir 

sehe Freie Frauenbewegung tausende Frauen anlässlich des fordern Rechenschaft“. 

(DÖKH) aufgerufen. Weltfrauentags zusammen. Auch (ÖG, 8.3., ISKU) 

Ist der Wunsch nach Trennung vom Irak 
eine kurdische oder eine KDP-Perspektive? 

von Nihat Kaya, Journalist, Erbil Wunsch seinen reellen Ausdruck der KDP oder PUK), die zuvor 

in der Politik finden wird. ein enthaltsames Leben führen 

Dem von Masud Barzani, Präsi- Die Zentralregierung in Bagdad mussten, nun in Vermögen in 

dent der Autonomen Region verlangt nun von der südkurdi- Milliardenhöhe schwimmen. Die 

Kurdistan im Irak, offen formu- sehen Tührung die Offenlegung Antikorruptionsunruhen von 

lierten Wunsch nach der Tren- aller Einkünfte aus dem illegalen 2011 mit 10 toten Demonstran- 

nung vom Irak ging ein heftiger Verkauf des Öls mit Tankern in ten waren ein Ausdrucks dieses 

Streit mit der irakischen Zentral- die Türkei. Denn Fakt ist, dass die Unmuts. Daher unterstützen die 

regierung um den illegalen Ver- Einnahmen aus diesem illegalen kurdischen Oppositionellen auch 

kauf von Öl an die Türkei voraus. Verkauf entgegen der irakischen Bagdads Forderung nach Offenle- 

Dieser Streit mündete zuletzt im Verfassung dem Finanzministe- gung der Einkünfte, da bereite 

Konflikt um das Budget der Zen- rium in Bagdad gegenüber nicht Schichten in der Gesellschaft sich 

tralregierung in Bagdad für die deklariert wurden und es.somit zu an der extrem ungleichen Vermö- 

autonome Region Kurdistan, klären gilt, wer vom Ölverkauf gensverteilung stören. 

Masud Barzani hat erst kürzlich profitiert hat und wie und wo die Eine Akzeptanz der Bedingungen 

bei einer Gedenkveranstaltung Einnahmen eingesetzt wurden, der Zentralregierung in Bagdad 

für die Opfer des Chemiewaffen- Dieser Aspekt verdeutlicht, dass würde bedeuten, dass alle ihre 

angriffs auf Ffalabja offen seine der Konflikt an Schärfe zugenom- Einkünfte und Vermögen offen 

Wut zum Ausdruck gebracht und men hat und sich nicht rein auf legen müssten. Eben deshalb 

bekundet, "dass unter diesen die Vereinbarung zwischen der wehrt sich vor allem die KDP mit 

Umständen ein gemeinsames kurdischen Regionalregierung aller Macht gegen dieses Vorha- 

Leben keinen Sinn mehr macht”. mit Ankara bezieht eine Ölpipeli- ben aus Bagdad. Genau hier 

Diese Rede bedroht offensichtlich ne aus dem kurdischen Gebiet bedient sich die KDP nationalpa- 

die Demokratie, den Födera- hin in die Türkei zu bauen. Daher triotischer Argumente, um die 

lismus und somit eine gemeinsa- hat sich auch die Ffaltung der kurdische Gesellschaft in einem 

me Zukunft im Irak. Parallel zu kurdischen Regionalregierung Konflikt um ihre ökonomischen 

diesen Entwicklungen haben in unter Masud Barzani Bagdad Interessen hinter sich zu vereinen. 

Südkurdistan-Nordirak (bzw. der gegenüber extrem verschärft. Es ist einfach zu verstehen, wor- 

Autonome Region Kurdistan im Viele der oppositionellen kurdi- auf die Diskussionen um die kon- 

Irak) die Diskussionen um eine sehen Parteien und Gruppen in föderale Staatsstruktur und die 

konföderale Struktur des Staats- der autonomen Region bekunden brandgefährliche Aussage, "dass 

gebildes des Iraks zugenommen. ihren Unmut über den illegalen es keinen Sinn mehr macht, 

Es ist unbestritten, dass die Ölhandel der kurdischen Regio- gemeinsam zu leben", zurückzu- 

Diskussionen um die konföderale nalregierung, allen voran Barzanis fuhren sind. Diese draufgängeri- 

Struktur bei einer großen Gruppe KDP. Denn jeder weiß und sieht sehen Erklärungen haben zwei- 

der kurdischen Gesellschaft, die nun mittlerweile, ob und wie das felsfrei in der kurdischen Gesell- 

seit mehr als 100 Jahren auf einen Öl in die Türkei gelangt. Allen ist schaff auch ihren emotionalen 

souveränen Staat pocht, emotio- nun auch bewusst, dass eine klei- Wiederhall gefunden. Obwohl 

nal auf Zustimmung trifft. Die ne Gruppe von ehemaligen fast alle oppositionellen Kräfte in 

Frage ist jedoch, inwieweit dieser Peschmergas (kurdische Kämpfer Irakisch-Kurdistan sich an dieser 


Meldungen: 

Der Hevsel-Widerstand 
geht weiter 

Ende Februar begann in Amed 
(Diyarbakir) der Widerstand von 
Studierenden und Jugendlichen 

f egen den Beschluss, im Flevsel- 
ärk tausende Bäume zu fällen 
(siehe Nüfe Nr. 661). Im Folgen¬ 
den nun ein Auszug eines 
Berichts von einem Aktivisten 
vor Ort, zur gegenwärtigen Situ¬ 
ation und Atmosphäre dort: 

„Das erste, was in Flevsel aufge¬ 
baut wurde, ist das kommunale 
Leben. Dutzende Zelte wurden 
errichtet. Auch Zelte von zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen 
und politischen Parteien aus 
Amed sind zu finden. Es gibt 
unter anderem das Ökologie- 
Zelt, die Bibliothek, das Jineolo- 
ji-Zelt und die Küche. Neben 
dem Feuer wurde ein großer 
Platz für den Teestand aufgebaut. 
Wir nehmen weiterhin Spenden 
für unsere Bibliothek entgegen. 
Die Küche ist für alle offen. Das 
Ökologie-Zelt ist der Platz für 
Diskussionen. Jeden Abend gibt 
es am Feuer eine gemeinsame 
Diskussion in Form von Foren. 
Jede Nacht wird Wache gehalten. 
Jeden Tag besuchen dutzende 
Institutionen und Menschen den 
Hevsel-Park. Die Besuche laufen 
sehr farbig ab. Gedichte werden 
vorgetragen und es gibt Musik¬ 
vorstellungen. 

Das einmalige am Widerstand in 
Hevsel ist, dass es die ernsthafte¬ 
ste und stabilste Aktion in Kurdi¬ 
stan in Bezug auf Ökologie dar¬ 
stellt. Hevsef erwartet von allen 
Freundinnen und Freunden in 
Amed Unterstützung und Mit¬ 
wirkung. Die Aktion wird bis 
Newroz andauern und danach 
wird nochmal über die Situation 
entschieden.“ (bi, 10.3., ISKU) 

Antrag auf Freilassung von 
92 kurdischen Politikerinnen 

Nach Abschaffung der Sonderge¬ 
richte und der Reduzierung der 
maximalen Untersuchungshaft¬ 
zeit von siebeneinhalb auf fünf 
Jahre beantragten die Anwälte im 
KCK-FIauptverfahren beim 
zweiten Flohen Strafgericht von 
Diyarbakir die Freilassung von 
92 kurdischen Politikerinnen. 
Unter ihnen sind auch Flatip 
Diele (DEP-Abgeordneter), Nec- 
det Atalay (Bürgermeister von 
Batman), Leyla Güven (Bürger¬ 
meisterin von Viranjehir), Aydin 
Budak (Bürgermeister von 
Cizre), (jiaglar Demirel (Bürger¬ 
meisterin von Derik), Muharrem 
Erbey (ehemaliger IFFD-Vorsit- 
zender von Diyarbakir), Tayyip 
Temel (ehemaliger Verlagsleiter 
der Tageszeitung Azadiya Welat) 
und Ahmet Birsin (ehemaliger 




Gesundheitskomitee der KCK: Wir 
wollen keine Atomenergie! 


Die größte Bedrohung und 
Gefahr unseres Jahrhunderts geht 
von der Atomkraft aus, erklärte 
Hebun Mahir, Mitglied des 
Gesundheitskomitees der Ge¬ 
meinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans KCK. „Die Industrie¬ 
länder schließen Atomkraftwerke, 
der türkische Staat aber sieht die 
Gefahren nicht. Wenn dies nicht 
verändert werden sollte, kann es 
ganz böse enden“, fugte er hinzu. 
Das Gesundheitskomitee spricht 
sich gegen die Atomkraftwerke 
aus und ruft dazu auf, sich an den 
Demonstrationen gegen den Aus¬ 
bau der Kernenergie und für das 
Leben zu beteiligen. 

Hebun Mahir bezeichnet den 
Ausbau der Kernkraftwerke in 
Kurdistan und der Türkei für 
Mensch und Umwelt zerstöre¬ 
risch. Der alleinige Grund für 
den Ausbau sei die Profitgier des 
Staates. Er erinnerte an die 
Nuklearkatastrophe von Tscher¬ 
nobyl 1986. Anstelle des Kern¬ 
kraftwerks Akkuyu (ein geplan¬ 
tes Kernkraftwerk an der Mittel¬ 
meerküste in der Provinz Mer- 
sin), solle mit dem Ausbau von 
Windkraftanlagen begonnen 
werden. 

„Auch wenn der Ausbau der 
Kernenergie gesetzeskonform ist, 
ist er mit dem Gewissen nicht zu 
vereinbaren. Im Hinblick auf die 
Ökologie und die Gesundheit 
gibt es keine Legitimation. Bei 
einem Unfall kommt es zu einer 
ernsten Gefahr für alle Lebewe¬ 
sen“, so Hebun Mahir. 

Auch der radioaktive Abfall stelle 
eine große Gefahr dar. Er wies auf 
die Problematik bei der Lagerung 
des radioaktiven Abfalls hin. „Bei 
einem radioaktiven Zwischenfall 
bei Atomanlagen kann es zu gene¬ 
tischen Mutationen und Krmser- 
krankungen kommen. Dies 
wurde u.a. durch die Unfälle in 
Tschernobyl, Amerika und Japan 
deutlich.“ 


Die Industrieländer stehen einer 
solchen Energiegewinnung kri¬ 
tisch gegenüber und setzen sie 
aus, die Türkei jedoch beharrt 
darauf, um angeblich wirtschaftli¬ 
che Vorteile zu erlangen. Er fügte 
hinzu, dass der türkische Staat 
keine ökologische Denkweise 
besitze. „Die AKP-Regierung 
möchte durch die Kernkraftwerke 
eine Atomindustrie erschaffen. Es 
ist aber eine sehr teure und 
gefährliche Technologie. Der 
Energieverbrauch der Tndustrie 
braucht zwangsläufig neue Ener- 
iequellen. Weil der türkische 
taat brennbare Fossilen wie 
Kohle- und Gasvorkommen und 
Wasserkraftwerke nicht nutzen 
kann, um den Energiebedarf zu 
decken, will sie die Kernenergie 
fördern. Um den Energiebedarf 
zu decken, müssen entweder vor¬ 
handene Energiequellen optimal 
genutzt und gefördert werden 
oder neue Energiequellen ent¬ 
deckt und erschlossen werden. 
Sicher ist aber, dass Kernkraftwer¬ 
ke keine Lösung sind. Die Ener¬ 
gie muss durch natürliche Vor¬ 
kommen und Quellen gewonnen 
werden. 

Die Kernenergie bedeutet nicht 
nur radioaktive Mülldeponien, 
sondern auch den Ausbau eines 
chemischen Waffenarsenals. 
Wenn wir der nächsten Genera¬ 
tionen saubere Luft zum Atmen 
und eine saubere Umwelt hinter¬ 
lassen möchten, dann müssen wir 
Nein zur Kernkraft sagen“, so 
Hebun Mahir. 

Über die Gefahren der Atom¬ 
kraftwerke ist die Gesellschaft in 
der Türkei nicht ausreichend 
informiert. Diesbezüglich haben 
Naturschützerinnen und Ge¬ 
sundheitsexpertinnen eine beson¬ 
dere Pflicht und Aufgabe. „Men¬ 
schen erkranken an Krebskrank¬ 
heiten, aber in Wirklichkeit wird 
die Natur zerstört. Es ist ein 
grundlegender Fehler der kapita¬ 


listischen Moderne, die Natur als 
nicht lebendig zu betrachten. Die 
Natur ist ein lebendiges Ganzes. 
Der ökologischen Vernichtung 
zuzusehen bedeutet, sich von 
allen freiheitlichen und mensch¬ 
lichen Werten zu entfernen. Die 
Menschen müssen ein Bewusst¬ 
sein gegenüber der kapitalisti¬ 
schen Ausbeutung entwickeln. 
Die Natur zu schützen bedeutet, 
die Zukunft zu schützen. Es 
bedeutet gleichwohl, die Mensch¬ 
lichkeit zu wahren und zu schüt¬ 
zen. 

Die Demonstrationen gegen den 
Bau des Kernkraftwerkes Akkuyu 
unterstützen wir und rufen im 
Besonderen alle Gesundheitsex¬ 
pertinnen und Mitarbeiterinnen 
im Gesundheitswesen auf, sich an 
den Demonstrationen zu beteili- 

f en. Wir rufen alle Menschen, die 
Jatur und Menschen lieben, auf, 
sich stärker gegen Atomkraftwer¬ 
ke zu engagieren. Wir müssen 
sagen, dass wir keine Kernenergie, 
die unsere Umwelt und unser 
Leben zerstört, wollen. Wir dür¬ 
fen die Gewaltherrschaft der 
AKP-Regierung gegen die Natur 
nicht zulassen. 

Windkraftanlagen sollten in 
Mersin aufgebaut werden 
Hebun Mahir erklärte, dass die 
Bevölkerung Druck auf die 
Regierung ausüben müsse, um 
eine alternative Energiegewin¬ 
nung publikzumachen. Der 
Energiebedarf könnte u.a. mit 
Windkraftanlagen gedeckt wer¬ 
den. „Die Geographie und die 
Umwelt von Mersin ist für alter¬ 
native Energiegewinnung sehr 
geeignet. Mersin hat hohe Berge 
uncTviel Wind. Außerdem besitzt 
die Region viele Thermalquellen. 
Sonnenenergie kann auch genutzt 
werden. Kurdistan und die Türkei 
haben viele natürliche Energie¬ 
quellen, der Staat aber nutzt diese 
bewusst nicht." (ANF, 4.3., ISKU) 


Ist der Wunsch nach Trennung vom Irak... 


draufgängerischen Art Barzanis 
und seiner KDP stören, haben sie 
keinerlei politische Arbeit gegen 
diese brandgefährliche Taktik auf¬ 
genommen, da ihnen der Mut 
dazu fehlt. Wenn man dann auch 
noch die sozio-psychischen Aus¬ 
wirkungen des Jahrzehnte wäh¬ 
renden Kurdisch-Arabischen- 
Krieges berücksichtigt, kann man 
viel besser verstehen, warum sogar 
die kurdischen oppositionellen 
Parteien sich in solch einer rheto¬ 
risch aufgeheizten Stimmung um 
den kurdischen Nationalismus 
herum scharren. 

Der ungeklärte Status von Gebie¬ 
ten wie Kirkuk und damit die 
ausbleibende Umsetzung des 
§140 der irakischen Verfassung 
(Referendumg über den Status 
von Kirkuk) erteilen den Diskus¬ 
sionen um einen konföderalen 
Staat einen harten Dämpfer. 


Denn eine Separation aus dem 
Staat Irak würde bedeuten, auf 
die ölreichsten Gebiete wie Kir¬ 
kuk zu verzichten. Auch wenn 
Barzanis KDP bereit wäre, diesen 
Verlust hinzunehmen, würde dies 
am Widerstand aller anderen Par¬ 
teien scheitern. Denn diese sind 
und werden nicht im Ansatz dazu 
bereit sein. Daher unterstützen sie 
auch die Zentralregierung in Bag¬ 
dad bei der Forderung nach 
Offenlegung aller illegal erzielten 
Einkünfte aus dem Ölverkauf, so 
dass hier vor allem der Barzani- 
Clan sich angesprochen fühlen 
muss. Daher Betrachten so gut 
wie alle Beteiligten die Separa¬ 
tions-Aussagen Barzanis als eine 
Taktik zur Verschleierung des ille- 

f alen Ölgeschäfts. Auch wenn die 
urdischen Parteien untereinan¬ 
der uneins sind, wird die kurdi¬ 
sche Regionalregierung sich dem 


Druck aus Bagdad unterordnen 
und den Verkauf des Öls unter 
die Kontrolle der Zentralregie¬ 
rung stellen. 

Im Gegenzug wird sich die KRG 
(Kurdistan Regional Govern¬ 
ment) und allen voran die KDP 
mit Bagdad darüber einigen, die 
bis dato erzielten Einkünfte ohne 
jegliche Deklaration behalten zu 
können. 

Sobald eine Vereinbarung zwi¬ 
schen Barzani und dem iraki¬ 
schen Ministerpräsidenten Maliki 
erzielt wurde, werden alle politi¬ 
schen Parteien vergessen, dass der 
§140 der irakischen Verfassung 
keine Anwendung gefunden hat, 
somit Kirkuk weiterhin ohne Sta¬ 
tus ist, dass die aus dem illegalen 
Verkauf des Öls erzielten Einnah¬ 
men Volkseigentum sind. Alle 
werden so weiter machen wie bis¬ 
her. (YÖP, 10.3., ISKU) 


Koordinator des Senders Gün 
TV). (DIHA, 10.3., DhG) 

Selbstmordanschlag in 
Qamijlo: Neun Tote 
Am 11. März wurde in der west¬ 
kurdischen Stadt Qamislo ein 
Selbstmordanschlag verübt, bei 
dem insgesamt neun Menschen 
ums Leben gekommen sind. Der 
Anschlag ereignete sich vor dem 
Ökologie-Haus der Stadtverwal¬ 
tung. Die verstorbenen Personen 
sollen am kommenden Dienstag 
beigesetzt werden. 

Die westkurdischen Sicherheits¬ 
kräfte der Asayi§ erklärten, dass 
der Anschlag von Terroristen mit 
ägyptischer, saudi-arabischer und 
tunesischer Herkunft verübt 
worden ist. Vier von ihnen seien 
bei dem Anschlag gestorben und 
drei weitere festgenommen wor¬ 
den. (ANF, 12.3., ISKU) 

Massenproteste gegen Erdogan 
Keine drei Wochen vor den 
Kommunalwahlen sieht sich der 
durch Korruptionsvorwürfe 
unter Druck geratene Minister¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan 
erneut massiven Protesten ausge¬ 
setzt. Auslöser war der Tod des 
15 jährigen Schülers Berkin 
Elvan. Der Junge, der während 
der Massenproteste gegen Erdo¬ 
gan im Juni vergangenen Jahres 
beim Brotkaufen von einer Trä¬ 
nengasgranate der Polizei am 
Kopf getroffen worden war und 
seitdem im Koma lag, war zu 
einem Symbol für die Polizeige¬ 
walt des Erdogan-Regimes 
geworden. Am Dienstag starb er 
in einem Istanbuler Kranken¬ 
haus. Elvan ist das achte Todes¬ 
opfer im Zusammenhang mit 
den Gezi-Park-Protesten. 

Am Dienstag abend gingen 
Zehntausende Menschen in 
zahlreichen Städten der Türkei 
auf die Straße. In Istanbul und 
der Hauptstadt Ankara kam es 
bis spät in die Nacht zu Straßen¬ 
schlachten mit der Polizei, die 
die Demonstrantlnnen mit Reiz¬ 
gas und Wasserwerfern attackier¬ 
te. (jW, 13.3., ISKU) 
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Das Fest des Friedens, der Freiheit und der Völkerverständigung 

ES LEBE NEWROZ! 


Am 21. März feiern die Völker 
des Mitderen Ostens »Newroz« 
als Beginn des Neuen Jahres und 
des Frühlings. Für das kurdische 
Volk hat Newroz als Ausdruck des 
Widerstandes gegen Unterdrü¬ 
ckung und Verfolgung eine 
besondere Bedeutung. Newroz ist 
ein Symbol für den Kampf gegen 
Unterdrückung, Kriege, gegen 
Ausbeutung und Völkermord 
sowie für die Solidarität und die 
Geschwisterlichkeit der Völker. 
An Newroz gedenken wir auch 
den 8.000 Toten des Giftgasan¬ 
schlages vom 16. März 1988 in 
der südkurdischen Stadt Halabje, 
dem Progrom gegen Aleviten im 
Istanbuler Stadtteil Gazi im März 
1995 und den Opfern des 
Angriffs syrischer Sicherheitskräf¬ 
te auf die Stadt Qamislo in West¬ 
kurdistan im März 2004. 
ln diesem Jahr wird das Newroz- 
Fest in der Türkei unter besonde¬ 
ren Umständen begangen. Die 
bevorstehenden Kommunalwah¬ 
len am 30. März, Erschütterung 
der AKP-Regierung durch Kor¬ 
ruptionsskandale werden den 
Gegenstand der Newrozfeierlich- 
keiten bilden. 


Die AKP-Regierung setzt ihre 
heuchlerische Politik, entgegen 
ihren Versprechen eine »fort¬ 
schrittliche Demokratie« zu eta¬ 
blieren, fort. Auch durch die 
Gespräche mit Abdullah Öcalan, 
die in aller Welt FFoffnungen auf 
Frieden bereitet haben, wurde 
kein Fortschritt erzielt. Stattdes- 
sen führte die Regierung unter¬ 
schiedlichste Manöver durch. Alle 
oppositionellen Kräfte, die sich 
gegen die staatliche Repression 
ricnten, werden auf brutalste 
Weise unterdrückt. Wie die Gezi- 
Park-Proteste im Juni letzten Jah¬ 
res gezeigt haben, werden Anders- 
dem tende und Andersgläubige 
grundsätzlich mit brutaler Polizei¬ 
gewalt konfrontiert und justiziell 
verfolgt. Das jüngste Beispiel ist 
der Tod des 14-jährigen Jungen 
Berkin Elvan. Berkin wurde am 
16. Juni 2013 während der Gezi- 
Proteste von einem 850 g Tränen¬ 
gaskanister am Kopf getroffen, lag 
seit dem im Koma und starb am 
11. März 2014. Hundersttausen- 
de gingen für Berkin auf die Stras¬ 
se und forderten Rücktritt von T. 
Erdogan, auch in Europa. 


Wir fordern die sofortige Freilas¬ 
sung aller politischen Gefange¬ 
nen! 

Tausende von KCK-Mitgliedern, 
darunter auch Abgeordnete der 
BDP sowie hunderte Teilnehme¬ 
rinnen der Gezi-Park-Proteste 
befinden sich ohne Hoffnung auf 
rechtsstaatliche Gerichtsverfforen 
in Haft. 

Auch in ihrer Außenpolitik setzt 
die AKP-Regierung zudem auf 
Aggression und wie im Falle von 
Syrien auf die Zusammenarbeit 
mit den Ablegern von Al-Qaida. 
Die Türkei muss ihre Aggressions¬ 
politik und ihre Militärinterven¬ 
tionen im Nahen Osten sofort 
beenden. 

Ein friedliches Newrozfest und 
die Durchsetzung der Forderun¬ 
gen für Demokratie und Freiheit 
sind auch im Interesse der Bevöl¬ 
kerungen in Europa. 

Wir rufen alle demokratisch und 
humanistisch orientierten Men¬ 
schen auf, sich am 22. März 2014 
in Düsseldorf uns anzuschließen 
und die Solidarität mit sämt¬ 
lichen Bevölkerungsgruppen 
Anatoliens und Mesopotamiens 
zu verstärken. 

18. März 2014 YEK-KOM 


Urteil Öcalan vs. Türkei: 


Ein schlechter Tag fiir Menschenrechte in Europa 


Erklärung der Internationalen 
Initiative »Freiheit für Abdidlah 
Öcalan — Frieden in Kurdistan« 
zum Urteil des EGMR im Fall 
Öcalan vs. Türkei (No. 2) 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat heute das 
Urteil einer Kammer zu einer 
Reihe von Beschwerdeklagen 
Abdullah Öcalan gegen die Tür¬ 
kei gefällt. 

Die Klagen bezogen sich unter 
anderem auf die Isolationsbedin¬ 
gungen auf Imrali Island, die ver¬ 
schärfte Lebenslängliche Haftstra¬ 
fe ohneiede Möglichkeit auf vor¬ 
zeitige Entlassung, die Komplett¬ 
überwachung aller Konsultatio¬ 
nen mit Anwälten und die lebens¬ 
gefährliche Bedrohung duch gifti- 

f e Substanzen, die in Öcalans 
laaren gefünden wurden. Aus 
Sicht Öcalans und seiner Anwäl- 
tlnnen stellen diese und andere 
Rechtverletzungen Verstöße 
egen die Artikel 2, 3, 5, 6, 7, 8, 
3 und 14 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention dar. 


Leider hat die Kammer des 
Gerichtshofs lediglich eine Verlet¬ 
zung von Artikel 3 in Bezug auf 
die lebenslängliche Haftstrafe 
ohne Möglichkeit der Entlassung 
auf Bewährung festgestellt. 

Dem Urteil zufolge stellten die 
extremen Isolationsbedingungen 
auf Imrali Island nur bis Novem¬ 
ber 2009, als Öcalan und fünf 
andere Gefangene in ein neues 
Gebäude verlegt wurden, eine 
Verletzung von Artikel 3 dar; 
danach gebe es keine Verletzung 
mehr. Die Beschränkungen der 
Anwaltsbesuche und die Kom¬ 
plettüberwachung jeglicher Kon¬ 
sultation mit Öcalan wurden von 
der Mehrheit der Richter als legi¬ 
time Sicherheitsmaßnahmen 
gewertet. 

Die Internationale Initiative 
betrachtet dieses Urteil in Bezug 
auf die Menschenrechte als sehr 
unglückliche Entscheidung. Die 
Türkei hat die Veröffentlichung 
der Berichte des CPT so termi¬ 
niert, dass der sehr kritische 
Bericht über den Besuch im Jahr 
2013 das Urteil nicht beeinflus¬ 


sen konnte. Das Gericht hätte 
darauf nicht hereinfallen sollen. 
Mit diesem Urteil hilft es letztlich 
die ungeheuerlichen Isolationsbe¬ 
dingungen auf Imrali Island zu 
legitimieren. 

Indem das Gericht die vollständi- 

f e Aufhebung des Anwaltsge- 
eimnisses und darüber hinaus 
das Verbot für Anwälte, die Insel 
zu besuchen, als Sicherheitsmaß¬ 
nahmen rechtfertigt, akzeptiert es 
die Grundlogik der türkischen 
Anti-Terror-Gesetzgebung. Dies 
ist ein schlechter Tag für Men¬ 
schenrechte in Europa. 

Die positive Entscheidung zur 
verschärften lebenslänglichen 
Haftstrafe war zu erwarten und 
gilt nicht spezifisch für Öcalan. 
Die Türkei muss nun ein neues 
Gesetz verabschieden und allen 
Gefangenen die Möglichkeit 
einer Bewährung geben. 

Wir hoffen, dass die Große Kam¬ 
mer des Europäischen Gerichts¬ 
hofs für Menschenrechte dieses 
Urteil korrigieren wird. 

Köln, 18. März 2014 


Meldungen: 

Newrozfeierlichkeiten haben 
begonnen 

Gultan Kijanak, die für das Bür¬ 
germeisterinnenamt von Amed 
(Diyarbakir) kandidiert, sagte zu 
dem diesjährigen Newrozfest, 
dass es mit noch mehr Enthusias¬ 
mus als üblich gefeiert werde. 
Hunderte von Menschen aus der 
ganzen Welt haben sich angemel¬ 
det, um mit ihnen zusammen zu 
feiern. Es werde eine bedeutende 
Feier. Newroz repräsentiere den 
Widerstand der Unterdrückten 
gegen die Tyrannei. Es sei nun 
die Zeit, in der sich die Kurdin¬ 
nen von der Sklaverei befreien 
und weiter in Richtung Freiheit 

f ehen. Die Parole, unter der die 
eierlichkeiten in diesem Jahr 
stehen, ist: Ein freier Vorsitzen¬ 
der, ein freies Kurdistan! 

Die Newrozfeiern haben bereits 
an vielen Orten begonnen. Die 
zentrale Feier in Amed wird am 
21. März stattfinden. 

(ANF, 20.3., ISKU) 


Schwere Auseinandersetzung in 
Kobane 

Seit sechs Tagen greifen die Isla¬ 
misten von ISIS die westkurdi¬ 
sche Stadt Kobane an. Bei den 
Auseinandersetzungen soll es zu 
dutzenden Toten gekommen 
sein. Die Angriffe haben sich laut 
den kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG) seit 
gestern Mittag intensiviert. Die 
Auseinandersetzungen konzen¬ 
trieren sich auf den Vorort von 
Kobane Sirrin. 

(ÖG, 20.3., ISKU) 


Hevsel Protest erfolgreich been¬ 
det 

Der Protest für den Erhalt der 
Hevsel Gärten in Amed (Diyar¬ 
bakir) ist nach 20 Tagen erfolg¬ 
reich beendet worden. Die 
Mahnwache für den Erhalt der 
8.000-jährigen Hevsel Gärten 
war gestartet worden, nachdem 
das Rektorat der Diele Univer¬ 
sität und die staatliche Stelle für 
Forst in Amed die Abholzung 
von rund 7.000 Bäumen ange¬ 
ordnet hatte. Daraufhin hatten 
hunderte Jugendliche eine 
Mahnwache für den Erhalt der 
Wälder mit dem Motto »Von 
Hevsel bis nach Gezi — Diele leis¬ 
tet Widerstand« in den Hevsel 
Gärten aufgenommen. Nun wol¬ 
len die Aktivistinnen darauf hin 
arbeiten, dass die Gärten in das 
UNESCO Weltkulturerbe auf- 

f enommen werden. 

for der Beendigung des Protestes 
hatte der Gouverneur von Diyar¬ 
bakir bekannt gegeben, dass die 
Rodung der Wälder gestoppt 
werde. Die Aktivistinnen erklär¬ 
ten, dass sie zudem eine Kam- 




Ohne Freilassung der Gefangenen keine 
Fortschritte im Dialogprozess 


Nach den Erfolgen der Vorgän¬ 
gerpartei der prokurdischen 
BDP (Partei für Frieden und 
Demokratie) bei den Kommu¬ 
nalwahlen 2009 begannen unter 
dem Vorwand der Terrorbe¬ 
kämpfung die Massenverhaftun¬ 
gen ihrer Mitglieder und von 
Aktivistinnen aus allen Berei¬ 
chen der kurdischen Zivilgesell¬ 
schaft. Darunter Bürgermeiste¬ 
rinnen, Stadträte, Journalistin¬ 
nen, Anwältlnnen, Menschen- 
und Frauenrechtsaktivistinnen, 
Studierende, Gewerkschafterln- 
nen u.v.a. 

10.000 Gefangene sind Geiseln 
im politischen Prozess 

Im Zuge der KCK-Operationen 
(KCK= Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans) wur¬ 
den Tausende festgenommen. 
Nach letzten Schätzungen der 
BDP befinden sich etwa 10.000 
Personen wegen des Vorwurfs 
der KCK-Mitgliedschaft in 
Flaft. Wegen der Schwächung 
der Strukturen des Menschen¬ 
rechtsvereins IFFD ist eine 
genauere zahlenmäßige Erfas¬ 
sung der Verhaftungen nur 
bedingt möglich. 

Trotz des Dialogprozesses zwi¬ 
schen türkischer Regierung und 
PKK und vor dem Hintergrund 
der Kommunalwahlen Ende 
März haben die Verhaftungen 
kurdischer Aktivistinnen in den 
letzten Monaten wieder massiv 
zugenommen: Alleine von Okt¬ 
ober bis Dezember 2013 kam es 
zu 668 Festnahmen und 192 
Verhaftungen, nicht mitgerech¬ 
net die Festnahmen bei 
Demo ns trationen. 

Verhaltungen sollen kurdische 
Selbstverwaltungsstrukturen 
schwächen 

In der politischen Arbeit fehlen 
nicht nur die 10.000 Inhaftier¬ 
ten, sondern auch die etwa 8000 
Aktivistinnen, die sich ihrer Ver¬ 
haftung entziehen konnten. Wie 
sich diese personelle Schwä¬ 
chung auswirkt, zeigt sich am 
Beispiel der BDP-Stadtverwal- 
tung von Amed (Diyarbakir): 
Von den ursprünglich 180 Stad¬ 
träten sind inzwischen mehr als 


die Hälfte, nämlich 94, in Haft. 
Viele BDP-Bürgermeisterlnnen 
wurden mehrfach verhaftet, 
ebenso ihre Stellvertreter. Die 
BDP hat beim Verfassungsge¬ 
richt für 88 Angeklagte Entlas¬ 
sungsanträge wegen zu langer 
Untersuchungshaft und Verlet¬ 
zung des Wahlrechts gestellt. 
Aus diesen Gründen waren 
Anfang Januar 2014 fünf kurdi¬ 
sche Abgeordnete frei gekom¬ 
men, nachdem sie bereits die 
Hälfte ihrer Amtszeit im 
Gefängnis verbracht hatten. 
Trotz der Versuche der Regie¬ 
rung, die BDP und die kurdi¬ 
schen Selbstverwaltungsstruktu¬ 
ren zu schwächen, ist ihr Rück¬ 
halt in der Bevölkerung jedoch 
ungebrochen. 

Haftbedingungen 

Die Lage in den Gefängnissen 
ist besonders für die inhaftierten 
kurdischen Kinder und Jugend¬ 
lichen von schwersten Men¬ 
schenrechtsverletzungen wie 
sexuellem Missbrauch und Fol¬ 
ter geprägt. Seit letztem Jahr 
wurden 300 kurdische politische 
Gefangene in Tausende von 
Kilometern entfernte Gefäng¬ 
nisse verlegt. Diese »Exilierung« 
soll zur Isolation der Gefange¬ 
nen führen und bedeutet, dass 
Anwalts- und Angehörigenbesu¬ 
che kaum noch stattfinden kön¬ 
nen. 

Kranke Gefangene 

Nach neuesten Berichten des 

Menschenrechtsvereins IHD 

f ibt es in der Türkei 550 schwer¬ 
ranke Gefangene, von denen 
163 bereits an der Schwelle zum 
Tode stehen. In den letzten 10 
Jahren starben in den Gefäng¬ 
nissen 949 Gefangene. 

Die Chancen für kranke Gefan¬ 
gene auf Haftentlassung haben 
sich durch das neue Voflzugsge- 
setz verschlechtert. Medizinische 
Gutachten der kranken Gefan¬ 
genen werden von gerichtsmedi¬ 
zinischen Instituten ignoriert. 
Falls sie doch eine viel zu späte 
Begutachtung vornehmen, stel¬ 
len sie meist fest, dass nichts 
gegen eine Fortdauer der Haft 
spricht. In Fällen, in denen auch 


Gerichtsmediziner eine Entlas¬ 
sung befürworten, folgen die 
Gerichte dieser Empfehlung oft¬ 
mals nicht. Ausschlaggebend ist 
für die Justiz nicht der Gesund¬ 
heitszustand der Betroffenen, 
sondern die Frage der »öffent¬ 
lichen Sicherheit«. Sobald 
Gefangene als Gefahr für die 
»öffentliche Sicherheit« einge¬ 
stuft werden, ist eine Entlassung 
unwahrscheinlich. 

Antiterrorgesetze und Sonder¬ 
gerichte 

Die Regierung kündigte kürz¬ 
lich die Abschaffung der Sonder¬ 
gerichte und Sonderstaatsan¬ 
waltschaften an, die sie 2004 
selbst ins Leben gerufen hatte. 
Weil sie der Regierung wegen 
der Korruptionsermittlungen 
lästig geworden sind, scheint 
man nun auf sie verzichten zu 
können. Geplant ist auch die 
Abschaffung der berüchtigten 
Antiterrorgesetze, von denen 
einige jedoch ins Strafgesetz¬ 
buch übernommen werden. Alle 
bislang von der AKP beschlosse¬ 
nen Justizreformen wie das mit 
viel Spektakel angekündigte 
»Demokratiepaket« von 2013 
haben für die Minderheiten in 
der Türkei keine Fortschritte 
gebracht. Infolge des »Demokra¬ 
tiepaketes« wurden zwar viele 
Gefangene entlassen, unter 
ihnen waren jedoch keine politi¬ 
schen Gefangenen. 

»Die Schmerzen, die Erinnerun- 

f en und die Wut des kurdischen 
hlkes sind noch frisch. Wenn es 
um die politischen Entwicklun¬ 
gen in unserem Land geht, sind 
die Gefängnisse deswegen genau 
die Orte, die wir besonders 
beobachten«, sagt Meral Danij 
Bektaf, Menschenrechtsbeauf¬ 
tragte der BDP. 

Wenn sie den ohnehin stagnie¬ 
renden Dialogprozess nicht 
gefährden möchte, sollte die 
Regierung dringend Maßnah¬ 
men zur Freilassung der kurdi¬ 
schen politischen Gefangenen 
ergreifen, allen voran die der 
Kinder und Kranken. 

18. März 2014, Kampagne 
Demokratie hinter Gittern (demo- 
kratiehintergittern.blogsport.de) 


Deutschland muss Giftgasangriff auf Halabja 
als Völkermord anerkennen 


»Um den Opfern Gerechtigkeit 
wiederfahren zu lassen, sollte der 
Deutsche Bundestag den Giftgas¬ 
angriff auf Halabja sowie die 
Anfal-Operationen der irakischen 
Armee endlich als Völkermord 
anerkennen«, erklärt die innenpo¬ 
litische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE, Ulla Jelpke, anläss¬ 
lich des Jahrestages des Giftgasan- 
griffs vom 16. IVlärz 1988, der 
fünftausend Menschen das Leben 
kostete und zehntausend weitere 
so schwer verletzte, dass viele von 


ihnen später an den Folgen des 
Gases starben. Jelpke weiter: 

»Im vergangenen Jahr haben end¬ 
lich alle Fraktionen im Bundestag 
emeinsam ihr Mitgefühl gegenü- 
er den Opfern und ihren Ange¬ 
hörigen ausgedrückt und sich 
über die Rolfe deutscher Unter¬ 
nehmen beschämt gezeigt. Denn 
ermöglicht wurde das irakische 
Giftgasprogramm vor allem 
durch deutsche Unternehmen 
und mit Wissen der damaligen 
Bundesregierung. Dies öffentlich 


im Bundestag anzuerkennen war 
ein wichtiger Schritt. Doch dabei 
sollten wir nicht stehen bleiben. 
Die Bombardierung der Stadt 
Halabja, die Zerstörung von rund 
4000 Dörfern und die Verschlep¬ 
pung und Ermordung von bis zu 
180.000 Menschen während der 
Anfal-Operationen sollte endlich 
als das bezeichnet werden, was es 
ist: ein Genozid gemäß der UN- 
Konvention über die Verhütung 
und Bestrafung von Völker¬ 
mord.« 16.3., Ulla Jelpke, MdB 



(ÖG, 20.3., ISKU) 


»KCK-Operationen waren 
Befehl des Ministerpräsidenten« 

Der ehemalige Verantwortliche 
des türkischen Geheimdienstes 
MIT Ali Fuat Yilmazer gab zu, 
dass die KCK-Operationen ab 
dem Jahr 2009 auf Befehl des 
türkischen Ministerpräsidenten 
Erdogan begonnen wurden. Yil¬ 
mazer, der der Gemeinde von 
Fethullah Gülen nahe steht, gab 
an, dass die KCK-Operationen 
ebenso wie die Ergenekon Ope¬ 
rationen mit dem Wissen und 
der Zustimmung des Minister¬ 
präsidenten durchgeführt wor¬ 
den sind. 

Außerdem gab Yilmazer zu, dass 
viele Leute, die im Zusammen¬ 
hang mit der KCK in Gewaltak¬ 
tionen verwickelt waren, eigent¬ 
lich in Verbindung zur MIT 
standen. »Wir haben in Istanbul 
25 Menschen festgenommen die 
sich vorbereiteten, sich als leben¬ 
de Bomben in die Luft zu spren¬ 
gen. Der MIT hatte mit vielen 
von ihnen zu tun«, so Yilmazer. 
Jede Festnahmewelle im Rah¬ 
men der KCK-Operationen lief 
unter Mitwissen oder auf Befehl 
Erdogans, erklärte Yilmazer. 
Dassäbe gelte auch bei den Erge- 
nekon-Operationen. 

(ÖG, 20.3., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
OG Özgür Gündem 

Termine: 

Das Fest der Völker: Newroz 
Freiheit in Kurdistan, 
Demokratie in der Türkei! 
Sternmarsch mit Kundgebung: 
Treffpunkt Grün: Cecilienallee- 
Klever Str., 40447 Düsseldorf 
Treffpunkt Rot: Landtag, Völ- 
klingstr., 40221 Düsseldorf 
Machen Sie mit bei unserem 

f emeinsamen Newroz-Fest! 

raktizieren sie mit uns gemein¬ 
sam internationale Solidarität, 
damit der Wunsch nach Frieden 
und Demokratie überall zu 
hören ist! 

Gerade in der jetzigen Situation 
ist wichtig, dass auch Sie ein Zei¬ 
chen setzen! 

Veranstalter: 

DiDF, YEK-KOM, AvEG-Kon, 
ZAVD und viele mehr 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 




Nr. 664 
28. März 2014 


N ü 9 e 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Schwere Angriffe der 
Dschihadisten auf Rojava 


Seit mehr als zwei Wochen halten 
die Angriffe der islamistischen 
Kämpfer der Gruppe Islamischer 
Staat in Irak und Syrien (ISIS) auf 
den westkurdischen Kanton Kob¬ 
ane an. Bei den Auseinanderset¬ 
zungen mit den kurdischen 
Volks Verteidigungseinheiten 
(YPG) geht die Zahl der Toten 
laut örtlichen Angaben bereits in 
die Hunderte. Zuvor hatte die 
ISIS ihre Kräfte in den nordsyri¬ 
schen Städten Rakka (ar-Raqqa), 
Sirrin, Cerablus (Dscharablus) 
und Til Ebyad (Tall Abyad) 
zusammengezogen. Über die 
genauen Hintergründe dieser 
Entscheidung von ISIS gibt es 
keine Informationen. Vermutet 
wird, dass sie ihren Konflikt mit 
den islamistischen Gruppen von 
Al-Nusra, der islamischen Front 
und den turkmenischen Kräften 
beigelegt, sich über die Aufteilung 
der Gebiete geeinigt und an¬ 
schließend letzteren Gruppen die 
Regionen Idlib, Humus und Laz- 
kiye überlassen hat. 

Bei dem Rückzug aus den 
genannten Regionen durchstreif¬ 
ten die Kämpfer der ISIS auch 
vom Regime kontrollierte Gebie¬ 
te, die sie problemlos durchque¬ 
ren konnten. Aus kurdischen 


Kreisen wird daher spekuliert, 
dass eine Konzentration der ISIS- 
Kämpfer in Nordsyrien und die 
damit einhergehenden Angriffe 
auf Rojava vom Assad-Regime 
stillschweigend begrüßt werden. 

ISIS will die Kantone von 
Rojava voneinander abtrennen 
Laut Salih Muslim, dem Kovor- 
sitzenden der Partei für eine 
Demokratische Einheit (PYD), 
versucht die ISIS die Verbindun- 

f en zwischen den drei kurdischen 
iantonen Kobane, Efrin und 
Cizire zu kappen. Da Kobane 
geographisch in der Mitte der drei 
Kantone liegt, werde die ISIS 
anschließendversuchen, das iso¬ 
lierte Efrin und Cizire anzugrei¬ 
fen und einzunehmen, glaubt 
Muslim. Allerdings ist Muslim 
davon überzeugt, dass Kobane 
sich erfolgreich verteidigen und 
der Plan von ISIS nicht aufgehen 
werde. 

Unterdessen warnte die YPG 
Zivilistinnen davor, Straßen zu 
benutzen, die unter der Kontrolle 
von ISIS stehen. Die Islamisten 
hätten bereits mehrfach Personen 
auf diesen Straßen entfuhrt und 
sie entweder als lebende Schutz¬ 
schilde bei den Auseinanderset¬ 


zungen mit der YPG benutzt oder 
versucht, mit ihnen festgenom¬ 
mene ISIS-Kämpfer freizupres¬ 
sen. 

Türkei unterstützt Islamisten 
und droht mit Intervention 

Eine zwiespältige Rolle bei dem 
erneuten Aufflammen der Aus¬ 
einandersetzungen in Rojava 
spielt die Türkei. Laut inoffiziel¬ 
len Angaben aus türkischen Krei¬ 
sen beschränkt sich die logistische 
und militärische Unterstützung 
der Türkei für bewaffnete Grup¬ 
pen in Syrien auf die Islamisten 
von Ahrar al-Sham, die größte 
Gruppe innerhalb der islamischen 
Front, und auf turkmenische Ein¬ 
heiten. In der Vergangenheit hat 
die Türkei auch die Al-Nusra und 
ISIS offen im Gegenzug für ihre 
Angriffe auf die kurdischen 
Selbstverwaltungen in Rojava 
unterstützt. Nachdem die Türkei 
deswegen Kritik von internatio¬ 
naler Seite bekam, stellte sie offi¬ 
ziell ihre Unterstützung für die 
beiden Gruppen ein. Es wird ver¬ 
mutet, dass inoffiziell die türki¬ 
sche Unterstützung allerdings 
über die turkmenischen Gruppen 
weiterhin die Al-Nusra-Front 
erreicht. Auch die enge Zu- 


Newroz in Amed 


Zentrale Losung der diesjährigen 
Newrozfeier in Amed war: Ein 
freier Vorsitzender, ein freies Kur¬ 
distan! Übereinstimmend berich¬ 
ten alle Medien in der Türkei von 
3 Millionen Menschen. Es gab, 
immerhin das erste mal, ein 
Grußwort der Guerilla aus den 
Kandilbergen, 

Eine Frau aus Rojava ließ die 
Feiernden an ihrem Aufbruch 
unter der kurdischen Sonne und 
dem Stern der Frauenverteidi¬ 
gungseinheiten YPJ teilhaben. 
Immer wieder wurden wir will¬ 
kommen geheißen, Hoffnung 
war spürbar, dass die Kurdinnen 
vielleicht irgendwann doch nicht 
mehr völlig ohne Freunde in der 
Welt dastehen mögen, dass es 
auch für sie auf der Welt einen 
Plätz gibt, wo sie in Frieden ihr 
Leben mit allen anderen leben 
können — in Würde, nach ihrer 
Facon, selbstbestimmt, respektiert 
und solidarisch. 

Abdullah Öcalans Botschaft 
wurde auf Kurdisch und Türkisch 
verlesen. Wie immer politisch, 
viel beachtet. Die Welt täte gut 


daran, die Botschaft zu hören, ln 
einer Zeit fortschreitenden 
Wahnsinns in der Türkei und im 
gesamten Nahen Osten scheinen 
die von der Welt alleine gelasse¬ 
nen Kurdinnen die einzigen zu 
sein, die den Pfad der Vernunft 
eingeschlagen haben und sich der 
Entwicklung eines Gesellschafts¬ 
modells verschrieben haben, das 
für sie und alle Menschen und 
Völker der Region ein Licht in 
finsterer Zeit bedeuten kann. 
Rojava zeigt, dass das real ist. Aber 
auch hier in Amed bei Newroz ist 
spürbar: an uns kommt niemand 
mehr vorbei. 

Bei einem zufällig zustande 
gekommenen Gespräch in einem 
Wahlkampfbüro der BDP im 
Stadtteil our am 22.3. betonen 
unsere Gesprächspartnerinnen, 
wie wichtig es für sie sei, Kontakt 
zu solidarischen Menschen in 
Europa zu bekommen, um dort 
ihre Anliegen zu verbreiten. An 
die Stelle einer vielleicht einmal 
dagewesenen Hoffnung auf die 
Unterstützung durch Koopera¬ 
tion mit irgendwelchen europäi¬ 


schen Staaten/staatlichen Stellen 
ist desillusionierter Realismus 
getreten: Sie setzen auf die Men¬ 
schen, auf die Bewegungen in 
Europa. 

Ihr eigenes Wirken (in Bezug auf 
die Demokratische Autonomie) 
beschreiben sie in bildhafter Spra¬ 
che: Wir haben einen Baum 
gepflanzt, ihn bewässert, lassen 
ihn wachsen, aber die Früchte, die 
er einmal tragen wird, werden wir 
mit allen teilen. 

Stolz sind sie auf die Doppelkan¬ 
didaturen von einer Frau und 
einem Mann auf ihren Wahlli¬ 
sten. (...) 

Auf dem diesjährigen Newrozfest 
waren zum wiederholten Mal 
auch zahlreiche Regenbogenfah¬ 
nen zu sehen, die von Mitgliedern 
einer lokalen LGBT-Organisation 
getragen wurden:„Keskesor“ 
(Regenbogen) ist eine Aktivistin¬ 
nengruppe aus Amed. Eine ältere 
uncfbekanntere kurdische LGBT- 
Organisation ist „Hebün“, die 
landesweit organisiert ist. (...) 

(Newroz-Delemtion in Amed, 
23.3., ISKU) 


Meldungen: 

10-jähriger Junge von 
Polizei verletzt 

Teilnehmerinnen einer Wahlbe¬ 
obachtungsdelegation sind am 
25. März in die ca. 70 km östlich 
von Amed gelegene Stadt Silvan 
gefahren, um einer Wahlkampf¬ 
veranstaltung der BDP beizu¬ 
wohnen. 

Mit einem großen Autokonvoi, 
der sich bereits mehrere Kilome¬ 
ter von dem Stadtzentrum 
zusammengefünden hat, ist die 
Abgeordnete Leyla Zana mit wei¬ 
teren BDP-Verantwortlichen 
kurz nach Mittag in Silvan ange¬ 
kommen.Tausende Menschen 
besuchten dann die anschließen¬ 
de Wahlkampfveranstaltung. 
Höhepunkt war die Rede von 
Leyla Zana. Die Veranstaltung 
verlief völlig friedlich, wurde aber 
von Polizeisondereinheiten beob¬ 
achtet, komplett abgefilmt und 
das Gelände mit Absperrgittern 
begrenzt, so dass viele Menschen 
auf die Dächerder umliegenden 
Häuser auswichen, als im Laufe 
der Veranstaltung die Menge 
zunehmend anwuchs. 

Nach dem Ende der Kundge¬ 
bung löste sich die Menge rasch 
auf, auch die Wahlbeobachterln- 
nen begaben sich zu ihrem Fahr¬ 
zeug. Auf dem Weg war zu beob¬ 
achten, dass die Polizeipräsenz 
massiver wurde und aggressiv 
wirkende Sondereinheiten der 
Polizei mit Schilden und Tränen¬ 
gasgewehren in größeren Grup¬ 
pen den Weg der abziehenden 
Menschen begleiteten. Die Dele¬ 
gationsteilnehmer bekamen von 
dem anschliessenden Polizeiein¬ 
satz selbst nichts mehr mit, da sie 
bereits die Stadt verlassen hatten, 
erführen aber, dass die Polizei 
Gasgranaten in die sich auflösen¬ 
de Menge schoss. Dabei wurde 
ein 10-jahriger Junge durch eine 
Tränengasgranate am Kopf 
getroffen und verletzt hat. Der 
Junge wurde ins Diele-Kranken¬ 
haus gebracht. Inzwischen soll 
sich der Gesundheitszustand des 
Jungen wieder gebessert haben. 
(wahlbeobacmimgsdelegation in 
Silvan, 25.3., ISKU) 

Mehrere zehntausend 
Menschen beim Newrozfest 
in Düsseldorf 

An der Organisation der diesjäh¬ 
rigen Newroz-Feierlichkeiten in 
Düsseldorf beteiligten sich kurdi¬ 
sche, türkische, lazische, tscher- 
kessische, armenische, assyrische, 
arabische und deutsche Men¬ 
schen, ebenso wie Menschen mit 
alevitischem, sunnitischem, 
christlichem und yezidischem 
Hintergrund. Ihrem Aufruf folg¬ 
ten zehntausende Menschen aus 
ganz Deutschland, die sich in 




Öcalans Botschaft zu Newroz 2014: 


Zeit fiir Verhandlungen 


Ich grüße alle Freundinnen und 
Freunde, deren Fierzen mit dem 
Newrozfeuer für Frieden und 
Freiheit brennen! 

Ich grüße unser Volk, das in 
Mesopotamien, der Wiege der 
Zivilisationen, das prächtige 
Newrozfeuer in einen Aufbruoi 
und ein Fest der Demokratie ver¬ 
wandelt. 

Ich sende Euch stellvertretend fiir 
alle Jugendlichen und Frauen 
meines Landes meine Liebe. Ich 
rufe alle, die ihre Flerz für den 
Frieden geöffnet haben, die unse¬ 
re Stimme hören, die gesamte 
Türkei auf, sich im Geiste der 
Solidarität der Jahrhunderte 
zusammenzuschließen. 

Ich gratuliere auch den Geschwis¬ 
tervölkern des Mittleren Ostens 
und Asiens, der Wiege der Zivili¬ 
sationen der Welt, zu diesem 
ihren Fest. 

Ich sende Euch allen meine herz¬ 
lichen Grüße. Seid gegrüßt! 

Beim letzten Newroz, an einem 
Tag wie diesem, haben wir das 
Feuer des Krieges ausgelöscht, das 
junge Menschen, Leben, Liebe 
und Arbeit in Asche verwandelt, 
und eine große Fackel des Wider¬ 
standes für den Frieden entzün¬ 
det. 

Verehrtes Volk der Türkei! 

Die Geschichte hat uns gezeigt, 
dass wenn es keine entschlossene 
Führung für einen Frieden gibt, 
historische Probleme sich fortset¬ 
zen und meist mit Wendungen 
antworten, die große Verluste mit 
sich bringen. Die drängendste 
Frage, vor der wir stehen, ist, ob 
wir den Weg mit sich ständig 
wiederholenden Putschen oder 
einer vollständigen und radikalen 
Demokratie fortsetzen werden. 
Konkret und aktuell zeichnet sich 
seit dem letzten Newrozfest diese 
Weggabelung ab. Entweder wird 
sich ein Regime der Putsche und 
Verschwörungen, gestützt auf die 
kapitalistische Moderne der letz¬ 
ten 200 Jahre, restaurieren und 
fortsetzen, oder die türkisch-kur¬ 
dischen Beziehungen werden auf 
neuen Kurs gebracht und ein 
demokratisches Verfassungsregi¬ 
me wird durch umfassende 
demokratische Reformen die ver¬ 
schwörerischen und putschisti- 
schen Mechanismen zerschlagen. 
Die Zeit für alle Mittelwege und 
Übergangsformen ist abgelaufen. 
Bisher gab es einen Dialogprozess, 
der wichtig war. In diesem Prozess 


haben beide Seiten gegenseitig die 
guten Absichten, den Realismus 
und die Angemessenheit getestet. 
Dabei hat sich ergeben, dass beide 
Seiten zur Suche nach Frieden 
entschlossen sind, auch wenn die 
Regierung verzögert, verschiebt, 
einseitig agiert und eine gesetzli¬ 
che Grundlage vermeidet. Dia¬ 
logprozesse sind wichtig, doch 
beinhalten sie keine Verbindlich¬ 
keit. Daher können sie keine aus¬ 
reichende Gewähr für einen dau¬ 
erhaften Frieden bieten. Zum jet¬ 
zigen Zeitpunkt ist es unvermeid- 
lidi geworden, der Systematik 
von Verhandlungen einen gesetz¬ 
lichen Rahmen zu verleihen. 

Der Frieden ist schwieriger als der 
Krieg, aber jeder Krieg hat seinen 
Frieden. Wir haben furchtlos 
Widerstand geleistet, wir werden 
auch den Frieden nicht fürchten. 
Unser Widerstand richtete sich 
nicht gegen die Geschwistervöl¬ 
ker, sondern gegen ein System 
mit hegemonialem Charakter, 
das ignorierte, vernichtete, ver- 
leugnete und unterdrückte. 
Daher ist auch unser Frieden 
nicht fiir die Regierungen oder 
Staaten, sondern für die Völker 
Anatoliens, Kurdistans und 
Mesopotamiens, die sich die 
Jahrtausende alten Werte dieses 
Bodens zueigen gemacht und ein 
kulturelles Welterbe geschaffen 
haben. Regierung und Staat fällt 
die Aufgabe zu, eine dementspre¬ 
chende Ernsthaftigkeit an den 
Tag zu legen. 

Unsere große Reise zum Frieden 
war zahlreichen Angriffen ausge¬ 
setzt, von Oslo bis Paris, von 
Gever bis Lice, von den KCK- 
Operationen bis zu dem an Grau¬ 
samkeit heranreichenden Verhal¬ 
ten gegenüber den kranken politi¬ 
schen Gefangenen. Diese Bewe¬ 
gung, also Ihr, werdet alle diese 
sclimutzigen Spiele, die interna¬ 
tionale Pierrschaft von GLADIO 
erschüttern und vereiteln. 

Unser Kampf hat einen großen 
Anteil daran, dass in der gesamten 
Region die Systeme der Bevor¬ 
mundung beseitigt werden. Wir 
stehen in der historischen Verant¬ 
wortung, internationalen Ver¬ 
schwörungen, die uns in verschie¬ 
denen Formen gegenübertreten, 
aufmerksam zu begegnen. 

Eine verantwortungsbewusster 
Sprachstil wird sowohl verscltie- 
dene Methoden der rassistischen 
psychologischen Kriegsführung 


ins Leere laufen lassen als auch 
einen wesentlichen Charakterzug 
unseres großen Friedens darstet- 
len. 

Dieser Frieden wird in Rojava 
und der gesamten Region erst 
durch Lösungen im Rahmen 
demokratischer Verfassungen 
gefestigt werden. 

Die Frauen haben nicht nur ein 
großes Potenzial fiir Freiheit und 
Gleichheit akkumuliert, sie wer¬ 
den auch durch neue ethische 
und ästhetische Werte, die sie der 
demokratischen gesellschaftlichen 
Entwicklung hinzufügen, die 
eigentlichen Garanten dieses Frie¬ 
dens sein. 

Unsere Bewegung hat als Jugend¬ 
bewegung begonnen und ist stets 
jung geblieben. Die Jugend wird 
auch diesen Frieden gegen alle 
Angriffe und Provokationen 
beherzt verteidigen. 

Unser im Exil verstreutes Volk, 
vor allem in Europa, wird die 
Stimme sein, die der Welt unse¬ 
ren Frieden und unser freies 
Leben in Würde verkündet. 

Alle unsere Genossinnen und 
Genossen, die mit ihrem beispiel¬ 
losem Willen dort, wo die FIofF- 
nung zu versiegen droht, ohne 
mit der Wimper zu zucken ihr 
Leben, ihre Gesundheit und ihre 
Freiheit aufs Spiel setzen, werden 
unsere wichtigste Stütze sein. 

Die Völker der Türkei mit unserer 
tausendjährigen Tradition der 
Geschwisterhchkeit werden die 
beste Antwort auf rassistische, 
spaltende, überhebliche und 
wuterfüllte Hassreden geben. 

Ich grüße Euch alle in meinem 
Glauben an ein freies und voll¬ 
ständig demokratisches Land, in 
dem sich alle Glaubensrichtun¬ 
gen, Völker, Kulturen und Werk¬ 
tätigen frei fühlen können, mit 
revolutionären Gefühlen. 

Ich rufe alle auf, die Verantwor¬ 
tung für ihre Zeit und die 
Menschheit empfinden, zum 
Baustein für unseren großen Frie¬ 
den zu werden. 

Gegrüßt seien alle, die Verant¬ 
wortung für die Geschwisterlich- 
keit derVölker übernehmen. 

Es lebe Newroz! 

Es lebe die Geschwisterhchkeit 
derVölker! 21. März 2014, 
Gefängnis Imrali 
[Übersetzung aus dem Türkischen: 
Internationale Initiative "Freiheit 
fiir Abdtillah Ocalan — Frieden in 
Kurdistan "] 


Schwere Angriffe der Dschihadisten... 


sammenarbeit von Ahrar al-Sham 
und Al-Nusra spricht fiir diese 
Vermutung. 

Zu den Kämpfern der ISIS 
scheint das Verhältnis der Türkei 
hingegen angespannt zu sein. Am 
21. März stellte ISIS der Türkei 
ein Ultimatum von drei Tagen, 
ihre Soldaten vom Grabmal von 
Süleyman Shah in der Nähe von 
Aleppo abzuziehen. Sollte das 


nicht geschehen, werde man das 
Grabmal unter Anwendung von 
Gewalt einnehmen und dem Erd¬ 
boden gleich machen. Seit der 
Zerschlagung des Osmanischen 
Reiches gilt das Grabmal als einzi¬ 
ger Ort der türkischen Republik 
außerhalb ihres Staatsterritori¬ 
ums. Im Grabmal liegt der 
Urgroßvater des Gründers des 
Osmanischen Reiches Osman 


Gazi begraben. Der Ort wird von 
türkischen Soldaten bewacht, seit 
1937 befindet sich dort eine tür¬ 
kische Militärstation. Der türki¬ 
sche Außenminister Davutoglu 
antwortete, dass man bei Angrif¬ 
fen auf das Grabmal, „egal ob von 
Seiten des Regimes oder radikalen 
Einheiten“, jegliche notwendige 
Maßnahme treffen werde. 

(CA, 24.3., ISKU) 


zwei Demonstrationszügen zum 
Kundgebungsort bewegten. 
Kurdische, lazische und armeni¬ 
sche Vertreter begrüßten dort in 
ihren Reden die Anwesenden. 
Anschließend wurde die am Vor¬ 
tag beim Newrozfest in Amed 
(Diyarbakir) erstmals verlesene 
Botschaft Abdullah Öcalans der 
Menge nochmals in einem Video 
vorgetragen. 

Auch Salih Muslim, der Kovor- 
sitzende der Partei für eine 
Demokratische Union (PYD), 
war in Düsseldorf und infor¬ 
mierte in einer Rede über die 
aktuellen Entwicklungen in 
Rojava. Er forderte die Kurdin¬ 
nen und die Menschen in Euro¬ 
pa auf, die demokratische Selbst¬ 
verwaltung in Rojava zu unter¬ 
stützen. (ÖG, 22.3., ISKU) 

»KCK-Operationen waren 
Befehl des Ministerpräsiden¬ 
ten« 

Der ehemalige Verantwortliche 
des türkischen Geheimdienstes 
MIT Ali Fuat Yilmazer gab zu, 
dass die KCK-Operationen ab 
dem Jahr 2009 auf Befehl des 
türkischen Ministerpräsidenten 
Erdogan begonnen wurden. Yil¬ 
mazer, der der Gemeinde von 
Fethullah Gülen nahe steht, gab 
an, dass die KCK-Operationen 
ebenso wie die Ergenekon Ope¬ 
rationen mit dem Wissen und 
der Zustimmung des Minister¬ 
präsidenten durchgeführt wor¬ 
den sind. 

Außerdem gab Yilmazer zu, dass 
viele Leute, die im Zusammen¬ 
hang mit der KCK in Gewaltak¬ 
tionen verwickelt waren, eigent¬ 
lich in Verbindung zum MIT 
standen. »Wir haben in Istanbul 
25 Menschen festgenommen die 
sich vorbereiteten, sich als leben¬ 
de Bomben in die Luft zu spren¬ 
gen. Der MIT hatte mit vielen 
von ihnen zu tun«, so Yilmazer. 
Jede Festnahmewelle im Rah¬ 
men der KCK-Operationen lief 
unter Mitwissen oder auf Befehl 
Erdogans, erklärte Yilmazer. 
Dassäbe gelte auch bei den Erge- 
nekon-Operationen. Auch die 
Festnahme des . ehemaligen 
Generalstabschefs liker Bajbug 
sei ein Befehl Erdogans gewesen. 

(ÖG, 20.03., ISKU) 


Quellen: 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Ein Blick auf die zurückliegende 
Komm u nalwahl in der Türkei 


Die zurückliegende Kommunal¬ 
wahl in der Türkei können wir als 
Referendum über die Politik des 
türkischen Ministerpräsidenten 
Recep Tayyip Erdogans und seine 
Regierungspartei AKP bezeich¬ 
nen. Der offen ausgetragene 
Machtkampf zwischen der AKP 
und der Gülen-Bewegung, die 
mit der republikanischen Volks¬ 
partei (CHP) paktiert hat, hat die 
Gesellschaft in polarisierte Lager 
aufgespalten, die sich nun auf¬ 
grund des unerbittlich schmutzig 
geführten Wahlkampfes gegen¬ 
überstehen. Der Kovorsitzende 
der Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) Selahattin 
Demirtas hat unmittelbar nach 
der Wahl erklärt, dass dieser 
Wahlkampf die Gesellschaft der 
Türkei noch stärker in in sich 
geschlossene Gruppen zerschnit¬ 
ten hat. 

Nach Auszählung fast aller Stim¬ 
men konnte die AKP um ca. 6% 
zulegen und kommt so auf 
45,5% landesweit. Die CHP 
konnte etwa 5%, die MHP 1,5% 
und die BDP/HDP 2% Stim¬ 
mengewinne verzeichnen. Die 
prozentualen Zahlen spielen 
dabei für die BDP/HDP keine 
große Rolle. Die BDP, die vor 
allem in den kurdischen Provin¬ 
zen im Südosten der Türkei ange¬ 
treten ist, kann ihren Erfolg darin 
verbuchen, dass sie nun drei wei¬ 
tere Großstädte und weitere 8 
Provinzen und 67 Bezirke ver¬ 
walten kann. 

Dies zeigt, dass die kleinen Par¬ 
teien stark verloren und alle 
anderen, vor allem die AKP, zule¬ 
gen konnten. Der Machtkampf 
zwischen Erdogan und der 
Gülen-Bewegung hat die Allianz 
des islamischen Lagers in der 
Türkei gespalten. Der offen aus¬ 
getragene Machtkampf hat viele 
bis dato unentschlossene Wähler 
Innen dazu bewegt, Position zu 
beziehen. Die meisten von ihnen 
waren zuvor Wählerinnen von 
Kleinparteien, die ideologisch 
den Kriegsparteien der 90iger 
Jahre nahe standen. Im Ergebnis 
aber kann festgehalten werden, 
dass Erdogan den Machtkampf 
für sich entscheiden konnte. 

Auch jetzt noch, nach den Wah¬ 
len, ist eine gespannte Stimmung 
in der Türkei spürbar. Von Wahl¬ 
manipulation wird geredet, von 
Unregelmäßigkeiten bei der 
Stimmauszählung. Auch die 
Häufigkeit der Stromausfälle am 
Wahlabend war tatsächlich 
bemerkenswert. Wie viel Mani¬ 


pulation und Vertuschung es gab 
oder was in den Zeiten des Stro¬ 
mausfalls tatsächlich passiert ist, 
ist noch unklar, aber es mehren 
sich die Bilder, auf denen ver¬ 
brannte Wahlzettel zu sehen sind, 
die von der Bevölkerung gefun¬ 
den worden. Misstrauisch prote¬ 
stiert die Bevölkerung vor allem 
in den kurdischen Provinzen wie 
z.B. Qers (Kars), Re§qelas (Igdir), 
Riha (Urfa), Agiri (Agn) ... und 
beschreiben so den Zustand in 
der Türkei. 

Wenn wir nun nach der Wahl 
den Kampf um die Stimmen der 
Bevölkerung betrachten, können 
wir feststellen, dass keinesfalls die 
Arbeit der Kommunen im 
Mittelpunkt der öffentlichen 
Aufmerksamkeit stand. Viel 
mehr drehte sich alles um den 
Machtkampf zwischen Recep 
Tayyip Erdogan und Fetullah 
Gülen, der in den Focus gerückt 
worden ist. Dies wurde in der 
Wahlpropaganda deutlich, da 
hier die AKP und die mit der 
Gülen-Bewegung offen kooperie¬ 
rende CHP kaum andere Akzen¬ 
te gelegt haben. 

Einzig die BDP und die HDP 
(Demokratische Partei der Völ¬ 
ker) haben in ihrem Wahlkampf 
ihr Augenmerk auf die Inhafte 
der Kommunalwahl gelegt. Beide 
Parteien haben im weiter anhal¬ 
tenden Machtkampf eine sachli¬ 
che Position eingenommen und 
ihre sehr begrenzten Mittel dafür 
eingesetzt, sich mit den Belangen 
der Gesellschaft auseinander zu 
setzen. Begrenzte Mittel, weil im 
Vergleich zur AKP, CHP und 
MHP die BDP und die HDP 
keine finanziellen Mittel des 
Staates bekommen hat. Dies ver¬ 
hindert weiterhin die 10%-Wahl- 
hürde in der Türkei. Auch dürfen 
die tausenden verhafteten BDP- 
Aktivistlnnen nicht vergessen 
werden; etwa 8000 von ihnen 
sind in den Gefängnissen, darun¬ 
ter Bürgermeisterinnen, Stadträ¬ 
te, Jugendaktivistinnen dazu 
viele weitere Tausende, die durch 
die sogenannten KCK-Operatio- 
nen zur Flucht gezwungen wor¬ 
den sind. 

Der Wahlkampf der BDP und 
HDP war von unzähligen Angrif¬ 
fen durch staatliche Ordnungs- 
kräfte und organisierte faschisti¬ 
sche Banden behindert worden. 
So wurden mehrere Büros der 
HDP zerstört und unbenutzbar 

f emacht. Damit sollte der Wahl- 
ampf der noch relativ jungen 
aber vielversprechenden HDP, 


die sich besonders im Westen der 
Türkei organisiert hat, behindert 
werden. Denn der Staat, der 
nicht allein auf die AKP reduziert 
werden kann, sieht in der basis¬ 
demokratischen Praxis von HDP 
und BDP eine wirkliche Gefahr 
für sein autoritäres zentralisti¬ 
sches Fortbestehen. In Folge der 
Repression gegen die HDP und 
BDP gab es viele verletzte 
Aktivistinnen und Bürgerinnen. 
Hierbei hat man sich auch stets 
der paramilitärischen Organisa¬ 
tion der vom türkischen Militär 
im Kampf gegen die PKK 
gegründeten Füsbollah bedient. 
Z,u all den systematischen gewalt¬ 
tätigen Übergriffen kommt hin¬ 
zu, dass sowohl die HDP wie 
auch die BDP keine Gelegenheit 
hatten, ihre Perspektiven für die 
Kommunen in den staatlichen 
Medien zu erörtern. Laut Erklä¬ 
rung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks RTÜK hat die AKP 
89,52%, die CHP 4,96%, die 
nationalistische MHP 5,29%, 
die BDP zusammen mit der 
HDP 0,22% der Sendezeit einge¬ 
räumt bekommen. Diese Zahlen 
verdeutlichen die extreme 
Ungleichbehandlung der Par¬ 
teien. 

Trotzdem konnte sich die BDP 
in all den Städten, in denen sie 
Bürgermeisterinnen stellt, halten 
uncf weiter ausbauen. Die erst 
fünf Monate junge Partei HDP 
hat zwar kein Rathaus erobern, 
aber auf Anhieb 2% der Stim¬ 
men gewinnen können. Die 
Kovorsitzende der HDP Sebahat 
Tuncel hat nach der Wahl erklärt, 
dass die HDP zu einer Alternati¬ 
ve für die demokratischen Kräfte 
in der Türkei heranwachsen 
möchte. Der Erfolg der BDP und 
HDP ist darauf zurückzuführen, 
dass sie sich den kommunalpoli¬ 
tischen Themen zugewandt 
haben und ihre alternative Per¬ 
spektive glaubhaft der Bevölke¬ 
rung vermitteln konnten. 

Mit der BDP und HDP wächst 
der basisdemokratische Block in 
der politischen Landschaft der 
Türkei solide an. Die von diesen 
beiden Parteien ausgehende 
gesellschaftliche Alternative hin 
zu einer wirklichen Demokrati¬ 
sierung des politischen Systems 
der Türkei und die damit einher¬ 
gehende Stärkung der kommu¬ 
nalen Ebene und die Gleichbe¬ 
rechtigung der Frau im politi¬ 
schen System gewinnen unauf¬ 
hörlich an Kontur. (...) 

(CA, 2.4., ISKU) 


Meldungen: 


ogan-Besu 
Polizei greift BDPler an 

Im Zuge des Besuchs des türki¬ 
schen Ministerpräsidenten Er¬ 
dogan in Wan (Van) und Amed 
(Diyarbakir) am 27. März wurde 
der 22 Jahre alte Kadir I. im 
Anschluss an die Wahlkampfver¬ 
anstaltung in Wan durch eine 
Polizeikugel schwer verletzt. 

Im Anschluss an die Kundge¬ 
bung griff eine Gruppe AkP- 
Anhänger ein Wahlkampfbüro 
der BDP in der Stadt an. Unter¬ 
stützt wurde der Angriff durch 
türkische Polizeikräfte, die Gas¬ 
granaten in das Büro schossen. 
Bei den Auseinandersetzungen 
schoss die Polizei scharf in die 
Menge. Kadir I., der vom Balkon 
eines Hotels die Ereignisse ver¬ 
folgte, wurde dabei in die Brust 
getroffen. Zwei weitere Men¬ 
schen wurden bei den Ausein¬ 
andersetzungen leicht verletzt. 

(ÖG, 27.3., ISKU) 

45 Haftentlassungen 
bei KCK-Prozessen 
In zwei verschiedenen KCK-Pro- 
zessen sind am 27. März insge¬ 
samt 45 Menschen aus der ITaft 
entlassen worden. 37 Menschen 
aus dem KCK Hauptverfahren in 
Istanbul sind entlassen worden. 
33 weitere Angeklagte befinden 
sich allerdings weiterhin in Haft. 
Zudem wurden acht weitere 
Menschen im Prozess gegen das 
sogenannte “KCK-Pressekomi- 
tee’ aus der Haft entlassen. Der 
Prozess richtet sich gegen Journa¬ 
listinnen, die für die Tageszeitun¬ 
gen Azadiya Welat und Özgür 
Gündem, die Nachrichtenagen¬ 
turen DIHA und ANF sowie für 
die Zeitschrift “Demokratik 
Modernite” arbeiten. In diesem 
Prozess befinden sich weiterhin 
acht Journalistinnen in Haft. Die 
Namen der weiterhin inhaftier¬ 
ten Journalistinnen lauten Turabi 
Ki$in, Ramazan Peköz, Ertuj 
Bozkurt, Nuri Firat,Davut Ufar, 
Mikail Barut und Yüksel Genf . 
Sie befinden sich seit dem 20. 
Dezember 2011 in Haft. 

Der aus der Haft entlassene Mit¬ 
arbeiter der Nachrichtenagentur 
DIHA Mazlum Özdemir erklär¬ 
te in einem ersten Statement, 
dass die Haftentlassungen allein 
das Ergebnis des gesellschaft¬ 
lichen Widerstands sei. “Wir 
wurden im Rahmen einer 
gemeinsamen Operation von 
AKP und dem Gülen Orden 
festgenommen. Ihre Haltung 
gegenüber der Pressefreiheit im 
Allgemeinen und uns gegenüber 
im Besonderen ist dieselbe. Sie 
haben versucht, durch unsere 
Festnahmen die Presse zum 
Schweigen zu bringen. Die heu- 




Kovorsitzende der PYD Asya Abdullah zu den Angriffen in Rojava: 

„Die Angriffe sind gegen die 
Autonomie gerichtet“ 

Die Kovorsitzende der PYD und ist daher auf die gesell- „Ausländische Kräfte haben 
Asya Abdullah sagte mit dem schaftliche Verteidigung der die ISIS unterstützt“ 

Hinweis, dass ausländische Bewohner in Rojava gerichtet. Abdullah brachte zur Sprache, 

Kräfte sich inmitten des syste- Der Krieg in Syrien, ausge- dass diejenigen, die für die 
manschen Angriff gegen den nommen in Rojava, ist ein Menschenrechte und die Frei¬ 
autonomen Aufbau Rojavas Krieg um die Macht. Bei der heit in Syrien sein wollen, in 
befinden: „Die Angriffe gegen Konferenz Genf-2 ist dies sehr der Praxis nichts hervorge- 
Rojava sind gegen die Geschwi- deutlich geworden. „Der Krieg bracht haben und sich dieses 
sterlichkeit, die Revolution, den in Rojava ist ein Verteidigungs- durch ihr Schweigen zu den 
Frieden und die Freiheit gerich- krieg, die Verteidigung der Angriffen in Rojava herausge- 
tet.“ Gesellschaft. Es ist ein Verteidi- stellt hat. Im Land versuchen 

Die zum Newroz in Amed ange- gungskrieg, um die Massaker viele Kräfte mit ihrer Politik 
reiste PYD-Kovorsitzende Asya an der Gesellschaft zu verhin- Druck zu machen, führen einen 
Abdullah analysierte die aktuel- dern, damit keine Menschen Profitkrieg, wodurch die Unter- 
le politische Situation und die sterben, Städte niedergebrannt Stützung ausländischer Kräfte 
verstärkten Angriffe der Scher- werden, die Flucht verhindert für die Banden auffällt. Diese 
gen in Rojava. Sie machte dar- wird und damit keine Zerstö- Politik wird keinen Erfolg 
auf aufmerksam, dass sich die rung und Diebstähle passie- haben sagte Abdullah und wies 
Angriffe seit der Ausrufung der ren. So gesehen ist der aktuel- auf folgende Punkte hin: 

Region in Kantone verstärkt le Angriff auf den Kanton Kob- „Woher kommen die Banden in 
haben und kommentierte dies ane sowohl politisch bedingt, Syrien? Betrachtet man die 
als systematischen Angriff aus- als auch mit den Widersprü- Identitäten der gegen Rojava 
ländischer Kräfte gegen die chen der Bandengruppen kämpfenden. Personen, dann 
demokratische Autonomie. zueinander zu erklären. sieht man Ägypter, Tunesier, 

Abdullah erklärte, dass die Afghanen, Tschetschenen und 

Innen- und Außenpolitik Sy- „Die Angriffe richten viele weitere Staatsangehörige, 

riens, Rojava ausgenommen, sich gegen die Revolution Sehr viele umliegende Regio- 

ernsthaft ins Stocken geraten ist und aen Frieden“ nen, allen voran die Türkei, 

und dies den Kräften Auftrieb „In Kobane findet ein erbitter- unterstützen diese Gruppen, 
dazu gibt, den Krieg in Syrien ter Krieg statt. Das Ziel der Wie kommen sie her, wie gelan- 
zu vertiefen, wozu sich die Angriffe auf Rojava und Kob- gen sie hierhin und warum füh- 
oppositionellen Kräfte Rücken- ane ist der Aufbau des Islami- ren sie Krieg gegen Rojava? Es 
deckung von bewaffneten Orga- sehen Staats in Syrien (ISIS), ist durchschaubar, dass viele 
nisationen im Land holen. „Es ist aber offensichtlich Kräfte bei den Angriffen ihre 

erkennbar, dass diejenigen die Finger im Spiel haben. Das bis 
„Der Krieg wird sagen, sie kämpften für die heute offen unterstützende 

keine Lösung bringen“ Freiheit Syriens, nicht für die Saudi-Arabien erklärte diese 

Die Kovorsitzende der PYD Freiheit kämpfen. Sie kämpfen Kräfte zuletzt zu Terroristen, 
sagte mit Betonung darauf, dass nicht für den Dienst am syri- Aber warum habt ihr sie dann 
der Krieg keine Lösung bringt: sehen Volk. Sie kämpfen für die bisher unterstützt? Denn der 
„Dieser Krieg wird die Politik Stärkung einiger politischer Krieg dieser Kräfte hat keinen 
noch weiter ins Stocken brin- Kräfte in Syrien. Es ist zu beob- Erfolg gebracht. Ihre Pläne sind 
gen. Zudem kann eine Lösung achten, dass diejenigen, die erfolglos geblieben.“ 
auch nicht mit Gewalt geschah sagen, sie kämpften gegen das 

fen werden. Das Volk wird letz- Regime in Syrien, im Zusam- „Wir sind beharrlich 
tendlich die Kriegsmentalität menhang mit dem Regime ste- mit der Revolution“ 
zwischen dem Baath-Regime hen. Erkennbar spiegelt sich Die Politik der Freiheit und 
und den Bandengruppen in das Stocken innerhalb der Ban- Einheit in Syrien sind voller 
Syrien nicht akzeptieren. Darü- dengruppen in Syrien bei den Opferbereitschaft geführt wor- 
ber hinaus akzeptieren auch wir, syrischen Militärs wider. den und nicht nur für die Kur- 

das kurdische Volk, dies nicht.“ Die Widersprüche innerhalb den, sondern auch für alle ande- 
Abdullah wies darauf hin, dass der Banden zeigen sich an den ren Völker wird Widerstand 
der Rojava aufgezwungene Angriffen auf Kobane. Die geleistet, so dass sich diese Völ- 
Krieg, politisch bedingt ist und Banden erklären, dass sie gegen ker Tag für Tag mehr um Rojava 
erklärte: „Warum aber? Der das Regime seien. Sie marschie- klammern. Die Politik ausländi- 
Aufbau der Kantone und der ren in Damaskus, Deir ez-Zor scher Kräfte zu Syrien und 
demokratischen Autonomie und Latakia auf und erklären, Rojava zeigte zuletzt die Erfolg¬ 
stellt ein Modell für die Völker sie hätten dort die Führung. losigkeit dieser politischen 
des Landes dar. Aber dazu muss Aber in den letzten Tagen Phase. „Der Krieg der Banden 
jeder seine Herangehensweise zogen sie ihre dortigen Kräfte in Syrien wird zweck- und ziel¬ 
deutlich machen. Autonomie ab und verschoben sie nach los weitergeführt. Die Kräfte N U 9 e 

bedeutet für das Volk in Syrien Rojava. Und wir fragen somit: drumherum müssen nun ihre erscheint wöchentlich und kann in 
eine Allianz, einen Willen. Es Sind sie gegen die demokrati- Politik neu überdenken. Unser gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
bedeutet sich selbst zu verwalten sehe Autonomie oder gegen das Standpunkt ist klar und deut- düng des Portos bei der 
mit einem gemeinsamen Leben Baath-Regime? Sie brauchen lieh. Wir sind für den Frieden ISKU 
und dem gemeinsamen Willen, niemanden belügen. Es ist klar und die Freiheit. Eine demokra- Spaldingstr. 130-136 
Innerhalb dieses Systems gibt es und deutlich geworden, dass tische Verwaltung für Syrien 20097 Hamburg 
Frieden, Freiheit und Gleichbe- die Banden im Sinne einer heißt Autonomie, in der alle Tel.: 040 - 421 02 845 
rechtigung. Das Volk muss allen Schaukelpolitik Krieg führen Völker vertreten sind. Und diese E-mail: isku@nadir.org 
Angriffen gegenüber stets und somit die Angriffe auf Auffassung bedeutet weiterzu- bestellt werden, 

gemeinsam antworten.“ Rojava Angriffe auf die machen im Sinne der Revolu- Spenden auf unser Konto: 

Geschwisterhchkeit sind. Es tion. Wir bestehen darauf. Wir Postbank Köln, BLZ 37010050 
„Rojava führt sind Angriffe auf die Revolu- werden mit all denen sein, die Konto-Nr.: 3968-506 

einen Verteidigungskrieg“ tion, den Frieden und die Frei- für Frieden und Freiheit sind. Weitere Informationen und einen täg- 

Einer der Gründe für die heit. Ich glaube daran, dass sie Wir werden unsere Verantwor- liehen Pressespiegel findet Ihr im Inter- 

Angriffe auf Rojava ist die Poli- so wie bisher damit keinen tung erfüllen.“ net unter: 

tik des „Drängens auf Frieden“ Erfolg damit haben werden.“ (DIHA, 24.3., ISKU) www.isku.org 


tigen Verbote gegen die Sozialen 
Medien sind letztlich die Fortset¬ 
zung einer Politik, die mit unse¬ 
ren Festnahmen begonnen 
wurde. (...) Dementsprechend 
ist unsere heutige Freilassung 
auch nicht als eine Korrektur des 
Kurses der AKP zu werten. 
Unsere Entlassungen sind allein 
das Ergebnis des gesellschaft¬ 
lichen Widerstands. ’ Özdemir 
fugte hinzu, dass sich Kollegin¬ 
nen und Kollegen weiterhin in 
Haft befinden, sowohl die Fest¬ 
nahmen als auch die Freilassun¬ 
gen seien allein politische Ent¬ 
scheidungen. (ÖG, 27.3., ISKU) 

Presseerklärung der IPPNW 

27.3.2014 vor dem 
Gefängnis in Amed (Diyarbakir) 
Wir stehen hier als deutsche 
Delegation der IPPNW, der 
International Physicians for the 
Prevention of Nuclear war and in 
social responsibility. 

Als Ärztinnen und Ärzte sind wir 
in tiefer Sorge über die berichte¬ 
ten Zustände in türkischen 
Gefängnissen: Nach Gesprächen 
mit zivilen Organisationen wie 
IHD, Anwaltskammer, Ärzte¬ 
kammer und TUHAD-DER im 
März 2014 sind 600 Häftlinge 
therapiebedürftig, davon 200 
schwer krank und 50 unmittel¬ 
bar vom Tode bedroht. (...) 
Inzwischen sind Menschen 
gestorben, nachdem sie im 
Gefängnis nicht behandelt wur¬ 
den. 

Als ärztliche Organisation 
erschrecken uns diese Informa¬ 
tionen sehr. 

Wir bitten die Verantwortlichen 
dringend darum, bei erforder¬ 
licher medizinischer Therapie 
außerhalb des Gefängnisses, 
Haftentlassung zu gewähren und 
Sterbenden die häusliche Umge¬ 
bung nicht zu verweigern. 

Dies würden wir als ein Zeichen 
der Humanität und Stärke der 
türkischen Regjerung und als 
Förderung des Friedensprozesses 
ansehen. 

Wir grüßen die Gefangenen und 
ihre Angehörigen. Wir wün¬ 
schen ihnen Kraft. Azadi, Asiti 
(Freiheit, Frieden) 

Im Namen der IPPNW 
Delegation: Dr. Gisela Penteker 

Quellen: 

DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
ÖG Özgür Gündem 

CA Civaka Azad 
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Internationale Persönlichkeiten 
fordern Freilassung kranker 
Gefangener in der Türkei 


ln einem Brief an Ministerpräsi¬ 
dent R.T. Erdogan und Justizmi¬ 
nister Bekir Bozdag haben welt¬ 
weit Hunderte, darunter Intel¬ 
lektuelle, Politikerinnen und 
Künstlerinnen, die Freilassung 
kranker Gefangener in türki¬ 
schen Gefängnissen gefordert. 

Zu den Unterzeichnerinnen ge¬ 
hören unter anderem Prof. 
Noam Chomsky, Prof. Immanu¬ 
el Wallerstein, Desmond Tutu, 
Selahattin Demirtaf, Ko-Vorsit- 
zender der Partei für Frieden und 
Demokratie, Oscar Olivera, Eu¬ 
ropaabgeordnete, die britischen 
Menschenrechtsanwälte Frances 
Webber, Margaret Owen OBE, 
Gareth Peirce, Louise Christian, 
die Sinn-Fein-Abgeordneten Pat 
Sheean und Conor Murphy, der 
Philosoph und ehemalige unga¬ 
rische Abgeorndnete G. M. 
Tamäs und der katholische Bi¬ 
schof Jacques Gaillot. 

In dem Brief heben die Unter¬ 
zeichnerinnen hervor, dass es 
„nach Berichten des Menschen¬ 
rechtsvereins (IHD) und der 
Menschenrechtsstiftung (TIHV) 
in türkischen Gefängnissen 544 
schwerkranke Gefangene gibt, 
von denen 163 in einem lebens¬ 
bedrohlichen Zustand sind. Der 


Justizminister bestätigte erst 
kürzlich, dass in den letzten 13 
Jahren 2300 Gefangene gestor¬ 
ben sind“. 

Sie weisen darauf hin, dass die 
Haftbedingungen in türkischen 
Gefängnissen „im Allgemeinen 
extrem unmenschlich“ seien und 
erinnerten daran, dass sich die 
Chancen kranker Gefangener 
auf Haftentlassung nach der letz¬ 
ten Änderung desHaftvollzugge¬ 
setzes vom Januar 2013 sogar 
noch verschlechtert hätten. Poli¬ 
tische Gefangene mit gesund¬ 
heitlichen Problemen hätten fak¬ 
tisch keine Chance auf Haftent¬ 
lassung, da sie nach den umstrit¬ 
tenen Antiterrorgesetzen ange¬ 
klagt würden. 

Gemäß dieser Rechtssprechung 
können politische Gefangene als 
Gefahr für die öffentliche Sicher¬ 
heit bezeichnet werden, was ihre 
Freilassung verhindere. Zudem 
legt das im Januar 2013 be¬ 
schlossene Vollzugsgesetz fest, 
dass gerichtsmedizinsche Institu¬ 
te entscheiden, ob Gefangene 
entlassen werden. Diese Institute 
seine jedoch für ihre politische 
Voreingenommenheit bekannt. 
„Der Menschenrechtsverein, An¬ 
waltskammern und Ärztekam¬ 
mer (TBB) haben diese Praxis 


verurteilt und Oppositionspoliti¬ 
kerinnen haben entsprechende 
Gesetzesänderungsanträge vorge¬ 
legt, sie wurden jedochms jetzt 
nicht angenommen“, heißt es in 
dem Brief. 

Die Inhaftierung und Misshand¬ 
lung todkranker Gefangener ver¬ 
letze das „Recht auf Leben“ und 
das „Folterverbot“, welche in der 
Europäischen Menschenrechts¬ 
konvention verankert seien. Die 
unmenschlichen Bedingungen in 
türkischen Gefängnissen müss¬ 
ten verbessert werden. Men¬ 
schenrechtsverletzungen seien 
nicht hinnehmbar. Der Europäi¬ 
sche Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte (ECHR) habe die Türkei 
in vielen Fällen verurteilt. 

Die Unterzeichnerinnen fordern 
Ministerpräsident R.T. Erdogan 
und Justizminister Bekir Bozdag 
dazu auf, in einem ersten Schritt 
„alle erdenklichen Maßnahmen 
zu ergreifen, welche die Freilas¬ 
sung der todkranken Gefange¬ 
nen in der Türkei sicherstellen ‘. 

DhG, 10.4. 

Die Liste der Unterzeichnerinnen 
findet ihr auf dem Blog: 
demokratiehintergittern.blog- 
sport.de 


Türkische Regierung plant(e) 
Überfall auf Syrien 


Eine Bewertung von Civaka Azad 
— Kurdisches Zentrum für Öffent¬ 
lichkeitsarbeit e. V, 01.04.2014 

Auf youtube wurde am 27. März 
ein Video veröffentlicht, das 
einen Mitschnitt eines 
Gesprächs auf Ebene der türki¬ 
schen Regierung wiedergibt. Zu 
hören sind Außenminister 
Ahmet Davutoglu, Geheim¬ 
dienstchef Hakan Fidan, Unter¬ 
staatssekretär Feridun Hadi 
Sinirlioglu und der stellvertre¬ 
tende Armeechef Yasar Güler. 
Die Beteiligten berieten, wie 
man eine inszenierte Operation 
in Syrien durchführen könnte, 
um eine Rechtfertigung für 
einen Krieg zu haben. Sie erwo¬ 
gen, Anschläge auf Grabstätten 
durchführen oder türkische 
Agenten von syrischem Boden 


aus Raketen auf türkisches Terri¬ 
torium feuern zu lassen. 
Geheimdienstchef Fidan sagte 
wörtlich: „Wenn es nötig ist, 
kann ich vier Männer nach 
Syrien schicken und acht Rake¬ 
ten auf die Türkei abfeuern las¬ 
sen, um einen Kriegsgrund zu 
schaffen. Wenn nötig, kann 
auch ein Angriff auf die Grab¬ 
stätte erfolgen.“ 

Außenminister Ahmet Davuto¬ 
glu bekräftigte, dass Regierungs¬ 
chef Erdogan in der momenta¬ 
nen Situation einen Angriff auf 
Grabstätten nahe der syrischen 
Stadt Alleppo, die aus histori¬ 
schen Gründen als türkisches 
Territorium gelten und von tür¬ 
kischen Elitesoldaten bewacht 
werden, als zu begrüßendes Sze¬ 
nario sehen würde, um einen 
Angriff zu rechtfertigen. 


Von führenden Politikern und 
Geheimdienstlern eines NATO- 
Mitglieds wurde diskutiert einen 
selbst geschaffenen Vorwand für 
einen Angriffskrieg auf Syrien zu 
schaffen. In der Türkei sind auch 
deutsche Patriot-Raketen statio¬ 
niert. Auf den ersten Blick ist 
verwunderlich, dass in den deut¬ 
schen Medien hauptsächlich 
über die Sperrung von youtube, 
nicht jedoch über die Hinter¬ 
gründe der Sperrung und der 
aggressiven Politik der Türkei 
berichtet wird. Vielfach wurde 
zudem die Authentizität des 
youtube Videos in Frage gestellt, 
obwohl Premierminister Erdo¬ 
gan die Echtheit nicht in Frage 
stellte, sondern lediglich von 
einer verzerrten Berichterstat¬ 
tung sprach. 

Für die Regierung der Türkei 
geht es in Syrien hauptsächlich 


Meldungen: 

KDP baut Grenzgraben zu 
Rojava 

Nachdem die südkurdische 
KDP seit Mai 2013 den Grenz¬ 
übergang Semalka zu Rojava 
geschlossen gehalten und sich 
somit am Embargo gegenüber 
der Bevölkerung von Rojava 
beteiligt hatte, hat sie nun die 
Brücke über den Tigris am 
Grenzübergang Semalka und 
begonnen, einen Graben am 
Grenzverlauf zu errichten. Mit 
dem Abbau der Brücke hat die 
KDP außerdem die Fahne der 
südkurdischen Regionalregie¬ 
rung abgenommen und ihre 
Parteifahne gehisst. 

Infolge des Brückenabbaus und 
dem Bau des Grenzgrabens 
kommt es seit dem 9. April auf 
der westkurdischen Seite der 
Grenze zu Protesten gegen die 
KDP und Barzanis Politik 
gegenüber Rojava. Hunderte 
Jugendliche protestierten am 9. 
April direkt an der Grenze. Die 
Peshmergekräfte der KDP eröff- 
neten von der südkurdischen 
Seite der Grenze das Feuer auf 
die Demonstranten und verletz¬ 
ten dabei einen achtzehnjähri¬ 
gen Demonstranten. Auf die 
Schüsse der Peshmerge reagier¬ 
ten aufgebrachte Jugendliche 
mit Steinwürfen. 

Auch am Folgetag begaben sich 
ab der Mittagszeit tausende 
Menschen aus Rojava zur süd¬ 
kurdischen Grenze bei Derik. 
Auf der gegenüberliegenden 
Seite der Grenze haben sich 
währenddessen die Peshmerge 
mit schweren Waffen postiert. 

In einem ersten Statement ver¬ 
urteilte der Exekutivrat des 
westkurdischen Kantons Cizire 
den Abbau der Brücke und die 
Errichtung eines Grenzgrabens. 
In einer schriftlichen Erklärung 
vom 10. April macht der Exe¬ 
kutivrat Cizires deutlich, dass 
für die eingeleiteten Schritte an 
der Grenze allein die KDP 
unter dem Vorsitz von Barzani 
verantwortlich sei. Auch habe 
sich die KDP für den Angriff 
auf die Demonstranten am 9. 
April gegenüber der Bevölke¬ 
rung von Rojava zu entschuldi¬ 
gen. Die Ziehung des Grenzgra¬ 
bens unterscheide sich nicht 
von der Grenzpolitik der Türkei 
und sei eine Fortsetzung der 
Embargopolitik gegen die 
Bevölkerung von Rojava. 

(ANF, 10.4., ISKU) 

Tausende protestieren gegen 
türkisches Militär in Colemerg 
Die BDP von Colemerg (Hak- 
kari) hatte für den 7. April zum 
Protest am Fuß des Berges Kato 
gegen den weiteren AusJJau von 




—Fortsetzuung: Türkische Regierung 
plant(e) Überfall auf Syrien 


darum, mit allen Mittel zu ver¬ 
hindern, dass sich die selbstbe¬ 
stimmte demokratische Selbst¬ 
verwaltung der Kurdinnen in 
den Kantonen Kobane, Efrin 
und Cizire stabilisiert. Bereits als 
der Partei der Demokratischen 
Union (PYD) nahestehende 
Kurdinnen begonnen haben 
Gebiete in Rojava (Norsyrien) 
zu befreien und diese gemein¬ 
sam mit dort lebenden Armenie¬ 
rinnen, Araberinnen und Chris¬ 
tinnen selbst zu verwalten, löste 
das Panik in Ankara aus. Die 
türkische Regierung begann 
damit, die bewaffnete syrische 
Opposition noch umfangreicher 
zu unterstützen - darunter auch 
Al-Qaida-Gruppen. Dschihadi- 
sten aus aller Welt sammelten 
sich in der Türkei und drangen 
über die Grenze nach Syrien ein. 
Dafür bekamen sie in der Türkei 
Waffen, logistische Unterstüt¬ 
zung und Rückzugsräume. 

In dem oben genannten Video 
ist von hunderten LKWs die 
Rede, die mit Waffen und 
Munition nach Syrien geschickt 
worden sind. Belege für die tür¬ 
kische Unterstützung dschiha- 
distischer Milizen von Al Quai- 
da, vor allem Al Nusra und ISIS, 
sind durch etliche Zeugenaussa- 

f en und Kameraufnahmen 
okumentiert. Einige belegen, 
dass über die Grenze Dei Ceylan- 
pinar diese Gruppen, allen voran 
Al Nusra, mit Panzern, Militär¬ 
fahrzeugen und tausenden 
Dschihadisten von der Türkei 
nach Rojava Vordringen. 

ISIS und Al Nusra errichteten 
bis zur Befreiung von ganz Sere 
Kaniye eine Schreckensherr¬ 
schaft im westlichen Teil der 
Stadt. Dabei kooperierten die 
beiden Gruppen sehr eng, was 
von Delegationen dokumentier¬ 
te gemeinsam ausgestellte Vorla¬ 
dungen von Al Nusra und ISIS 
belegen. Deutlich wurde hierbei 
das Schweigen des Westens. 
Während in Mali, Afghanistan, 
Pakistan und vielen anderen 
Orten der Welt von NATO- 
Staaten der „Krieg gegen den 
Terror“ geführt wird und Tau¬ 
senden das Leben kostet, mar¬ 
schieren im NATO-Staat Tür¬ 
kei, quasi unter den Augen der 
50 km entfernt stationierten 
Bundeswehr-Truppen, unter der 
Fahne von Al Qaida Dschihadi¬ 
sten über die syrische Grenze 
und verüben schwerste Kriegs¬ 
verbrechen an der Zivilbevölke¬ 
rung. Seit dem 16. Juli 2013 ver¬ 
schärften diese ihren Krieg 
gegen die Selbstverwalteten 
Regionen in Rojava. 

Die Unterstützung der Dschiha¬ 
disten durch die Türkei, die 
nach Aussagen von gefangenen 
Mitgliedern islamistischer Grup¬ 
pen sogar Ausbildungslager fiir 
diese Gruppen auf türkischem 
Staatsgebiet unterhält, reißt 
nicht ab, und das, obwohl ISIS 


nun offiziell als Grund für einen 
Einmarsch in Rojava dienen soll. 
Der Abschuss eines syrischen 
Flugzeugs im März durch die 
Türkei Fand ebenfalls statt, als 
dieses gegen Stellungen der 
Dschihadisten vorging und 
scheint, wie die medizinische 
Versorgung verwundeter Mit- 

f lieder dieser Gruppen, Teil der 
Jnterstützung zu sein. Interes¬ 
sant ist aktuell in diesem Kon¬ 
text zu sehen, dass zur gleichen 
Zeit in den türkischen Medien 
diese Gruppen als Interventions¬ 
grund aufgebaut werden, als Teil 
einer Strategie der türkischen 
Regierung. 

Wichtig ist ebenso zu bewerten, 
dass diese Gruppen auch in der 
Autonomen Region Kurdistan 
(KRG) Anschläge verüben, und 
trotzdem wird sowohl von Sei¬ 
ten der regierenden KDP 
(Demokratische Partei Kurdi¬ 
stan) und im Besonderen der ihr 
nahestehenden im ENKS (Kur¬ 
dische Nationalrat von Syrien) 
organisierten syrisch kurdischen 
Kräfte eine Zusammenarbeit 
mit den dschihadistischen Ban¬ 
den in Syrien gesucht. So gaben 
Einheiten der zum ENKS gehö¬ 
rigen Azadi Partei von Mustafa 
Guma der ISIS militärische 
Hilfe bei einem schweren 
Angriff auf die selbstverwalteten 
Regionen in Rojava. Dabei star¬ 
ben über 40 Kämpferinnen der 
YPG, über 20 Dörfer wurden 
entvölkert. Da die Politik der 
KRG von den politischen Vorga¬ 
ben der NATO und vor allem 
auch der Türkei abhängig ist, 
muss diese Kollaboration in die¬ 
sen Zusammenhang gebracht 
werden. 

Ohne Zweifel sind jedoch weder 
ISIS noch Al Nusra nur als Bod¬ 
entruppen der Türkei zu den¬ 
ken. Die Bewaffnung und 
Unterstützung dieser Gruppen 
wird wie ein Bumerang in die 
Türkei zurückkehren wie am 20. 
März mit dem Angriff in der 
Provinz Nigde in Zentralanato¬ 
lien zu sehen war, wo zwei Poli¬ 
zisten und ein Lastwagenfahrer 
erschossen wurden, zu sehen 
war. Sie folgen derselben Logik 
wie die der USA mit ihrer 
Unterstützung Bin Ladens gegen 
die UDSSR in Afghanistan und 
werden der Türkei, wie auch den 
westlichen Staaten auf die Füße 
fallen. In dieser Hinsicht sind 
Aktionen von ISIS im Irak zu 
interpretieren. So sind die selbst 
aufgebauten dschihadistischen 
Gruppen immer auch als eine 
mögliche Legitimation für einen 
Angriff auf Rojava und einer 
Umsetzung von Erdogans 
neoosmanischen Plänen im 
Mittleren Osten zu betrachten. 
Seit mehreren Wochen halten 
nun die Angriffe der islamisti- 
schen Kämpfer der Gruppe Isla¬ 
mischer Staat im Irak und Syrien 
(ISIS) auf den im Norden 


Syriens gelegenen westkurdi¬ 
schen Kanton Kobane an. Bei 
den Auseinandersetzungen mit 
den kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG) hat es 
bereits Hunderte Tote gegeben. 
Die Partei der Demokratischen 
Union PYD geht davon aus, 
dass die Islamisten der ISIS ver¬ 
suchen, die Verbindungen zwi¬ 
schen den drei kurdischen Kan¬ 
tonen Kobane, Efrin und Cizire 
zu trennen. Wird seitens der 
westlichen Staaten weiterhin auf 
militärische Lösung und Instabi¬ 
lität gesetzt, soll der ohnehin 
chaotische Zustand in der 
Region durch Schüren von 
Gewalt und Krieg noch weiter 
vertieft werden. Ist es den Herr¬ 
schenden in Europa und den 
USA recht, dass die Türkei der¬ 
art aggressiv und mit völker¬ 
rechtswidrigen und menschen¬ 
verachtenden Methoden eska¬ 
liert. Stehen die von der kurdi¬ 
schen Bevölkerung errichteten 
Selbstverwaltungsstrukturen als 
Rollenmodell einer selbstbe¬ 
stimmten und gleichberechtig¬ 
ten Demokratisierung bei der 
geplanten Neuaufteilung des 
Mittleren Ostens im Weg? Lässt 
sich so auch erklären, dass die 
Grenzschließungen rund um 
Rojava (Nordsyrien), die einem 
Embargo für Lebensmittel, Öl, 
Gas und Medikamente gleich¬ 
kommen, in vollem Wissen 
geduldet werden? 

Die Erklärung für die beschrie¬ 
bene Situation und die einseitige 
und gleichgeschaltete Wertungs¬ 
logik und die damit zusammen¬ 
hängende Desinformation ist 
eigentlich recht einfach. Es geht 
um geostrategische Interessen 
der EU, der USA und der 
NATO im Mittleren Osten und 
bei der Neuaufteilung weltwei¬ 
ter Machtverhältnisse. In den 
USA wurde die „westliche“ 
Unterstützung des Putsches in 
der Ukraine von mehreren füh¬ 
renden Politikerinnen auch als 

Ö ene Rache für das Veto 
nds in der UN gegen 
weitergehende Sanktionen und 
somit Tnterventionsvorbereitun- 
gen gegen Syrien gewertet. In 
Jugoslawien und in Libyen 
wurde schon ähnlich gehandelt. 


Die Ereignisse können nicht 
getrennt voneinander betrachtet 
und verstanden werden. Des¬ 
halb wird auch der eigentlich 
ungeheuerliche Vorgang des 
Gesprächs auf dem Video bei 
youtube nicht angemessen 
gewertet und erst recht nicht 
angemessen darauf reagiert. 
Müsste bei solch einer kriegstrei- 
berischen Praxis durch die Tür¬ 
kei eine sofortige Aufkündigung 
der Zusammenarbeit seitens der 
EU und der NATO mit der Tür¬ 
kei nicht eigentlich das Mindes¬ 
te sein? 


Militärstationen des türkischen 
Militärs aufgerufen. Der Bau 
der neuen Militärstation auf 
dem Gipfel des Berges Mesken 
Berg, ebenfalls in der Region, 
hat begonnen. 

Außerdem nahm in der letzten 
Zeit die Präsenz der Militärs auf 
der Straße zwischen Colemerg 
und (Jele deutlich zu. Die Ein¬ 
wohner befürchten, dass das 
Militär sich für einen Großein¬ 
satz rüstet, den sie verhindern 
wollen. So versammelten sich 
am Montag tausende Demons¬ 
tranten am Fuße des Kato in 
der Nähe des Dorfes Uzumcü. 
Als die Demonstrantlnnen ver¬ 
suchten, die Bergstraße hochzu¬ 
gehen, versuchte das Militär sie 
mit Tränengas und Gummige¬ 
schossen zu stoppen. Einige 
Personen wurden durch den 
Angriff so stark verletzt, dass sie 
im Krankenhaus behandelt 
werden mussten. 

Als Reaktion auf die Angriffe 
haben sich immer mehr Men¬ 
schen dem Protest angeschlos¬ 
sen. Die Lage bleibt weiterhin 
angespannt. Rund um die loka¬ 
len Militärstationen wurden 
Panzerfahrzeuge und Spezial¬ 
kräfte zusammengezogen. 

(ANF, 7.4., ISKU) 

31 Gefangene in KCK- 
Verfahren von Baglar entlassen 
ln dem Verfahren gegen 95 kur¬ 
dische Politikerinnen, das 2011 
im Bezirk Baglar (Diayarbakir) 
eröffnet wurde, sind alle 31 
Gefangenen entlassen worden. 
Nach der Abschaffung der 
Sondergerichte wurde die Ver¬ 
fahrensakte von der Staatsan¬ 
waltschaft an das 1. Hohe Straf¬ 
gerichtshof von Diyarbakir 
übermittelt, das die Freilassung 
der Inhaftierten verfügte. 

Die Namen der Freigelassenen 
sind: Bedia Alkaya und Güljen 
Celik (E-Typ-Gefängnis Siirt), 
Aynur Cojkun und Emek 
Yazbajt (E-Typ-Gefängnis 
Diyarbakir), Ahmet Demir und 
Abdullatif Ipek (F-Typ-Gefäng- 
nis Bolu) und Abdullah Di§li 
(D-Typ-Gefängnis Diyarbakir). 

(ANF, 5.4., DhG) 
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Flüchtling aus Rojava von 
Peshmerge-Kräften an 
südkurdischer Grenze ermordet 


In der Nacht vom 14. auf dem 
15. April ist ein kurdischer 
Flüchtling an der Grenze zwi¬ 
schen Rojava und Südkurdistan 
von Peshmerge-Kräften ermor¬ 
det worden. Der 32-jährige 
Mann aus der Stadt Derik ver¬ 
suchte gegen 0 Uhr Ortszeit die 
Grenze Dei Semalka zu überque¬ 
ren, als die Peshmerge-Kräfte das 
Feuer eröffneten. Der Flüchtling 
wurde im Rücken von den 
Kugeln getroffen und verstarb 
im Krankenhaus von Duhok. 
Bereits in den Morgenstunden 
versammelten sich nach der Ver¬ 
öffentlich der Ermordung hun¬ 
derte Menschen aus Rojava bei 
der südkurdischen Regierung, 


um gegen die Peshmergekräfte 
und die Politik der KDP-Regie- 
rung gegen Rojava zu protestie¬ 
ren. Gegen Mittag nahmen die 
Familienangehörigen den Leich¬ 
nam des Ermordeten entgegen, 
um ihn in seiner Eieimatstadt 
Derik zu bestatten. 

Bereits vor knapp einer Woche 
kam es an der Grenze zwischen 
Rojava und Südkurdistan zu 
Anspannungen, als die südkur¬ 
dische Regierung den Grenz¬ 
übergang Semalka komplett 
schloss und einen Grenzgraben 
zu ziehen begann. Tausende 
Menschen aus Rojava demon¬ 
strierten daraufhin an der Gren¬ 
ze. Bei den Protesten am 9. April 


griffen Peshmergekräfte die 
demonstrierende Menge an und 
verletzten durch Schüsse einen 
18-jährigen Demonstranten. 
Auch an der Grenze zwischen 
Rojava und der Türkei kam es 
am Morgen des 15. April zu 
einem Angriff auf kurdische 
Flüchtlinge. In der Nähe der 
nordkurdischen Stadt Cizir 
(Cizre) wurden zehn Flüchtlin¬ 
ge, die gegen 5 Uhr morgens die 
Grenze passierten, durch das 
türkische Militär festgesetzt und 
u.a. mit den Gewehrkolben ver¬ 
prügelt. Einigen von ihnen wur¬ 
den die Personalausweise und 
das Geld durch die Soldaten ent¬ 
wendet. (ANF, 15.4., ISKU) 


Pressemitteilung des Organisationskomitee der Jugenddemonstration 

Polizeiangriff auf Jugend¬ 
demonstration in Duisburg 


Zum 12.April 2014 hatten wir 
als ein Zusammenschluss kurdi¬ 
scher Jugendorganisationen und 
-verbände gemeinsam mit weite¬ 
ren fortschrittlichen und demo¬ 
kratischen Organisationen aus 
Deutschland zu einer Demon¬ 
stration in Duisburg aufgerufen. 
Ziel dieser Demonstration war 
es, auf die politische Situation in 
Kurdistan und der Türkei auf¬ 
merksam zu machen. Vor und 
nach den Kommunalwahlen in 
der Türkei am 30. März diesen 
Jahres hatte sich dort die politi¬ 
sche Lage für all diejenigen Teile 
der Gesellschaft, die für eine 
Demokratisierung und für ihre 
Freiheiten in der Türkei eintre- 
ten, verschärft. Besonders in den 
kurdischen Siedlungsgebieten, 
aber auch im Westen der Türkei, 
haben die Repressionen gegenü¬ 
ber politischen Aktivistlhnen 
deutlich zugenommen. Diese 
Repressionspolitik reicht von 
Razzien und Festnahmen gegen 
politisch aktive Menschen, über 
Angriffe auf demokratische 
Demonstrationen bis hin zu aus- 
ufernden Verboten von sozialen 
Medien. Die offene Unterstüt¬ 
zung radikal-islamistischer 
Gruppierungen, die im syrischen 
Bürgerkrieg die kurdischen 
Selbstverwaltungsstrukturen in 
Rojava angreifen, ist in diesem 
Kontext ein weiterer Ausdruck 


der gegenwärtigen antikurdi¬ 
schen und antidemokratischen 
Politik der AKP-Regierung. Ziel 
unserer Demonstration vom ver¬ 
gangenen Samstag war es, auf 
diese Politik in der Türkei auf¬ 
merksam zu machen, ln unserem 
Aufruf und unserem Flugblatt 
auf der Demonstration haben 
wir dies zum Ausdruck gebracht. 
Allerdings kam es im gesamten 
Verlauf unserer Demonstration 
in Duisburg zu verschiedenen 
Provokationen. Die daraus resul¬ 
tierende Anspannung entlud sich 
in Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen den Teilnehmerinnen der 
Jugenddemonstration und der 
Polizei. Infolgedessen kam es zu 
zahlreichen Festnahmen von 
Demonstrationsteilnehmerln- 
nen. Sowohl in den Reihen der 
Polizei als auch der Demons- 
trantlnnen kam es bei den Aus¬ 
einandersetzungen zu Verletzten. 
Wir als demokratische Jugend 
Kurdistans möchten zunächst 
betonen, dass wir die Ausein¬ 
andersetzungen infolge der Eska¬ 
lation auf unserer Demonstra¬ 
tion verurteilen. Unsere Demon¬ 
stration hatte das Ziel, sich mit 
den Forderungen nach Freiheit, 
Demokratie und Frieden in der 
Türkei zu solidarisieren. Jegliche 
Form von Gewalt widerspricht 
daher von Grund auf der Inten¬ 
tion unseres Anliegens. 


Wir möchten betonen, dass die 
Aussagen bzgl. der Demonstra¬ 
tion, die Herr van der Maat von 
der Polizei gegenüber der Presse 
getätigt hat, nicht der Wahrheit 
entsprechen. Während der 
Demonstration versuchten zwar 

G ewisse außenstehende Personen 
urch das Zeigen von türkischen 
Fahnen die Teilnehmerinnen der 
Demonstrationen zu provozie¬ 
ren, worauf sich einzelne Jugend¬ 
liche leider auch einließen. Doch 
ist es nicht richtig, für die Ereig¬ 
nisse, die sich nach der Demon¬ 
stration ereigneten, die Demon- 
strantlnnen verantwortlich zu 
machen. Wir als Organisatorln- 
nen der Demonstrationen haben 
im Laufe der Demonstration die 
Polizei mehrfach darauf auf¬ 
merksam gemacht, dass das Ein¬ 
greifen der Polizeikräfte in den 
Demonstrationszug zu einer 
unnötigen Eskalation der Situa¬ 
tion führen würde. Dennoch hat 
die Polizei immer wieder einzel¬ 
ne Jugendliche gewaltsam aus 
der Demonstration herausgegrif¬ 
fen und festgenommen. Anstatt 
deeskalierend zu agieren, hat die 
Polizei durch dieses Eingreifen 
letztlich die angespannte Situa¬ 
tion auf der Demonstration zum 
Überlaufen gebracht. Um die 
Situation der Eskalation auf der 
Demonstration besser zu veran¬ 
schaulichen, möchten wir an die- 


Meldungen: 


Muharrem Erbey und 47 weite¬ 
re Gefangene aus Haft entlassen 
Im KCK-Hauptverfahren gegen 
175 Angeklagte wurden am ver¬ 
gangenen Freitag auf Beschluss 
des 2. Hohen Strafgerichtshofs 
von Diyarbaktr 48 Gefangene 
aus der Haft entlassen, unter 
ihnen der bekannte Menschen¬ 
rechtsanwalt Muharrem Erbey. 
Das Gericht entschied, dass in 10 
Fällen keine hinreichenden 
Beweise für die Mitgliedschaft in 
der „Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans“ (KCK) vor¬ 
lägen. In 38 Fällen wurde die 
Entscheidung mit der Über¬ 
schreitung der maximalen Unter¬ 
suchungshaftzeit von 5 Jahren 
begründet, eine Frist, die durch 
eine erst kürzlich erfolgte Geset¬ 
zesänderung festgelegt wurde. 
Zuvor durften Angeklagte 10 
Jahre lang ohne Urteil in Unter¬ 
suchungshaft festgehalten wer¬ 
den, was zu einer Vielzahl von 
Klagen vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 
(EctHR) führte. Die Verhaf¬ 
tungswellen im Rahmen der 
sogenannten KCK-Operationen 
begannen am 14. April 2009. 
Gülcihan §im§ek, ehemalige 
Bürgermeisterin von Bostankp, 
erklärte auf einer Presskonferenz 
im Namen der 48 entlassenen 
Politikerinnen, dass die Gerichts¬ 
entscheidung kein Geschenk der 
Regierung sei und sie auch nicht 
bedeute, dass die Gefängnisse 
geleert worden seien. Das 
Gericht habe im Laufe des Ver¬ 


fahrens den Angeklagten das 
Recht auf Verteidigung in der 
Muttersprache verweigert und 
erst vor Kurzem ihre Freilassung 
abgelehnt mit der Begründung, 
diese könnten „in die Berge 
gehen, um dort [bewaffnet] zu 
kämpfen. ,Aber wir sind hier“, 
sagte §im§ek. Sie betonte, dass, 
wenn das Ziel der Verhaftungen 
war, die kurdische Freiheitsbewe¬ 
gung zu schwächen, so beweise 
der Ausgang der Kommunalwah¬ 
len vom 30. März, dass dieser 
Plan am Widerstand der Bevöl¬ 
kerung gescheitert sei. Der Wah¬ 
lerfolg der BDP (Partei für Frie¬ 
den und Demokratie) zeige, dass 
die Bevölkerung hinter dem 
Lösungsprozess und der Demo¬ 
kratischen Autonomie stehe. 


(ANF 14.4., DhG) 

Sondersitzung zu 
Türkei-Provokationen 
Berlin. Die Linksfraktion im 
Bundestag hat angesichts der 
anhaltenden Versuche des 
NATO-Partners Türkei, einen 
Krieg mit Syrien zu provozieren, 
eine Sondersitzung des Auswärti¬ 
gen Ausschusses noch vor den 




Symposium zu muttersprach¬ 
lichem Unterricht in Ämed 


Am Wochenende fand das zweitä¬ 
tige internationale Symposium 
»Muttersprachlicher Unterricht: 
Modelle, Grenzen und Möglich¬ 
keiten« im Cegerxwin Kunst- und 
Kulturzentrum in Amed statt. 
Mehrere internationale Gäste wie 
die finnländische Sprachwissen¬ 
schaftlerin Dr. Anna Morottoja 
und der Generalsekretär Dr. Paul 
Bilbao Sarria von KONTSEi- 
LUA, einem Sprachzentrum für 
die Förderung der baskischen 
Sprache, waren anwesend und 
haben über die Thematik der 
Muttersprache in ihren Ländern 
und im Allgemeinen referiert. 

Morottoja: Die Sprache ist alles 

Morottoja, die als Sprachwissen¬ 
schaftlerin an einer Universität in 
Finnland tätig ist, hat über »Die 
Wiederbelebung samischer Spra¬ 
chen in Finnland: Ein Beispiel 
anhand der Gemeinde Inari« refe¬ 
riert. Nach einer Übersicht über 
das indigene Volk der Samen im 
Norden Skandinaviens und der 
samischen Sprache, die sich in 
mehr als zehn Dialekte einteilt, 
erklärte Morottoja: »Die Spra¬ 
chen von Minderheiten wurden 
immer als Problem betrachtet. 
Die Sprachen, die einst aus der 
Erziehung und den Schulen zu 
verbannen versucht wurden, wer¬ 
den nun versucht in der Bildung 
und in Schulen neu zu beleben. 
Heute wird die finanzielle Förde¬ 
rung der samischen Sprache voll¬ 


ständig von Seiten des Staates 
gefördert.« 

Sarria: Wir bringen viel Mühe 
für die Entwicklung der baski¬ 
schen Sprache auf 
Dr. Paul Bilbao Sarria sprach zur 
»Die Wiederbelebung einer 
minorisierten Sprache durch Bil¬ 
dung: Das baskische und katala¬ 
nische Bildungssystem«. Sarria 
erklärte, dass es im Baskenland 
ein starkes Netzwerk von zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen 
gibt und die Menschen diesen 
Institutionen viel Bedeutung 
schenken. »Diese Organisationen 
bringen sehr viel Mühe und Ener¬ 
gie auf, um die baskische Sprache 
zu fördern«, betonte Sarria und 
unterstrich, dass alle ein Recht auf 
muttersprachlichen Unterricht 
haben: »Jedes Kind hat ein Recht, 
in seiner Muttersprache unter¬ 
richtet zu werden. Im Baskenland 
ist dies sehr wichtig. Aus diesem 
Grund haben wir Hunderttau¬ 
sende in dieser Sprache ausgebil¬ 
det. Dies war eine wichtige Etap¬ 
pe bei der Zerstörung des Einflus¬ 
ses der Assimilation.“ Sarria 
erklärte, dass für das Wiederbele¬ 
ben einer Sprache ein offizieller 
Status von großer Wichtigkeit sei 
und sprach sich gegen den Begriff 
»Minderheiten« aus. 

Abschlusserklärung 

Nach weiteren Vorträgen und 
Diskussionen wurde eine 


Abschlusserklärung veröffent¬ 
licht. Zu den Gesprächen zwi¬ 
schen der kurdischen Führungs¬ 
persönlichkeit Abdullah Öcafin 
und Staatsvertretern wurde 
erklärt, dass der Staat keine 
Schritte mache. Die bisherigen 
kleinen Schritte der Regierung 
seien ungenügend auf die berech¬ 
tigen Forderungen der kurdi¬ 
schen Bevölkerung. In der Erklä¬ 
rung wurde auf die Bedeutung 
des muttersprachlichen Unter¬ 
richts und einer verfassungsrecht¬ 
lichen Garantie für diese hinge¬ 
wiesen. 

Nicht nur für die kurdische 
Bevölkerung, sondern für alle in 
der Türkei lebenden Völker wird 
in der Erklärung muttersprach¬ 
licher Unterricht gefordert: »In 
kürzester Zeit müssen klare 
Schritte für das Recht der Kur¬ 
dinnen und Kurden auf mutter¬ 
sprachlichen Unterricht folgen. 
Und diese Schritte müssen ver¬ 
fassungsmäßig garantiert wer¬ 
den. Der politische Status der 
Kurdinnen und Kurden muss 
anerkannt werden, wie auch die 
Demokratische Autonomie als 
das Selbstverwaltungsprojekt in 
ihrer Region. Wir grüßen die 
Revolution in Rojava. Wir verur¬ 
teilen die Umzingelung der 
Revolution und grüßen die 
Bevölkerung dort. Der Kampf 
der Bevölkerung in Rojava muss 
unterstützt werden.« 

(ANF, 13.4., ISKU) 


—Polizeiangriff auf Jugenddemonstration... 


ser Stelle die Schilderungen ein¬ 
zelner Teilnehmerinnen der 
Demonstration wiedergeben: 
O.K.: "Als die Demonstration zu 
Ende ging, sind einige Polizisten 
zu mir and meinen Freunden 
gekommen, um nach unseren Aus¬ 
weisen zu fragen. Wir haben sie 
gefragt, weshalb sie unsere Aus¬ 
weise sehen wollen. Ein Polizist 
wiederholte daraufhin in einem 
drohenden und schimpfenden Ton, 
dass er unsere Ausweise sehen will. 
Wir haben dann wieder geantwor¬ 
tet, dass wir den Grund hierfür 
wissen wollen und dass wir das 
nicht richtig finden. Daraufhin 
haben uns die Polizisten ohne Vor¬ 
warnung angegriffen. Etwa fünf 
Polizisten haben mich angegriffen 
und zu Boden geworfen. Ich wurde 
zuvor fünf Mal an meinem Kopf 
operiert. Ich habe deshalb zu aen 
Polizisten geschrien, dass sie nicht 
auf meinen Kopf schlagen sollen. 
Dennoch habe ich immer wieder 
Schläge auf meinen Kopf bekom¬ 
men. Aufgrund der Verletzungen, 
die ich durch den Angriff erlitten 
habe, war ich vier Tage im Kran¬ 
kenhaus. Ich denke, die Haltung 
der Polizei war bewusst darauf 
ausgerichtet, dass es zu Ausschrei¬ 
tungen bei der Demonstration 
kommt." 

Matze T.: "Ich lebe in Dortmund 
und bin von dort aus zur Demon¬ 


stration gekommen. Am Anfang sah 
es so aus, dass die Polizei bei der 
Demonstration normal agieren 
würde. Zu den ersten Problemen 
kam es, als türkische Fahnen am 
Rande der Demo auftauchten. 
Einige Jugendliche haben sich 
davon provozieren lassen, was ich 
nicht richtig fand. Die Polizei rea¬ 
gierte darauf eigentlich zunächst 
relativ ruhig. Aber danachgriff die 
Polizei aus willkürlichen Gründen 
immer wieder in die Demo ein und 
nahm einige Leute fest. Ich emp¬ 
fand das als sehr provokativ und 
fühlte mich dadurch auch selbst 
angegriffen. Immer wieder sagten 
Leute aus der Demonstration zur 
Polizei, dass sie damit aufhören soll¬ 
ten und dass sie kein Recht darauf 
hätten. Doch die Polizei drohte 
damit, die Demo frühzeitig zu 
beenden und machte einfach weiter. 
Auch dass die Polizei später mit 
Schlagstöcken und Pfefferspray die 
Menschen aus der Demo angegrif¬ 
fen hat, war völlig unbegründet 
und überzogen. " 

Buse C.: Ich bin aus Bonn zur 
Demo gekommen und war Ord¬ 
nerin bei der Demo. Wir haben 
versucht, kooperativ mit der Poli¬ 
zei zu agieren. Als türkische Fah¬ 
nen geschwenkt wurden, kam es 
zu Provokationen und wir haben 
zu den Polizisten gesagt, dass sie 
die Provokateure aufhalten sollen, 


weil einige Jugendliche viel zu 
emotional darauf reagieren. Nach 
dieser Aktion hat die Polizei mit 
verschiedenen Begründungen 
immer wieder die Demo angegrif¬ 
fen und Leute aus der Demo her¬ 
aus verhaftet. Sie haben uns über¬ 
haupt nicht vorgewarnt und sind 
mit Gewalt immer wieder in die 
Demo reingegangen. Am Ende der 
Demo war die Stimmung sehr 
angespannt. Die Polizei wollte 
weitere Leute aus der Demo fest¬ 
nehmen. Einige Jugendliche 
haben versucht, aas zu verhindern 
und die Polizei hat mit Gewalt 
darauf reagiert. Sie haben uns alle 
mit Pfefferspray und Schlagstök- 
ken angegriffen." 

Diese und weitere Aussagen von 
Demonstrationsteilnehmerln- 
nen legen den Verdacht nahe, 
dass die Polizei bei der Demon¬ 
stration bewusst eskalierend 
agiert hat. Wir begreifen dieses 
Fiandeln der Polizei als Teil einer 
Kriminalisierungspolitik uns 
egenüber. Unser Recht zu 
emonstrieren soll unterbunden 
werden. Gleichzeitig wird über 
die Medien eine falsche Darstel¬ 
lung des Demonstrationsver- 
laufs durch die Polizei gestreut, 
was wir mit klaren Worten ver¬ 
urteilen möchten. 

Organisationskomitee der 
Jugenddemonstration 


Osterfeiertagen beantragt, 
Hintergrund sind die Enthüllun¬ 
gen des ARD-Magazins »Moni¬ 
tor« vom 10. April 2014 über die 
Pläne des türkischen Minister¬ 
präsidenten Recep Tayyip Erdo- 
gan für eine bewaffnete Ausein¬ 
andersetzung mit dem Nachbar¬ 
land. Aus den »Monitor«- 
Recherchen werde ersichtlich, 
daß die türkische Regierung seit 
geraumer Zeit auf eine weitere 
Internationalisierung des Krieges 
mit Syrien hinarbeite, erklärte 
die Linke-Politikerin Sevim Dag- 
delen am Montag auf jW-Nach- 
frage. Zugleich mehrten sich die 
Informationen, daß Ankara 
anstrebt, die NATO hier mit zu 
involvieren. »Da die Stationie¬ 
rung der >Patriot<-Raketen und 
Bundeswehrsoldaten, die akut 
durch die türkischen Kriegspläne 
gefährdet sind, durch Beschluß 
des Bundestages auf Grundlage 
einer Lüge erfolgte, muß hierü¬ 
ber jetzt neu diskutiert werden«, 
so Dagdelen. (jW, 15.4., ISKU) 

HDP trifft Vorbereitungen 
für den 1. Mai 

Die Demokratische Partei der 
Völker bereitet sich unter dem 
Slogan „Ein vereinter Kampf 
gegen Ausbeutung für Demokra¬ 
tie und Frieden“ auf den 1. Mai 
vor. 

Die HDP wird den Schwer¬ 
punkt ihrer Arbeit zum 1. Mail 
auf die Bedeutung des vereinten 
Kampfes von Arbeiterinnen ver¬ 
schiedener Identitäten, Anschau¬ 
ungen und Geschlechter gegen 
die schwere Ausbeutung legen, 
die mit der Verbreitung von 
Outsourcing, Subunternüimer- 
tum und befristeter Teilzeitarbeit 
ohne Sicherung einhergeht. 
Andere Aktivitäten der HDP 
werden sich mit der Situation 
von Arbeiterinnen, mit Kinder¬ 
arbeit und „Unfällen“ am 
Arbeitsplatz beschäftigen. Auch 
soll auf Themen wie Rojava, 
Gezi Widerstand, Friedenspro¬ 
zess, Wiederstand gegen den 
Krieg in Syrien und Ümweltzer- 
störung aufmerksam gemacht 
werden. (ANF, 17.4, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DhG Demokratie hinter 

Gittern 

jW junge Welt 


N ü 9 e 
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Kindertag in der Türkei: 
2000 Kinder im Gefängnis 


Den Nationalen Kindertag der 
Türkei am 23. April erlebten 
2000 Kinder im Gefängnis, diese 
Zahlen hatte zuletzt das Justiz¬ 
ministerium eingeräumt. Die 
meisten dieser Kinder wurden 
während Demonstrationen fest¬ 
genommen und haben entsetzli¬ 
che Haftbedingungen. Die 
Gewalt, der besonders kurdische 
Kinder ausgesetzt sind, zeigte 
sich besonders dramatisch durch 
den Pozanti-Gefängnisskandal 
2012. Presseberichte über Verge- 
waltigungs- und Mißbrauchsfalle 
an kurdischen Kindern und 
Jugendlichen im Pozanti- 
Gefängnis in der Nähe von 
Adana natten eine Reihe erschüt¬ 


ternder Vorfälle enthüllt. Eine 
der maßgeblich an der Enthül¬ 
lung Beteiligten war die ..junge 
kurdische Journalistin Özlem 
Aguf, die kurz darauf unter dem 
Vorwurf der KCK-Mitglied- 
schaft inhaftiert wurde. 

Nach Angaben des Menschen¬ 
rechtsvereins (IHD) waren 2013 
von den 843 Gefangenen, die 
Folterungen angezeigt haben, 59 
Kinder. 

Unterdessen nahm die Polizei in 
Istanbul während der offiziellen 
Feiern zum Internationalen Kin¬ 
dertag am 23. April, bei denen 
auch Gouverneur Mutlu anwe¬ 
send war, vier Kinder fest, weil 
sie "Berkin Elvan ist unsterblich" 


gerufen hatten, als Mutlu die 
Bühne betrat. Der damals 14- 
jährige Berkin Elvan war im 
Rahmen der Gezi-Proteste im 
Sommer 2013 durch eine Trä¬ 
nengasgranate der Polizei schwer 
verletzt worden und starb im 
März 2014 nach neun Monaten 
im Koma in einem Istanbuler 
Krankenhaus. 

Die Kinder wurden sofort von 
Polizeikräften an Armen und 
Beinen festgehalten und in ein 
nahestehendes Gebäude abge¬ 
führt. Anwesende Medienvertre¬ 
terinnen fotografierten den 
Zwischenfall, wurden aber durch 
die Polizei behindert. 
(DhG/ANF/Bianet, 23.4., ISKU) 


Erklärung von YEK-KOM anlässlich der Ostermärsche 2014 

Für eine Menschheit und Welt in 
Frieden und Menschlichkeit! 


ln Deutschland fand der erste 
Ostermarsch gegen Hochrüstung 
und Kriegspolitik vor über 50 
Jahren statt. Seitdem nehmen 
auch viele der hier lebende Kur¬ 
dinnen und Kurden alljährlich an 
den Ostermärschen teil und brin- 

f en so Ihre Forderungen nach 
rieden in Kurdistan und auf der 

f anzen Welt zum Ausdruck. 

'tele Menschen gehen jedes Jahr 
zu Ostern auf die Straßen und 
fordern eine Welt ohne Atomwaf¬ 
fen und Krieg. Die internationa¬ 
len Mächte jedoch halten an ihrer 
Kriegspolitik unter dem Deck¬ 
mantel des Kampfe s g egen den 
Terrorismus fest. Die Truppen der 
NATO und ihrer Verbündeten 
führen Krieg nicht nur in Afgha¬ 
nistan, sondern auch in Kurdi¬ 
stan, Kongo, Nigeria, Sudan, 
Tschad und Somalia, in Palästina 
und im Jemen, in Pakistan und 
Indien, in Tschetschenien, auf 
den Philippinen, in Westpapua 
oder in Kolumbien, um mit 
Gewalt die politischen und wirt¬ 
schaftlichen Interessen des 
Westens durchzusetzen. 

Die Bundesrepublik hat sich 
1949 eine Verfassung gegeben, 
die in besonderer Weise der 
Erhaltung und Förderung des 
Friedens verpflichtet ist. Die Rea¬ 
lität sieht jedoch anders aus - 
Deutschland ist heute der dritt¬ 
größte Waffenlieferant der Welt, 
nach den USA und Russland. 
Laut Erhebungen des Friedens¬ 
forschungsinstitutes SIPRI sind 


die wichtigsten Kunden die Tür¬ 
kei, Griechenland und Südafrika. 
Massenhaft wurden in den 90er 
Jahren Waffen aus NVA-Bestän- 
den an die Türkei verschenkt. Die 
Bundesrepublik trägt damit die 
Mitverantwortung für die Zerstö¬ 
rung von über 4.000 kurdischen 
Dörfern durch die türkische 
Armee. Die Türkei erhielt im 
Zusammenhang mit dem Afgha¬ 
nistan-Krieg deutsche Rüstungs¬ 
sonderhilfen im Wert von mehr 
als einer Milliarde Euro. 
Millionen von Kurdinnen und 
Kurden wurden aus ihrer Heimat 
vertrieben. Immer noch werden 
Menschen wegen des Gebrauchs 
der kurdischen Sprache verhaftet 
und verurteilt. Zehntausend 
Kurdinnen sitzen heute in türki¬ 
schen Gefängnissen, weil sie sich 
für die Anerkennung der kurdi¬ 
schen Identität einsetzten. 

Die kurdische Seite hat ihre 
Bereitschaft für eine politische 
Lösung der kurdischen Frage 
immer wieder signalisiert, u.a. 
durch zahlreiche Deklarationen 
und einseitige Waffenstillstände. 
Die Antwort der türkischen Seite 
war stets die gleiche: Die Armee 
führt umfangreiche Militäroffen¬ 
siven, den Bau neuer Militärsta¬ 
tionen in den kurdischen Regio¬ 
nen und Massenverhaftungen 
ziviler Politikerinnen und Politi¬ 
ker durch. 

Wir verurteilen die Angriffe der 
Dschihadisten in Nord-Syrien 
(West-Kurdistan/Rojava) und 


rufen die Weltöffentlichkeit auf, 
das Schweigen zu brechen! 

Seit Beginn des Bürgerkriegs im 
Jahr 2011 setzt sich die kurdische 
Bevölkerung für den Aufbau 
einer Selbstverwaltung und 
demokratischen Gesellschaft ein. 
Das Projekt der Selbstverwaltung 
in Rojava, das von der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
ins Leben gerufen wurde, ist eine 
demokratische Revolution und 
stellt ein Vorbild für die gesamte 
Region dar. Dieser von vielen 
Menschen ersehnte Fortschritt ist 
aber von vielen Seiten bedroht. 
Die Türkei, Katar und Saudi Ara¬ 
bien unterstützen nachweislich 
dschihadistische Gruppen wie die 
Al-Nusra-Front und ISIS (Islami¬ 
sche Staaten Irak und Syrien) mit 
Waffen und Strategien zur Kriegs¬ 
führung. Über die türkische 
Grenze werden Sie mit Waffen, 
Lebensmitteln, Kämpfern und 
Medizin versorgt. Die Türkei 
dient auch als Rückzugsgebiet 
müder und verletzter Kampfer. 
Angriffe auf die kurdischen Auto¬ 
nomiegebiete in Rojava sowie 
Massaker gegen die Zivilbevölke¬ 
rung gehören zu den vielen Fol- 
en dieser Politik, 
chon seit über vier Wochen ter¬ 
rorisieren die Kämpfer der ISIS 
den westkurdischen Kanton Kob- 
ane. Es geht der ISIS um Abtren¬ 
nung der errichteten Kantone. 
Die Kämpfe mit den kurdischen 
Volks Verteidigungseinheiten 
(YPG) dauern bis heute an. Hun- 


Meldungen: 

1. Mai: Demonstrationsverbot 
auf dem Taksim-Platz 
Istanbul. Auf dem Taksim-Platz 
in Istanbul soll es der türkischen 
Regierung zufolge in diesem Jahr 
keine 1.-Mai-Demonstration 
geben. Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan betonte am 
Dienstag im Parlament in Anka¬ 
ra, der zentrale Platz werde an 
diesem Tag nicht dafür freigege¬ 
ben. Wer trotzdem dort prote¬ 
stieren wolle, suche den Konflikt. 
Mehrere Gewerkschaften wollen 
dort ihre Demonstration abhal¬ 
ten. Auf sozialen Medien rufen 
Regierungsgegner dazu auf, sich 
am 1. Mai auf dem Platz zu ver¬ 
sammeln. Dieser war im vergan¬ 
genen Sommer Ausgangspunkt 
landesweiter Proteste. Am 1. Mai 
1977 waren 34 Menschen bei 
Zusammenstößen auf dem Tak¬ 
sim-Platz ums Leben gekom¬ 
men. Der Platz war daraufhin bis 
2010 für 1.-Mai-Demonstratio¬ 
nen gesperrt. Im vergangenen 
Jahr wurde das Verbot wieder in 
Kraft gesetzt. Daraufhin kam es 
wieder zu Zusammenstößen auf 
dem Platz. (jW, 23.4., ISKU) 

Iran: Kurdischer politischer 
Gefangener hingerichtet 
Am 1/. April wurde im Gefäng¬ 
nis von Kirmajan (Kerman- 
schah) der kurdische politische 
Gefangene Simko Xurfidi hinge¬ 
richtet. Er wurde 2010 wegen 
Unterstützung einer kurdischen 
Partei verhaftet und 2012 zum 
Tode verurteilt, die Entschei¬ 
dung des Berufungsgerichts 
stand noch aus. 

Im August 2012 wurde bekannt, 
dass mindestens 28 kurdische 
Gefangene aus den Gefängnissen 
Sanandaj, Urmia, Semnan, 
Rajaee Shahr und Saghez wegen 
politischer Anklagen zum Tode 
verurteilt wurden. Bei 17 von 
ihnen ist das Urteil bereits rechts¬ 
kräftig, in 11 Fällen steht eine 
Revisionsentscheidung des Ober¬ 
sten Gerichtshofs noch aus. In 
vielen Fällen fand kein faires Ver¬ 
fahren statt, die Angeklagten hat¬ 
ten keine anwaltliche Vertretung 
und ihre Aussagen während der 
Verhandlungen wurden nicht 
dokumentiert. In einigen Fällen 
erklärten die Gefangenen, dass 
sie während der Verhöre gefoltert 
worden seien. Diesen Vorwürfen 
ist die Justiz nicht nachgegangen. 
Nach einem Bericht des ÜN- 
Sonderberichterstatters Ahmed 
Shaheed wurden in den ersten 
Monaten des Jahres 2014 mehr 
als 170 Personen hingerichtet. 
Seit 2007 wurden mindestens 14 
kurdische politische Gefangene 
hingerichtet. 

(ANF/KT, 17.4., ISKU) 




Kampagne fiir Begnadigung von 
Mülkiye Kilinc 


In der Türkei nehmen die Diskus¬ 
sionen um den Fall der 32-jähri- 
gen Mülkiye Kilinc und ihrer fünf 
Monate alten Zwillinge zu, gegen 
die eine Haftstrafe von zwei Jah¬ 
ren und einem Monat verhängt 
wurde. 

Die 32-jährige kurdische Buch¬ 
händlerin aus Istanbul wurde 
wegen Unterstützung einer ver¬ 
botenen Organisation (gemeint 
ist die PKK) zu einer Fiaftstrafe 
von zwei Jahren und einem 
Monat verurteilt. Als Grund gab 
das 16. Hohe Strafgericht in 
Istanbul den Verkauf von in der 
Türkei nicht verbotenen Büchern 
der Autoren Michel Foucault, 
Noam Chomsky, Nazim Hikmet 
und Elif §afak, um nur einige zu 
nennen, an. Diese habe sie 2011 
an eine ihr nicht bekannte Person 
verkauft, die zunächst wegen Mit¬ 
gliedschaft in einer verbotenen 
Organisation festgenommen, 


deren Verfahren jedoch später 
eingestellt wurde. Dies hätte Kon¬ 
sequenterweise auch zu einer Ein¬ 
stellung des Verfahrens gegen 
Mülkiye Kilirn^ führen müssen, 
stattdessen wurde sie verurteilt, 
die Haftstrafe aber zunächst 
außer Vollzug gesetzt, da Frau 
Kilini^ zum Zeitpunkt der Urteils¬ 
verkündung im vierten Monat 
schwanger war. 

In der Berufungsverhandlung am 
20. März 2013 natte der Oberste 
Gerichtshof das Urteil bestätigt, 
der Haftantritt wurde auf den 19. 
Mai 2014 festgesetzt. Dieses 
Urteil ist nicht nur juristisch 
äußerst fragwürdig, seine Konse¬ 
quenzen für Mülkiye Kilini^ und 
ihre Zwillingstöchter Özgür und 
Lorin sind auch unter humanitä¬ 
ren Gesichtspunkten katastro¬ 
phal, da Mülkiye Kilirn^ nieman¬ 
den hat, der die Kinder versorgen 
könnte und sie gezwungen sein 


wird, sie mit ins Gefängnis zu 
nehmen. Da alle rechtlichen 
Mittel ausgeschöpft sind und eine 
Umwandlung der Haftstrafe von 
den Richtern nicht in Betracht 
gezogen wurde, appellieren nun 
Zehntausende in einer Online- 
Petition an Staatspräsident 
Abdullah Gül, von seinem Recht 
auf Begnadigung Gebrauch zu 
machen. 

Folgende Bücher hat Kilirn^ ver¬ 
kauft, die laut dem Gericht „dem 
Charakter der Organisation 
(gemeint ist die PKK) entspre¬ 
chen“: Michel Foucault: 

Geschichte der Sexualität, Noam 
Chomsky: Interventionen, Iwan 
Turgenew:Väter und Söhne, 
Nazim Hikmet: Menschenland¬ 
schaften, Elif §afak: Iskender, 
Gedichtsbücher von Ahmet Telli 
und §ükrü Erbaf 
Petition: http://www.chame.org/ 
ozgurvelorin (CNN, 17.4!, ISKU) 


^Für eine Menschheit und Welt in... 


derte von Zivilistinnen sind dabei 
ums Leben gekommen. (...) 

Wir sind weiterhin der festen 
Überzeugung: Die kurdische 
Frage kann nur durch einen Dia¬ 
log gelöst werden. Wir begrüßen 
die Gespräche zwischen der türki¬ 
schen Regierung und Abdullah 
Ocalan, die einen solchen Frie¬ 
densdialog und die Umsetzung 
eines Friedensplans zum Ziel 
haben. Nach jahrzehntelangem 
militärischem Konflikt besteht 
momentan die Möglichkeit, den 
Beginn eines politischen Kon¬ 
fliktlösungsprozesses herbeizu¬ 
führen. Nach Gesprächen zwi¬ 
schen Vertretern der türldschen 
Regierung und Abdullah Ocalan 
auf der Gefängnisinsel Imrali, 
wurden nun auch die im türki¬ 
schen Parlament vertretene pro¬ 
kurdische Demokratische Frie¬ 
denspartei BDP und die PKK in 
diesen möglichen Friedensprozess 
einbezogen. 

Jetzt ist es wichtig, dass die Kon¬ 
fliktparteien erste Schritte gehen, 
um das gegenseitige Vertrauen zu 
fördern. Ein beidseitiger Waffen¬ 
stillstand und die beidseitige Frei¬ 
lassung von Gefangenen wären 
sicherlich erste gute Schritte. Zu 
beiden Punkten nat die Freiheits¬ 
bewegung Kurdistans ihren Teil 
beigetragen und eine gute Basis 
fiir den Friedensprozess geschaf¬ 
fen. Ein von Abdullah Ocalan 
angeregter Rückzug der Guerilla 
aus der Türkei una deren spätere 
Eingliederung in die Gesellschaft 
kann, wie in ähnlichen Konflikt¬ 
lösungsprozessen weltweit prakti¬ 
ziert, erst nach einem weitgehen¬ 
den Aufeinanderzugehen - und 
nicht wie unrealistischer Weise 
von einigen Kräften gefordert zu 
Anfang des Dialogs - angestrebt 
werden. Es ist notwendig, das 
türkische Parlament in einen 
Friedensprozess einzubinden, um 
dort rechtliche Garantien sowohl 


für einen ungehinderten Rück¬ 
zug der Guerilla als auch für die 
verfassungsmäßige Anerkennung 
der Rechte der Kurdinnen und 
Kurden in der Türkei sicherzu¬ 
stellen. Ohne die Schaffung eines 
solchen demokratischen Rah¬ 
mens und bei Fortsetzung der 
türkischen Militäroperationen 
einschließlich grenzüberschrei¬ 
tender Luftangriffe gegen die 
PKK ist ein erfolgreicher Fort¬ 
gang des Friedensprozesses illu¬ 
sionär. Um der kurdischen Seite 
zu ermöglichen, auf demokrati¬ 
sche Weise politisch für ihre Ziele 
einzutreten, ist die Freilassung 
der bis zu 10.000 unter Terroris¬ 
musvorwürfen inhaftierten zivi¬ 
len politischen Gefangenen ein¬ 
schließlich mehrerer Parlaments¬ 
abgeordneter, dutzender Bürger¬ 
meisterinnen, hunderter Stadträ¬ 
te, Parteivorstände, Menschen¬ 
rechtsaktivistinnen, Frauenakti¬ 
vistinnen, Rechtsanwältinnen, 
Journalistinnen und Ge- 
werkschafterlnnen eine Voraus¬ 
setzung. 

Nicht nur die türkische Regie¬ 
rung und das türkische Parlament 
sind gefordert, mit praktischen 
Schritten zu einem Friedenspro¬ 
zess beizutragen. Auch die 
Bundesregierung als eine der 
wichtigsten Partnerinnen der Tür¬ 
kei statt in der Verantwortung, 
einen solchen Friedensprozess 
zumindest soweit zu unterstütz¬ 
ten, dass sie nicht noch mehr Ol 
ins Feuer schüttet. Konkret heißt 
dies, dass die Waffenlieferungen 
an die türkische Armee gestoppt 
und die Kriminalisierung kurdi¬ 
scher Aktivistinnen una Aktivi¬ 
sten in Deutschland durch das 
PKK-Verbot beendet werden 
müssen. 

Doch stattdessen gibt es fortge¬ 
setzte Verfahren, Verhaftungen, 
Vereins- und Hausdurchsuchun¬ 
gen in Deutschland. 


Parallel zu dieser Repression geht 
die Polizei in verschiedenen euro¬ 
päischen Staaten koordiniert 
gegen kurdische Institutionen so¬ 
wie kurdische Politikerinnen vor. 
Die Probleme der Welt lassen sich 
nicht mit militärischer Gewalt 
lösen. Krieg als Mittel der Politik 
ist ein Verbrechen. Frieden ist 
eine notwendige Voraussetzung 
für eine bessere Welt. Zu dieser 
Einsicht ist die kurdische Frei¬ 
heitsbewegung seit vielen Jahren 
gelangt. Wir fordern Frieden und 
eine demokratische Gesellschaft, 
in der unsere Rechte verfassungs¬ 
rechtlich garantiert sind. 

Deshalb fordern wir als YEK- 
KOM 

• das Angebot der Kurdinnen an 
die deutsche Politik zum Dialog 
über die Lösung der kurdischen 
Frage anzunehmen 

• die willkürliche Kriminalisie¬ 
rung von Kurdinnen und Kur¬ 
den, ihrer Aktivitäten und Ein¬ 
richtungen zu beenden, wozu ins¬ 
besondere die Aufhebung des 
PKK-Verbots gehört 

• jegliche Waffenlieferungen an 
die Türkei zu unterlassen 

• von der Bundesregierung, ihren 
Einfluss auf die Türkei geltend zu 
machen und tatsächliche demo¬ 
kratische Reformen — vor allem 
hinsichtlich der Anerkennung 
und gleichberechtigten Partizipa¬ 
tion 

• von der kurdischen Bevölke¬ 
rung, alle gesellschaftlichen Pro¬ 
zesse einzuleiten und insbesonde¬ 
re in die Praxis umzusetzen 

• Druck auszuüben auf die AKP- 
Regierung, jegliche Unterstüt¬ 
zung für die Al-Qaida/Al- 
Nusra/ISIS-Banden einzustellen 

• jegliche Militärlieferungen an 

die Türkei, Saudi-Arabien und 
alle die dschihadistischen Söldner 
finanzierenden und anderweitig 
unterstützenden Staaten einzu¬ 
stellen (YEKKOM) 


BDP-Abgeordnete 
wechseln zur HDP 

Nach einem Treffen zwischen 
Abgeordneten der BDP und Ver¬ 
treterinnen der HDP am 18. 
April erklärte der Co-Vorsitzende 
der HDP Ertugrul Kürkcü der 
Presse gegenüber, dass beide Par¬ 
teien darin überein gekommen 
seien, dass sich die Abgeordneten 
der BDP schnellstmöglichst der 
HDP anschließen sollten. Kür- 
k^ü führte aus, dass es schon 
lange eine Diskussion um die 
Bildung einer eigenen HDP- 
Fraktion im türkischen Parla¬ 
ment gäbe. Es ginge jedoch letzt- 
endlich nicht allein darum, eine 
eigene Parlamentsfraktion zu bil¬ 
den, vielmehr sei die Reorgani¬ 
sierung der HDP als Massenpar¬ 
tei das Ziel. Die Reorganisierung 
wird seiner Einschätzung nach 
sicher etwas Zeit beanspruchen, 
sie solle jedoch bis zur anstehen¬ 
den Präsidentschaftswahl im 
August 2014 abgeschlossen sein, 
ln dieser Zeit soll sich auch die 
BDP in diesem Rahmen reorga¬ 
nisieren. Der BDP-Abgeordnete 
von Müs Demir CJelik erklärte, 
dass er davon ausgehe, dass sich 
die Abgeordneten der BDP als 
Gruppe innerhalb einer Woche 
bis zu zehn Tagen der HDP 
anschließen werden. Ein entspre¬ 
chender Antrag wäre dem Vor¬ 
stand der HDP übergeben wor¬ 
den. Das bedeutet, dass noch 
bevor die jeweiligen Parteien 
einen Kongress abhalten, sich die 
Abgeordneten der BDP der 
HDP anschließen. Im Anschluss 
an den Parteiwechsel würde 
dann am 8. Juni die BDP und 
am 22. Juni die HDP zum 
Sonderparteitag zusammentre¬ 
ten. 

Ein für Sonntag vorgesehenes 
Treffen einer Delegation mit 
Abgeordneten der BDP und 
HDP mit Abdullah Öcalan auf 
der Gefängnisinsel Imrali wurde 
kurzfristig vom Justizministe¬ 
rium verschoben. Es wird damit 
gerechnet, dass es am 26. April 
stattfinden wird. 

(ANF/Mi, 18.4., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 

1. Mai in Istanbul: 

Kampf um die Plätze 

Die türkische Regierung hat mit Informationen, daß »Terrororga- In einer Bewertung der Ereig- 

aller Gewalt den 1.-Mai-Marsch nisationen und ihre Ableger« nisse führte Dag aus: „Minister- 

von Gewerkschaften zum sym- Gewalt anzetteln wollten, um präsident Erdogan kann nicht 

boiträchtigen Taksim-Platz in Unruhe zu schüren. Gewerk- die geringste abweichende Mei- 

Istanbul verhindern lassen. Die schäften und linke Parteien rie- nung akzeptieren und er 

Polizei des NATO-Mitglieds- fen zum Marsch im Stadtzen- benutzt Gewalt, Festnahmen 

lands ging mit Wasserwerfern, trum auf. »Wir werden auf dem und Terror als Mittel des Regie- 

Tränengas und Gummigeschos- Taksim-Platz sein - trotz des rens. Der 1. Mai hätte angemes¬ 
sen gegen Demonstrantlnnen unsinnigen und gesetzwidrigen sen begangen werden können, 

vor. m der Nähe des Platzes und Verbots«, erklärten die Arbeiter- wenn den Arbeiterinnen der 

in mehreren Vierteln der Metro- Organisationen DISK und Zugang zum Taksim erlaubt 

pole am Bosporus kam es zu KESK in einer gemeinsamen worden wäre.“ 

Auseinandersetzungen. Demon- Stellungnahme. Der Kampf für Als Vertreter der Istanbuler Ärz- 

strantlnnen errichteten Barrika- Arbeit, Gleichheit, Freiheit, tekammer gab Dr. Umit §en auf 

den, warfen mit Pflastersteinen Gerechtigkeit und Frieden der Pressekonferenz bekannt, 

und Feuerwerkskörpern. Gegen werde fortgesetzt. dass hunderte Menschen vor 

die Übermacht von 40.000 allem durch Gummigeschosse, 

bestens ausgerüsteten Polizisten 50 Schwerverletzte Wasserwerfer und Tränengasgra- 

kamen sie jedoch nicht an. und 226 Inhaftierte naten verletzt wurden, die von 

Die Behörden hatten die Mai- Die Zeitgenössische Juristenve- der Polizei gegen die Demon- 

Demonstrationen im Eierzen reinigung (CJHD) hat am 2. Mai strantlnnen eingesetzt wurden: 

der Stadt verboten. Der Taksim- eine Pressekonferenz abgehalten „Mindestens vier Menschen 

Platz und der angrenzende Gezi- und berichtet, dass sie Informa- haben ein Schädel-Hirn-Trauma 

Park, wo im vergangenen Jahr tionen über 50 schwer verletzte erlitten, einer Person droht 

Tausende wochenlang gegen den Demonstrantlnnen und insge- durch eine Augenverletzung der 

türkischen Ministerpräsidenten samt 266 Festnahme habe, dar- Velust der Säifähigkeit, zwi- 

Recep Tayyip Erdogan prote- unter drei Anwätlnnen. Einige sehen 15 und 20 Menschen 

stiert hatten, wurden mit der Verletzten sind in lebensbe- wurden von Tränengasgranaten 

Absperrgittern abgeriegelt und drohlichem Zustand oder es getroffen und hunderte mussten 

Teile des Nahverkehrs in der besteht die Gefahr, dass sie ihr Krankenhäuser aufsuchen, da sie 

Millionenstadt lahmgelegt. Die Augenlicht verlieren werden, so großen Mengen an Tränengas 

Stadtverwaltung machte Stirn- der Vorsitzender der Istanbuler ausgesetzt waren.“ 

mung und behauptete, sie hätte (JHD Güray Dag. (ANF/jW, 2.5., ISKU) 

HDP-BDP-Delegation 
besucht Öcalan 

Am 26. März besuchte die HDP- betrugs wichtig und müssten nun heute gebracht zu haben. Ganz 

BDP-Delegation, bestehend aus von den organisierten politischen im Gegenteil finde er es sehr 

den Abgeordneten Idris Baluken, Institutionen auf der Grundlage wichtig. ’ 

Pervin Buldan und Sirrt Süreyya einer demokratischen Politik und Am 27. April berichtete der 

Onder, den auf der Gefängnisin- der neu entstandenen Möglich- Abgeordnete Idris Baluken der 

sei Imrali inhaftierten Vorsitzen- keiten richtig bewertet werden. Nachrichtenagentur ANF von 

den der PKK, Abdullah Öcalan. Anlässlich des 1. Mai lässt er allen seinem Gespräch mit der kurdi- 

Es war der erste Besuch nach den Erwerbstätigen in der Türkei zum sehen Führungspersönlichkeit 

Kommunalwahlen am 30. März. Widerstandsfest seine Grüße aus- Abdullah Öcalan. Dieser habe 

Nach ihrer Rückkehr veröffent- richten. (...) Er habe zum 1. Mai die AKP-Regierung kritisiert, im 

lichte die Delegation eine schrift- einen umfassenden Brief an die “Lösungsprozess” immer noch 

liehe Erklärung, die wir hier in Erwerbstätigen in der Türkei keine gesetzlichen Schritte in die 

gekürzter Form wiedergeben: geschrieben und werde ihnen Wege geleitet zu haben, und 

Unsere Delegation .. besuchte diesen vor dem 1. Mai zukom- Gesetze über die kommunale 

heute (Freitag) Herrn Öcalan auf men lassen. Selbstverwaltung und die demo- 

der Insel Imrali und hielt eine Zum Prozess erklärte er, dass sich kratische Zivilgesellschaft vorge- 

dreistündige Sitzung ab. Herr dessen Charakter in dieser Phase schlagen. Der Kongress für eine 

Öcalan sprach zu Beginn der Sit- verändere. Es bestünden jederzeit Demokratische Gesellschaft 

zung all denjenigen seinen Dank Möglichkeiten für eine nachhalti- (DTK) müsse ein “Parlament der 

aus, die in der Wahlphase aktiv ge Lösung, aber auch Gefechte Zivilgesellschaft” werden, 

für die Kommunalwahlen am 30. seien wahrscheinlich. Mit von 

März gearbeitet, sie unterstützt der Regierung getätigten Schrit- “Gesundheit und 

und eine aktive Rolle eingenom- ten könne die Gefahr von Moral waren gut” 

men haben. Die mit der Ent- Gefechten beseitigt und die “Mit Herrn öcalan haben wir 

schlossenheit der Bevölkerung Lösung dementsprechend auch eine dreistündige Sitzung abge- 

zustande gekommenen Ergeb- in neuen Formaten vertieft wer- halten. Wie immer empfing er 

nisse seien trotz aller Repression, den. Trotz aller Schwierigkeiten unsere Delegation im Stehen. 

Behinderungen und allen Wahl- bereue er es nicht, den Prozess bis Wir konnten beobachten, dass 


Meldungen: 

Bombeanschläge in 
Sere Kaniye: 12 Tote 
Am 24. April sind bei zwei auf¬ 
einanderfolgenden Explosionen 
in Rojava insgesamt zwölf Men¬ 
schen ums Leo en gekommen. 
Der erste Bombenanschlag ereig¬ 
nete sich vor dem Eingang eines 
Schulgebäudes in Sere Kaniye. 
Dort wurde ein mit Sprengstoff 
beladener Wagen in die Luft 
gejagt. Dabei wurden mehrere 


Menschen verletzt, darunter 
auch Kinder. Am selben Tag 
ereignete sich in dem vier Kilo¬ 
meter von Sere Kaniye entfern¬ 
ten Ort Til Xelef ein Selbstmord¬ 
anschlag. Hierbei wurden insge¬ 
samt zwölf Menschen, darunter 
neben Mitgliedern der Volksver¬ 
teidigungseinheiten (YPG) auch 
Zivilisten, ermordet. Bei Til Xelef 
handelt es sich ebenso wie Sere 
Kaniye um eine Grenzstadt zur 
Türkei, in dem kurdische, arabi¬ 
sche, tschetschenische, turkmeni¬ 
sche und christliche Menschen 

f emeinsam miteinander leben. 

)ie beiden Bombenanschläge in 
Rojava waren die ersten Anschlä- 

f e, nachdem die AKP bei den 
lommunalwahlen vom 30. 
März durch Wahlfälschung den 
Bürgermeisterposten in Serekan- 
iye (Ceylanpinar), der nördlichen 
Nachbarstadt von Sere Kaniye in 
Rojava, erlangt hat. Durch diesen 
Wahlausgang wurden von ver¬ 
schiedenen Kurdischen Kreisen 
Befürchtungen laut, dass die 
nordkurdische Grenzstadt nun 
zu einem Rückzugsgebiet für isla- 
mistische Gruppierungen im 
Kampf gegen Rojava werden 
könnte. Bereits in der Vergan¬ 
genheit stand die türkisch-syri¬ 
sche Grenze damals für Kämpfer 
der Al-Nusra Front im Kampf 
gegen die Kurdinnen in Syrien 
offen. Der jetzige AKP-Bürger- 
meister von Serekaniye posierte 
damals mit Mitgliedern der Al- 
Nusra Front. 

(YÖP, 25.4., ISKU) 

Irak/Südkurdistan: Mindestens 
60 Menschen durch Selbst¬ 
mordanschläge getötet 

Mindestens 30 Menschen star¬ 
ben in der zwischen der Kurdi¬ 
schen Regionalregierung (KRG) 
und der Zentralregierung in Bag¬ 
dad umstrittenen Stadt Chana- 
kin, die sich Norden des Landes 
befindet. Der Anschlag ereignete 
sich bei einer Feier von Sympa¬ 
thisanten der Patriotischen 
Union Kurdistans (PUK), welche 
gerade eine Videobotschaft des 
irakischen Präsidenten und Vor¬ 
sitzenden der PUK, Dschalal 
Talabani, ansahen. Talabani 
befindet sich derzeit in medizini¬ 
scher Behandlung in Berlin. 
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Türkei: Kurdische Abgeordnete 
der BDP treten zur HDP über 


Zum ersten Mal seit den 60er 
Jahren gibt es im türkischen Par¬ 
lament wieder eine sozialistische 
Fraktion. Am Montag traten die 
Abgeordneten der prokurdischen 
»Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie« (BDP) in die linke 
»Demokratische Partei der Völ¬ 
ker« (FFDP) über, die damit über 
27 eigene Abgeordnete und die 
Unterstützung von weiteren fünf 
unabhängigen Parlamentariern 
in der 550 Mitglieder zählenden 
Legislative verfügt. 

Die FFDP war im vergangenen 
Jahr als gemeinsame Dachpartei 
der kurdischen Freiheitsbewe- 
ung, sozialistischer Parteien wie 
er »Partei der Arbeit« (EMEP) 
und der »Sozialistischen Partei 
der Unterdrückten« (ESP), femi¬ 
nistischer Gruppen und Reprä¬ 
sentantinnen ethnischer und 
religiöser Minderheiten wie der 
Aleviten und Armenier gegrün¬ 
det worden. Der Ko-Vorsitzende 
der HDP, Ertugrul Kürkcü, 
nannte den Übertritt der Abge¬ 
ordneten einen strategisch wich¬ 
tigen Schritt: »Dies ist die 
Ankündigung, daß die Bevölke¬ 
rung Kurdistans ihr Schicksal 


mit den Menschen in der Türkei 
verbunden hat, ohne dabei auf 
ihre Rechte zu verzichten.« 

Die kurdischen Politikerinnen 
wollen durch den Übertritt auch 
deutlich machen, daß ihr Ziel 
nicht in einem kurdischen Staat 
besteht. »Es gibt natürlich Kur¬ 
den, die nach Unabhängigkeit 
streben«, erklärte der bisherige 
BDP-Abgeordnete Sebahat Tun- 
cel, der ebenfalls Ko-Vorsitzen¬ 
der der HDP ist. »Aber unser 
Ziel ist es, eine gemeinsame 
Zukunft zu gestalten.« 

Türkische Nationalisten sehen in 
der HDP hingegen eine bloße 
Verlängerung der von ihnen als 
»terroristisch« und »separati¬ 
stisch« gebrandmarkten »Arbei¬ 
terpartei Kurdistans« PKK. In 
den letzten Monaten kam es — 
vielfach unter den Augen der 
Polizei — zu zahlreichen Anschlä¬ 
gen auf HDP-Büros und Attak- 
ken des aufgehetzten nationali¬ 
stischen Mobs auf Parteimitglie¬ 
der. Diese Terrorkampagne wird 
von der HDP auch dafür verant¬ 
wortlich gemacht, daß im West¬ 
en der Türkei ihre Ergebnisse bei 
den Kommunalwahlen Ende 


März weit hinter den Erwartun- 

f en geblieben waren. Dagegen 
onnte die nur in den kurdi¬ 
schen Landesteilen angetretene 
BDP erneut zahlreiche Bürger¬ 
meisterämter erobern. Künftig 
soll nur noch die HDP landes¬ 
weit zur Wahl antreten. Dies 
könnte bereits im August zu den 
Präsidentschaftswahlen der Fall 
sein. Der inhaftierte PKK-Vor- 
sitzende Abdullah Öcalan hatte 
am Wochenende im Gespräch 
mit BDP- und HDP-Abgeord- 
neten eine eigenständige Kandi¬ 
datur angeregt. Das dürfte hart¬ 
näckigen Spekulationen in den 
türkischen Medien über eine 
mögliche Unterstützung der 
BDP für eine Präsidentschafts¬ 
kandidatur des derzeitigen Mini¬ 
sterpräsidenten Recep Tayyip 
Erdogan den Boden entziehen. 
Die BDP selbst will im Juni auf 
einem Parteitag ihren Namen in 
»Partei der demokratischen 
Regionen« ändern. Damit ver¬ 
bunden ist nach Aussagen von 
BDP-Funktionären die 

Umwandlung von einer Wahl- 
zu einer Kaderpartei. 

(jW, 30.4, ISKU) 


—HDP-BDP-Delegation besucht Öcalan 


seine Gesundheit und Moral gut 
waren”, berichtete Baluken und 
fuhr fort: “Wie in den vorange¬ 
gangenen Sitzungen haben wir 
ihm zunächst Informationen 
geliefert. Wie Sie wissen, hatte 
unsere Delegation in Kandil mit 
KCK-Vertretern und in Ankara 
mit Regierungsvertretern Gesprä¬ 
che geführt. Darüber unterrich¬ 
teten wir Herrn Öcalan. Auch 
über die Situation nach den 
Wahlen schilderten wir unsere 
Ansichten. Anschließend brachte 
er seine eigenen Tagesordnungs¬ 
punkte vor. Er teilte mit, dass er 
zwei Gespräche mit staatlichen 
Vertretern gehabt habe.” 

“Die Fehler bei den Wahlen 
müssen auf den Tisch” 

Baluken zufolge hat sich Öcalan 
in folgender Weise zu den Wah¬ 
len geäußert: 

“Das durch die entschiedene 
Haltung unserer Bevölkerung 
zustande gekommene Ergebnis 
der Kommunalwahlen ist trotz 
aller Repression, Behinderungen 
und des späteren Wahlbetrugs 
wichtig. Alle organsierten politi¬ 
schen Strukturen müssen dies 
richtig bewerten. Natürlich war 
die Erwartung höher. Die organ- 
sierte Struktur von BDP und 
HDP hatte hohe Erwartungen 
geweckt und hat Schwächen 

P ezeigt. In der kommenden 
hase muss alles auf den Tisch 
und die notwendigen Maßnah¬ 
men müssen getroffen werden. 
Der Wahlbetrug durch die AKP 
ist inakzeptabel; dies ist keine 
passende Annäherungsweise an 


den Lösungsprozess, der eine 
demokratische Politik vorsieht.” 
(...) 

Die HDP sieht er als ein wichti¬ 
ges strategisches Projekt an. (...) 
Es muss der Bevölkerung und 
den Arbeitern als ein strategischer 
Vorstoß nahegebracht werden.” 

Zwei Gesetzesvorschläge 
Baluken berichtete auch von 
Öcalans Kritik an der Regierung 
und seinem Vorschlag für Geset¬ 
ze über die kommunale Selbst¬ 
verwaltung und die demokrati¬ 
sche Zivilgesellschaft: 

“Herr Öcalan kritisierte die 
Regierung, dass diese bis heute 
keine gesetzlichen Schritte für 
die Lösung der kurdischen Frage 
eingeleitet habe. Einige für die 
Lösung wichtige Punkte müssten 
gesetzlich festgeschrieben wer¬ 
den. Es gehe dabei einmal um 
ein Gesetz über die kommunale 
Selbstverwaltung und ein ande¬ 
res über die demokratische Zivil- 

f esellschaft. Bis heute gebe es 
ein entsprechendes Gesetz. (...) 
ln Italien gebe es 21, in Spanien 
17 Autonomiegebiete, in 
Deutschland 16 Bundesländer, 
in Großbritannien 4 Teile und 
die USA hätten 50 Staaten. (...) 
All diese Länder hätten Verwal¬ 
tungsreformen durchgeführt, 
während nur die Türkei dies 
nicht umsetze, geschweige denn 
überhaupt darüber diskutiere.” 

“Parlament der 
Zivilgesellschaft” 

Zum Gesetz über die demokrati¬ 
sche Zivilgesellschaft brauche es 


laut Öcalan eine breite umfas¬ 
sende Arbeit: “Er sagte, dass die 
autonome Organisierung der 
Bevölkerung von äußerster 
Wichtigkeit sei. Der DTK müsse 
auf die Bedürfnisse der Zivilge¬ 
sellschaft reagieren und über die¬ 
ses Gesetz eine Diskussion ansto¬ 
ßen und praktische Arbeit lei¬ 
sten. Er müsse seine Arbeit als 
ein ‘Parlament der Zivilgesell¬ 
schaft’ wahrnehmen.” 

“Es braucht bedeutendere 
Entwicklungen als 
die Freilassungen” 

Zur Freilassung einiger KCK- 
Gefangener habe Öcalan erklärt: 
“Sie waren sowieso in der Posi¬ 
tion von Geiseln. Im Hinblick 
darauf, diese Position nicht noch 
weiter zu verlängern, war die 
Freilassung wichtig. Doch es gibt 
immer noch politische Gefange¬ 
ne, es braucht in der kommen¬ 
den Phase wichtigere Schritte. 
Auch erwarte ich von der Regie¬ 
rung einige schnelle Schritte zu 
den kranken Gefangenen. Ich 
grüße alle kranken Gefangenen 
und alle anderen Inhaftierten, 
insbesondere die Frauen. Auch 
die Freigelassenen grüße ich.” 
Vier Tage nach dem Besuch der 
BDP-PFDP-Delegation auf 
Imrali wurde der Besuchsantrag 
der Anwälte Öcalans von der 
Staatsanwaltschaft mit der 
Begründung “das Boot ist 
defekt” erneut zurückgewiesen. 
Seit dem 27. Juli 2011 konnten 
die Anwälte ihren Mandanten 
auf Imrali nicht besuchen. 

(ANF, 27.128.4., ISKU) 


Laut Pukmedia bekannte sich 
die Gruppe „Islamischer Staat in 
Irak und Syrien“ (ISIS) zu dem 
Anschlag in Chanakin. Nach 
Angaben der Sicherheitskräfte in 
Sulaimaniyya habe sich ein 
Attentäter nahe des Büros der 
PUK inmitten der jubelnden 
Menschenmenge in die Luft 
gesprengt. 

Neben dem Vorfall in Chanakin 
haben weitere Selbstmordatten¬ 
tate im Irak stattgefunden, bei 
denen mindestens 30 weitere 
Menschen getötet wurden. 

Die Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) hat 
in einer Stellungnahme den 
Anschlag in Chanakin scharf ver¬ 
urteilt und der PUK sowie den 
Angehörigen der ums Leben 
gekommenen ihr Beileid ausge¬ 
sprochen. Weiter hieß es, dass 
das Attentat auf die Bevölkerung 
in Chanakin von den gleichen 
Gruppierungen verübt wurde 
wie in Rojava. Zudem wurde 
nochmals auf die Dringlichkeit 
der Einberufung eines Kurdi¬ 
schen Nationalkongresses hinge¬ 
wiesen. 

Auch der Exekutivrat des Kurdi¬ 
schen Nationalkongresses KNK 
mit Sitz in Brüssel hat eine Stel¬ 
lungnahme zu den Ereignissen 
veröffentlicht. Ziel des blutigen 
Anschlags sei gewesen, auf die 
Entwicklungen in allen Teilen 
Kurdistans zu intervenieren. 
Außerdem soll die Atmosphäre 
vor den anstehenden Wahlen im 
Irak mit diesen Anschlägen ver¬ 
giftet werden. 

Am 30. April wurde im Irak zum 
ersten Mal seit dem Abzug des 
US-Militärs im Jahr 2011 ein 
neues Parlament gewählt. Doch 
die Gewaltspirale dreht sich 
unaufhörlich weiter. Allein in 
diesem Jahr sind bereits ca. drei¬ 
tausend Menschen Opfer von 
Anschlägen geworden. Die sich 
zu den Anschlägen bekennende 
Gruppe „Islamischer Staat in 
Irak und Syrien“ (ISIS) ist auch 
im syrischen Bürgerkrieg aktiv 
und verübte in den letzten 
Monaten vermehrt Anschläge in 
Rojava, zuletzt in der Region 
Kobani. (CA, 29.4., ISKU) 
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Botschaft von Abdullah Öcalan zum 1. Mai 

"Entweder Sozialismus oder Barbarei, 
entweder die Gesellschaft oder das Nichts" 


Wir befinden uns inmitten der 
kapitalistischen Krise und noch 
nie in der Geschichte der 
Menschheit war das Bedürfnis 
nach dem Sozialismus so groß 
wie heute. Doch gerade heute 
befindet sich der Sozialismus 
aufgrund von ideologischen und 
praktischen Mängeln ebenso 
sehr in einer Krise wie der Kapi¬ 
talismus. Es gibt keine objekti¬ 
ven Gründe für die sozialistische 
Krise, die Gründe sind viel mehr 
subjektiver Natur. Sie beruhen 
auf mangelndem Bewusstsein, 
fehlender Organisierung und 
einer unzureichenden Praxis. 
Selbstverständlich ist auch die 
Hegemonie der kapitalistischen 
Ideologie ein Grund für die sozi¬ 
alistische Krise. Aber die Haupt¬ 
ursache hegt in der mangelnden 
sozialistischen Ideologie und 
Praxis, an der fehlenden Einheit¬ 
lichkeit von Bewusstsein und 
Praxis. 

Die Angriffe im Zeitalter der 
finanzkapitalistischen Hegemonie 
richten sich nicht allein gegen die 
Arbeiterinnen, sondern gegen die 
gesamte Gesellschaft, ihre Ge¬ 
schichte, ihre Ökologie und ihre 
Zukunft. Wir sincf an einem 
Punkt angelangt, an dem es heißt, 
entweder Sozialismus oder Barba¬ 


rei, entweder die Gesellschaft 
oder das Nichts. 

Der Kapitalismus ist in unserem 
Zeitalter zu einem Krebsgeschwür 
angewachsen, der sich so gut wie 
den gesamten gesellschaftlichen 
Körper angeeignet hat. Eine 
wichtige Ursache hierfür hegt im 
Wissensmonopol des Kapita¬ 
lismus. Aus diesem Grund muss 
für eine gesellschaftliche Befrei¬ 
ung der Kampf um das Wissen 
gemeinsam mit dem Kampf um 
eine moralisch-ethische und poli¬ 
tische Gesellschaft geführt wer¬ 
den. Wir müssen aus diesem 
Grund gegen die drei Standbeine 
des herrschenden Systems, den 
Marktmonopolismus, den Indu¬ 
strialismus und den Nationalstaat 
als sozialistische Alternative auf 
die kommunale Wirtschaft, öko¬ 
logische Industrie und die Demo¬ 
kratische Nation setzen. Anders 
ausgedrückt, wir müssen auf die 
Kapitalistische Moderne mit der 
Demokratischen Moderne ant¬ 
worten. Die unterschiedlichen 
Versuche des Realsozialismus, der 
Sozialdemokratie und der natio¬ 
nalen Befreiungsbewegungen, die 
Kapitalistische Moderne allein 
durch eine ökonomische Kritik 
zu transzendieren, sind geschei¬ 
tert. Sie haben durch ihr Schei¬ 


tern den Kapitalismus in ein 
zügelloses Monster verwandelt. 
Der Weg zur Befreiung vom 
Kapitalismus führt deshalb über 
die Demokratische Moderne, auf¬ 
bauend auf der Demokratischen 
Nation, der ökologischen Indu¬ 
strie und der kommunalen Wirt¬ 
schaft. 

Das schwächste Glied des hege- 
monialen Systems unseres Zeital¬ 
ters befindet sich in der Region 
des Mittleren Ostens. Dort wird 
derzeit eine Art dritter Weltkrieg 
geführt. Kurdistan liegt im Zen¬ 
trum dieser Region. Die kurdi¬ 
sche Freiheitsbewegung hat im 
anti-hegemonialen Kampf aller 
Völker und kulturellen Gruppen 
der Region eine Vorreiterrolle 
inne. (..7) 

Die PKK begreift dies als ihre 
Mission und steht mit ihrer The¬ 
orie und Praxis in einer uneinge¬ 
schränkten internationalistischen 
Solidarität zur Arbeiterklasse der 
Türkei, und den Völkern der 
Region. 

Es lebe die Solidarität der Völker 
und der Arbeiterklasse! 

Verdammt sei die kapitalistische 
Hegemonie! 

. Abdullah ÖCALAN 
Imrali F-Typ Gefängnis 
25. April 2014 


Rojava - die Verwirklichung (oder: der 
Beginn) der Syrischen Revolution 


ln drei nördlichen Regionen des 
Staatsgebiets von Syrien - von 
den dort lebenden Kurd_innen 
als Rojava (West-Kurdistan) 
bezeichnet — vollzieht sich eine 
Entwicklung, die dem Trend im 
restlichen Syrien entgegengesetzt 
ist und große Hoffnungen auf tat¬ 
sächlichen Frieden, Demokratie 
und Toleranz unter den Bevölke¬ 
rungsteilen weckt. 

Im Sommer 2012 beginnend 
haben der Volksrat Westkurdi¬ 
stans, der von der größten kurdi¬ 
schen Partei PYD und weiteren 
kurdischen Parteien und Organi¬ 
sationen auf Grundlage von räte¬ 
demokratischen Strukturen auf¬ 
gebaut wurde, und die ihm unter¬ 
stellten Volksverteidigungskräfte 
(YPG) schrittweise bis heute die 
meisten ihrer Gebiete befreit. 
Zum ersten Mal entzogen sich die 
seit der Gründung der .Arabi¬ 
schen Syrischen Republik“ unter¬ 
drückten Kurd_innen dem staat¬ 
lichen Verfolgungsapparat. Wäh¬ 


rend sie zunächst die Armee und 
Polizei in einem Massenaufstand 
ohne großes Blutvergießen ver¬ 
trieben, mussten sie ab Ende 
2012 gegen die stärker währen¬ 
den Al-Qaida Organisationen 
Islamischer Staat im Irak und 
Syrien (ISIS) und Al-Nusra 
kämpfen. 

Deren Angriffe gegen Rojava 
wurden und werden bis heute 
nach langen intensiven Kämpfen 
erfolgreich abgewehrt. Auch die 
in den betroffenen Gebieten 
wohnenden nicht kurdischen 
Bevölkerungsgruppen beteiligten 
sich an der Befreiung und Vertei¬ 
digung auf gleichberechtigter 
Basis. Insbesondere die christ¬ 
lichen Assyrer_innen und Arme¬ 
nierinnen, aber auch die Turk¬ 
meninnen, Tscherkess_innen 
und viele Araberinnen erkann¬ 
ten, dass sie sich nur so vor den sie 
umgebenden Terrorgruppen der 
Al-Qaida schützen und eine 
gemeinsame demokratische und 


gleichberechtigte Zukunft auf¬ 
bauen können. 

Nach über einem Tahr positiver 
politischer Entwicklungen wurde 
im Herbst 2013 von etwa 50 
Organisationen gemeinsam der 
Aufbau einer Selbstverwaltungs¬ 
struktur angekündigt. Die sog. 
„Demokratische Autonomie“ 
basiert demnach auf den Prinzi¬ 
pien der Geschwisterlichkeit aller 
Bevölkerungsgruppen von Roja¬ 
va, demokratisch-sozialen Struk¬ 
turen und der Geschlechter¬ 
gleichberechtigung. Kurdisch, 
Assyrisch und Arabisch wurden 
gleichberechtigt als Amtssprachen 
akzeptiert und eine Gescmechter- 
uote von 40 % eingeführt. Im 
rühjahr 2014 sollen in freien 
und demokratischen Wahlen die 
Parlamente dieser drei Regionen 
- auch Kantone genannt - 
gewählt werden. Diese Selbstver¬ 
waltungsstruktur versteht sich als 
Teil eines demokratischen Syriens 
und distanziert sich sowohl vom 


Meldungen: 

Demonstration für Freilassung 
gefangener Journalistinnen 
Mitglieder der Plattform für die 
Freiheit von Journalistinnen 
demonstrierten vor dem Sitz des 
Istanbuler Gouverneurs, um ein 
Ende der Repression gegen Jour- 
nalistlnen und die Freilassung 
ihrer inhaftierten Kolleginnen zu 
fordern. 

Der Protestmarsch anlässlich des 
Internationalen Tages der Presse¬ 
freiheit am 3.Mai begann nach 
der Rede von Pinar Türen^, die 
im Namen der Plattform sprach. 
Türen^ erinnerte daran, dass die 
Türkei im letzten Bericht der 
unabhängigen Organisation 
Freedom House in der Kategorie 
Pressefreiheit, die - wie sie unter¬ 
strich — für eine Demokratie 
unabdingbar sei, von „teilweise 
frei“ auf „unfrei“ herabgestuft 
wurde. 

Türen^ fasste die aktuelle Situa¬ 
tion wie folgt zusammen: „Kann 
man von Pressefreiheit reden, 
wenn die Presse unter derartigem 
Druck steht, weil Tausende von 
Journalisten vor Gericht stehen 
oder wegen der Repression 
arbeitslos werden, EJutzende 
wegen Terrorvorwürfen im 
Gefängnis sitzen, öffentliche 
Nachrichtensender gesperrt wer¬ 
den, Zeitungen telefonisch 
instruiert werden, Journalisten 
finanziell unter Druck gesetzt 
werden, Hunderte Millionen 
Dollar für die Schaffung regie¬ 
rungsfreundlicher Medien ausge- 

§ eben werden, Publikationsver- 
ote verhängt werden, Nachrich¬ 
tenmeldungen wegen des MIT- 
Gesetzes unterdrückt werden, 
einige Tageszeitungen mit üppi¬ 
gen Finanzmitteln ausgestattet 
werden, der Doppelstandard, des 
Obersten Rundfunkrats (RTÜK) 
den Gleichheitsgrundsatz ver¬ 
nichtet, Journalisten offen ange¬ 
griffen werden und sogar noch 
nicht veröffentlichte Bücher ver¬ 
boten werden?“ (...) 

(ANF, 3.5., DhG) 


YPG wehren Angriff 
von Islamisten ab 
Den Kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG) ist es im 
Norden Syriens offenbar gelun¬ 
gen, eine Offensive von Islami¬ 
sten auf das Autonomiegebiet 
aulzuhalten. Tausende Dschiha- 
disten des »Islamischen Staates 
im Irak und Syrien« (ISIS) hatten 
am 3. Mai mit schweren Waffen 
und vier Panzern begonnen, die 
Region Gire Seve nahe der Stadt 
Kob ani anzugreifen. Bei den 
mehrtägigen Gefechten starben 
nach Angaben der YPG 43 
Dschihadisten, sieben kurdische 
Kämpfer und vier Zivilisten. 




Kurdische Bürgermeisterin zu 4 Jahren 
und 2 Monaten Haft verurteilt 


Die Bürgermeisterin von Lice 
Rezan Zugurli wurde für schuldig 
befunden, eine „Straftat für eine 
[verbotene] Organisation began¬ 
gen zu haben, ohne deren Mit¬ 
glied zu sein“ und zu 50 Monaten 
Haft verurteilt. Rezan Zugurli 
wurde bei den Kommunalwanlen 
als jüngste Co-Bürgermeisterin 
der Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie (BDP) gewählt. 

2012 hatte die Staatsanwaltschaft 
von Amed eine Untersuchung 
gegen Rezan Zugurli eingeleitet, 
weil sie 2010 und 2011 an drei 
Protestaktionen teilgenommen 
haben soll. Sie wurde am 15. Mai 
2012 verhaftet und erst nach 13 
Monaten aus der Untersuchungs¬ 
haft entlassen. Die Staatsanwalt¬ 
schaft hatte eine 35-jährige Haft¬ 


strafe gefordert. Das Verfahren 
egen Rezan Zugurli begann 
012 vor einem Sondergericht für 
schwere Straftaten in Amed (Diy- 
arbakir), das inzwischen aufgelöst 
wurde, und sie wurde (aus o.g. 
Gründen) zu 5 Jahren Haft verur¬ 
teilt. Ihre Anwältin hatte gegen 
das Urteil Einspruch wegen feh¬ 
lender Beweise eingelegt, das Kas¬ 
sationsgericht hob es wegen 
unzulänglicher Ermittlungen auf 
und verwies das Verfahren zurück 
an die Vorinstanz. Wegen der 
Abschaffung der Sondergerichte 
fand Zugurlis Berufungsverhand¬ 
lung vor dem 2. Gericht für 
schwere Straftaten statt. Ihre 
Anwältin Habibe Danifman 
Deyar erklärte, dass die fraglichen 
Protestaktionen nichts mit der 


PKK zu tun gehabt hätten, son¬ 
dern mit Vorfällen gegen türki¬ 
sche linke Organisationen vom 
19.10.2000, an die am 
19.10.2012 erinnert wurde. Sie 
fugte hinzu: „Die Akte enthält 
keinen Beweis dafür, dass meine 
Mandantin für die PKK an den 
Protesten teilgenommen hat und 
ich beantrage ihren Freispruch.“ 
Dennoch befand das Gericht 
Rezan Zugurli für schuldig und 
verurteilte sie zu 5 Jahren Haft, 
reduzierte die Strafe aber wegen 
mildernder Umstände auf 4 Jahre 
und 2 Monate. Im Urteil heißt es, 
es sollten „nach der Strafvollstrek- 
kungÜberwachungsmaßnahmen 
ergriffen werden, damit die Ange¬ 
klagte nicht rückfällig“ werde. 

(ANF, 7.5., DhG) 


-^Rojava - die Verwirklichung ... 


Baath-Regime als auch von den 
nationalistisch-islamistischen Op¬ 
positionsgruppen. Sie geht einen 
„Dritten Weg ‘ in Syrien, welches 
zu einem Schlachtfeld von Inter¬ 
essen globaler Mächte und regio¬ 
naler Staaten geworden ist. 

Jedoch wird die für den Mittleren 
Osten einmalige demokratische 
Entwicklung von fast allen regio¬ 
nal und international am Konflikt 
beteiligten Staaten ignoriert, 
wenn nicht gar bekämpft. Entge¬ 
gen allen Beteuerungen streben 
die westlichen und reaktionären 
arabischen Staaten einen Aus¬ 
tausch von Präsident Assad gegen 
eine von ihr abhängige Marionet¬ 
tenregierung an. An einer demo¬ 
kratischen Selbstbestimmung der 
syrischen Bevölkerung haben sie 
kein Interesse. So verwundert es 
nicht, dass Vertreter der Selbstver¬ 
waltungsstruktur Rojava's nicht 
zu den Genf 2 Gesprächen im 
Januar 2014 Ungeladen wurden. 
Die deutsche Bundesregierung 
unterstützt diesen Kurs im Rah¬ 
men ihres Engagements inner¬ 
halb der sich als „Freunde 
Syriens“ bezeichnenden Staaten¬ 
gruppe vorbehaltslos. Allen voran 
unternimmt der türkische Staat 
alles, um Einfluss in Syrien zu 
erlangen und das Modell „Demo¬ 
kratische Autonomie“ in Rojava 
zum Scheitern zu bringen. 

Er möchte verhindern, dass die 
Kurd_innen in Syrien/Rojava 
irgendwelche kollektiven Rechte 
erhalten, die den Kurd_innen im 
eigenen Land Auftrieb geben 
könnten. So versorgte die Türkei 
in Kooperation mit Saudi-Ara¬ 
bien und Katar nach dem begin¬ 
nenden Aufstand in Rojava viel 
intensiver die ISIS und Al-Nusra 
mit Waffen, Logistik und Ausbil¬ 
dung. Diese griffen insbesondere 
ab Juli 2013 alle drei Gebiete von 
Rojava mit Tausenden Kämpfern 
an und scheuen keine Greuel. 

Der Höhepunkt war ein Massa¬ 
ker in zwei kurdisch bewohnten 
Orten bei Aleppo, wo im August 
2013 etwa 70 Zivilisten brutal 
hingerichtet wurden. Die Belage¬ 


rung hält trotz Rückschlägen an 
und ist verbunden mit einem 
Lebensmittelembargo und dem 
Abschneiden der Wege zwischen 
den räumlich nicht verbundenen 
Gebieten unter kurdischer Selbst¬ 
verwaltung. Militärisch wird das 
türkische Grenzgebiet zu Syrien 
als Aufmarsch- und Rückzugsge¬ 
biet der oben genannten Al- 
Qaida Gruppen durch deutsche 
Patriot-Raketen abgesichert. 
Parallel dazu hat die Türkei die 
Grenzen zu den drei selbstverwal¬ 
teten Gebieten in Syrien geschlos¬ 
sen und ein Embargo verhängt, 
während gleichzeitig die Grenz¬ 
übergänge in die anderen Teile 
Syriens geöffnet sind. Mehr als 
beschämend ist das Schließen des 
Grenzübergangs nach Süd-Kurdi- 
stan (Irak) durch die konservative 
Kurdistan Regionalregierung 
unter Barzani. Diese arbeitet mit 
der Türkei und dem Westen, ein¬ 
schließlich der BRD, zusammen 
und möchte die politische Ent¬ 
wicklung in Rojava im Sinne 
eines kurdischen Nationalismus 
dominieren. Der „Hohe Kurdi¬ 
sche Rat“, der im Juli 2012 ln 
Erbil unter Einbeziehung Barzani 
naher Kräfte als politische Vertre¬ 
tung Rojava’s gegründet wurde, 
wird heute von der kurdischen 
Regionalregierung im Irak offen 
sabotiert. Der sich in ganz Syrien 
verschärfende Krieg führte unter 
anderem dazu, dass mehr als 1,35 
Mio. Menschen nach Rojava 

E eflüchtet sind. Dieser Zustrom 
at die Ernährungs- und insbe¬ 
sondere die Gesundheitsversor¬ 
gungslage sehr verschärft. Dank 
eines solidarischen Gesundheits¬ 
systems konnte eine Katastrophe 
verhindert werden. Aber der 
Bedarf nach Medikamenten und 
Babynahrung ist nach wie vor 
sehr groß. An diesem Punkt 
könnte eine internationale Spen¬ 
denkampagne sehr unterstützens- 
wert sein. 

Unsere Forderungen lauten: 

Stopp aller deutschen Waffenlie¬ 
ferungen an die Türkei, welche 


Terrorgruppen in Syrien aktiv 
unterstützt! 

Aufhebung des Embargos der 
Türkei gegenüber Rojava! 
Einbeziehung des „Flohen Kurdi¬ 
schen Rates“ und demokratischer 
syrischer Oppositionsgruppen in 
politische Gespräche über eine 
friedliche Lösung! 

Solidarität mit der Selbstverwal¬ 
tungsstruktur in Rojava, welches 
ein Modell für einen demokra¬ 
tisch-friedlichen Übergang in 
Syrien darstellt! 

Wir rufen alle Menschen in 
Deutschland und Europa auf, fol¬ 
gende Projekte durch Spenden zu 
unterstützen: 

„Für den Wiederaufbau der 
Heyva-Sor-Zentrale in Kobane“ 
(http://rojavasolidaritaet.blog- 
sport.de/) 

Kurdistan Hilfe e.V. 


Spendenkonto: (IBAN: 
DE40200505501049222704) 
Stichwort: Rojava 
Hamburger Sparkasse 
BLZ: 20050550 
(BIC: HASPDEHHXXX) 

"Für das Frauenzentrum SARA 
zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen in Qamijlo" 
(http://frauenzentrumsara.blog- 
sport.eu/) 

Kurdistan Hilfe e.V. 


Spendenkonto: (IBAN: 
DE40200505501049222704) 
Stichwort: Sara 
Hamburger Sparkasse 
BLZ: 20050550 
(BIC: HASPDEHHXXX) 

“Das kurdische Rojava braucht 
Hilfe in der Not” 

(http: // civaka-azad.org/ unter- 
stuetzung-füer-ein-demokrati- 
sches-experiment/) 
medico international und Civaka 
Azad - Kurdisches Zentrum für 
Öffentlichkeitsarbeit e.V. 
Spendenkonto: 1800 (IBAN: 
DE21500502010000 001800) 
Stichwort: Rojava 
Frankfürter Sparkasse 
BLZ 50050201 
(BIC: HELADEF1822) 

Kampagne Tatort Kurdistan, 
April 2014 


Dutzende Islamisten seien in 
Gefangenschaft geraten. Gegen¬ 
über Pressevertretern präsentierte 
die YPG große Mengen erbeute¬ 
ter Waffen und Munition. 

Die Kämpfer des ISIS können 
nach wie vor die Türkei als 
Hinterland und Rückzugsgebiet 
nutzen. Das bestätigte der Gou¬ 
verneur der an Syrien grenzen¬ 
den türkischen Provinz Hatay, 
Celalettin Lekesiz, in einem 
Bericht an das Innenministerium 
in Ankara. Das in der konservati¬ 
ven Tageszeitung Bugün veröf¬ 
fentlichte Dokument Deschreibt 
anhand von Geheimdienstbeob¬ 
achtungen detailliert, wie ISIS- 
Angehörige aus Europa über die 
Türl tei nach Syrien Vordringen. 
Der Report ist ein Eingeständ¬ 
nis, daß die türkischen Sicher¬ 
heitskräfte die Dschihadisten in 
ihrem Kampf gegen syrische 
Regierungstruppen und kurdi¬ 
sche Milizen bislang gewähren 
lassen und sogar logistisch unter¬ 
stützen. »Es sollte in Betracht 
gezogen werden, daß für die 
Organisation ISIS die nach 
ihrem Verständnis nicht nach 
den islamischen Regeln lebende 
Türkei zum Angriffsziel werden 
wird«, warnte Gouverneur Leke¬ 
siz. Er forderte vom türkischen 
Kabinett »eine Politik wie dieje¬ 
nige der USA nach dem 11. Sep¬ 
tember 2001«, um das illegale 
Eindringen von ausländischen 
Dschihadisten zu verhindern. 
Regierungsvertreter wiesen die 
Kritik zurück. Über 4000 euro¬ 
päische Islamisten hätten mitt¬ 
lerweile Einreiseverbot in die 
Türkei erhalten und 500 seien 
ausgewiesen worden, berichtete 
die englischsprachige Hürriyet 
Daily News unter Berufüng auf 
Diplomaten Ankaras. 

Vor rund einem Jahr waren in 
der türkischen Grenzstadt Rey- 
hanli über 50 Menschen bei 
Autobombenanschlägen getötet 
worden, für die später der ISIS 
die Verantwortung übernahm. 
Die türkische Regierung beharrt 
trotzdem darauf, daß der syrische 
Geheimdienst für die Attacken 
verantwortlich sei. 

(jW, 7.5., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
DhG Demokratie hinter 

Gittern 

jW junge Welt 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Kalkan: Wenn es so weitergeht, wird die 
Guerilla aktiv in den Prozess eingreifen 


Im Gespräch mit der Nachrichte¬ 
nagentur Firat (ANF) erklärte das 
Exekutivratsmitglied der Ge¬ 
meinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans (KCK) Duran Kalkan, 
dass bei einem Beharren der tür¬ 
kischen Regierung auf ihrem der¬ 
zeitigen Kurs die Guerillakräfte 
der HPG (Volksverteidigungs¬ 
kräfte) aktiv in den gegenwärtigen 
Prozess eingreifen Könnten. Im 
Folgenden geben wir eine gekürz¬ 
te Version des Interviews mit 
Duran Kalkan wieder, das im 
Original am 8. Mai 2014 auf 
Firatnews erschienen ist: 

In den vergangenen Tagen hat eine 
Delegation der BDP und HDP 
erneut Herrn Ocalan auf der 
Gefiingnisinsel Imrali besucht. 
Einige Teile der dort geführten 
Gespräche wurden in die mediale 
Öffentlichkeit getragen. Eine wich¬ 
tige Aussage Elerrn Ocalans aus die¬ 
sem Gespräch war, dass in der nähe¬ 
ren Zukunft sowohl tiefgreifende 


Verhandlungen als auch Ausein¬ 
andersetzungen beginnen könnten. 
Können Sie etwas dazu sagen.? 

Wir befinden uns in einer ernst¬ 
zunehmenden und äußerst kriti¬ 
schen Phase. Die ungelösten 
gesellschaftlichen Probleme kul¬ 
minieren und sorgen in der 
Gesellschaft für eine sehr gereizte 
Grundstimmung. Gleichzeitig 
verblasst die Hoffnung auf eine 
Lösung dieser Fragen. Besser 

f esagt wird dafür gesorgt, dass die 
loffnung verblasst. Wir sagen 
nicht, dass es gar keine Hoffnung 
gibt, denn es gibt Lösungsprojek¬ 
te und es werden auch Bemühun¬ 
gen für die Lösung aufgebracht. 
Doch wenn es um die Umsetzung 
der Lösungsprojekte geht, tau¬ 
chen die Probleme auf. 

Denn gewisse Kreise versperren 

E enetrant die Wege zu einer 
ösung. Sie profitieren nämlich 
vom Umstand der Lösungslosig- 
keit. Sie wollen, dass die Wider¬ 
sprüche und das Konfliktpotenti¬ 


al erhalten bleiben. Und die kur¬ 
dische Frage ist die schwerwie- 

f endste gesellschaftliche Frage der 
urkei. (...) Diese Kreise haben 
nicht nur Angst, dass ihre Profit¬ 
quellen bei einer Lösung versie¬ 
gen, sie befürchten zugleich, dass 
all ihre dreckigen Spiele der Ver¬ 
gangenheit an die Öffentlichkeit 
gelangen werden. 

Wer sind diese Kräfte, von 
denen Sie sprechen? 

Es gibt sowohl globale als auch 
regionale Kräfte, die sich der 
Lösung in den Weg stellen. Unser 
Vorsitzender hat erklärt, dass er 
unter den Bedingungen auf der 
Gefängnisinsel Imrali nicht mehr 
für eine Lösung tun kann, als er es 
bisher getan hat. Er hat seine Pro¬ 
jekte für die Lösung der Frage 
offengelegt. Diese Projekte sind 
im Sinne aller Beteiligten. Doch 
die Kräfte, die gegen die Lösung 
sind, führen ihren Kampf weiter¬ 
hin fort. _ 


Erklärung der KCK an 
die Bevölkerung von Soma 


Der Exekutivratsvorsitz der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans (KCK) hat eine Erklä¬ 
rung zur Grubenkatastrophe in 
Soma (Türkei) veröffentlicht, in 
der sie diese als Mord bezeichnet 
und im Namen der kurdischen 
Freiheitsbewegung den betroffe¬ 
nen Familien und Angehörigen 
ihr Mitgefühl und Beileid aus¬ 
drückt. 

Wir dokumentieren Auszüge aus 
der Erklärung der KCK: 

Wir bekunden den Familien der 
Hunderten ums Leben gekom¬ 
menen Minenarbeiter in Soma 
unser Mitgefühl und wünschen 
den Verletzten eine baldige Gene¬ 
sung. Als kurdische Freiheitsbe¬ 
wegung und als kurdische Gesell¬ 
schaft stehen wir an ihrer Seite 
und teilen den Schmerz. Die kur¬ 
dische Gesellschaft und die 
demokratischen Kräfte werden 
ihrer Verantwortung zur Linde¬ 
rung des Schmerzes für Familien 
der Verletzten oder Gestorbenen 
gerecht werden. 

Kein Unfall, sondern Mord 
Es ist kein Unfall, wenn hunderte 
Minenarbeiter ihr Leben verlie¬ 
ren, sondern Mord. In der Türkei 
steht nicht die Arbeitsplatzsicher¬ 
heit im Vordergrund, sondern nur 
das kostengünstige Produzieren. 
(...) Dieses System der Ausbeu¬ 


tung ist nicht nur bei den Berg¬ 
werken zu sehen, sondern an allen 
Arbeitsstätten in der Türkei. Die 
Türkei ist als Land mit billigen 
Arbeitskräften und ohne Sicher¬ 
heit am Arbeitsplatz ein Paradies 
der Ausbeutung. (...) Die Arbei¬ 
terinnen und Arbeiter in der Tür¬ 
kei, die kurdischen, türkischen, 
lazischen, tscherkessischen Arbei¬ 
terinnen und Arbeiter, sind nicht 
nur für die türkische Bourgeoise, 
sondern für das internationale 
Kapital das profitabelste Ausbeu¬ 
tungsobjekt geworden. 

Die Türkei, das Sklavenhalter¬ 
stem des 21. Jahrhunderts 

er Ministerpräsident spricht 
immer wieder von den guten 
Wirtschaftsdaten. Diese EJaten, 
von denen er spricht, sind das 
Ergebnis dieser Tode und als Skla¬ 
ven arbeitenden Arbeiterinnen. 
Die Türkei ist heute als Land mit 
den billigen Arbeitskräften und 
der prekären Arbeit als Version 
des Sklavensystems von Sumer 
und Ägypten des 21. Jahrhun¬ 
derts zu sehen. (...) Der Kapita¬ 
lismus steigert seinen Ausbeu¬ 
tungsgrad und verlängert seine 
Lebenszeit dadurch, indem er die 
Menschen zu Verbrauchsmaterial 
macht. (...) 

So wie das kapitalistische System 
heute weltweit eine schwere Last 


für alle Menschen und die Natur 
darstellt, so ist das ausbeuterische 
unterdrückerische Sklavensystem 
unserer Zeit auch in der Türkei 
überflüssig geworden. Die Befrei¬ 
ung aus der kapitalistischen 
Moderne ist die Demokratische 
Moderne, die auf der ökologi¬ 
schen Industrie, der kommuna¬ 
len Demokratie und dem demo¬ 
kratisch-kommunalen System 
fußt. Das kommunal-demokrati¬ 
sche System, das sich auf den 
Demokratischen Konfödera- 
lismus bezieht, ist nicht nur für 
ökonomische Probleme, sondern 
für alle politischen, sozialen und 
kulturellen Probleme die einzige 
Alterative und der richtige 
Lösungsweg. 

Diese Morde sind Folgen des für 
den Menschen gefährlichen 
Industrialismus. Um solche Mas¬ 
saker zu verhindern, muss man in 
ein kommunal-demokratisches 
System mit einem ökologischen 
Industrialismus übergehen. 

Daher rufen wir die Gesellschaf¬ 
ten der Türkei auf, in einer radi¬ 
kalen Demokratie und dem 
Demokratischen Konfödera- 
lismus zusammenzukommen, 
um ein ökonomisches und sozia¬ 
les Leben in einem kommunal¬ 
demokratischen System mit einer 
ökologischen Industrie zu 
erschaffen. (ANF, 14.5., ISKU) 


Meldungen: 

Kurdische Journalistinnen 
aus Haft entlassen 
Sieben kurdische Journalistin¬ 
nen, die wegen Mitgliedschaft 
im "KCK-Pressekomitee" seit 
29 Monaten inhaftiert waren, 
wurden heute nach der monat¬ 
lichen Haftprüfung durch das 3. 
Istanbuler Strafgericht für 
schwere Straftaten entlassen. Vor 
ihrer Verhaftung waren sie für 
die Nachrichtenagenturen Diele 
(DIFFA) und Firat News (ANF), 
die Tageszeitungen Özgür Gün- 
dem und Azaaiya Welat und 
fürndie Monatszeitschrift De- 
mokratik Modernite tätig. 

Die Namen der entlassenen 
Journalistinnen sind: Mikail 
Barut, Nurettin Firat, Ertuj 
Bozkurt, Turabi Ki$in, Ramazan 
Pekgöz, Yüksel Genf und Davut 
U^ar. 

Mikail Barut wird Berichten 
zufolge wegen einer Strafe aus 
einem anderen Verfahren in 
Haft verbleiben. 

(DIHA, 12.5., DhG) 

Generalstreik nach 
Grubenkatastrophe 

Nachdem am Dienstag nach 
einer Explosion in einer Kohlen¬ 
mine in der westtürkischen 
Stadt Soma nach jüngsten Anga¬ 
ben mindestens 282 Menschen 
ums Leben gekommen sind, 
haben Gewerkschaftverbände 
und linke Parteien für Donners¬ 
tag zu einem landesweiten 
Generalstreik aufgerufen. Der 
Tag sollte mit einem dreiminüti¬ 
gen Schweigen in Gedenken an 
die Opfer beginnen und dann 
mit Demonstrationen zu den 
für Arbeitssicherheit zuständi¬ 
gen Behörden fortgesetzt wer¬ 
den. 

Die Gewerkschaften kritisieren 
vor allem die mangelhaften 
Maßnahmen zum Schutz der 
Bergleute, insbesondere nach 
der Privatisierung des Bergbaus 
im Jahr 2004. Während 2002 
und 2003 jährlich 17 bzw. 22 
Bergleute ums Leben kamen, 
gab es von 2004-2013 jedes Jahr 
zwischen 60 und 121 Tote bei 
Arbeitsunfällen. 

(ANF, 15.5., ISKU) 

„Lösungsprozess“: 341 neue 
Militärstationen und zweitau¬ 
send neue Dorfschützer 
Die „Kommission zur Beobach¬ 
tung des Rückzugs“ war vor 
einem Jahr vom Menschen¬ 
rechtsverein der Türkei IHD 
mit dem Ziel gegründet worden, 
den ordnungsgemäßen Rückzug 
der Guerillakräfte der PKK aus 
der Türkei zu beobachten und 
die Einhaltung des Waffenstill¬ 
stands zwischen der PKK und 




^Kalkan: Wenn es so weitergeht... 


Sie reden zwar davon, dass gewisse 
Kräfte gegen den Prozess agieren, 
doch die AKP-Regierung gibt bei¬ 
spielsweise an, dass sie wichtige 
Schritte für die Lösung der Frage 
getätigt hat. 

Zu der Haltung der AKP hat sich 
unsere Bewegung klar geäußert. 
Die AKP sagt, dass sie Schritte 
getan habe, die bisher noch nie¬ 
mand gewagt habe. Aber darauf 
sollte niemand reinfallen. Jede 
andere Regierung hätte im bishe¬ 
rigen Prozess mehr Schritte als die 
AKP getätigt. Sie verbreiten ein 
Bild in der Öffentlichkeit, als ob 
sie aus eigenem Willen Schritte in 
Richtung einer Lösung getätigt 
hätten! wir sehen die AKP mit 


ihrer derzeitigen Haltung eher als 
Hindernis für eine Lösung. Sie 
hat die ganze Zeit auf die Wahlen 
verwiesen und erklärt, dass 
danach Schritte folgen würden. 
Nun sind fast 40 Tage seit den 
Wahlen vergangen und kein 
Schritt wurde getan. Der AKP 
geht es allein um die Frage, wie sie 
die nächsten Wahlen gewinnen 
und ihre Macht aufrechterhalten 
kann. Aus diesem Grund erwar¬ 
ten wir von der AKP rein gar 
nichts. (...) 


Dem Geheimdienst wurden 
weiträumige Operationsmög¬ 
lichkeiten gegeben 

Die türkische Regierung gibt an, 
mit dem neuen Geheimdienstgesetz 
den Gesprächen mit Herrn Öcalan 
auf Imrali einen rechtlichen Rah- 
men gegeben zu haben. Wie sehen 
Sie das? 

Beim letzten Besuch auf Imrali 
hat unser Vorsitzender Apo klar 
zum Ausdruck gebracht, dass die¬ 
ses Gesetz inhaltlich nichts mit 
seiner Forderung für einen recht¬ 
lichen Rahmen des Prozesses zu 
tun hat. Lassen wir einmal den 
Prozess bei Seite, dieses Gesetz 
gibt dem türkischen Geheim¬ 
dienst MIT das Recht, in der Tür¬ 
kei und überall auf der Welt 
schmutzige Operationen durch¬ 
zuführen. Der MIT ist nun mit 
dem Recht ausgerüstet, politische 
Gegner überall zu liquidieren. Es 
stellt sich also die Frage, ob sie das 
Gesetz für den Prozess oder für 
den Kampf gegen uns erlassen 
haben? Flat der MIT Pläne, 
Funktionsträger der KCK und 
der PKK zu liquidieren? Diese 
Fragen beschäftigen uns. (...) 


Bei den KCK-Prozessen wurde ein 
Teil der kurdischen Politikerinnen 
aus dem Gefängnis entlassen. 
Bewertet Sie das nicht als ein positi¬ 
ves Signal ? 

Alle Angeklagten in den Ergene- 
kon-Prozessen wurden freigelas¬ 
sen. Bei den KCK-Gefangenen ist 
das nur teilweise geschehen, ln 
beiden Verfahren hätte dasselbe 
Gesetz, das die Angeklagten in die 
Freiheit führen sollte, angewendet 
werden müssen. Das ist nicht 
geschehen. Für die Kurdinnen 
gelten also dieselben Gesetze 
nicht. 

Man muss sich doch zunächst 
einmal fragen, weshalb diese 


Menschen überhaupt festgenom¬ 
men worden sind? Was haben sie 
getan? Was rechtfertigt eine Haft¬ 
zeit von vier, fünf oder sechs Jah¬ 
ren? Die Festnahmegründe sind 
alle politischer Natur. Und des¬ 
halb ist es auch nicht weiter ver¬ 
wunderlich, dass diese Menschen 
zum Teil selbst nach den faschi¬ 
stischen Gesetzen der Türkei zu 
Unrecht solange in Haft gehalten 
werden. So wurden Menschen 
wie Hatip Diele beispielsweise 
nicht freigelassen. Hatip Diele 
war der Vorsitzende des Kongres¬ 
ses für eine demokratische 
Gesellschaft (DTK). Das Beispiel 
von Hatip Diele soll Menschen 
davor abschrecken, Aufgaben 
innerhalb des DTK zu bekleiden. 
(...) 

Der Krieg der türkischen Regie¬ 
rung hat nie aufgehört 

Trotz Lösungsprozess ist die Lage in 
der Grenzregion zwischen Nord- 
lind Siidkurdistan angespannt. In 
den Meder- Verteidigungsgebieten 
(von der PKK kontrollierte Gebiete 
in Siidkurdistan) unternehmen die 
Heron-Drohnen Aufklärungsflüge. 
Ist die Gefahr fiir ein Aufflammen 
der bewaffneten Auseinanderset¬ 
zungen gegeben.? 

Selbstverständlich besteht solch 
eine Gefahr. Es wäre richtiger zu 
fragen, ob es irgendeinen 
Umstand gibt, der mögliche Aus¬ 
einandersetzungen unterbinden 
kann. Wir sehen weder irgendein 
Lösungs- oder Demokratisie¬ 
rungsprojekt der türkischen 
Regierung, noch sehen wir bei 
ihr einen Willen hierzu. Wir 
brauchen noch nicht einmal nach 
Kurdistan zu schauen. Am 1. Mai 
hat die AKP in Istanbul, in Tak- 
sim, ihre Haltung wieder ein¬ 
drucksvoll zur Schau gestellt. Die 
türkischen Sicherheitskräfte ha¬ 
ben haargenau wie eine faschisti¬ 
sche Miliz agiert. Auch bei den 
Wahlen haben wir gesehen, dass 
die Regierung mit ihrem Polizei- 
und Militärapparat Wahlfäl¬ 
schungen im großen Stil durch¬ 
geführt hat. Unter dem Deck¬ 
mantel einer scheinbaren Demo¬ 
kratisierung tätigt die AKP aus¬ 
schließlich Schritte, die ihre 
Machtbasis absichern und stär¬ 
ken. Ansonsten ist nichts zu 
sehen. 

Aus unserer Sicht hat der Krieg 
der türkischen Regierung nie auf¬ 
gehört. Gegen die Gesellschaft 
wird ein faschistischer Polizei¬ 
krieg, ein Polizeiterror geführt. 
Gegen die Kurdinnen wird ein 
Sonderkrieg geführt, ein kulturel¬ 
ler Genozid) der nie gestoppt 
worden ist. Ob dieser Krieg sich 
ausweitet oder nicht, hängt von 
der Haltung der Kurdinnen, von 
der Haltung der werktätigen 
Bevölkerung ab. Die Kurdinnen 
haben beispielsweise ihrer Hal¬ 
tung gegen neue Militärstationen 
durch verschiedene Proteste Aus¬ 
druck verliehen, und es ist zu 
Ausschreitungen gekommen. 
(...) Es ist also nicht so, dass es 
keine faschistischen Angriffe der 
AKP geben würde. 


Und was ist mit 
dem Waffenstillstand .? 

Man kann von keinem Waffen¬ 
stillstand sprechen. Wir haben es 
mit einer offenen Situation zu 
tun, die sich in jede Richtung ent¬ 
wickeln kann. Und diese 
Entwicklung hängt mit der Hal¬ 
tung und den Bemühungen der 
Parteien zusammen. 

Heißt das, dass die Guerilla aktiv 
werden kann, wenn die Angriffe 
der anderen Seite weitergehenr 
Ja, das heißt es. Wenn tatsächlich 
keine Schritte in Richtung einer 
wirkliche Lösung getätigt, keine 
Antworten auf die Lösungsvor¬ 
schläge unseres Vorsitzenden Apo 
gegeben und der Terror gegen die 
Zivilbevölkerung aufrechtgehalt 
werden, wird sowohl die Guerilla 
als auch das Volk aktiv in den 
Prozess eingreifen. Zumal gerade 
in Kurdistan auf jedem Hügel 
eine Militärstation errichtet und 
so eine militärische Hegemonie 
errichtet werden soll. Wie kann 
auf solch eine Entwicklung nicht 
reagiert werden? (...) 

AKP ist Kriegspartei in Syrien 

Die Entwicklungen im Lösungspro¬ 
zess werden oftmals in Zusammen¬ 
hang mit aen Entwicklungen in 
Rojava (Nordsyrien) bewertet. Wel¬ 
che Position vertritt Ihrer Meinung 
nach die türkische Regierung in 
Bezug auf Rojava. Steckt sie hinter 
den dortigen Angriffen? 

Wenn wir über efte Position der 
Türkei hinsichtlich Rojava und 
Syrien sprechen, müssen wir uns 
die Entwicklungen seit 2011 vor 
Augen halten. Und die AKP- 
Regierung hat von Anfang an 
offen gesagt, dass sie, was Syrien 
angeht, nicht unabhängig, son¬ 
dern eine Kriegspartei ist. Auch 
zu Rojava hat sie gesagt, dass die 
Entwicklungen dort scheinbar 
ihre nationale Sicherheit gefähr¬ 
den würde. Ihre Politik gegenüber 
Rojava hat sie dementsprechend 
entwickelt und geführt. 

Sie haben offene Angriffe gegen 
Syrien durchgeführt. Sie haben 
ein syrisches Kriegsflugzeug abge¬ 
schossen. Auch Syrien hat einen 
türkischen Jet abgeschossen. 
Zudem sind vermutlich 70 bis 
80% der bewaffneten Kämpfer, 
die gegen das Assad-Regime 
kämpfen, über die Türkei nach 
Syrien gelangt. Viele Gruppen 
wurden in der Türkei bewaffnet 
und ausgebildet. Die Türkei hat 
die Rolle eines Rückzugs- und 
Aufmarschgebietes in diesem 
Krieg eingenommen. Weil sie 
Rojava als Gefahr für sich 
betrachtet, hat sie von Anfang an 
tausendundeinen Plan ins Leb en 
gerufen, um die Revolution dort 
zu ersticken. (...) Doch unsere 
Ansicht hierzu ist klar: In Nord¬ 
kurdistan kann noch nicht einmal 
an einen Frieden gedacht werden, 
während in Rojava Krieg geführt 
wird, der dann noch von dersel¬ 
ben Partei mitgeführt wird, die 
sich im Norden als Friedenspart¬ 
ner ausgibt. (...) 

(ANF, 8.5., ISKU) 


dem türkischen Staat zu kon¬ 
trollieren. Nun hat die Kom¬ 
mission ihren ersten Jahresbe¬ 
richt vorgelegt, dessen Inhalt 
den gesamten Prozess infrage 
stellt. 

Die Inhalte des Berichts wurden 
im Dorf Kayacik (Landkreis 
Lice) vom stellvertretenden 
IHD Vorsitzenden Serdar (Jele- 
bi, dem Vorsitzenden der IHD 
Zweigstelle in Amed (Diyarba- 
kir) Raci Bilici und der Ko-Bür- 
germeisterin von Lice Rezan 
Zugurli vorgestellt. Im besagten 
Dorf wurde bei einem Protest 
gegen den Bau neuer Militärsta¬ 
tionen am 28 .Juni 2013 der 18- 
jährige Medeni Yildirim durch 
das Militär getötet. 

Laut des Berichts der Kommis¬ 
sion wurde von der türkischen 
Regierung allein innerhalb des 
letzten Jahres die Entscheidung 
zum Bau von 341 neuen Mili¬ 
tärstationen gefällt. Zudem 
wurden elf neue sogenannte 
„Sicherheitsstaudämme ‘ errich¬ 
tet sowie „Sicherheitsstraßen“ in 
der Länge von 820 km, vor 
allem am türkisch-südkurdi¬ 
schen Grenzverlauf, gebaut. 
Zudem wurden 2000 neue 
Dorfschützer eingestellt. 

Im selben Bericht wird festge¬ 
halten, dass die 25-köpnge 
Kommission bis in den Septem¬ 
ber 2013 die Bewegung von 
Guerillakräften aus dem türki¬ 
schen Staatsgebiet heraus verfol¬ 
gen konnte, doch dass dieser 
Rückzug in Reaktion auf die 
fehlenden Schritte der türki¬ 
schen Regierung in Richtung 
einer Lösung dfer kurdischen 
Frage seitdem gestoppt worden 
ist. Im Zuge der Neuerrichtun¬ 
gen von Militärstationen sei es 
wie in Lice auch in Städten wie 
Amed, Colemerg (Hakkari), 
Sirnex (§trnak) und Dersim zu 
Protesten der Bevölkerung 
gekommen, der zum Teil mit 
roher Gewalt durch staatliche 
Kräfte begegnet worden ist. Von 
den 341 beschlossenen Neuer¬ 
richtungen von Militärstationen 
befinden sich aktuell 143 im 
Bau. (ANF, 8.5., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Repressionen in Südkurdistan (KRG): 

PDK fuhrt Razzien gegen die 
Opposition durch 


Die Sicherheitskräfte der PDK 
(Demokratische Partei Kurdi¬ 
stans) haben am 19. Mai in den 
südkurdischen/nordirakischen 
Städten Hewler (Erbil), Dihok 
(Dohuk) und Zaxo bei Razzien 
gegen verschiedene politische 
Einrichtungen mindestens 25 
Oppositionelle festgenommen. 
Bei den betroffenen Einrichtun¬ 
gen handelt es sich um die Vertre¬ 
tung des Kurdistan Nationalkon¬ 
gresses (KNK) in Elewler, um 
Büros der Partei für eine demo¬ 
kratische Lösung (PCJDK), sowie 
um Einrichtungen der Vereins der 
Freien Frau in Kurdistan (RJAK) 
und des Patriotischen Jugendzen¬ 
trums. Auch betroffen von den 
Razzien waren Journalistinnen 
der Nachrichtenagentur Diele 
(D1ELA) und der Zeitschrift Roji 
Welat. Weder über den Grund 
der Festnahmen noch über Ort 
und Zustand der festgenomme¬ 
nen Personen gibt es derzeit 
Informationen. 


Am Vortag hatte die PDK öffent¬ 
lich die PtJDK auf die Zielschei¬ 
be gesetzt und für illegal erklärt. 
Grund hierfür war, dass Mitglie¬ 
der und Sympathisanten der 
PCJDK mit einer Kundgebung 
vor dem Parlament den Opfern 
des Hewler Massakers gedacht 
hatten. Bei dem Massaker von 
Hewler wurden im Mai 1997 ins¬ 
gesamt 62 Mitglieder der PKK 
durch die Kräfte der PDK ermor¬ 
det, nachdem die PDK im soge¬ 
nannten "Südkrieg" auf der Seite 
der Türkei der PICK den Krieg 
erklärt hatte. Die damals ermor¬ 
deten PKK-Mitglieder befanden 
sich zum Zeitpunkt des Aus¬ 
bruchs des Südkriegs in Südkur¬ 
distan, 47 von ihnen waren als 
Kriegsverwundete dort. 

Die aktuellen Festnahmeopera¬ 
tionen der PDK stehen im 
Zusammenhang mit ihrer Politik 
in Rojava/Nordsyrien sowie ihrer 
engen Kooperation mit der türki¬ 


schen AKP-Regierung. Gemein¬ 
sam mit der AKP setzt die PDK 
die Region in Rojava einem wirt¬ 
schaftlichen Embargo aus. Der 
Grenzübergang Semalka zwi¬ 
schen Rojava und Südkurdistan 
wurde von der PDK komplett 
abgeschottet und im gesamten 
Grenzverlauf sind Gräben gezo¬ 
gen worden. 

In einer ersten Stellungnahme 
verurteilte der Kurdistan Natio¬ 
nalkongress (KNK) mit Sitz in 
Brüssel die Festnahmen und for¬ 
derte die PDK dazu auf, alle fest¬ 
genommenen Personen wieder 
freizulassen. 

Für weitere Informationen und 
Rückfragen stehen wir gerne 
unter der Nummer 069- 
84772084 zur Verfügung. 

CivakaAzad - Kurdisches Zentrum 
für Öffentlichkeitsarbeit e. V, 
20.5.2014 


Das Embargo gegen Rojava 


Obwohl Rojava (Nordsyrien) ein 
Mosaik der Sprachen und Kultu¬ 
ren ist, ist die Region nun voll¬ 
kommen auf sich gestellt. Die 
Region wird ökonomisch und 
politisch von den internationalen 
und regionalen Mächten isoliert. 
Die Türkei hat im Norden einen 
Zaun und Mauern um Rojava 
errichtet, Südkurdistan (Nord¬ 
irak) hat im Osten einen befestig¬ 
ten Graben gezogen, den es nun 
mit Militärstützpunkten ausbaut, 
nach Süden ist Rojava durch die 
radikalislamistischen Kampfver¬ 
bände von ISIS und der Al- 
Nusra-Front vom Rest Syriens 
getrennt. Dieses Embargo hat 
gravierende Folgen für die Bevöl¬ 
kerung Rojavas. 

Rojava ist ein landwirtschaftlich 
sehr reiches Land. 60 % des syri¬ 
schen Weizens und Öls kommen 
aus Rojava, außerdem wurde 
Baumwolle für den syrischen 
Markt produziert. Rojava hatte 
für Syrien sozusagen den Status 
einer Kolonie, bzw. einer Roh¬ 
stoffquelle. Es wurde keine verar¬ 
beitende Industrie für Rojava auf¬ 
gebaut. So wurde Getreide zwar 
produziert, aber nicht gemahlen. 
Öl wurde nicht in Rojava raffi¬ 


niert, sondern unter großem Auf¬ 
wand ins syrische Kerngebiet 
geleitet. Dies ist Ausgangssitua¬ 
tion für Rojava. 

Da die Landwirtschaft teilweise 
auf Tiefbrunnen basiert, war auch 
sie gefährdet, als das Kraftwerk in 
Raqqa von Dschihadisten über¬ 
nommen wurde. Man begann 
Dieselgeneratoren für die Strom¬ 
produktion zu verwenden. Dazu 
musste aber erst die Technologie 
entwickelt werden, selbst Diesel 
herzustellen. Der erste Winter in 
Rojava war für die Bevölkerung 
sehr hart, da kein Heizöl zur Ver¬ 
fügung stand und das erste Mal 
seit vielen Jahren Schnee fiel. 
Viele kleine Generatoren verpe¬ 
sten die Städte, nur wenige große 
sind vorhanden, aufgrund des 
Embargos können keine weiteren 
importiert werden. 

Funktion des Embargos 

Die Türkei und Südkurdistan, die 
das Embargo gegen Rojava 
durchsetzen, arbeiten eng zusam¬ 
men. 

Rojava ist der Versuch einer Basi¬ 
sorganisierung jenseits der kapita¬ 
listischen Moderne und westli¬ 


chem Interventionismus. Funk¬ 
tioniert das Projekt Rojava, wird 
dies politische und soziale Aus¬ 
wirkungen weit über den Mittle¬ 
ren Osten hinaus haben. Dies 
würde die Strategie der NATO- 
Staaten durchkreuzen. Daher 
unterstützen sie das Embargo. 

ln Nordkurdistan, unter der 
Besatzung der Türkei, wird eben¬ 
falls schon seit Jahren am Modell 
der Demokratischen Autonomie 
gearbeitet. Der türkische Staat 
versucht dieses Projekt durch 
Massenfestnahmen von tausen¬ 
den Aktivistinnen und Politike¬ 
rinnen zu vernichten. 

Das Projekt der Demokratischen 
Autonomie in Rojava, direkt an 
der türkischen Grenze, inspiriert 
von dem Vorsitzenden der PKK, 
Abdullah Öcalan, will die Türkei 
auf keinen Fall tolerieren. Sie lie¬ 
fert daher Waffen an die radikalis¬ 
lamische Al-Nusra-Front, auch 
die ISIS (Islamischer Staat in Irak 
und Syrien) haben in der Türkei 
ihr logistisches Hinterland. Das 
Embargo gilt eben nur für die 
basisdemokratischen Kräfte in 
Rojava. 


Meldungen: 

Türkische Armee schießt auf 
Flüchtlinge an Grenze zu Rojava 
Bei dem versuch einer Familie 
aus Derik (Rojava/Nordsyrien) 
in Richtung Nordkurdistan/ 
Türkei zu fliehen, wurde eine 
28-jährige Frau am Abend des 
18. Mai durch das türkische 
Militär ermordet. Sie versuchte 
gemeinsam mit ihrem Vater 
und ihren beiden sechs- und 
siebenjährigen Kindern in die 
Türkei zu gelangen, als das 
Militär an der Grenze das Feuer 
auf sie eröffneten. Sie wurde 
von einer Kugel im Bauch 

f etroffen untf erlag ihren 
hrletzungen. 

Der Vater der ermordeten Frau 
erklärte, dass die Grenzsoldaten 
sie als Flüchtlinge erkannt, aber 
dennoch das Feuer eröffnet hät¬ 
ten. Zunächst sei ihm noch 
nicht einmal erlaubt worden, 
den Leichnam seiner Tochter 
vom Grenzgebiet in Richtung 
türkisches Staatsterritorium zu 
bringen. Er habe es dennoch 
entgegen den Willen der Solda¬ 
ten gemacht. Die beiden Kin¬ 
der, deren Mutter vor ihren 
Augen erschossen wurde, erlit¬ 
ten einen Schock. 

Ein weiterer Zwischenfall ereig¬ 
nete sich an der Grenze zwi¬ 
schen Rojava und der Türkei in 
Höhe von Dirbesiye (Rojava) 
und Qoser (Kiziltepe (Nordkur¬ 
distan/Türkei)). E)ort schossen 
türkische Soldaten auf einen 
14-jährigen Jungen, der eben¬ 
falls in der Nacht auf den 19. 
Mai die Grenze in Richtung 
Türkei überqueren wollte und 
verletzten ihn schwer. Der 14- 
Jährige verlor durch die Verlet¬ 
zungen sein Augenlicht. Der 
Junge stammt aus Nordkurdi¬ 
stan und ist laut Angaben seines 
Vaters vor zwei Wochen über 
die Grenze nach Rojava gegan¬ 
gen, um dort seinen Großvater 
zu besuchen. Beim Versuch wie¬ 
der zurückzukehren, sei es zu 
dem genannten Vorfall an der 
Grenze gekommen. 

ANF, 19.5., ISKU 

Kampagne Halim Dener 
gestartet 

Vor 20 Jahren wurde Halim 
Dener von einem Polizisten in 
Hannover erschossen. (...) 

Im November 1993 wurde nach 
einer beispiellosen Hetzkampa¬ 
gne gegen die kurdische Bevöl¬ 
kerung in der BRD die Arbei¬ 
terpartei Kurdistans (PKK) und 
alle ihr nahestehenden Organi¬ 
sationen als „Terrororganisati¬ 
on“ verboten. Es folgte eine 
Welle von Durchsuchungen 
und Verhaftungen. Durch öf¬ 
fentliche Hetze gegen 




—^ Das Embargo gegen 

Dass Südkurdistan dieses Embar- van von Yekitiya Star erklärt uns, 
go unterstützt, mag auf den ersten dass vor allem die Gebildeten, 
Blick irritieren. vüährend der Ärzte und Ingenieure die Region 
Regierungschef Barzani (PDK) verlassen haben, um für einen 
immer wieder die vermeintliche höheren Lohn in Südkurdistan zu 
Unabhängigkeit Südkurdistans arbeiten. Es sind eher die Wohl¬ 
proklamiert, ist die Region längst habenden, die das Land verlassen, 
zu einer Quasikolonie geworden. die Ärmeren bleiben. Diese 
Die Regierung in Südkurdistan Dimension des Embargos ent- 
finanziert sich durch die Petrodol- wickelt sich zu einem ernsten Pro- 
lars, die sie von der irakischen blem für Rojava, denn Speziali- 
Zentralregierung erhält und ver- stlnnen fehlen an allen Ecken 
teilt diese unter ihren Günstlin- und Enden. Solidarische Hilfe aus 

f en. Andererseits produziert Süd- der ganzen Welt ist hier gefragt. 

urdistan selbst fast nichts, keine Flucht ist aber auch häufig 
landwirtschaftlichen Produkte, lebensgefährlich „und es kommt 
selbst Hühnchen werden aus Bra- zu schweren Übergriffen auf 
silien eingeführt. Das führt zu Flüchtlinge. An der türkischen 
einer extremen Abhängigkeit von Grenze wurde am 18.5. eine Mut¬ 
außen. Die meisten Produkte und ter zweier Kinder von türkischen 
das investierte Kapital in Südkur- Soldaten erschossen. Sie war auf 
distan kommen jedoch aus der dem Weg nach Europa, wo ihr 
Türkei. Die südkurdische Regie- Partner auf sie wartete. So wie ihr, 

rung ist politisch weitgehend von erging es schon vielen Grenzgän- 
Ankara abhängig und führt die gerinnen, Schmugglerinnen und 
gewünschte Politik gegenüber Flüchtlingen an der Grenze zwi- 
Rojava durch. Es wäre allerdings sehen Rojava und Nordkurdi- 
beschönigend die kurdische stan/Türkei. Die Grenze ist aber 
Regionalregierung allein als Erfül- nicht vollkommen geschlossen, 
lungsgehilien darzustellen. Die Dschihadisten überqueren unter 
PDK (Demokratische Partei Kur- den Augen der türkischen Solda- 
distans) hat selbst große Interes- ten die Grenze in beide Richtun¬ 
sen an der Kontrolle über Rojava gen, um sich logistisch in derTür- 
und insbesondere an den Ölquel- kei zu versorgen. Auch an der 
len in Rimelan. Dem neofeudalen südkurdischen Grenze und in den 
System der PDK steht dabei die Flüchtlingslagern kommt, es 
von der kurdischen Freiheitsbe- immer wieder zu schweren Über- 
wegung aufgebaute demokrati- griffen auf Flüchtlinge durch 
sehe Alternative im Wege, sie soll Peschmerga. Diese erstrecken sich 

mit allen Mitteln vernichtet wer- von Erpressung, bis hin zu 

den. Da das Embargo dafür nicht Zwangsprostitution und sexuali- 
auszureichen scheint, beteiligen sierter Gewalt. Südkurdistan 
sich Milizen der PDK-Ableger- bedeutet für Arme nicht das 
parteien des ENKS in Syrien an erhoffte bessere Leben, sondern 
Übergriffen der islamistischen die Realität in umzäunten Lagern. 
Banden, wie bei Massakern von Dazu kommt, dass die südkurdi- 
Til Hasil und Til Haran im Som- sehe Regierung mittlerweile 

mer letzten Jahres. Eine neue immer mir auf offene Eskala- 

Dimension scheinen diese Angrif- tion setzt und Institution wie den 
fe mit der Festnahme von Besir Kurdischen Nationalrat (KNK) 
Abdulmecid Mussa gewonnen zu und die kurdische Presse (DlELA) 
haben. Er hatte mit einem Kom- angreifen lässt. Die momentane 
plizen versucht, einen Bomben- Entwicklung lässt eine Ver¬ 
anschlag auf eine arabische Ein- schlechterung der Lage erwarten, 
richtung in Tirbespi durchzufüh¬ 
ren, die Bombe detonierte jedoch Vertreterinnen der Jugendorgani- 
zu früh, und während der Mittä- sation Ciwanen Soresger erklären 
ter bei der Explosion starb, konn- uns, dass insbesondere die Jugend 
te er unverletzt festgenommen einen sehnsüchtigen Blick auf die 
werden. Er ist Mitglied der PDK Konsumgesellschaft in Südkurdi- 
Syrien und sagte aus, dass er in stan uncTEuropa wirft. Nicht sel- 
Südkurdistan ausgebildet wurde. ten sind mehrere Kinder einer 
Die Ziele seiner Gruppe sind Familie in verschiedenen europäi- 
Bombenanschläge auf arabische sehen Ländern. Die revolutionäre 
Einrichtungen und auf Einrich- Jugend versucht der Flucht durch 
tungen der Selbstverwaltung zu Bildung entgegenzuwirken. Die 
verüben, um einen Konflikt zwi- ohnehin kleinen Flüchtlingskont- 
schen Araberinnen und Kurdin- ingente in Europa werden nicht 
nen zu provozieren. Dies ist nicht etwa mit Flüchtlingen aus den 
der einzige Fall. Vor etwa vier schwer umkämpften Gebieten 
Monaten detonierte im Stadtzen- wie Homs oder Hama gefüllt, 
trum von Derik eine Autobombe sondern mit Menschen aus dem 
vor dem Büro der Frauenbewe- relativ sicheren Rojava, um dieses 
gung Yekitiya Star. Ein Vater und entsprechend der Wünsche der 
sein Kind starben. Die Detona- Türkei zu entvölkern, die sich die 
tion löste eine große Panik in der kurdische Frage vom Hals schaf- 
Stadt aus. Zu diesem Zeitpunkt fen will, 
machte die PDK die Grenzen 

nach Südkurdistan auf und viele Konsequenzen des Embargos 
flohen, Ziel der PDK und ihrer Das Embargo hat verschiedene 
Verbündeten ist es, die Bevölke- Auswirkungen auf die Gesell¬ 
rung zu vertreiben. Nun hindert Schaft in Rojava. Dramatisch ist 
Südkurdistan, diese Menschen an vor allem, dass das an Weizen und 
der Rückkehr nach Rojava. Beri- Öl reiche Rojava seine Produkte 


Kurd*innen wurde ein Klima 
ava von Hass und Angst geschaffen, 

das von einer simplen Glei- 
nicht verkaufen kann. Die Bauern chung bestimmt war: 

sitzen auf ihrem Weizen und ihrer „Kurdrinnen = PKK = Terro- 

Baumwolle. Die Übergangsregie- rist*innen“. 

rung hat kein Geld um LöT me zu Das Verbot hat nach wie vor 

bezahlen, oder die Bedürfnisse Bestand und findet rege An¬ 
der einfachen Bevölkerung und Wendung. So trifft die Repressi- 

der Flüchtlinge zu befriedigen. on kurdische Kulturvereine und 

Dringend benötigte Maschinen öffentliche Strukturen der kur- 

und medizinische Geräte können dischen Bewegung, insbesonde- 

nicht eingeführt werden. re aber kurdische Jugendliche 

und Aktivistinnen, die sie sich 
Während das Fehlen von Medika- mit der Bewegung identifizie- 

menten und Folgemilch die Säu- ren und politisch engagieren, 

glingssterblichkeit erhöht, man- (...) 

gelt es auch an genereller medizi- Auch in der BRD setzte sich 

nischer Versorgung und die Preise Halim für die kurdische Bewe- 

für Importprodukte, auch gung ein. So plakatierte er we- 

Lebensmittele, schießen in die nige Wochen nach seiner 

Höhe. Vor allem Medikamente Flucht in Hannover Plakate mit 

sind auf dem Schwarzmarkt teil- dem Emblem der ERNK, des 

weise kaum zu bezahlen. Soweit (damaligen) politischen Arms 

möglich reagieren die Räte darauf der PKK. Datei wurde Halim 

mit einer Preiskontrolle, die in der Nacht vom 30.06.1994 

jedoch bei Schwarzmarktmedika- von SEK-Polizisten in Zivil 

menten kaum greifen kann. Die überrascht und ihm bei der 

türkische Grenze lässt manchmal Festnahme aus kürzester Ent- 

noch Medikamente durch, aller- fernung in den Rücken ge- 

dings wird uns bei der Hilfsorga- schossen. An dieser Schussver- 

nisation Heyva Sor davon beriäi- letzung starb Halim wenig spä- 

tet, dass z. B. an der nordkur- ter. Der Polizist wurde von sei- 

disch/syrischen Grenze ein Kran- nen Kolleginnen gedeckt, so- 

kenwagen aus Deutschland seit dass die Tat nie angemessen auf¬ 
acht Monaten festgehalten wird. geklärt werden konnte, ln 

Die südkurdische Grenze ist für einem drei Jahre dauernden, 

humanitäre Hilfe nach Angaben zweifelhaften Prozess wurde er 

von Heyva Sor vollständig schließlich freigesprochen.(...) 

geschlossen. Wir erinnern an die Ereignisse 

der Jahre 1993/94 und stellen 
Seit wenigen Tagen wurde auch sie in einen Kontext mit der 
der Grenzübergang zum Zentral- heutigen Situation in Kurdistan 
irak bei Til Kocer vollständig und der BRD. 
geschlossen, so dass das Embargo Auszug aus dem Flugblatt der 
wieder nahezu vollständig ist. Kampagne. Weitere Informatio- 
Heyva Sor versucht, den Bedarf nen unter: 
der Gesellschaft Rojavas zu deck- http://halimdener.blogsport.de 
en, ist dazu aber finanziell kaum Bundesweite Demo: 
in der Lage, insbesondere auch 21.06.2014, 14 Uhr, Hannover 
was die Flüchtlinge aus den ande¬ 
ren Teilen Syriens betrifft. Für Recep Tayyip Erdogan ist ver- 

Institutionen wie Ärzte ohne antwortlich für die Massaker in 

Grenzen ist es jedoch möglich, in Soma, Roboski und Gezi. 
Qamislo Medikamente zu kau- Am 24. Mai werden wir in Köln 
fen, die per Flugzeug aus Dama- gegen Erdogan, für Solidarität 
skus importiert worden sind. mit den Arbeitern in Soma, für 
Hilfsgütertransporte halten sie im Demokratie und Freiheit 
Moment für ungünstig, da Medi- demonstrieren, 
kamente an den Grenzen verder- Europäischer Ratßir Frieden und 

ben. Geldspenden seien im Demokratie (ÄBDEM) und 
Moment wesentlich hilfreicher. Bündnis Demokratischer Kräfte 

(DGB) 

Rojava ist praktisch vom Welt- 24. Mai, 13:00 Uhr Ebertplatz 
markt entkoppelt worden, was 
nicht nur negative Konsequenzen Quellen: 
hat. Es bietet der regionalen Pro- ANF Firat 
duktion von Kleidung und Nah- Nachrichtenagentur 

rungsmittein die Möglichkeit sich 
zu organisieren und den Koopera¬ 
tiven die Möglichkeit sich zu eta- N ü 9 e 

blieren. Die Notwendigkeit sich erscheint wöchentlich und kann in 
zusammenzuschließen, um den gewünschter Stückzahl gegen Übersen- 
Alltag zu organisieren, fördert den düng des Portos bei der 
Aufbau des Rätesystems. Unter ISKU 
diesem Aspekt ist das Embargo Spaldingstr. 130-136 
Segen una Fluch zugleich. Letz- 20097 Hamburg 
ten Endes fehlen jedoch Maschi- Tel.: 040 - 421 02 845 
nen und vieles Andere zum Auf- E-mail: isku@nadir.org 
bau einer funktionierenden Öko- bestellt werden, 
nomie, auch deshalb ist es not- Spenden auf unser Konto: 
wendig, alles dafür einzusetzen, Postbank Köln, BLZ 37010050 
dass das Embargo so schnell wie Konto-Nr.: 3968-506 
möglich endet. Weitere Informationen und einen täg¬ 

lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter- 
Delegation der Kampagne net unter: 

TATORT Kurdistan, 20.05.2014 www.isku.org 
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Die letzten Entwicklungen zu den 
Morden von Paris und offene Fragen 


Als am 9. Januar 2013 die Mel¬ 
dung von der Ermordung von 
den drei kurdischen Revolutionä¬ 
rinnen Sakine Cansiz, Fidan 
Dogan und Levda §aylemez in 
Paris durch die Welt ging, war der 
Schock innerhalb der kurdischen 
Gesellschaft groß. Ein Massaker 
dieser Art mitten in Europa trägt 
das Potential, den kurdisch-türla- 
schen Konflikt auf eine ganz neue 
Ebene zu tragen. Dass dieser 
Mord kurz nach dem Bekannt¬ 
werden von der Wiederaufnahme 
von Gesprächen zwischen dem 
inhaftierten PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan und den Vertre¬ 
tern des türkischen Staates durch- 
eführt worden ist, sagt viel darü- 
er aus, welche Interessen hinter 
solch einer grausamen Tat ste¬ 
cken. 

Nach dem 9. Januar 2013 ist es 
jedoch nicht zu einem Wieder¬ 
auflammen des Krieges in Kurdi¬ 
stan gekommen, was in erster 


Linie der besonnen Haltung der 
kurdischen Freiheitsbewegung 
geschuldet ist. Auch wenn der 
sog. Lösungsprozess in der kurdi¬ 
schen Frage, der im Zuge der 
Gespräche zwischen Öcalan und 
dem türkischen Staat begann, 
derzeit aus anderen Gründen in 
einer Krise steckt, ist das Ziel des 
Mörders der drei Frauen und sei¬ 
ner Hintermänner offensichtlich 
gescheitert. Dennoch bleiben 
weiterhin viele Fragen zu der Tat 
offen. 

Fluchtpläne des Tatverdächtigen 
- Komplize aus Deutschland? 

Neun Tage nach den Morden von 
Paris wurden zunächst zwei Tat¬ 
verdächtige festgenommen. Einer 
wurde kurze Zeit darauf wieder 
entlassen, weil sich der Verdacht 
gegen ihn nicht erhärtet hat. Der 
Zweite, ein gewisser Ömer 
Güney, blieb in Haft. Am 13. 
Mai dieses Jahres vermeldete die 


französische Nachrichtenagentur 
AFP nun, dass eben dieser Tatver¬ 
dächtige Pläne geschmiedet 
haben soll, um aus der Haft zu 
entfliehen. Güney, gegen den am 
7. Mai ein Gerichtsverfahren ein- 

E eleitet worden ist, soll geplant 
aben, entweder mit einer Waffe 
oder mit Sprengstoff aus dem 
Gefängnis zu entfliehen. Interes¬ 
sant ist, dass im Zusammenhang 
mit den Fluchtplänen der Name 
von Ruhi S. auftaucht, angeblich 
ein alter Arbeitskollege von 
Güney aus seiner Zeit in 
Deutschland. Der dringend Tat¬ 
verdächtige Güney besuchte Ruhi 
S. weniger als einen Monat vor 
der Ermordung der drei Frauen in 
Ankara. Zudem soll..Ruhi S. im 
Januar dieses Jahres Ömer Güney 
im Gefängnis besucht haben. 
Möglicherweise soll bei dieser 
Zusammenkunft der Fluchtplan 
für Güney ausgeheckt worden 
sein. 

-► 


Massen gegen Erdogan 


Anläßlich des Besuchs des türki¬ 
schen Ministerpräsidenten am 
Sonnabend waren wesentlich 
mehr Gegner als Anhänger Recep 
Tayyip Erdogans in Köln. Die 
Alevitische Gemeinde Deutsch¬ 
land (AABF) sprach von 60000 
Demonstranten, die Polizei zähl¬ 
te 45000. Für einen zusätzlichen 
Mobilisierungsschub hatte die 
tödliche Polizeiaktion im vor 
allem von Aleviten bewohnten 
Istanbuler Arbeiterviertel 

Okmaydani gesorgt. Bei der 
gewaltsamen Auflösung einer 
Gedenkkundgebung für einen 
von der Polizei getöteten Jugend¬ 
lichen war am Donnerstag der 
unbeteiligte 30jährige Familien¬ 
vater Ugur Kurt in einem aleviti- 
schen Gebetshaus von einem 
Polizisten erschossen worden. Ein 
weiterer Mann starb während der 
nachfolgenden Straßenkämpfe. 
Erdogan rechtfertigte das Vorge¬ 
hen der Polizei in seiner Kölner 
Rede als »Antiterroroperation«. 
Viele Aleviten sehen dagegen die 
Fortsetzung einer jahrzehntelan¬ 
gen, von Massakern und Diskri¬ 
minierung geprägten Staatspoli¬ 
tik gegenüber der religiösen Min¬ 
derheit. 

Die Kölner Massendemonstra¬ 
tion gegen die autoritär-neolibe¬ 
rale Politik der islamisch-konser¬ 
vativen AKP-Regierung spiegelte 
das Spektrum der letztjährigen 
Gezi-Park-Bewegung in der Tür¬ 


kei wider. Aleviten, die mit 400 
Bussen ebenfalls aus dem europä¬ 
ischen Ausland angereist waren, 
stellten die große Masse der Teil¬ 
nehmer, doch auch die kurdische 
Dachorganisation Yek-Kom war 
mit Tausenden Anhängern unter 
Fahnen von PKK-Cher Abdullah 
Öcalan vertreten. Kemalisten 
rotestierten mit Bildern von 
taatsgründer Mustafa Kemal 
Atatürk. Ebenso waren zahlreiche 
Anhänger kommunistischer 
Gruppierungen präsent. Viele 
Demonstranten trugen gelbe 
Bergarbeiterhelme zum Geden¬ 
ken an die über 300 Todesopfer 
des Grubenunglücks im westtür¬ 
kischen Soma vor knapp zwei 
Wochen, für das sie die neolibe¬ 
rale Politik von Erdogans Regie¬ 
rung verantwortlich machen. 
Um Kritikern in den eigenen 
Reihen entgegenzukommen, 
hatte Erdogan vor seinem Kölner 
Auftritt noch schnell seinen Bera¬ 
ter gefeuert, der mit Tritten auf 
einen am Boden liegenden prote¬ 
stierenden Bergarbeiter in Soma 
landesweite Empörung erregt 
hatte. 

Fernab der Proteste, auf der 
anderen Seite des Rheins, feierten 
mehr als 15000 Fans den von 
einem Vorredner als »großer Füh¬ 
rer« angekündigten Erdogan in 
der Lanxess-Arena in einem Meer 
aus türkischen Fahnen als Natio¬ 
nalhelden und Märtyrer des 


Glaubens. Heftige Schelte erteilte 
Erdogan deutschen Medien, die 
das Grubenunglück von Soma 
zur Verunglimpfung seiner 
Regierung genutzt hätten. Er ver¬ 
teidigte das brutale Vorgehen der 
Polizei gegen Proteste in der Tür¬ 
kei, hinter denen er eine Ver¬ 
schwörung »des Westens« und 
»terroristischer Gruppen« wähn¬ 
te. Gleichzeitig beschwor Erdo- 
an in Erinnerung an die Waffen- 
rüderschaft beider Völker im 
Ersten Weltkrieg die deutsch-tür¬ 
kische » S chicksalsgemeinschaft«. 
»Wir sind für eine Integration 
ohne Assimilation« — mit diesen 
Worten rief er die Deutschtürken 
dazu auf, die deutsche Sprache zu 
lernen, doch keinerlei Zuge¬ 
ständnisse bei der Bewahrung 
ihrer Muttersprache und Reli¬ 
gion zu machen. 

Zum Ende seiner Rede zeigte 
Erdogan den Rabia-Gruß, ein 
Symbol der ägyptischen Moslem¬ 
brüder. Die vierfingrige Hand 
stände in der Türkei Für »eine 
Nation, eine Fahne, ein Heimat¬ 
land und einen Staat«, verkünde¬ 
te Erdogan. Dieses nationalisti¬ 
sche Dogma kommt einer 
Kriegsansage an die Zehntausen¬ 
den Aleviten und Kurden gleich, 
die für die Gleichberechtigung 
der ethnischen und religiösen 
Minderheiten in der Türkei auf 
die Straße gegangen waren. 

(jW, 26.5., ISKU) 


Meldungen: 

HPG weist Vorwurf der Kin¬ 
desentführung zurück 

Das Kommando der Zentralre¬ 
gion der HPG (Volksverteidi¬ 
gungskräfte) hat Behauptungen 
zurückgewiesen, es seien „Kin¬ 
der entführt worden“. Einige 
Familien würden als Werkzeug 
der psychologischen Kriegsfüh¬ 
rung benutzt. „Der kolonialisti- 
sche Staat Türkei ist kein siche¬ 
res Land für Kinder“, fügte die 
HPG hinzu. 

Das HPG-Kommando reagierte 
auf die Vorwürfe der „Kindes¬ 
entführung“ seitens der türki¬ 
schen Regierung und Medien. 
Die HPG unterstrich, dass sie 
sich bezüglich des Eintrittsalters 
in die Guerilla an internationa¬ 
le Konventionen halte, 
ln der Erklärung heißt es: 

"Als Folge des Versagens des 
kolonialistischen türkischen 
Staates, den vom Vorsitzenden 
Apo begonnenen Lösungspro¬ 
zess positiv zu beantworten, hat 
sich die Jugend Kurdistans in 
der letzten Zeit verstärkt der 
Guerilla angeschlossen. Die 
psychologische Kriegsführung 
hat es nicht geschafft, diese ver¬ 
stärkte Beteiligung zu verhin¬ 
dern. Um dieser Beteiligung 
entgegenzuwirken und Verwir¬ 
rung zu stiften, hat sie einige 
Familien überlistet und sie als 
Familien dargestellt, deren 
'Kinder entführt wurden'. 

Vor allem möchten wir beto¬ 
nen, dass alle, die sich den Gue¬ 
rillakräften der PKK anschlie¬ 
ßen, dies freiwillig tun. Nie¬ 
mand wurde entführt und es ist 
für uns unmöglich, jemanden 
hier bei uns zu halten, der/die 
nicht hier sein möchte. Gemäß 
den Vereinbarungen zwischen 
unserem Zentralkommando 
und internationalen Organisa¬ 
tionen, die für uns bindend 
sind, gibt ein Mindestalter [für 
die Aufnahme in die Guerilla]. 
Das bedeutet, dass alle, die die¬ 
ses Alter nicht haben, durch 
Beschlüsse unserer Bewegung 
zurückgeschickt werden. E)ies 
sollte für alle gelten, da der 
kolonialistische türkische Staat 
in seinen Gefängnissen be¬ 
kanntlich viele unserer Kinder 
unmenschlicher, unmoralischer 
Behandlung, sogar Vergewalti¬ 
gungen, aussetzt. Da diese Situ¬ 
ation für einen Teil unserer 
Jugendlichen eine Gefahr dar¬ 
stellt und sie in große Not brin¬ 
gen würde, unterrichten wir sie 
außerhalb der Kriegsgebiete 
anstatt sie zurückzuschicken. 
Unter keinen Umständen lassen 
wir Minderjährige an bewaffne¬ 
ten Auseinandersetzungen teil¬ 
nehmen. 




Asayis — Selbstverteidigungskräfte 
der Gesellschaft - nicht des Staates 

Mit der Revolution in Rojava Heseke am 22.5.2014 besuchen, Töchter nun nach der Revolution 

kamen auf die Selbstverwaltungs- wird uns das auch noch einmal sich sogar um vier Uhr nachts 

Institutionen der Region eine deutlich vor Augen geführt. Das alleine auf der Straße bewegen 

Vielfalt neuer Aufgaben zu, eine Regime versuchte mit Stützpunk- könnten, was zu Regimezeiten 

davon ist der Aufbau einer beson- ten in Richtung selbstverwaltete nicht möglich gewesen sei. 

deren Form von Sicherheitskräf- Zone vorzudringen, dass konnte 

ten, welche dem rätedemokrati- die Asayis nicht zulassen. Bei der Gesellschaftliche Aufgaben 

sehen gesellschaftlichen Anspruch Verteidigung der kurdischen des Asayis 

gerecht werden soll und überpar- Stadtviertel fielen in Heseke unter Eine weitere wichtige Aufgabe des 

teilich ist. So entwickelte sich die anderem auch zwei Mitglieder der Asayis ist die „innere Sicherheit“, 

Form des Asayis von Rojava, was Asayis. Wir stiegen zusammen das bedeutet, dass Asayis bei allen 

übersetzt so viel wie Sicherheits- mit einer jungen Genossin auf ein Konflikten einschreitet, die nicht 

kräfte bedeutet. Der Begriff Poli- Dach und hatten eine gute Aus- direkt von der Gesellschaft und 

zei ist dabei eher unerwünscht, sicht über die Großstadt. Etwa den gesellschaftlichen Institutio- 

da, wie es ein Ausbilder an der 35% der Stadt mit etwa 700.000 nen gelöst werden. Es geht dabei 

Akademie der Asayis in Rimelan Einwohnerinnen befindet sich in häufig um Übergriffe, Gewalt 

herausstellte: „Wir verstehen uns Selbstverwaltung. Vielleicht zwei aber auch Drogenhandel und 

als Sicherheitskräfte zur Selbstver- Kilometer von unserem Stand- ähnliche Delikte. Asayis ist an die 

teidigung der Gesellschaft, nicht punkt aus entfernt beginnt der Gerichte angebunden, das bedeu- 

des Staates.“ von dschihadistischen Banden tet, dass niemand länger als 24 

Das bedeutet konkret, es geht den kontrollierte Teil von Heseke. Stunden ohne Gerichtsbeschluss 

Asayis nicht um die Verteidigung Berfin, eine junge Frau aus Hese- festgehalten werden darf. Grund- 

eines Status quo, einer Macht- ke, erklärt uns, dass sie dort im T- sätzlich geht es im Justizsystem in 

Struktur, die sich in Form eines Shirt nicht herumlaufen könnte, Rojava vor allem um Perspektive, 

Staates ausdrückt, sondern es wird dort eine besonders stren- nicht um Strafe, sondern um 

darum, ein freies und selbstbe- ge und willkürliche Auslegung Resozialisierung. Auf Unterricht 

stimmtes Agieren der Gesellschaft der Scharia praktiziert, was zu von Gefangenen wird sehr viel 

in ihrer ganzen Vielfältigkeit zu schwersten Übergriffen und Ver- Wert gelegt. So trafen wir in 

ermöglichen. stümmelungen fuhrt. So wurden Amude ein Mitglied des Asayis, 

immer wieder sowohl in Heseke das vorher selbst inhaftiert gewe- 

Verteidigunggegen Geheim- als auch in Sere Kaniye Men- sen war, aber danach derartig vom 

dienste und Terrorangrilfe sehen, die beim Rauchen beob- Prinzip des Asayis überzeugt war, 

Die Basis für ein solches Leben ist achtet wurden, Finger abgeschnit- dass er sich selbst anschloss. Dies 

erade im heutigen Syrien, und ten. Große Teile der Bevölkerung ist kein Einzelfall. Da Haft keine 

esonders auch in Rojava, der fliehen vor diesem Terrorregime, Strafe darstellen soll, wird großer 

Schutz der körperlichen Unver- und so gewinnt der relative Frie- Wert auf möglichst gute fiaftbe- 

sehrtheit. So ist eine der Haupt- den und die gesellschaftliche Frei- dingungen gelegt.(...) 

aufgaben der Asayis die Angriffe heit in den von den Asayis Rojava, Delegation der Kampagne 

dschihadistischer Banden, der geschützten Regionen noch ein- TATORT Kurdistan, Mai 2014 

Geheimdienste des Assad-Regi- mal eine besondere Dimension. 

mes, der Türkei und der PDK Rojava ist trotz des Krieges in Der vollständige Bericht sowie 

abzuwehren. Uns wird immer Syrien durch das Asayis eine der andere Reportagen der Delega- 

wieder aus der Bevölkerung mit- sichersten Regionen des Mittleren tion aus Rojava sind unter: 

geteilt: „Gäbe es keine Asayis, Ostens geworden. Mitglieder der tatortknrdistan.blogsport.de oder 

dann könnte hier keiner von uns syrianischen Gemeinde von auf der Webseite der ISKU (unter 

leben.“ Gerade als wir die Stadt Derik erklären uns, dass ihre erklärungen) zu finden. 

—Die letzten Entwicklungen... 

Wird in alle Richtungen kreisen. Aus den Aufnahmen, Solange die Ermittlungen allein 

ermittelt? die vermutlich im Zuge des auf Frankreich beschränkt blei- 

Mitte Januar dieses Jahres tauch- Zwists zwischen Erdogan und ben, solange also nicht in alle 

ten Mitschnitte von Tonband- der Gülen-Gemeinde von Letz- Richtungen über die französi- 

aufzeichnungen im Internet auf, teren ins Netz gestellt worden sehen Grenzen hinaus ermittelt 

in denen Omer Güney mit zwei ist, geht hervor, dass Güney wird, eben solange wird sich der 

weiteren Personen über Atten- seine spätere Tatwaffe in Belgien Verdacht halten, dass kein Inter¬ 
tatspläne an kurdischen Politi- besorgt hat. esse an der vollständigen Aufklä- 

kern spricht. Bei den beiden In diesem Zusammenhang stellt rung der Morde von Paris 

Gesprächspartnern handelte es sich die Frage, weshalb bislang besteht. Selbst eine geheim¬ 
sich vermutlich um Mitglieder keine Ermittlungen seitens der dienstliche Beteiligung gewisser 

des türkischen Geheimdienstes belgischen Behörden aufgenom- europäischer Staaten an diesem 

MIT. Der MIT hat die Echtheit men worden sind? Güney sagt in Mord erscheint in diesem Fall A 

der Aufnahme und ihre mögli- den Tonbandaufzeichnungen, im Bereich des Möglichen zu lie- IN U 9 e 

che Involvierung bislang nicht dass er zwei Waffen in einem gen. Wie sonst konnten inmit- erscheint wöchentlich und kann in 

geleugnet. Es hieß lediglich, dass Laden mit arabischen Inhabern ten einer europäischen Haupt- gewünschter Stückzahl gegen Übersen- 

man interne Untersuchungen gekauft habe und diese seit acht Stadt drei kurdische Aktivistin- düng des Portos bei der 

anstellen werde. Eine absemie- Jahren kenne. Man muss kein nen, die alle unter Beobachtung ISKU 

ßende Erklärung für diese ange- Spezialist sein um zu wissen, der französischen Behörden Spaldingstr. 130-136 

blichen Untersuchungen blieb dass die Ermittlungen auch auf standen, an einem Ort ermordet 20097 Hamburg 

jedoch aus. Die französischen die Verkäufer der Tatwaffen aus- werden, der ebenso unter der Tel.:040-421 02 845 

Behörden bestätigten hingegen, geweitet werden müssen. ständigen Beobachtung dersel- E-mail: isku@nadir.org 

dass es sich höchstwahrschein- Auch bleibt die Frage offen, wes- ben Behörden stand? bestellt werden, 

lieh bei einer der drei Stimmen halb die deutschen Behörden Soll dieser Verdacht aus der Welt Spenden auf unser Konto: 

auf den Aufzeichnungen, um die noch keine Ermittlungen gegen geschaffen werden, müssen die Postbank Köln, BLZ 37010050 

Stimme Ömer Güneys handele. die Person Ruhi S. gestartet Ermittlungen ausgeweitet und Konto-Nr.: 3968-506 

Die Aufzeichnungen seien aus haben. Dieser Name taucht, wie die Hintermänner der Tat aufge- Weitere Informationen und einen täg- 

Deutschland ins World Wide oben beschrieben, immer wieder deckt werden. Einen anderen liehen Pressespiegel findet Ihr im Inter- 

Web hochgeladen worden, heißt im Zusammenhang mit Güneys Weg gibt es nicht. net unter: 

es aus französischen Ermittler- Person auf. (CA, 26.5., ISKU) www.isku.org 


Es ist offensichtlich, dass diese 
Bemühungen der AKP und 
Geheimdienste vergeblich sind 
und zu keinem Ergebnis führen 
werden. Alle patriotischen 
Familien sollten sich dieser 
neuen Taktik der psychologi¬ 
schen Kriegsführung, die eine 
Beteiligung in der Guerilla 
blockieren soll, bewusst sein 
und sich nicht benutzen lassen. 
Wir rufen alle dazu auf, sich 
dieser schwarzen Propaganda 
bewusst zu sein.“ 

(ANF, 28.5., ISKU) 

Widerstand in Lice gegen 
Ausbau von Militäranlagen 

Trotz des gegenwärtigen 
Lösungs- Friedensprozesses ver¬ 
sucht die AKP den Ausbau von 
Kasernen und Militäranlagen 
der türkischen Armee in Nord¬ 
kurdistan weiter voranzutrei¬ 
ben. Seit drei Tagen gibt es im 
Landkreis Lice, in der Provinz 
Amed, Auseinandersetzungen 
zwischen Sicherheitskräften 
und der Bevölkerung vor Ort, 
die die Bauarbeiten verhindern 
will. 

So haben Jugendliche mithilfe 
eines Lastwagens die Straße 
blockiert und einen ein Meter 
tiefen Graben ausgehoben, um 
die Bauarbeiten zu stoppen. 
Das türkische Militär verlegte 
Spezialeinheiten und mehrere 
gepanzerte Fahrzeuge an den 
Ort und griff die Jugendlichen 
mit Gummigeschossen, Gasgra¬ 
naten und Wasserwerfern an. 
Aufgrund der Proteste der 
Bevölkerung mussten die Bau¬ 
arbeiten vorerst eingestellt wer¬ 
den. 

Die Zweigstelle der BDP in 
Amed verurteilte den Bau der 
Militäranlagen und die Angriffe 
auf die Bevölkerung scharf. In 
einer gestern veröffentlichten 
schriftlichen Erklärung heißt es: 
„Für ein Fortschreiten des Pro¬ 
zesses werden wir wenn nötig 

f emeinsam mit unserer Bevöf- 
erung als lebende Schutzschil¬ 
de in die Operationsgebiete 
gehen.“ (ANF, 27.5., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

jW junge Welt 
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Besuch der HDP-Delegation bei Öcalan 

Die neuesten Entwicklungen 
im Lösungsprozess 


„Besonders in den letzten drei 
Wochen haben die Gespräche 
mit politischen Delegationen 
hier auf der Insel deutlich zuge¬ 
nommen. Der Inhalt der 
Gespräche hat stärker an Kontur 

f ewonnen.“ Mit diesen Worten 
ehrte der stellvertretende Vor¬ 
sitzende der Demokratischen 
Partei der Völker (HDP) Sirn 
Süreyya Önder am 01. Juni von 
seinem Besuch beim inhaftierten 
PKK-Vorsitzenden von der 
Gefängnisinsel Imrali zurück. 

Onder erklärte gegenüber der 
Nachrichtenagentur Firatnews 
(ANF), dass es Öcalan soweit 

E esundheitlich gut geht. Öcalan 
abe auf die Frage nach seiner 
Gesundheit geantwortet, dass 
ihm aufgrund der Verantwor¬ 
tung auf seinen Schultern nichts 
anderes übrig bleibe, als gesund 
zu bleiben, von Zeit zu Zeit 
werde ihm schwindelig, aber 
ansonsten gehe es ihm gesund¬ 
heitlich gut. 

Über den Inhalt des Gesprächs 
beim Besuch erklärte Önder, 
dass sich die Gespräche auf 
Imrali zwischen Öcalan und 
politischen Delegationen des 
türkischen Staates in den letzten 
drei Wochen intensiviert hätten. 
„Zum ersten Mal wurde auch 


über ein Programm und einen 
zeitlichen Ablauf verhandelt. 
Herr Öcalan hat die von ihm 
immer wieder betonten The¬ 
men, also den rechtlichen Rah¬ 
men für die Gespräche, die Auf¬ 
hebung der Barrieren für den 
Raum zur Gestaltung der demo¬ 
kratischen Politik, die Situation 
der kranken Gefangenen und 
die Aufhebung der Anti-Terror¬ 
gesetze im Gespräch mit der 
Delegation behandelt. Die Auf¬ 
nahme dieser Themen in einen 
Aktionskalender ist dabei erst¬ 
mals behandelt worden”, erklärt 
Önder. 

Der HDP-Abgeordnete wies 
auch darauf hin, dass in den ver- 
angenen Tagen ein ähnliches 
tatement vom stellvertretenden 
türkischen Regierungssprecher 
Befir Atalay gegenüber dem 
Fernsehsender Kanal 7 geäußert 
worden war. Atalay habe auch 
erklärt, dass man mit einem 
neuen Programm, einem neuen 
Zeitplan und einem klaren poli¬ 
tischen Willen sich dem 
Lösungsprozess annehmen 
werde. 

Diese Entwicklung bewertete 
Öcalan gegenüber der HDP- 
Delegation als spät aber hoff¬ 


nungsvoll. Die Regierung habe 
bislang stets den Tehler 
gemacht, den Prozess unnötig in 
die Länge zu ziehen. Sie habe 
stets die Wahlen zum Vorwand 
genommen, um den Prozess und 
die kurdische Seite hinzuhalten, 
so Öcalan. Er selbst habe dem- 

f egenüber gewarnt, dass 

adurch der gesamte Prozess an 
Bedeutung verliere und diese 
Haltung der Regierung den 
Gegnern einer Lösung in der 
kurdischen Frage Raum und 
Zeit gebe, eine mögliche Lösung 
zu sabotieren. 

Auch forderte Öcalan die Einbe¬ 
rufung einer unabhängigen 
Beobachterkommission für den 
Prozess. Der PKK-Vorsitzende 
habe der Delegation des Staates 
erklärt, dass eine transparente 
und unter der Kontrolle der 
Öffentlichkeit stattzufindende 
Fortsetzung des Prozesses nötig 
sei. Mit einer Beobachterkom¬ 
mission könne hierbei gewähr¬ 
leistet werden, dass die Inhalte 
der Gespräche in einem mög¬ 
lichst geringen Ausmaß der 
Öffentlichkeit bewusst oder 
unbewusst falsch wiedergegeben 
werden. 

(YÖP, 3.6., ISKU) 


Im Keim erstickt 


Massives Polizeiaufgebot verhin¬ 
dert Demonstration zum Jahrestag 
der Gezi-Park-Proteste in der Tür¬ 
kei. Bundesregierung lobt Erdo- 
gan-Regime für Modernisierung 
des Landes 

Von Nick Brauns 

Panzerfahrzeuge, 50 Wasserwer¬ 
fer und 25000 Polizisten hat die 
türkische Regierung in Istanbul 
aufgeboten, um Demonstratio¬ 
nen zum ersten Jahrestag der 
landesweiten Gezi-Park-Proteste 
bereits im Keim zu ersticken. 
»Um die Welt daran zu erinnern, 
daß wir unsere Forderungen und 
Erfolge nicht vergessen haben, 
wird die Taksim-Solidarität auf 
den Straßen am Taksim-Platz 
sein«, hatte ein Bündnis aus 
Bürgerinitiativen, Gewerkschaf¬ 
ten und linken Aktivisten Prote¬ 


ste für Samstag angekündigt. 
Die Polizei habe »eindeutige 
Anweisungen«, keinerlei 

Demonstrationen am Taksim- 
Platz zuzulassen, drohte derweil 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan wenige Stunden vor der 
geplanten Demonstration ein 
hartes Vorgehen der Sicherheits¬ 
kräfte an. Um zu verhindern, 
daß Demonstranten in die 
Innenstadt gelangten, wurde der 
Fährverkehr über den Bosporus 
ausgesetzt, die Metro-Station am 
Taksim geschlossen und das 
Stadtgebiet von Polizeihub¬ 
schraubern überwacht. 

Aufgrund der massiven Polizei¬ 
präsenz gelangten lediglich eini¬ 
ge Hundert Demonstranten in 
die zum Taksim führende Fuß- 

f ängerzone Istiklal Caddesi. Die 
ölizei löste selbst kleinste Ver¬ 


sammlungen hier und in ande¬ 
ren Teilen der Stadt mit Wasser¬ 
werfern, Gasgranaten und Pla¬ 
stikgeschossen auf, zahlreiche 
Menschen wurden verletzt. Nur 
der Abgeordnete der linken 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker (HDP), Sirri Süreyya Önder, 
der den letztjährigen Wider¬ 
stand im Gezi-Park angeführt 
hatte, konnte auf dem Taksim- 
Platz einen Blumenstrauß zum 
Gedenken an die Opfer der Poli¬ 
zeibrutalität niederlegen. 

Rund 120 Menschen wurden 
nach Polizeiangaben bis Samstag 
abend in Istanbul festgenom¬ 
men. Auch ein Team des US- 
Senders CNN wurde während 
einer Liveschaltung auf dem 
Taksim-Platz von der Polizei 
abgeführt, ln der Haupstadt 
AnT tara und weiteren Orten der 


Meldungen: 

Sert: 20 Festnahmen im Rah¬ 
men der KCK-Operationen 

Während es in den letzten 
Monaten bei mehreren KCK- 
Verfahren zu einer Vielzahl von 
Haftentlassungen gekommen 
ist, wurden in den Morgenstun¬ 
den des 04. Juni in Sert (Siirt) 
20 Menschen bei Hausrazzien 
mit dem Vorwurf der KCK- 
Mitgliedschaft festgenommen. 
Erstmals kam es im April 2009 
zu Festnahmen im Rahmen der 
sog. KCK-Operationen. In der 
Folgezeit wurden tausende kur¬ 
dische politische Aktivistinnen 
in der Türkei und Nordkurdi¬ 
stan festgenommen. Zwischen¬ 
zeitlich war von bis zu 10.000 
KCK-Gefangenen die Rede. 
Während die meisten eröffneten 
KCK-Verfahren weiterlaufen, 
wurde mittlerweile ein Teil der 
Gefangenen aus der Haft entlas¬ 
sen. (ANF, 4.6., ISKU) 

Nordkurdistan/Türkei: Weitere 
Verhaftungen 

Spezialeinheiten der türkischen 
Polizei durchsuchten am 5. Juni 
in den frühen Morgenstunden 
in Gever (Yüksekova) einige 
Häuser. Fünf Frauen wurden im 
Laufe der Razzien festgenom¬ 
men und ins Polizeipräsidium 
von Colemerg überfuhrt. Der 
Grund für ihre Festnahme 
wurde noch nicht bekanntgege¬ 
ben. 

ln Merdin (Mardin) wurden 
ebenfalls drei Personen bei Raz¬ 
zien festgenommen. Unter 
ihnen Mehmet Toprak §., Mit- 

f lied des Stadtrates sowie sein 
ohn. Auch hier blieben bisher 
die Begründungen der Festnah¬ 
men aus. (ANF, 5.6., ISKU) 

Kanton Cizire: Erster Kongress 
der Jugendbewegung 

Die Revolutionäre Jugendbewe¬ 
gung des Kantons Cizire hat am 
1. Juni in Rimelan ihre erste 
Konferenz abgehalten. Bei der 
Konferenz, an der 180 Delegier¬ 
te teilnahmen, wurde die politi¬ 
sche und organisatorische Situa¬ 
tion diskutiert und wichtige 
Beschlüsse gefällt. Bei der 
Bewertung der politischen Lage 
wurde festgehalten, dass gegen 
die Bevölkerung von Rojava 
und gegen den Aufbau der 
Demokratischen Autonomie 
schmutzige Pläne von Seiten 
der Türkei, dem Iran, Syrien 
und der PDK verfolgt werden. 
Die Jugendlichen haben dazu 
aufgeruren, sich der YPG und 
YPJ anzunehmen, um diese 
Pläne ins Leere laufenzulassen. 
Einige Beschlüsse der Konfe¬ 
renz: 




ISIS verübt Massaker an Zivil 
bevölkerung in Sere Kaniye 


Am 29. Mai überfielen Mitglie¬ 
der der islamistischen Organisa¬ 
tion „Islamischer Staat Irak und 
Syrien“ (ISIS) drei Dörfer in der 
Region Sere Kaniye und verüb¬ 
ten ein Massaker an der Zivilbe¬ 
völkerung. Nach bisherigen 
Erkenntnissen befinden sich 
mindestens 16 Menschen unter 
den Opfern, darunter auch Kin¬ 
der und Frauen. 

Die Islamisten rückten bereits 
am Mittwochabend mit Panzern 
und schweren Waffen aus der 
Region Til Ebyad und Raqqa in 
Richtung Sere Kaniye vor. Sie 
überfielen bei ihrem versuchten 


Vorstoß die Dörfer Tileliye, El 
Qoncak und Timad. Zunächst 
explodierte eine Autobombe im 
Dorf Timad. Anschließend ver¬ 
übte ISIS in den von Yeziden 
bewohnten Dörfern Tileliye und 
El Qoncak ein Massaker an der 
Zivilb evölkerung. Allein in Tile¬ 
liye wurden 15 Menschen 
ermordet. In Timad wurde min¬ 
destens ein Zivilist von den Isla¬ 
misten hingerichtet und drei 
weitere wurden entführt. Über 
die Gesamtanzahl der Opfer in 
den drei Dörfern gibt es aller¬ 
dings noch keine sicheren 
Erkenntnisse. Die Dörfer befin¬ 
den sich knapp 20 km südwes t- 


Bericht zufolge haben nach einer 
Gesetzesänderung im Jahre 
2013 460 Gefangenen einen 
Antrag auf vorzeitige Entlassung 
wegen Erkrankung gestellt. Von 
ihnen wurden im Laufe des Jah¬ 
res jedoch nur in 43 Fällen der 
Vollzug ausgesetzt, Der Bericht 
enthält auch eine Übersicht über 
die Zahl von Gefangenen, die in 
den Jahren 2009-2013 in Haft 


verstarben. 


Jahr 

Todesfälle 

2009 

287 

2010 

307 

2011 

321 

2012 

346 


ten, hatten vor einem Jahr lan¬ 
desweite Proteste von mehreren 
Millionen Menschen gegen die 
autoritäre AKP-Herrschaft aus¬ 
gelöst. Neun Demonstranten 
wurden bei Polizeiübergriffen 
getötet oder starben später an 
den Folgen exzessiven Reizgas¬ 
einsatzes oder Verletzungen 
durch Gasgranaten. Bislang 
wurde keiner der verantwort¬ 
lichen Polizisten zur Rechen¬ 
schaft gezogen. Dagegen wurden 
rund 5600 Demonstranten 
wegen ihrer Beteiligung an den 
letztjährigen Protesten verur¬ 
teilt. Am 12. Juni beginnt in 
Istanbul ein Prozeß gegen 31 
Mitglieder der Taksim-Solidari- 
tätsplattform. Ihnen wird 


lieh vom Stadtzentrum von Sere 
Kaniye und standen zum Zeit¬ 
punkt des Angriffs der Kontrolle 
der kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG). 

Nach den Angriffen auf die Dör¬ 
fer kam es in der Region zu 
schweren Auseinandersetzungen 
zwischen ISIS und den YFG- 
Kräften. Nach den Angaben der 
YPG musste ISIS bei den Aus¬ 
einandersetzungen schwere Ver¬ 
luste hinnehmen. In den Reihen 
der YPG kamen bislang 16 
Kämpferinnen und Kämpfer 
ums Leben. 

(CA, 30.5., ISKU) 


• Ausweitung des Widerstandes 
zur Verteidigung der Revolu¬ 
tion in Rojava. 

• Verstärkung des ideologischen 
Kampfes gegen die verräterische 
Linie (der PÜK) 

• Arbeiten für die internationa¬ 
le Anerkennung der demokrati¬ 
schen Selbstverwaltung in Roja¬ 
va 

• Aufbau von Komitees für die 

Selbstverteidigung und 

Anschluss von 2000 Jugend¬ 
lichen an die YPG/YPJ 

• Eröffnung von kulturellen 
Institutionen für kulturelle 
Arbeiten 

• Verstärkung der Arbeiten im 
Bereich Sport und Kunst 

• Realisierung von Festivals für 
den Jahrestag der Revolution 
des 19. Julis. 

(ÖG, 4.6., ISKU) 

Sprengstoffanschlag in Qamijlo 

Rojava, Kanton Cezire - Nach 
aktuellen Informationen explo¬ 
dierte am Donnerstagmorgen 
im Auto von Ebdullah Fieci 
Qertemini in Qamiflo eine 
Bombe. Qertemini war Mit¬ 
glied der Volksversammlung im 
Bezirk Kornt§. Der 59-Jährige 
kam bei dem Anschlag ums 
Leben. Bis jetzt gibt es noch 
keine Informationen darüber, 
wer für den Anschlag verant¬ 
wortlich ist. 

(hawarneu>s,5.6., ISKU) 

Erneut Jugendlicher von türki¬ 
schen Soldaten an der Grenze 
zu Rojava getötet 

Efrin - Soldaten der türkischen 
Armee eröffneten in der Nacht 
zum 5. Juni das Feuer auf 
Jugendliche aus Rojava, die 
Seife in einer türkischen Grenz¬ 
stadt verkaufen wollten. Dabei 
wurde der 13-jährige Mihem- 
med R. getötet. Zwei weitere 
Jugendliche wurden verletzt, 
konnten aber zurück in ihr 
Dorf gelangen. 

Bewohner der Ortschaft konn¬ 
ten den Leichnam von Mihem- 
med zurückholen. Sie berichte¬ 
ten, dass der Körper des Getöte¬ 
ten deutliche Spuren zeigten, 
dass er mit Füßen getreten wor¬ 
den sei. 

(hawarnews,5.6., ISKU) 
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Bericht zu kranken Gefangenen in der Türkei 


Nach einer Meldung bei Bianet 
vom 8. Mai 2014 hat der Abge¬ 
ordnete der Demokratischen 
Partei der Völker (HDP) für die 
Provinz §trnak, Faysal Sariyildiz 
dem Staatspräsidenten Abdullah 
Gül bei seiner Reise nach Geor¬ 
gien einen Bericht zu kranken 
Gefangenen übergeben. Der 
Bericht wurde von den Abgeord¬ 
neten für Van, Kemal Aktaf, für 
Mardin, Gülser Yildirim, für 
§irnak, Selma Irmak, für Urfa, 
Ibrahim Ayhan und Faysal 
Sariyildiz erstellt. Demnach 
befinden sich in den Haftanstal¬ 
ten der Türkei 619 kranke 
Gefangenen, von denen 220 
schwer erkrankt sind. Dem 


Im Keim erstickt 


Türkei kam es ebenfalls zu Aus¬ 
einandersetzungen. Nahe der 
kurdischen Stadt Lice attackier¬ 
ten Soldaten mit scharfen 
Schüssen Dorfbewohner, die seit 
Tagen mit Straßenbesetzungen 
gegen den Bau eines Militär¬ 
stützpunktes protestieren. Paro¬ 
len wie »Lice grüßt den Gezi- 
Widerstand« zeigen das zuneh¬ 
mende Zusammenwachsen der 
Protestbewegung gegen Erdogan 
in der Westtürkei und dem kur¬ 
dischen Osten. 

Das brutale Vorgehen der Polizei 
gegen Umweltschützer, die die 
Bebauung des Gezi-Parks am 
Taksim-Platz mit einem Ein¬ 
kaufszentrum verhindern woll- 
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2013 316 

Summe 157 7 

Das Justizministerium hatte im 
Dezember 2013 bekannt gege¬ 
ben, dass in den letzten 13 Jah¬ 
ren 2.300 Gefangene in Haft 
verstorben sind. Der IHD und 
die TIHV ermittelten Anfang 
2014, dass unter den Gefange¬ 
nen 544 erkrankt sind. Von 
ihnen litten 163 Menschen an 
schweren Erkrankungen. Der 
Jahresbericht 2013 des IHD 
nannte 554 Kranke unter den 
Gefangenen, von denen 162 
schwer erkrankt waren. 
http-.Uwww. tuerkeifornm. net/Mel 
dtmgen_m_Mai_2014 


Rädelsführerschaft bei der Bil¬ 
dung einer kriminellen Vereini- 

f ung und Widerstand gegen die 
taatsgewalt vorgeworfen. 

»Die Türkei ist weiter als ein 
Drittel der EU«, lobte unterdes¬ 
sen der deutsche Europa-Staats- 
minister Michael Roth am 
Samstag in Istanbul Fortschritte 
bei der »Modernisierung« des 
Landes. Von einem Schlag ins 
Gesicht aller freiheitsliebenden 
Menschen sprach angesichts die¬ 
ser Äußerungen Sevim Dagde- 
len, Obfrau der Linksfraktion 
im Auswärtigen Ausschuß des 
Bundestages. 

(jW, 2.6, ISKU) 
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YPG ist für die Verteidigung 
Südkurdistans bereit 


Die Volksverteidigungseinheiten 
Rojavas (YPG) geben bekannt, 
dass sie bereit sind, erfahrene Ein¬ 
heiten der YPG nach Südkurdi¬ 
stan zu schicken, um gemeinsam 
Südkurdistan gegen die Dschiha- 
disten von Islamischer Staat Irak 
und Syrien (ISIS) zu verteidigen. 
Die YPG erklärte, dass sie mit der 
Bevölkerung und den Peschmer- 
gas Südkurdistans gegen die radi¬ 
kalen islamistischen Gruppen ste¬ 
hen und dass ein Angriff auf Süd¬ 
kurdistan zugleich ein Angriff auf 
die gesamte Bevölkerung Kurdi¬ 
stans sei. 

Die YPG gab am Dienstag zu den 
Angriffen von ISIS in Südkurdi¬ 
stan eine schriftliche Erklärung 
ab: „Die Terroranschläge von Isla¬ 
mischer Staat Irak und Syrien 
(ISIS) in den Städten Chanaqin, 
Celwela und Tuz Khurmatu auf 


die Gebäude der YNK (Partei der 
Patriotischen Union Kurdistans) 
führten zu dutzenden Toten und 
Verletzten in Südkurdistan. Diese 
Massaker an der Zivilbevölkerung 
in der Provinz Mossul sind 
Angriffe auf die gesamte kurdi¬ 
sche Bevölkerung. TDiese Anschlä- 

f e sind gegen die Erfolge der 
lurdlnnen gerichtet, die sie 
durch ihren Widerstand erreicht 
haben.“ 

Seit mehr als einem Jahr übe ISIS 
Angriffe auf die kurdische Bevöl¬ 
kerung aus. „Wir, die kurdischen 
Volks Verteidigungseinheiten 
(YPG), bekämpfen die radikalen 
islamistischen Gruppen seit ein¬ 
einhalb Jahren. Wir haben immer 
wieder erklärt, dass von ISIS 
Pläne geschmiedet werden, die 
kurdische Bevölkerung zu liqui¬ 
dieren. Im Rahmen unseres 


Kampfes gegen diese Gruppen 
haben wirTrfahrung gesammelt, 
unsere Kämpferinnen naben mit 
ihrem aufopferungsvollen Kampf 
Geschichte geschrieben.“ 

Die YPG sei bereit Südkurdistan 
zu unterstützen. „Die YPG teilt 
das Leid der Bevölkerung Süd¬ 
kurdistans und spricht den Fami¬ 
lien der Opfer ihr Beileid aus und 
wünscht den Verletzten eine zeit¬ 
nahe Genesung. Wir stehen an 
der Seite unserer Bevölkerung 
Südkurdistans und der Peschmer- 
ga gegen die Angriffe der radika¬ 
len Islamisten und sind bereit, 
mit unseren erfahrenen Einheiten 
zu unterstützen.“ 

Zum Ende der Erklärung ruft die 
YPG zur Einheit auf: „Wir rufen 
die gesamte kurdische Bevölke¬ 
rung zu einer starken Geschlos¬ 
senheit auf.“ (ANF, 10.6., ISKU) 


Türkischer Staat ermordet 
zwei Menschen in Piran 


Bei den seit mehr als zwei 
Wochen anhaltenden Protesten in 
Piran (Lice) in der Provinz Amed 
(Diyarbakir) ist es zu Toten 

f ekommen. Der türkische Staat 
at am 7. Juni gegen 16.30 Uhr 
mit Militär- una Polizeikräften 
die Demonstrantlnnen angegrif¬ 
fen. Das Militär hat hierbei nach 
Angaben der örtlichen Bevölke¬ 
rung mit scharfer Munition auf 
die Menschen geschossen und 
zwei Menschen ermordet. 

Die türkischen Medien sprechen 
derzeit von lediglich einem Toten. 
Es soll sich hierbei um den 26- 
jährigen Ramazan Baran handeln. 
Laut Angaben der Nachrichtena¬ 
gentur Diele (DIHA) sind es hin¬ 
gegen insgesamt zwei Tote. Bei 
der zweiten Toten handelt es sich 
um Baki Akdemir. ln den Abend¬ 
stunden nach der Tat machten 
sich große Teile der Bevölkerung 
von Piran mit Taschenlampen auf 
dem Weg in Richtung des 
Tatorts, um die Leichname der 
Opfer zu finden. 

Die BDP-Abgeordnete aus Amed 
(Diyarbakir) Nursei Aydogan 
erklärte nach der Tat, dass die 
Bevölkerung mit ihrem Protest 
gegen neue Militärstationen für 
den Frieden auf die Straßen geht. 
„Doch ich brauche zur Haltung 
des türkischen Staates demgegen¬ 
über nichts weiter zu sagen. Die 


Tatsache, dass es hier Tote gibt, 
spricht für sich selbst”, so 
Aydogan. 

Nach der Ermordung der zwei 
Menschen hat sich vor dem Diele 
Krankenhaus in Amed, wohin 
der Leichnam von Baran gebracht 
worden ist, eine Menschenmenge 
gebildet, um gegen den Angriff 
des Staates auf die Demonstran¬ 
ten zu protestieren. Doch auch 
dort griffen türkische Sicherheits¬ 
kräfte die Menschen mit Gasgra¬ 
naten an. ln der gesamten Stadt 
von Amed ist seit den Morden 
von Piran eine verstärkte Polizei¬ 
präsenz zu spüren. Unterdessen 
gab das Krankenhaus bereits in 
einem Autopsiebericht die Todes¬ 
ursache von Baran bekannt. Der 
26-Jährige ist demnach durch 
zwei Kugeln in den Rücken 
ermordet worden. Der Leichnam 
von Akdemir wurde in das Kran¬ 
kenhaus von Piran gebracht. 

Seit der Tat hindert das Militär 
Journalistinnen daran, den Ort 
des Geschehens zu besuchen. 
Währenddessen gibt es von 
Staatsseite bislang allein vom 
Gouverneur von Amed eine Stel¬ 
lungnahme. ln dieser ist die Rede 
von einem Toten und es wird ver¬ 
sucht, die Ermordung zu rechtfer¬ 
tigen, indem von einem bewaff¬ 
neten Angriff auf das Militär 
gesprochen wird, auf das angeb¬ 


lich geantwortet wurde. Die 
Demonstrantlnnen sprechen 
dagegen von wahllosen Schüssen 
in die Menge, wodurch es neben 
den beiden Todesfällen auch zu 
zwei Verletzten gekommen sei. 
Bereits Ende Juni letzten Jahres 
hatte das türkische Militär in 
Piran bei Protesten gegen den Bau 
von neuen Militärstationen ange- 

f riffen und den 18-jährigen 
4edeni Yildirim ermordet. 

KCK: Die revolutionären Volks- 
aufstände müssen erhöht werden 
Der Kovorsitz der Gemeinschaft 
der Gesellschaften Kurdistans 
(KCK) hat anlässlich der Ereig¬ 
nisse eine Erklärung veröffent¬ 
licht, die wir im Folgenden in 
gekürzter Fassung wiedergeben: 
„Zu allererst grüßen wir den vom 
unserer heldenhaften Bevölke¬ 
rung von Piran gezeigten Wider¬ 
stand gegen den AKP-Fa- 
schismus. wir verbeugen uns mit 
Respekt vor den Gefallenen Baran 
und Baki Akdemir. Wir verspre¬ 
chen, dass wir ihren Widerstand 
zum Erfolg führen werden und 
richten allen Familien der Gefal¬ 
lenen und der gesamten kurdi¬ 
schen Gesellschaft unsere Beileid 
aus. (...) 

Die AKP-Regierung hat von 
Anfang an keine positiven Schrit¬ 
te zu den von unserem Vorsitzen- 

-fr- 


Meldungen: 

Vier Studenten in Sert verhaltet 

Gegen die vier Studenten, die 
am 4. Juni in Sert (Siirt) bei 
Hausdurchsuchungen festge¬ 
nommen wurden, sind nun 
Haftbefehle ausgestellt worden. 
Den Studenten namens Abdul¬ 
lah D,, Mücahit O., Idris A. 
und Omer E. wird von der 
Staatsanwaltschaft die„Rekru- 
tierung neuer Mitglieder für die 
Oiganisation“ (gemeint ist die 
PKK) vorgeworren. Die verhaf¬ 
teten Studenten wurden in das 
geschlossene E-Typ-Gefängnis 
in Sert gebracht. 

(ÖG, 6.6., ISKU) 

Türkei: Prozeß gegen 
Selek neu aufgerollt 

Der Prozeß gegen die türkische 
Soziologin und feministische 
Aktivistin Pinar Selek muss neu 
verhandelt werden. Das Oberste 
Berufungsgericht der Türkei hat 
einer Klage der wegen ihrer 
angeblichen Beteiligung an 
einem Bombenanschlag Verur¬ 
teilten aufgrund von Formfeh¬ 
lern stattgegeben. Selek wird 
beschuldigt, 1998 als Mitglied 
der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) eine Bombe auf dem 
Ägyptischen Basar in Istanbul 
gelegt zu haben. Der polizeili¬ 
che Abschlußbericht kam zu 
dem Ergebnis, daß ein defekter 
Gasbehälter für die Explosion 
verantwortlich war. Am 24. 
Januar 2013 wurde sie in Abwe¬ 
senheit zu lebenslanger Haft 
unter erschwerten Bedingungen 
verurteilt. Die im Exil lebende 
Selek strebt dagegen einen Frei¬ 
spruch an. (jw, 12.6, ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
jW junge Welt 

ÖG Özgür Gündem 


Termine: 

Rojava 

Basisdemokratie inmitten des 
Syrienkrieges 

Im Mai war eine Delegation der 
Kampagne TATORT Kurdistan 
vier Wochen in Rojava. Die 
Teilnehmerinnen der Delega¬ 
tion berichten auf verschiede¬ 
nen Veranstaltungen von ihrer 
Reise und über die aktuellen 
Entwicklungen in Rojava. 

Bremen 

Dienstag, 17. Juni, 18 Uhr 

" Festival contre le racisme" 
Hochschule Bremen (Neustadt¬ 
wall), Raum SI 358 




»Wir werden von vier Seiten 

blockiert« 


Gespräch mit Saleh Gheddo, Vor¬ 
sitzender der »Kurdischen Demo¬ 
kratischen Linkspartei« und 
Außenminister der im Februar 
gebildeten Übergangsregierung 
von Cizire. 


In den vergangenen Wochen gab es 
in Al Hasaka im Nordosten Syriens 
Kämpfe zwischen syrischen Truppen 
und Kurdischen Volksverteidigungs¬ 
einheiten (YPG). Droht nun ein 
Krieg zwischen der syrischen Regie¬ 
rung und den Kurden? 

Wir haben von Anfang an nicht 
gegen das syrische Regime 
gekämpft, weil wir damit nur die 
terroristischen Banden gestärkt 
hätten. Die Angriffe in dieser 
Stadt, in der außer Kurden auch 
Araber und Christen leben, gin¬ 
gen nicht von der syrischen 
Armee aus, sondern von regime¬ 
nahen Schabiha-Milizen. In Alep¬ 
po allerdings haben syrische Sol¬ 
daten mehrfach kurdische Stadt¬ 
viertel beschossen. In solchen Fäl¬ 
len geht die YPG zur Verteidi¬ 
gung über. Unser Ziel ist es, die 
Kantone von Rojava zu schützen. 


Vergangene Woche fanden erstmals 
in Syrien Präsidentschafiswahlen 
mit Gegenkandidaten zu Präsident 
Baschar al-Assad statt. Warum 
hatte sich Ihre Übergangsregierung 
in Rojava gegen eine Wählbeteili- 

^X7ir haben die Befürchtung, daß 
diese vom Ausland nicht aner¬ 
kannte Wahl die Probleme nur 
vergrößert. Wir sind nicht grund- 
sätäich gegen Assad, aber es ist 
eine Tatsache, daß es unter seiner 
Herrschaft zu Tausenden Toten, 
Millionen Flüchtlingen, Elend 
und Leid gekommen ist. Aus 
unserer Sicht wäre es besser, wenn 


er sich um ein Ende des Krieges 
bemühen würde, anstatt sich bei 
einer Wahl in den Vordergrund 
zu stellen. Es ist einfach Keine 
Zeit für Wahlen in Syrien. 

Wie sind Ihre Beziehungen zu dem 
vom Westen anerkannten Opposi¬ 
tionsbündnis der »Nationalen 
Koordination der syrischen Revolu- 
tions- und Oppositionskräfte« (Eti- 
laf) 

Meine Partei ist zwar Mitglied in 
der Etilaf, aber wir boykottieren 
die Sitzungen, weil dieses Bünd¬ 
nis die Rechte der Kurden nicht 
anerkennt. Als Übergangsregie¬ 
rung sind wir zur Zeit dabei, 
Gespräche mit der syrischen 
Opposition aufzunehmen. Unser 
Ziel ist eine einheitliche Opposi¬ 
tion innerhalb und außerhalb 
Syriens. 

Wie reagieren die Nachbarländer 
auf die Entwicklungen in Rojava? 
Die humanitäre Situation hat sich 
im letzten halben Jahr drastisch 
verschlechtert, denn Rojava wird 
von vier Seiten blockiert: von der 
Türkei, Südkurdistan (Nordirak), 
dem Baath-Regime Assads und 
terroristischen Banden wie dem 
»Islamischen Staat im Irak und 
Syrien« (ISIS). Alle fünf Grenz¬ 
übergänge zur Türkei sind 
geschlossen. Wer dennoch ver¬ 
sucht, hinüberzugehen, wird 
erschossen. Der Präsident der 
kurdischen Autonomieregion im 
Nordirak, Massud Barsani, hat 
sogar einen Graben entlang der 
Grenze ausheben lassen. Er steht 
unter dem Druck der Türkei. 
Wenn man nach Erbil schaut - 
der Hauptstadt dieser Region - 
sieht man überall den türkischen 
Einfluß auf die Wirtschaft. Ein 


großes Druckmittel sind die 
Olgeschäfte zwischen der Türkei 
und Kurdistan. 

Gibt es nicht auch eine Systemkon¬ 
kurrenz zwischen dem feudali¬ 
stisch-neoliberal geprägten, von 
Petrodollars abhängigen Regie¬ 
rungssystem Barzanis und der auf 
Räten und Wirtschaftskooperativen 
basierenden Selbstverwaltung in 
Rojava? 

Barzani ist damit gescheitert, mit 
seinen Parteien in Rojava die 
Oberhand zu erlangen. Nun hat 
er Angst, daß unser Projekt der 
demokratischen Selbstverwal¬ 
tung funktioniert. Wenn dieses 
Beispiel auf Südkurdistan über¬ 
schwappt, könnte es sich der dor¬ 
tigen Bevölkerung als Alternative 
anbieten. Dennoch wollen wir 
gute Beziehungen zu Barzani. 

Andere, teilweise in der siidkurdi- 
schen Regionalregierung vertretene 
Parteien wie die »Patriotische 
Union Kurdistans« und die »Bewe- 
gimg für den Wandel« haben die 
Ubergangsregierungen von Rojava 
anerkannt, wieso kann Barzani 
alleine über die Grenzen bestim¬ 
men? 

Barzani hat seine Befugnisse 
überschritten, weil seine »Demo¬ 
kratische Partei« zu Beginn unse¬ 
res Aufstandes die stärkste Kraft 
in Südkurdistan war. Doch seit 
den letzten Wahlen dürfen auch 
die anderen Parteien mitreden 
und müssen jetzt ihren Einfluß 
geltend machen. Um die gegen 
uns gerichteten Pläne der Nach¬ 
barstaaten zu stoppen, brauchen 
wir die Einheit der Kurden eben¬ 
so wie gute Beziehungen zu ande¬ 
ren Ethnien und Glaubensge¬ 
meinschaften. (jW, 11.6., ISKU) 


-^Türkischer Staat ermordet... 


den und unserer Bewegung geta¬ 
nen Schritten gezeigt und war 
immer in einer Kriegsvorberei¬ 
tung mit schmutziger Propagan¬ 
da. während sie auf der einen 
Seite mit einer falschen und 
heuchlerischen Art vom Prozess 
spricht, baut sie auf der anderen 
Seite hunderte neue Militärpo¬ 
sten und Staudämme mit militä¬ 
rischem Nutzen. Die Zahl von 
Dorfschützern hat sie erhöht, ln 
Kurdistan hat sie neue Militärs 
platziert, über den von der Gue¬ 
rilla kontrollierten Gebieten lässt 
sie Kriegs- und Aufklärungsdroh¬ 
nen fliegen, die politischen Ope¬ 
rationen [Repression] werden 
weitegeführt. Die AKP-Macht, 
die die Existenz und die Freiheit 
der kurdischen Gesellschaft nicht 
anerkennt, hat mit der von ihr 
genannten Lösung, die nichts 
anderes bedeutet als Hinhalten 
um Zeit zu gewinnen, nichts 
anderes im Sinn als die Zerschla¬ 
gung unserer Bewegung. (...) 


Der AKP-Staat, dem die seit 
Monaten andauernden Kriegs¬ 
vorbereitungen nicht reichen, Kat 
nun ein Massaker verübt. Mit 
tausenden Soldaten und Polizei¬ 
kräften liess er die gegen den Bau 
von Militärposten protestierende 
heldenhafte Bevölkerung von 
Piran angreifen. Die Rufen unse¬ 
rer Bevölkerung nach einer 
demokratischen Lösung und Frie¬ 
den hat sie mit einem Massaker 
beantwortet. (...) Mit unserer 
Betonung, dass kein Angriff und 
Massaker des AKP-Staats ohne 
Antwort bleibt, rufen wir in den 
Metropolen Kurdistans und der 
Türkei zu den größten und radi¬ 
kalsten Volksaufständen auf, die 
sich den Gefallenen von Piran 
annehmen. Wir grüßen den wür¬ 
devollen und großen Widerstand 
unserer Gesellschaft in Piran, 
Meskan und Sax. (...) 

Es gibt in der Geschichte der Frei¬ 
heitskämpfe der Völker keinen 
Sieg, in dem nicht die Jugend und 


die Frauen die Vorreiterrolle inne¬ 
hatten. (...) Für ein freies und 
ehrenhaftes Leben, für die Selbst¬ 
bestimmung der kurdischen 
Gesellschaft und die Freiheit des 
Vorsitzenden Apo rufen wir die 
kurdischen Jugendlichen, junge 
Frauen und Männer und die tür¬ 
kische revolutionäre Jugend auf, 
sich den Reihen der Guerilla 
anzuschließen. 

Die türkische Gesellschaft, alle 
revolutionäre-sozialistischen de¬ 
mokratischen Kräfte, müssen 
Schulter an Schulter mit den von 
der kurdischen Gesellschaft ent¬ 
wickelten Aufständen den Wider¬ 
stand gegen den AKP-Faschismus 
erhöhen. (...) Für eine demokra¬ 
tische Türkei und ein freies Kur¬ 
distan rufen wir alle Kräfte dazu 
auf, sich mit dem Widerstand in 
Piran, Meskan und Sax zu solida¬ 
risieren und den revolutionären 
Volksaufstand in der Türkei und 
in Kurdistan zu erhöhen.“ 

(ANF, 7/8.6., ISKU) 


Bonn 

Dienstag, 17. Juni, 19 Uhr 
La Victoria, Bornheimer Str. 57 

Hamburg 

Mittwoch, 18. Juni, 19 Uhr 

W3, Nernstweg/Gaußstr., 
Hamburg-Ottensen 

Köln 

Mittwoch, 18. Juni, 19.30 Uhr 
Naturfreundehaus Köln Kalk, 
Kapellenstr. 9a (U-Bahn Kalk 
Kapelle, Linien 1 und 9) 

10. Zilan Frauenfestival 
Das 10. Zilan Frauenfestival 
wird im Dortmunder Wisch¬ 
lingenpark am 14.6.2014 zwi¬ 
schen 10-19 Uhr stattfinden. 
Das diesjährige Festival findet 
unter dem Motto: „Mit freien 
Frauen zu einer demokratischen 
Gesellschaft“ statt. Auch in die¬ 
sem Jahr lädt Ceni — Kurdisches 
Frauenbüro für Frieden Frauen 
aus allen Ländern ein, um Frau¬ 
en die Möglichkeiten zu geben, 
sich und ihre Arbeit besser ken¬ 
nenzulernen und ihre Kräfte zu 
bündeln. 

Im ersten Teil des Festivals von 
10 bis 13 Uhr wird es eine 
Diskussionsveranstaltung zum 
Thema „Die Rolle der Frauen 
im Aufbau einer demokrati¬ 
schen Gesellschaft“ mit Refe- 
rentinnen von verschiedenen 
Frauenorganisationen, Infor¬ 
mationsstände und Lesungen 
von Kurzgeschichten und 
Gedichten im Literaturzelt 
geben. Kunsthandwerkerinnen 
und Frauenkulturgruppen aus 
verschiedenen Regionen sind 
eingeladen, ihre Arbeiten vor¬ 
zustellen. Bilder- und Fotoaus¬ 
stellungen vermitteln einen 
Einblick in die Phantasien und 
das Leben von Frauen. 

Die Konzerte verschiedener 
Sängerinnen und Frauenmusik¬ 
gruppen stellen den Schwer¬ 
punkt des zweiten Teils des 
Festivals dar: Die Frauenmusik¬ 
gruppe Denge Xwezaye, Mizgin 
Tahir, Pinar Yildiz und Ro|da 
singen Lieder über die Sehn¬ 
süchte von Frauen und ihrem 
Wiederstand. Die Tamilische 
Tanzgruppe und Bien ä Vous 
aus Frankreich werden uns ihre 
Volkstänze näher bringen. 
Samstag, 14. Juni 2014 von 10 — 
19 Uhr; Wieschlinger Park, 
Wischlingerweg in 44149 Dort¬ 
mund; S-Bahn Haltestelle Dort¬ 
mund- Wischlingen 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Eine Bewertung von Civaka Azad zu den aktuellen Entwicklungen in 

Syrien und im Irak 

Wer steht hinter ISIS? 


Es sollen 2.000 bis 3.000 Angrei¬ 
fer gewesen sein. Ihnen gegenüber 
standen wohl 25.000, die die 
Aufgabe hatten, den Angriff 
abzuwehren. Andere sprechen 
sogar von 800 Angreifern, die es 
mit 30.000 auf der Gegenseite zu 
tun hatten. Welche Zahlen nun 
auch stimmen mögen, Tatsache 
ist, dass die Angreifer erfolgreich 
waren, und das anscheinend ohne 
Yerluste. Die Rede ist von der 
Übernahme der Stadt Mossul 
durch die islamistische Organisa¬ 
tion „Islamischer Staat Irak und 
Syrien“ (ISIS). Auf der Gegensei¬ 
te stand das irakische Heer, doch 
von „Gegenseite“ kann eigentlich 
ar nicht gesprochen werden, 
enn das irakische Heer überließ 
die Stadt freiwillig den Islamisten. 
Nun fragen sich alle, wie es dazu 
kommen konnte, dass die Islami¬ 
sten ohne Widerstand die Stadt 
Mossul, immerhin die zweitgröß¬ 
te Stadt des Irak, einnehmen 
konnte. 

„Wer verstehen will, wie ISIS 
Mossul eingenommen hat, sollte 
ihre logistische Spur bis zur 
syrisch-türkischen Grenze zu¬ 
rückverfolgen“, erklärt der 
Kolumnist und Nahost-Experte 
Fehim Taftekin in der türkisch¬ 
sprachigen Zeitung Radikal. ISIS, 
zunächst unter dem Namen Taw- 
hid und Dschihad 2003 im Irak 
entstanden, hat es insbesondere 
seit 2013 im syrischen Bürger¬ 
krieg zu internationaler Berühmt¬ 
heit geschafft. Zunächst kämpfte 
sie dort an der Seite der Freien 
Syrischen Armee (FSA) gegen das 
Aissad-Regime. Später wandte sie 
sich gegen die FSA. und bekämpf¬ 
te sie. Zuletzt kam es auch zu bru¬ 
talen Auseinandersetzungen mit 
anderen islamistischen Gruppie¬ 
rungen wie der Al-Nusra-Front 
oder Ahrar al-Sham. Gefürchtet 
wird die Gruppe vor allem wegen 
ihrer Brutalität und Grausamkeit 
im Umgang mit ihren Gegnern. 
Im Videoportal Youtube veröf¬ 
fentlicht sie nach gewonnen 
Schlachten Bilder ihrer ermorde¬ 
ten Gegner. Unterstützung 
erfährt die Organisation vor allem 
von den Golfitaaten Saudi Ara¬ 
bien und Katar, die durch ein 
Erstarken der Islamisten den Ein¬ 
fluss des Irans und der Schiiten in 
der Region zurückzudrängen 
erhoffen 

Doch kommen wir zurück zum 
Zitat von Fehim Taftekin und 
klären auf, was es mit der logisti¬ 
schen Spur der Organisation an 
der türkischen Grenze zu tun hat. 


In Syrien agiert ISIS vor allem 
von den Städten ar-Raqqah und 
Deir ez-Zor aus, beides Städte, die 
unter ihrer Kontrolle stehen. Im 
Norden von ar-Raqqah kontrol¬ 
liert ISIS mindestens zwei Grenz¬ 
übergänge zur Türkei. Und von 
der gegenüberliegenden Seite der 
Grenze haben die Islamisten in 
der Vergangenheit auch großzügi¬ 
ge Unterstützung erhalten. Wän- 
rend die Golfstaaten durch ISIS 
den Einfluss der „schiitischen 
Achse“ in Syrien zurückdrängen 
wollen, war die Organisation für 
die Türkei ein nützlicher Partner, 
wenn es darum geht, die Errun¬ 
genschaften der kurdischen 
Bevölkerung in Rojava (Nordsy¬ 
rien) zu bekämpfen. Denn neben 
den oben genannten Kämpfen 
der ISIS führen die Islamisten seit 
knapp einem Jahr auch einen 
brutalen Krieg gegen die demo¬ 
kratischen Selbstverwaltungs¬ 
strukturen in Rojava, zunächst 
ganz offen, nach internationaler 
Kritik mit verdeckter logistischer 
Unterstützung auch von der 
Regierung in Ankara. (...) 

Als die Türkei den Krieg von ISIS 
gegen Rojava unterstützt hatte, 
warnten kurdische Politiker aus 
der Region, dass das Feuer, wel¬ 
ches die Türkei jenseits ihrer 
Grenze entfache, auch bald sie 
verbrennen werde. Wenn dieser 
Fall noch nicht mit den Anschlä¬ 
gen von Reyhanli eingetreten war, 
so ist er es spätestens nun mit den 
aktuellen Ereignissen im Irak. 
Doch die türkischen Verantwort¬ 
lichen scheinen daraus nicht 
wirklich viel gelernt zu haben. 
Denn während nun in der Türkei 
auf einmal die Wut gegenüber 
ISIS groß ist, hat die Türkei erst 
kürzlich eine erfolgreiche Opera¬ 
tion der anderen beiden islamisti¬ 
schen Gruppierungen in Syrien, 
der Al-Nusra Front und der 
Gruppe Ahrar al-Sham, am tür¬ 
kisch-syrischen Grenzort Kassab 
unterstützt. Mittlerweile ist der 
Ort allerdings wieder unter Kon¬ 
trolle des Baath-Regimes. Eine 
wichtige Anmerkung an dieser 
Stelle sei, dass die Türkei ganz 
aktuell die Al-Nusra Front, den 
offiziellen syrischen Arm der Al- 
Kaida, aus ihrer Terrorliste gestri¬ 
chen hat. 

Warum konnte ISIS ohne Gegen¬ 
wehr Mossul and andere Städte ein¬ 
nehmen? 

Es bleibt die offene Frage, warum 
die ISIS quasi ohne Gegenwehr 
eine Stadt wie Mossul einnehmen 
konnte. Und Mossul ist noch 


nicht einmal ein Einzelfall, auch 
die Geburtsstadt des irakischen 
Ex-Diktators Saddam Hussein 
und seit dem 16. Juni auch die 
zumeist turkmenisch bewohnte 
Stadt Tel Afar stehen bereits unter 
der Kontrolle der ISIS. Ein 
Grund hierfür wird sicherlich 
sein, dass ISIS, ganz im Gegenteil 
zur Situation in Syrien, im Irak 
eine gewisse Sympathie unter der 
sunnitischen Bevölkerung ge¬ 
nießt. Das ist vor allem auf das 
Scheitern des irakischen Minister¬ 
präsidenten Nuri al-Maliki 
zurückzuführen. Dieser hatte 
kaum Wert darauf gelegt, die sun¬ 
nitische Bevölkerung des Landes 
in seiner Politik zu Derücksichti- 
gen. Der schiitische Ministerprä¬ 
sident ist aus diesem Grund auch 
ein verhasster Mann unter den 
Sunniten des Landes. Viele von 
ihnen wünschen sich die Zeit des 
Baath-Regimes unter Saddam 
Hussein zurück. Unter dem Ex- 
Diktator waren die Sunniten im 
Irak an der Macht, unter Maliki 
sind es die Schiiten, jeweils zum 
Leidwesen der anderen Gruppe. 
Kaum verwunderlich ist es, dass 
nun in Mossul auch unterge¬ 
tauchte Mitglieder des ehemali- 

E en Baath-Regimes wie Izzat Ibra- 
im ad-Duri wieder aufgetaucht 
sein sollen. Ad-Duri war das ein¬ 
zige hochrangige Mitglied des 
Baath-Regimes, das die US-Ame- 
rikaner nicht zu fassen bekom¬ 
men haben. Nun soll er, mittler¬ 
weile Generalsekretär der iraki¬ 
schen Baath-Partei, gemeinsame 
Sache mit der ISIS im Irak 
machen. (...) 

Derzeit leisten die kurdischen 
Verbände im Norden des Irak am 
Boden den einzigen ernstzuneh¬ 
menden Widerstand gegen ISIS. 
Dort kämpfen nicht nur Pesh- 
mergekräfte der Autonomen 
Region Kurdistans gegen die Isla¬ 
misten, sondern auch die Volks¬ 
verteidigungseinheiten der YPG 
am Grenzgebiet zu Rojava. Zeit¬ 
weise agieren die beiden kurdi¬ 
schen Einheiten gar zusammen, 
was eine neue innerkurdische 
Entwicklung darstellt. Als die 
Islamisten der ISIS nämlich ihre 
Angriffe auf Rojava konzentrier¬ 
ten, hatte nicht nur die Türkei 
durch das Schließen ihrer Gren¬ 
zen die Situation für die Zivilbe¬ 
völkerung in der Region ver¬ 
schärft, sondern auch die südkur¬ 
dische KDP beteiligte sich durch 
das Scliließen der Grenzen der 
Autonomen Region Südkurdi¬ 
stans an dem Embargo gegen die 
-► 


Meldungen: 

Adana: Türkische Polizei 
ermordet 15-Jährigen 

ln Adana wurde im zumeist von 
Kurdinnen bewohnten Stadtteil 
Seyhan der 15-jährige Ibrahim 
Aras durch türkische Polizeikräf¬ 
te getötet. Wie die Anwohner 
berichten, habe die Polizei aus 
einem gepanzerten Fahrzeug 
heraus ohne ersichtlichen 
Grund mit einem Sprengsatz 
den Kopf des Jungen getroffen. 
Zum Zeirounkt der Tat habe es 
keinerlei Proteste in dem Stadt¬ 
teil gegeben. Nach der Tat ent¬ 
fernte sich das Polizeifahrzeug 
schnell vom Ort des Gesche¬ 
hens. 

Kurze Zeit nach der Ermordung 
von Aras versammelten sich die 
Anwohnerinnen des Bezirks am 
Tatort. Sie berichten, dass kurze 
Zeit später Polizisten, die zum 
Tatort kamen, versucht haben, 
den Leichnam des Jungen zu 
entführen. Die Anwohner lie¬ 
ßen das nicht zu und forderten, 
dass ein Staatsanwalt zunächst 
den Tatort inspizieren müsse. 
Der Überreste des Sprengsatzes 
befanden sich demnach noch 
beim Leichnam von Aras. 

Nach der Tat sprachen die Ver¬ 
antwortlichen der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
aus Seyhan mit der Polizei, um 
sich über die Ursachen der Tat 
zu informieren. Die Polizeikräf¬ 
te bestritten gegenüber den 
BDP-Mitgliedern, Aras getötet 
zu haben. Sie erklärten, dass es 
eine Demonstration in der 
Gegend gegeben habe, gegen 
welche die Polizei vorgegangen 
sei. Aras habe wohl versucht 
einen explosiven Gegenstand 
auf die Polizei zu werfen und sei 
dabei ums Leben gekommen. 
Doch die Anwohner des Stadt¬ 
viertels, in dem der 15-Järhige 
getötet wurde, erklärten, dass es 
vor der Tat keinerlei Proteste 
oder Demonstrationen in dem 
Viertel gegeben habe. Der 
Staatsanwalt traf erst zweiein¬ 
halb Stunden nach der Ermor¬ 
dung am Tatort ein, um den 
Tathergang zu untersuchen, 
ln den Abendstunden kamen 
hunderte Menschen am Ort der 
Ermordung von Ibrahim Aras 
zusammen. In der Folge kam es 
zu schweren Auseinandersetzun- 

f en mit der Polizei im Stadtteil. 

dich in Istanbul, Amed, (Janak- 
kale und Izmir kam es in den 
folgenden Tagen zu Protesten 
und Auseinandersetzungen mit 
der Polzei. Im Istanbuler Stadteil 
Sultangazi demoinstrierten hun¬ 
derte Jugendliche mit Parolen 
wie: „Von Berkin bis Ibrahim, 
der Mörtder ist der Staat“ und 
„Mörder AKP“. Als sich der 




Gespräch anlässlich der Demonstrationzur Erinnerung an den vor 20 Jahren 
in Hannover von der Polzei erschossenen Halim Dener 


Daß es zu Toten kommt, war absehbar 


» 


Thomas Marburger ist einer der 
Sprecher der »Kampagne Halim 
Dener«, die an den vor 20 Jahren 
von der Polizei in Hannover 
erschossenen kurdischen Flücht¬ 
ling Halim Dener erinnert. 

Für den kommenden Samstag rufen 
Sie dazu auf mit einer Demonstra¬ 
tion von Teilnehmern aus ganz 
Deutschland in Hannover an den 
Kurden Halim Dener zu erinnern. 
Wie war er zu Tode gekommen? 
Die genauen Umstände sind bis 
heute unklar, wofür die Schuld 
bei den ermittelnden Behörden 
und den Gerichten liegt. Ein Auf¬ 
klärungswille hat ihrerseits nie 
bestanden. Die Ermittlungen 
waren fehlerhaft und haben Leer¬ 
stellen gelassen. Fest steht, daß 
Halim mit Freunden in der 
Nacht des 30. Juni 1994 in der 
Hannoveraner Innenstadt Plakate 
mit dem Emblem der Nationalen 
Befreiungsfront Kurdistans 
ERNK klebte und bei 
Festnahmeversuch 
Polizisten in den Rücken geschos¬ 
sen wurde. An der Verletzung ist 
er wenig später gestorben. Der 
Täter hat Behauptet, der Schuß 
habe sich versehentlich gelöst. 
Dem haben Indizien una Zeu- 
widersprochen. 
das Gericht den 
Polizisten sogar vom Vorwurf der 
fahrlässigen Tötung freigespro¬ 
chen. Der Beamte des Sonderein¬ 
satzkommandos war nach 
Ansicht des Gerichts mit der Fest¬ 
nahme eines unbewaffneten 
16jährigen so überfordert, daß er 
- so wörtlich! - »den Schuß unter 
Streß in einer außergewöhnlichen 
Situation unabsichtlich abgege¬ 
ben« habe. 

Wie war 1994 das politische Klima 
im Umgang mit der kurdischen 
Befreiungsbewegung? 


einem 
von einem 


genaussagen 
Trotzdem hat 


Im November 1993 war das 
PKK-Verbot ergangen, in dessen 
Zuge drei Dutzend Organisatio¬ 
nen und eine Betätigung im 
Sinne der Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stans PKK - also jegliches politi¬ 
sches, soziales und kulturelles 
Engagement in der kurdischen 
Sache - verboten wurden. Die 
PKK galt als terroristische Verei¬ 
nigung und damit jegliche Unter¬ 
stützung als terroristischer Akt. 
Halims Mörder hat ausgesagt, er 
habe in der Festnahmesituation 
»nicht nur an eine Ordnungswid¬ 
rigkeit oder eine Sachbeschädi¬ 
gung gedacht«, sondern an eine 
Unterstützungshandlung für die 
PKK. Das PKK-Verbot wurde 
von einer monatelangen Hetze 
gegen Kurden begleitet, die von 
Medien und Politik als gewalttä¬ 
tig und kriminell dargestellt wur¬ 
den. Daß es zu Toten kommen 
würde, war absehbar. 

Hat sich daran heute viel geändert? 
Die offene Brutalität ist einer 
unauffälligeren Repression gewi¬ 
chen, doch das PKK-Verbot hat 
nach wie vor Bestand. Die Stig¬ 
matisierung und Verfolgung trifft 
zehntausende Menschen und ihre 
Organisationen. Es handelt sich 
also nicht um ein »rein kurdi¬ 
sches« Problem, sondern um eine 
Frage der Demokratie. Der 
Untertitel unserer Kampagne 
»gefoltert, geflüchtet, verboten, 
erschossen« soll auf weitere Ursa¬ 
chen hinweisen, die zum Tod 
Halims geführt haben. 

Halim wurde in türkischer Haft 

f efoltert. Er war vor dem Krieg in 
hirdistan geflohen und hatte 
etwa einen Monat vor seinem Tod 
in der BRD einen Asylantrag 
gestellt. Ein Jahr zuvor war nach 
öffentlicher rassistischer Hetze 
und Pogromen an Flüchtlingen 


« 


und Migranten dieses Grund¬ 
recht aber faktisch abgeschafft 
worden. Der Schuß auf Halim ist 
auch ein Beispiel rassistischer Pol- 
zeigewalt. 

Bleibt die Demonstration eher eine 
kurdische Angelegenheit oder findet 
Sie auch Unterstützung in der 
deutschen Linken? 

Der Aufruf zur Demo wird mitt¬ 
lerweile von 45 Gruppen vor 
allem aus dem antifaschistischen 
und autonomen Spektrum, aber 
auch von der DKP Hannover, der 
Grünen Jugend Göttingen und 
der Roten Hilfe unterstützt. 
Unsere Annahme, daß die Kämp¬ 
fe gemeinsam gedacht und 
geführt werden müssen, findet 
Zustimmung. 

Welches Anliegen verfolgen Sie mit 
der Demonstration? Der Tod von 
Halim Dener liegt nun ja schon 20 
Jahre zurück ... 

Gerechtigkeit wird es wohl auch 
in diesem Fall von Polizeigewalt 
nicht geben. Wir zeigen aber, daß 
wir Fialim nicht vergessen und 
die Täter nach wie vor bekannt 
sind. Wir schaffen mit der Kam¬ 
pagne Bewußtsein bezüglich der 
Probleme, die zum Mord geführt 
haben, sowie Öffentlichkeit für 
die Kämpfe gegen diese Proble¬ 
me. Denn das ist es, was den Pro¬ 
fiteuren von Krieg, Flucht, 
Repression, Rassismus und 
Gewalt die Geschäfte erschwert. 
Genau dazu wollen wir mit Ver¬ 
anstaltungen an vielen Orten 
sowie mit der zentralen Demon¬ 
stration in Hannover beitragen. 

(jW, 16.6., ISKU) 

Demonstration: 

Samstag, 21.Juni, 14 Uhr 
Hannover, Steintor 
halimdener.blogsport.eu 


Wer steht hinter ISIS? 


Bevölkerung von Rojava und hat 
somit zumindest indirekt die 
Angriffe der Islamisten befördert. 
Das irakische Heer hat nun bei 
seinem Rückzug aus Mossul auch 
gleich die erdölreiche Nachbar¬ 
stadt Kirkuk geräumt. Die Stadt 
Kirkuk, eigentlich seit dem Sturz 
des Baath-Regimes Streitthema 
zwischen der Autonomen Region 
Kurdistan und der irakischen 
Zentralregierung, steht derzeit 
faktisch unter der Kontrolle der 
kurdischen Autonomieregion. 
(...) 

Und wie steht es mit der Mitver¬ 
antwortung des „ Westens“? 

Die Entstehung und das Erstar¬ 
ken einer Organisation wie der 
ISIS sind auf jeden Fall eng ver¬ 
bunden mit der Politik der west¬ 
lichen Mächte und ihrer regiona¬ 
len Verbündeten im Mittleren 
Osten. Die Geburt der Organisa¬ 
tion fällt zusammen mit dem 


Chaos, das die US-Intervention 
im Irak verursacht hat. Ihr Erstar¬ 
ken ist Folge des Syrienkrieges, 
bei dem ebenfalls der westliche 
Einfluss unbestreitbar ist. Es geht 
hier nicht darum, für Diktatoren 
wie Saddam Hussein oder Bashar 
al-Assad Partei zu ergreifen, der 
Volksaufstand gegen sie ist mehr 
als legitim. Doch wenn der West¬ 
en versucht, diese legitimen 
Volksaufstände zu kontrollieren 
und für ihre Zwecke zu instru¬ 
mentalisieren, sind Folgen, wie 
wir sie derzeit in Syrien und im 
Irak erleben, leider unausweich¬ 
lich. Für die grauenhaften Bilder 
von Massenexekutionen aus 
Tikrit und Mossul trägt der West¬ 
en also eine Mitschuld. Und wie 
man sich selbst verbrennen kann, 
wenn man Organisationen wie 
die ISIS für das eigene politische 
Kalkül unterstützt, dafür ist wohl 
die Türkei das Paradebeispiel. 


Während die ISIS im Irak derzeit 
einen Erfolg nach dem anderen 
verbucht, sind ihr im vergange¬ 
nen Jahr im Norden Syriens, in 
Rojava, die Grenzen aufgezeigt 
worden. Sowohl ihre Großopera¬ 
tionen in Sere Kaniye (Ras al- 
Ain) als auch in Kobane konnten 
von der Volksverteidigungsein¬ 
heiten (YPG) erfolgreich abge¬ 
wehrt werden. Der erfolgreiche 
Widerstand in Rojava gibt Hoff¬ 
nung für einen sonst düsteren 
Ausblick für die Region, ln Roja¬ 
va haben die dort lebenden Kur¬ 
dinnen und Kurden gemeinsam 
mit allen Volksgruppen der 
Region ein demokratisches Ge¬ 
sellschaftssystem errichtet. (...) 

(CA, 19.6., ISKU) 

Gekürzte Fassung. Die vollständige 
Bewertung ist unter 
civaka-azad.org/wer-steht-hinter-isis 
online abrufbar. 


Marsch in Richtung des Polizei¬ 
reviers bewegte, wurde er mit 
Tränengas, Wasserwerfern und 
Gummigeschossen angegriffen, 
was die Jugendlichen mit Stei¬ 
nen und Feuerwerkskörpern 
beantworteten. 

ln Amed zogen Demonstrant- 
Innen mit Fackeln durch die 
Stadt. Die BDP in Bismil kün¬ 
digte an, von nun an jeden 
Mxmtag Abend einen Fackel¬ 
marsch zu veranstalten. 

(ANF, 15.6, 
DIHA, 17.7. ISKU) 

Rojava: 13 Tote bei Bomben¬ 
anschlag in Tirbespiye 
Am Samstag sind bei einem 
Bombenanschlag in der west¬ 
kurdischen Stadt Tirbespiye ins¬ 
gesamt 13 Menschen ums 
Leben gekommen. Der 
Anschlag ereignete sich in der 
Nähe einer Tankstelle auf der 
Landstraße, die von Tirbespiye 
nach Derik führt. Ein geparkter 
LKW wurde vermutlich über 
eine Fernsteuerung in die Luft 
gesprengt. 

Das Ministerium für Inneres im 
Kanton Cizire erklärte, dass alle 
13 Opfer des Anschlags Zivilist¬ 
innen waren und dass es neben 
den Getöteten auch eine Viel¬ 
zahl an Verletzten gibt, sodass 
die Zahl der Opfer noch anstei- 
gen könne. (ANF, 15.6., ISKU) 

Acht Festnahmen in Elazig 
Acht Menschen, darunter der 
Co-Vorsitzende der BDP von 
Elazig, sind am Mittwoch bei 
Razzien festgenommen worden. 
Die Festgenommenen wurden 
in das Polizeipräsidium in Kara- 
ko^an gebracht. Ihnen wird die 
Beteiligung an Aktionen gegen 
den Bau von Militärposten in 
Karako^an vorgeworfen. Im 
Laufe des Mittwoch wurde 
gegen fünf Personen Haftbefehl 
erlassen, diese wurden in das E- 
Typ-Gefängnis von Elazig 
gebracht. Die anderen Festge¬ 
nommenen befinden sich noch 
immer in Polizeigewahrsam. 

(DIHA, 18.6, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Öcalan: Gesetzentwurf kann den Weg für Verhandlungslösung ebnen 

Gesetzlicher Rahmen für 
Friedensprozess in Aussicht 


Die türkische Regierung hat am 
Donnerstag dem Parlament 
einen Gesetzesantrag vorgelegt, 
mit dem der Friedensprozeß mit 
der Arbeiterpartei Kurdistans 
PKK eine gesetzliche Grundlage 
erhalten soll. Der »Gesetzent¬ 
wurf zur Beendigung des Terrors 
und zur Stärkung der sozialen 
Integration« soll noch im Juli 
beschlossen werden. Behörden¬ 
vertreter und Verbände werden 
zu Kontakten mit der PKK 
ermächtigt, ohne deswegen 
strafrechtliche Verfolgung be¬ 
fürchten zu müssen. Zudem sol¬ 
len Maßnahmen getroffen wer¬ 
den, damit Guemlakämpferln- 
nen nach Niederlegung ihrer 
Waffen in ihre Heimatorte 
zurückkehren und am sozialen 
Leben teilnehmen können. 


„Das Gesetz ist eine 
historische Entwicklung“ 

Bei ihrem Besuch auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali am Donnerstag 
hatte eine Delegation der HDP 
die Gelegenheit, mit Abdullah 
Öcalan über diese Entwicklung 
zu sprechen. Gegenüber der Dele¬ 
gation, der die Parlamentsab¬ 
geordneten Idris Baluken, Pervin 
Buldan und Sirrt Süreyya Önder 
angehörten, sagte Öcalan: „Dass 
das Gesetz in das Parlament 
gebracht wird, ist eine historische 
Entwicklung. (...) Es ist von gro¬ 
ßer Bedeutung, dass die Arbeit an 
diesem historischen Prozess von 
nun an auf eine rechtliche 
Grundlage gestellt wird. Der 
Gesetzentwurf wird den Weg für 
eine Lösung auf dem Weg der 
Verhandlungen und nicht der 


Kämpfe und Auseinandersetzun¬ 
gen ehnen. In diesem Sinne spielt 
er eine historische Rolle. Alle 
demokratischen und sozialen 
Kräfte werden die Verabschie¬ 
dung des Gesetzes unterstützen.“ 

Schwerpunkt auf 
kranke Gefangene 
Die Delegation der HDP berich¬ 
tete von dem dreistündigen 
Gespräch auch, dass Öcalan alle 

C olitischen Gefangenen und ins- 
esondere die erkrankten Gefan¬ 
genen grüßt. Er betonte die 
Bedeutung, die eine schnellst¬ 
mögliche Lösung der Frage der 
kranken Gefangenen hat und 
sagte, dass diese Schande 
schnellstmöglich von der Agenda 
der Türkei entfernt werden 
müsse. (jW/DIHA, 27.6., ISKU) 


Das verlorene Geld der 
Zentralbank von Mosul 


ln den frühen Morgenstunden 
des 10. Juni hat ISIS (Islami¬ 
scher Staat im Irak und in 
Syrien) das Zentrum von Mosul 
eingenommen. Die Einnahme 
der Stadt hat nicht nach Belage¬ 
rung und Kämpfen stattgefun¬ 
den. Ein Gouverneur der Stadt 
hat sich mit den Sicherheitskräf¬ 
ten und seinen Leuten ergeben, 
ohne dass ein einziger Schuss 
gefallen war. 

Alles deutet daraufhin, dass 429 
Mio. Dollar, die sich in der Zen¬ 
tralbank von Mosul befanden, in 
die Hände von ISIS geraten 
sind. Türkische Medien berich¬ 
teten, dass ISIS dieses Geld 
„nach Robin-Hood-Manier“ 
unter der Bevölkerung von 
Mosul verteilte. Aber niemand 
in der Stadt hat dieses Geld je 
gesehen oder auch nur davon 
gehört. Denn es hat einfach 
nicht stattgefunden. Nachdem 
dieses Geld in Vergessenheit 
geraten war, traf sich Atheel al- 
Nujaifi, der Gouverneur von 
Mosul, mit Fehim Täftekin in 
Hewler (Hürriyet, 14.Juni 
2014). Während des Treffens 
trat „eine Dame, die für die 
Finanzen in Mosul verantwort¬ 
lich sei“ an Täftekin heran und 
beklagte: „Unsere Situation ist 
sehr schlecht, ISIS hat 500 Mio. 


Dollar von der Zentralbank 
beschlagnahmt und an die Men¬ 
schen verteilt.“ 

Journalisten, die sich in der Ver¬ 
waltung von Mosul gut ausken¬ 
nen, wurden dazu befragt. Es 
gibt kein Institut oder Amt, das 
sich „Finanzamt von Mosul“ 
nennt. Dementsprechend kann 
es auch keine Dame geben, die 
„für die Finanzen von Mosul 
verantwortlich“ sein kann. Of¬ 
fensichtlich ist dies eine Mani- 
ulation. Der Gouverneur At- 
eel al-Nujaifi und seine Helfer 
haben gleich in den ersten Stun¬ 
den des Angriffs die Nachricht 
in Umlauf gebracht, ISIS habe 
429 Mio. Dollar beschlagnahmt. 
Sie haben es nicht dabei belassen 
und erklärt, das Geld sei an die 
Bevölkerung verteilt worden. 
Diese Geschichte des „Geldver- 
teilens“ sollte eine mögliche 
Gegenerklärung der ISIS, „es 
könne keine Rede davon sein, 
dass sie Geld der Mosuler Bank 
beschlagnahmt haben“ von 
vornherein blockieren. 

Denn Daten und Belege weisen 
daraufhin, dass Atheel al-Nujaifi 
bereits vorher über den Angriff 
von ISIS informiert war. Es geht 
noch weiter, denn es gibt Erklä¬ 
rungen von ihm selbst dazu. „Ich 
habe noch einen Tag vor der Ein¬ 


nahme Mosuls mit dem türki¬ 
schen Botschafter in Mosul 
Öztürk Yilmaz telefoniert. Ich 
habe ihn gebeten die gefährliche 
Situation, in der Mosul sich 
befindet, Ankara mitzuteilen.“ 
(Internet Haber, 12. Juni 2014) 
Kann der Gouverneur al-Nujaifi, 
der im Voraus über den Angriff 
auf Mosul informiert war und 
seine Bekannten gewarnt hat, 
vergessen haben, dass bei diesem 
Angriff das Erste die Beschlag¬ 
nahmung der Mosuler Zentral¬ 
bank sein würde und in der Bank 
eine hohe Summe Geld gelagert 
war? 

Journalisten, die Mosul, die 
Familie Nujaifi und den Gouver¬ 
neur Atheel al-Nujaifi gut ken¬ 
nen, deuten an, dass die Behaup¬ 
tung, ISIS hätte 429 Mio. Dollar 
aus der Zentralbank an sich 
genommen, nicht der Wahrheit 
entspricht. Und nicht nur das, 
sondern dass sich diese hohe 
Summe Geld zurzeit nicht in den 
Händen der ISIS, sondern in der 
Kasse von Atheel al-Nujaifi 
befindet. 

Eine vom Gouverneur al-Nujaifi 
unterschriebene Weisung vom 6. 
Juni 2014 an die Sicherheitskräf¬ 
te und Stadtpolizei weist noch 
deutlicher auf die „Spur“ der 429 
Mio. Dollar hin. vier Tage vor 
---► 


Meldungen: 


Dritter Jahrestag der Mahnwa¬ 
che „Freiheit für Öcalan“ 

Zum dritten Jahrestag ..der 
Mahnwache „Freiheit für Öca¬ 
lan“ wurde am dritten Jahrestag 
eine Pressekonferenz mit 200 
Personen veranstaltet. Am 25. 
Juni 2012 begann die Mahnwa¬ 
che vor dem Europäischen Rat 
in Straßburg. Diese Woche 
haben deutsche und italienische 
Aktivistinnen die Aufsicht der 
Mahnwache übernommen, dar¬ 
unter auch Antonello Parbis, 
der folgende Rede hielt: „Ich 
komme aus dem Land des 
berühmten Philosophen . Anto¬ 
nio Gramsci. Abdullah Öcalan 
ist wie Antonio Gramsci ein 
Philosoph. Der einzige Unter¬ 
schied besteht darin, dass Öca¬ 
lan ein moderner Philosoph ist. 
Seine Ideen und Gedanken stel¬ 
len nicht nur für die kurdische 
Gesellschaft, sondern für alle 
unterdrückten Völker Befreiung 
und Unterdrückung dar und 
sind insbesondere für den Mitt¬ 
leren Osten ein ideales Modell. 
Aus diesem Grund ist die Frei¬ 
heit Öcalans gleichbedeutend 
mit der Freiheit aller Völker der 
Welt.“ (ANF, 25.6, ISKU) 

Kurdische Frauen schlagen 
demokratische Front gegen 
ISIS vor 

Die Organisation YJA-Star 
(Yekltiya Jinen Azad Star- Ein¬ 
heit der freien Frauen „Star“) 
der kurdischen Frauenbewe¬ 
gung reagiert heftig auf die 
menschenverachtenden Verbre¬ 
chen der islamistischen Gruppe 
„Islamischer Staat Irak und 
Levante“ insbesondere an Frau¬ 
en. 

Das Mitglied der YJA-Koordi- 
nation Leyla Agtri sagte in 
einem Gespräch mit der Nach¬ 
richtenagentur ANF, dass 
damit, dass Frauen als Ziel¬ 
scheibe dienen, die Zerstörung 
des gesellschaftlichen Gefüges 
beabsichtigt werde. Sie definier¬ 
te die ISIS-Angriffe als „männ¬ 
lichen Terror unter dem Deck¬ 
mantel des Islam“. Gegen die¬ 
sen Terror schlug sie den Frauen 
den Aufbau einer demokrati¬ 
schen Einheitsfront vor. 

„Wenn wir uns den Mittleren 
Osten anschauen, sehen wir, 
dass die Kräfte der kapitalisti¬ 
schen Moderne mithilfe des 
Nationalstaatensystems zur 
Entfremdung der Völker, Kul¬ 
turen, Sprachen, Religionen 
und aller Identitäten voneinan¬ 
der sorgen, sie spalten und so 
lenken. Alle in der Region 
geschaffenen Staaten haben mit 
ihrer Ideologie des Nationa- 




„Die Frage der kranken Gefangenen kann nicht durch vage 
juristische Definitionen gelöst werden“ 

Neues Vollzugsgesetz: Kein 
Fortschritt ftir kranke Gefangene 

Der Vorsitzende der HDP-Parla- nition werde jedoch dazu führen, Vorgehen war bereits eine Schan- 
mentariergruppe Idris Baluken dass weiterhin Entlassungen de.“ (...) 

kritisierte die neue gesetzliche abgelehnt werden trotz entspre- Er erinnerte daran, dass die 
Regelung zu kranken Gefange- ehender Gutachten von gerichts- Behörden ihnen versprochen hat- 
nen: „Sie bringt keine Lösung. Sie medizinischen Instituten oder ten, für eine Lösung der Probleme 
ermöglicht weder eine Behänd- Universitätsklinken. der kranken Gefangenen zu sor- 

lung noch die Freilassung kranker Baluken sagte, dass keine Not- gen [2], und fügte bezüglich der 
Gerangener. Es ist unethisch und Wendigkeit für einen solchen neuen Regelung hinzu: „Es ist 
falsch so zu tun, als würde man Gesetzentwurf bestanden habe, absolut falsch und unethisch, 
durch ungenaue juristische Defi- Die Ergänzung soll lediglich bös- diese Regelung als Fortschritt für 
nitionen eine Lösung schaffen.“ willigen Absichten der Polizei die kranken Gefangenen zu prä- 
Baluken betonte, dass die Freilas- oder Staatsanwälte bei der Bewer- sentieren. Wenn der Lösungspro- 
sung kranker Gefangener sicher- tung der Situation der Gefange- zess weitergehen soll, müssen die 
gestellt werden müsse, um Fort- nen Vorbeugen. todkranken Gefangenen sofort 

schritte im Lösungsprozess zu Baluken erläuterte die Erwartun- entlassen werden. Wenn die 
ermöglichen. gen seiner Partei folgendermaßen: Regierung meint, dass sie dies mit 

Das Reformpaket mit dem „Es sollte eine neue Regelung den bestehenden Gesetzen umset- 
Namen „Gesetzentwurf zur geben für die Behandlung und zen kann, sollte sie damit sofort 
Änderung des türkischen Strafge- Haftentlassung der 252 schwerst- beginnen.“ 
setzbuchs und bestimmter Geset- kranken Gefangenen, einschließ- Baluken betonte, dass das Pro- 
ze“, auch bekannt als „neues lieh derer, die wahrscheinlich ster- blem der kranken Gefangenen 
Justizpaket“, wurde vom Paria- ben werden./T/ Die Bewertung nicht nur in Verbindung mit dem 
ment angenommen. der Situation kranker Gefangener Lösungsprozess stehe, sondern 

Das neue Gesetz enthält keine müsse auf den medizinischen eine Frage der Humanität, der 
neuen Bestimmungen für kranke Gutachten von Universitätsklini- Moral und des Gewissens sei: 
Gefangene, sondern wurde nur ken oder anderen qualifizierten „Wir werden nicht mehr von Ver¬ 
um ein neues Kriterium zu dem Krankenhäusern basieren. Kranke trauen sprechen können, wenn 
bereits gültigen ergänzt, das fak- Gefangene, die unter schweren die Regierung in einer so einfa- 
tisch bereits als Vorwand genutzt psychischen Erkrankungen lei- chen humanitären und morali- 
wurde, um die Haftentlassung den, müssen von diesen Verfahren sehen Angelegenheit keine kon- 
kranker Gefangener abzulehnen. ausgenommen werden. Zudem kreten Maßnahmen ergreifen 
Im alten Gesetz wurde die Freilas- muss die Entlassung von Schwan- kann.“ 

sung kranker Gefangener davon geren und Frauen, die kurz vor [1] Anm.: Nach neuesten Berich¬ 
abhängig gemacht, ob sie nach ihrer Verhaftung entbunden ten des Menschenrechtsvereins 
Einschätzung der Polizei oder haben, sichergesteflt werden.“ 1HD gibt es in den Gefängnissen 

Staatsanwaltschaft eine „Gefahr „Die neue Regelung ergänzt der Türkei 641 kranke Gefange- 
für die öffentliche Sicherheit“ lediglich den letzten Schritt (des ne, 252 sind in einem lebensbe- 
darstellen. Das neue Gesetz wird Beurteilungsverfahrens), bei dem drohlichen Zustand. Die meisten 
durch die Formulierung „konkre- Polizei und Staatsanwaltschaft von ihnen sind politische Gefan- 
te und schwere Gefahr für die darüber entscheiden, ob der/die gene. 

öffentlichen Sicherheit“ ergänzt. Gefangene „eine Gefahr für die J2] Anm.: Vor den Kommunal- 
Im Interview mit ANF sagte Idris öffentliche Sicherheit“ darstellen wählen im März 2014 hatte der 
Baluken, das neue Gesetz setze könnte, nachdem ein gerichtsme- stellvertretende Ministerpräsident 
konkrete und schwerwiegende dizinisches Institut in einem Gut- Bülent Arin^ erklärt: „Nach den 
Gründe voraus,, um jemanden als achten festgestellt hat, dass Wahlen werden wir Regelungen 
Gefahr für die Öffentlichkeit ein- der/die Gefangene „im Gefängnis für 40-50 Gefangene treffen.“ 
stufen zu können, die vage Defi- nicht überleben kann“. Dieses (ANF, 18.6., DhG) 

-^Das verlorene Geld der Zentralbank... 

dem Angriff wurde diese Wei- Weisung zu verbrennen. Somit fen einen Schatten auf die Wahr- 
sung, die in der südkurdischen werden alle Belege über die heit der Geschichte des Mosuler 
Presse breit diskutiert wurde, Eigentümer der Gader und die Gouverneurs Atheel al-Nujaifi. 
erlassen (ANF, ll.Juni 2014). jeweilige Höhe in der Mosuler Die Familie Nujaifi ist eine der 
Diese Weisung, mit Unterschrift Zentralbank verschwunden sein. größten und bekanntesten Fami- 
des Mosuler Gouverneurs al- Der Gouverneur al-Nujaifi ist in Ken des Irak. Der ältere Bruder 
Nujaifi, war der Befehl, „sich der Nacht des Angriffs auf Mosul des Gouverneurs, Usama an- 
nicht gegen die ISIS zu stellen mit den 429 Mio. Dollar aus der Nujaifi, war während der Dikta- 
und nicht zu kämpfen“. Zentralbank nach Dohuk tur Saddams zwölf Jahre lang 

ln der sieben Punkte enthalten- geflüchtet und die Regierung in (1980-1992) Minister für Indu¬ 
den Anordnung des Gouverneurs Südkurdistan ist über dies alles strie und Bergbau und seit 2010 
wurden die militanten ISIS- informiert. Es gibt eine direkte Präsident des irakischen Paria- 
Kämpfer „Mudschaheddin“ Verbindung dieses Geldes zu den mentes. 

G enannt. Es wird den Sicherheits- Kritiken des Gouverneurs an der Usama an-Nujaifi hat sich eine 
räften befohlen, nicht zu kämp- Regierung Maliki und den Kom- Woche vor dem Angriff der ISIS 
fen, wenn die Mudschaheddin plimenten für die kurdischen auf Mosul in Ankara mit Tayyip 
den Angriff einleiten. Die Anord- Führungskräfte. Erdogan und eine Woche nach 

nung an Kommandanten und Dass sich die 429 Mio. Dollar der dem Angriff in Hewler mit 
Soldaten ist, nicht zu telefonieren Zentralbank von Mosul nicht in Masud Barzani getroffen. Haben 
und beim Rückzug Fahrzeuge den Händen der ISIS, sondern in diese Treffen vielleicht etwas mit 
und militärisches Material nicht denen der Familie Nujaifi befin- dem Angriff der ISIS auf Mosul 
mitzunehmen. den, dafür gibt es mehr als ein und den entwendeten 429 Mio. 

ln al-Nujaifis Weisung wird Argument. Die Vergangenheit der Dollar aus der Zentralbank vom 
befohlen, alle schriftlichen Wirt- Familie und ihre jederzeit „guten Mosul zu tun? 

Schaftsverträge nach Erhalt der Beziehungen“ zur Regierung wer- (YÖP, 23.0., ISKU) 


lismus oder religiösem Funda¬ 
mentalismus keine andere Rolle 

f :spielt, als Anhängsel oder 
genten der kapitalistischen 
Moderne zu sein. Der Mittlere 
Osten mit seinem Gebilde der 
Nationalstaaten und der auf 
dieser Grundlage entwickelten 
Politik diente in den letzten 
Jahrhunderten als Bühne für 
viele große Kriege. Dieses kon¬ 
fliktreiche Kriegsklima hat die 
gesamte Gesellschaft, insbeson¬ 
dere die Frauen und Kinder, 
getroffen“, erklärte Agiri. 

(ANF, 24.6., ISKU) 

Pro Woche fünf 
tote Gefangene 

Seit Beginn der Regierungszeit 
der AKP haben 2562 Häftlinge 
in türkischen Gefängnissen ihr 
Leben verloren. Das entspricht 
fünf Toten pro Woche. 

Die Zweigstelle des Menschen- 
rechtsvereins der Türkei (IHD) 
hat mit den offiziellen Zahlen 
des Justizministeriums einen 
Report zu den Toden in den 
türkischen Gefängnissen ange¬ 
fertigt. ln diesem wird darauf 
aufmerksam gemacht, dass in 
den letzten 17 Jahren 3284 
Menschen ihr Leben innerhalb 
des Gefängnisses verloren 
haben. Mit der Regierungs¬ 
übernahme durch die AKP im 
Jahr 2002 ist die Sterberate sig¬ 
nifikant gewachsen. Die Zahlen 
im einzelnen in der AKP-Regie- 
rungszeit: im Jahr 2003: 122 
Tote, 2004: 163, 2005: 159, 
2006: 157, 2007: 176, 2008: 
211, 2009: 287, 2010: 307, 
2011: 321, 2012: 346, 2013: 
316. Ersin Biricik, der Vorsit¬ 
zende der IHD-Zweigstelle von 
Van, erklärte, diese Zahlen 
seien aus menschenrechtlicher 
Sicht nicht hinzunehmen und 
forderte die Freilassung aller 
kranken Gefangenen. 

(YOP, 25.6, ISKU) 
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Gittern 

jW junge Welt 


N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 




Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 
www.isku.org 

wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 

Gesetzentwurf für rechtlichen 
Rahmen im Lösungsprozess 

Am 26. Juni hat die türkische die kurdische Seite durch Verab- lungen lösen kann. Aus dieser 
Regierungspartei AKP dem Par- schiedung eines solchen Gesetzes Sicht ist dies ein historischer 
lament ein Gesetzesentwurf vor- eine stärkere Transparenz des Pro- Schritt“, so Öcalan. 
gelegt, der den Gesprächen zwi- zesses für die Öffentlichkeit. Bis- Der Co-Vorsitzende des KCK 
sehen dem inhaftierten ..PKK- lang hatte der türkische Staat auf Exekutivrates Cemil Bayik erklär- 
Vorsitzenden Abdullah Öcalan einer strengen Geheimhaltung te in einem ersten Statement 
und Vertretern des türkischen der Gesprächsinhalte auf der gegenüber der Tageszeitung 
Staates eine rechtliche Grundlage Gefängnisinsel Imrali beharrt. özgür Gündem, dass die kurdi- 
geben soll. Der Entwurf trägt den Ebenfalls am 26. Juni besuchte sehe Freiheitsbewegung prüfen 
Namen „Gesetzesentwurf zur eine Delegation im Namen der werde, inwieweit die Gesetzes- 
Beendigung des Terrors und Stär- Demokratischen Partei der Völ- Vorlage einen rechtlichen Rah- 
kung der gesellschaftlichen Ein- ker (HDP) Abdullah Öcalan auf men Tür Verhandlungen darstelle 
heit und wird als ein Schritt der Imrali (siehe auch Nü^e 677). und dementsprechend eine Posi- 
türkischen Regierung im Rah- Nach der Rückkehr von der tion einnehmen werde. Zugleich 
men des seit mehr als eineinhalb Gefängnisinsel verkündete.. die warnte Bayik allerdings auch die 
Jahren anhaltenden Gesprächs- Delegation eine Message Öca- türkische Regierung und betonte, 
prozesses zwischen dem türki- lans, in der dieser den Gesetzes- dass sie kurdische Seite keine wei- 
schen Staat und Öcalan gewertet, entwurf bewertete. „Ich erachte teren Hinhalteversuche akzeptie- 
Die kurdische Seite hatte von es als sehr wichtig, dass die vor ren werde. Deswegen müsse ein 
Beginn des Prozesses an einen uns stehenden Arbeiten in die- rascher Übergang zu richtigen 
solchen Schritt von der türki- sem historisch bedeutenden Pro- Verhandlungen für eine Lösung 
sehen Regierung gefordert, zess von nun auf einer recht- der Frage vollzogen werden. 

Durch das Gesetz sollen die liehen Basis geführt werden kön- Es gab auch Kritik von kurdi- 
Gespräche eine Legalität nach nen. Mit dieser Veränderung ent- scher Seite am Gesetzentwurf. So 
türkischer Rechtsprechung genie- steht erstmals die Möglichkeit, bemängelte die stellvertretende 
ßen und einen Übergang von dass der Staat die Auseinanderset- Vorsitzende der Partei für Demo- 
einem Gesprächs- zu einem Ver- zungen mit Teilen der Gesell- kratie und Frieden (BDP) Meral 
handlungsprozess für die Lösung schaft, mit denen er im Konflikt Dantj Bejtaf, dass der Name des 
der kurdischen Frage ermög- steht, nicht auf gewaltsame Weise Entwurfs nicht dem Sinn des 
liehen. Des Weiteren erhofft sich sondern auf Basis von Verhand- gegenwärtigen Prozesses entspre- 

Freilassungen im KCK-Prozess 

In der Türkei sind am Dienstag inhaftiert worden. Seit Herbst dat seinen Wahlkreis in Diyarba- 
30 kurdische Politikerinnen, dar- 2011 läuft in Diyarbakir das zen- kir gewinnen. Sein Mandat 
unter mehrere ehemalige Bürger- trale KCK-Verfahren gegen 150 wurde ihm wegen der Verurtei- 
meisterlnnen, aus fast fünfiähri- Angeklagte, von denen sich nun lung jedoch aberkannt und dem 
ger Untersuchungshaft entlassen fast alle wieder in Freiheit befin- weit zurückliegende Kandidaten 
worden. Sie waren im Zuge einer den. der regierenden AKP übertragen. 

Verhaftungswelle, der seit Früh- Bereits am Sonntag hatte ein HatipTDicle hatte bereits 10 Jahre 
jahr 2009 rund 8000 Kommu- Gericht die Freilassung des frühe- im Gefängnis verbracht, nach- 
nalpolitikerlnnen, Aktivistinnen, ren Parlamentsabgeordneten dem er gemeinsam mit Leyla 
Journalistinnen und Anwältin- Hatip Diele aus viereinhalbjähri- Zana, Oman Dogan und Selim 
nen zum Opfer gefallen waren, ger Haft angeordnet. Im Juni Sadak 1994 als Abgeordneter im 
unter dem Vorwurf der Mitglied- 2010 konnte er bei den Paria- türkischen Parlament verhaftet 
schaft in der »Gemeinschaft der mentswahlen aus dem Gefängnis worden war. 

Kommunen Kurdistans« (KCK) heraus als unabhängiger Kandi- (ANF, 28.6./jW, 4.7., ISKU) 

Tausende Frauen für Öcalans 
Freiheit in Wan 

Im Rahmen der Kampagne Frau- Kampfes für Frieden und Demo- Utopie der Freiheit und Gerech- 
en in Aktion für die Freiheit und kratie hat die DÖKH-Aktivistin tigkeit lebendig hält. Unser Füh- 
den Vorsitzenden (gemeint ist Hamiyet §ahin eine Rede gehal- rungspersönlichkeit Abdullah 
Abdullah Öcalan) der Demokra- ten, in der sie erklärte, dass der Öcalan, der seit mehr als einem 
tischen Freien Frauenbewegung Mittlere Osten im Neustruktu- Jahr in der Türkei eine Zeit ohne 
(DÖKH) haben tausende Frauen rierungsprozess der kapitalisti- Gewalt geschaffen hat, hat eine 
in der Stadt Wan für die Freiheit sehen Hegemonie zum Schlacht- Chance des Friedens für den 
der kurdischen Führungspersön- feld verwandelt werde: „In der Mittleren Osten und ein alterna- 
lichkeit Abdullah Öcalan demon- Ära des Finanzkapitals ist der tives System gegen das Staatensy- 
striert. Nach einer Schweigemi- Vorsitzende Apo der Einzige, der stem hervorgebracht", so §ahin. 
nute für alle Gefallenen des in den Köpfen der Menschen die (ANF, 26.6., ISKU) 


Meldungen: 

YPG zerstört ISIS-Zentralen 
in Kobane 

Im Kanton Kobane hat ISIS am 
5. Juli das Dorf Zor Meghar mit 
schweren Waffen angegriffen. 
Es entwickelten sich heftige 
Gefechte mit den Volksverteidi¬ 
gungseinheiten YPG, bei denen 
Dutzende Mitglieder von ISIS 
getötet wurden. 

Außerdem konnten die YPG 
mehrere Hauptquartiere von 
ISIS in der Region zerstören. 
Die Auseinandersetzung zwi¬ 
schen YPG und ISIS sollen 
nach lokalen Informationen 
weiter anhalten. 

(ANHA, 5.7., ISKU) 

PYD eröffnet neues Zentrum 
in Sheyeh 

Die Partei der Demokratischen 
Einheit (PYD) hat ein neues 
Zentrum in der Gemeinde 
Sheyeh in Afrin eröffnet. An der 
Eröffnungsfeier nahmen neben 
den zivilen Institutionen und 
Einwohnerinnen u.a. Vertreter 
der Kurdischen Demokrati¬ 
schen Einheitspartei in Syrien 
(Yekity) und der Kommunisti¬ 
schen Partei teil. Nach der 
Schweigeminute für die Gefal¬ 
lenen der Revolution wurde das 
Zentrum mit Reden und Tän¬ 
zen für die Teilnehmerinnen 
eröffnet. (ANHA, 29.6, ISKU) 

Festnahmen und Hausdurch¬ 
suchungen in Sert 
Bei Hausdurchsuchungen in 
Sert (Siirt) sind in den frühen 
Morgenstunden zwei Personen, 
Refit Y. (22) und Abdullah A. 
(18) festgenommen worden. Bis 
zum jetzigen Zeitpunkt lagen 
noch keine Angaben über den 
Grund der Festnahme vor. 

(DIHA, 3.7, ISKU) 

Irak: Amnesty,ruft zur 
Öffnung der Übergänge 
nach Kurdistan auf 

Nach Angaben von Amnesty 
International stecken tausende 
erschöpfte Zivilistinnen an 
Checkpoints fest, die die von 
der kurdischen Regionalregie¬ 
rung (KRG) kontrollierten 
autonomen kurdischen Provin¬ 
zen vom Rest des Irak trennen. 
Bei den Familien handelt es sich 
nach Angaben von Amnesty 
überwiegend um schiitische 
Turkmeninnen, die nach der 
Einnahme von Tal Äfar durch 
Verbände der ISIS von dort 
geflohen sind. 

„Tausende verängstigte Zivilist¬ 
innen haben ihre Häuser und 
ihr bisheriges Leben hinter sich 
gelassen und müssen nun auf 
der Strasse leben. Die kurdische 
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Der türkische Premier Recep Tayyip Erdogan will im August 
Präsident werden. Washingtons Wunschkandidat ist er nicht 

Hut im Ring 


Der türkische Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan will bei 
den Präsidentschaftswahlen am 
10. August das erste direkt vom 
Volk gewählte Staatsoberhaupt 
der Türkei werden. Diese schon 
lange erwartete Kandidatur 
wurde am Dienstag in einem 
Kongreßzentrum in Ankara vor 
Tausenden Anhängern der regie¬ 
renden islamisch-konservativen 
Partei für Gerechtigkeit und 
Aufschwung (AKP) verkündet. 
Ein trotz Korruptionsvorwürfen 
als wahrscheinlich geltender 
Wahlsieg Erdogans wäre die 
Krönung seiner in bisher elfjäh¬ 
riger Regierungszeit errichteten 
autoritären Elerrschaft. So hat 
der mit harter Eland gegen die 
außerparlamentarische Opposi¬ 
tion der Gezi-Park-Bewegung 
ebenso wie gegen seine Konkur¬ 
renten von der Gülen-Gemeinde 
im Staatsapparat durchgreifende 
Ministerpräsident erklärt, im 
Falle seiner Wahl zum Staats¬ 
oberhaupt nicht bloß repräsen¬ 
tieren, sondern »alle Vollmach¬ 
ten eines Präsidenten« nutzen zu 
wollen. Erdogan könne auf eine 
bislang nicht genutzte, auf die 
Militärdiktatur zurückgehende 
Verfassungsklausel zugreifen, die 
dem Staatspräsidenten direkte 
Einflußnahme auf die Regierung 
ermöglicht, interpretiert der 
bekannte Kolumnist der Zei¬ 
tung Hürriyet Daily News, 
Murat Yetkin, solche Ankündi- 

f)ie größten Oppositionspar¬ 
teien, die kemalistische Republi¬ 
kanische Volkspartei (CHP) und 
die faschistische Partei der 
Nationalistischen Bewegung 
(MHP), haben den parteilosen 


Wissenschaftler und Diploma¬ 
ten Ekmeleddin Ihsanoglu als 
gemeinsamen Kandidaten auf¬ 
gestellt. Die nationalistische 
Rhetorik dieser Parteien kann 
nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß Ihsanoglu ein Wunschkan- 
didat der US-Regierung ist, die 
den zunehmend unkontrollier¬ 
baren Erdogan gerne zugunsten 
eines verläßlicheren Repräsen¬ 
tanten des prowestlichen »gemä¬ 
ßigten Islam« ersetzt sehen 
möchten. Als Vorsitzender der 
aus 47 Staaten gebildeten Orga¬ 
nisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OCI) in den 
Jahren 2004 bis Anfang 2014 
schwieg Ihsanoglu, der die 
»Freundschaft zwischen den 
USA und der islamischen Welt« 
beschwört, ebenso zum Krieg 
gegen Libyen wie zum US- 
geaeckten Militärputsch gegen 
die in Ägypten regierende Mus¬ 
limbruderschaft. Der langjährige 
Generaldirektor des im Putsch¬ 
jahr 1980 in Istanbul gegründe¬ 
ten Internationalen Forschungs¬ 
zentrums für Islamische 
Geschichte, Kunst und Kultur 
(IRCICA) gilt als Vordenker der 
von der Militärjunta in Abgren¬ 
zung zum strikt laizistischen 
Kemalismus zur neuen Staats¬ 
ideologie erhobenen »türkisch¬ 
islamischen Synthese«. Daß viele 
Türken bereits Schwierigkeiten 
mit der Aussprache des arabi¬ 
schen Vornamen Ekmeleddin 
haben, ist symptomatisch für die 
Ablehnung, die der religiöse 
Kandidat bei der CHP-Basis 
erfährt. 

Die Demokratische Partei der 
Völker (HDP), eine Dachpartei 
von sozialistischen und kurdi¬ 


schen Parteien, schickt ihren 
Kovorsitzenden Selahattin De- 
mirtas ins Rennen. Der populä¬ 
re kurdische Politiker gilt im 
Gegensatz zu den in die e nge re 
Kandidatenauswahl der 1TDP 
gekommenen türkischen Soziali¬ 
sten als »starker Kandidat«. Dies 
ist ein Zeichen dafür, daß die 
EIDP einen Sieg Erdogans 
bereits im ersten Wahlgang ver¬ 
hindern möchte. 

Dem Werben um die als Züng¬ 
lein an der Waage geltenden 
kurdischen Wähler ist es zu ver¬ 
danken, daß Bewegung in den 
festgefahrenen Friedensprozeß 
mit der Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stans (PKK) kommt. Am heuti¬ 
gen Mittwoch liegt dem Parla¬ 
ment ein Gesetzentwurf der 
Regierung »zur Beendigung des 
Terrors und der Stärkung der 
sozialen Integration« vor. Ein 
solcher gesetzlicher Rahmen für 
den seit anderthalb Jahren in 
Form von Geheimverhandlun- 

f en zwischen dem inhaftierten 
JKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan und Geheimdienstchef 
Elakan Fidan geführten Prozeß 
ist eine zentrale Forderung der 
kurdischen Seite. Staatliche Stel¬ 
len, aber auch zivile Verbände 
sollen durch das Gesetz zu Kon¬ 
takten mit der PKK ermächtigt 
werden. Zudem sollen Maßnah¬ 
men getroffen werden, damit 
GueriDakämpfer nach Niederle¬ 
gung ihrer Waffen am sozialen 
und politischen. Leben teilneh¬ 
men Können. Öcalan würdigte 
die Regierungsinitiative bereits 
als »historische Entwicklung«, 
die »den Weg für eine Lösung 
durch Verhandlungen und nicht 
Kämpfe« ebne, (jw, 2.7., ISKU) 


Gesetzentwurf für rechtlichen Rahmen... 


che. Begriffe wie „Terror“ oder 
„Terrorismus“ seien nicht ange¬ 
bracht, wenn das Gesetz Teil 
eines gesellschaftlichen Lösungs¬ 
prozesses in der kurdischen Frage 
darstellen soll. Dennoch be¬ 
wertete auch Be$taf die Vorle- 

f ung des Gesetzesentwurfs im 
arlament trotz einiger inhalt¬ 
licher Unklarheiten als einen 
wichtigen Schritt. „Der Entwurf 
ist nicht die endgültige Form des 
Gesetzes. Im Zuge der Debatte 
kann es noch zu inhaltlichen und 
sprachlichen Veränderungen 
kommen“, erklärte Be§ta§. 

Die Kritik aus der BDP wird 
genährt durch ein Statement des 
stellvertretenden türkischen 
Ministerpräsidenten Bejir Ata- 
lay, der nach Einreichung des 
Gesetzentwurfs im Parlament 
auf die journalistische Anfrage, 
wann der Lösungsprozess denn 
erfolgreich sein werde, folgendes 
erklärte: „Wenn die Gewalt 
endet und die Waffen niederge¬ 


lassen werden. Wenn diejenigen 
in den Bergen zu ihren Familien 
zurückkehren. Dann haben wir 
unser Ziel erreicht.“ Ezgi 
Bajaran, Kolumnistin der Tages¬ 
zeitung „Radikal“, kritisierte die 
Antwort Atalays und die sich 
darin wiederspiegelnde Sicht der 
AKP auf die Lösung der kurdi¬ 
schen Frage, und erklärte, dass 
der Lösungsprozess erst dann 
erfolgreich sei, wenn die Kurd¬ 
innen zu ihren Menschenrechten 
gelangen und wenn der Staat für 
die Verbrechen an der kurdi¬ 
schen Bevölkerung zur Rechen¬ 
schaft gezogen wird. 

Geteiltes Echo zum Gesetzent¬ 
wurf kam aus den Reihen der 
Republikanischen Volkspartei 
(CHP). Während der stellvertre¬ 
tende Vorsitzende der CHP Sez- 
gin Tanrikulu erklärte, dass solch 
ein Gesetz ein notwendiger 
Schritt sei, wenn man die kurdi¬ 
sche Frage in der Türkei lösen 
wolle, bewertete der CHP Abge¬ 


ordnete Engin Altay den Vorstoß 
der AKP als taktisches Manöver, 
um bei den Präsidentschaftswah¬ 
len an kurdische Stimmen zu 
gelangen. Wenig überraschend 
gab es von Seiten der Partei der 
Nationalistischen Bewegung 
(MHP) nur ablehnende Reaktio¬ 
nen auf den Gesetzentwurf. 
Unterdessen wurde das Datum 
für die Sommerpause des türki¬ 
schen Parlaments auf den 25. 
Juli verschoben, vermutlich um 
den Gesetzesentwurf zuvor noch 
verabschieden zu können. 
Neben der rechtlichen Grundla¬ 
ge für den Lösungsprozess steht 
als dringende Forderung von 
kurdischer Seite die Freilassung 
der kranken Gefangenen im 
Raum. Öcalan hat am 26. Juni 
über die HDP-Delegation diese 
Forderung abermals erneuert. 
Die Türkei müsse diese Frage 
lösen und sich ihrer Schmach 
endlich entledigen. 

(CA, 27.6., ISKU) 


Behörden haben die Verantwor¬ 
tung und die Verpflichtung, ira¬ 
kischen Zivilistinnen, die vor 
Kämpfen fliehen, den Zutritt 
zu ihrem oder Transit durch ihr 
Gebiet zu gewähren“ so eine 
Sprecherin von Amnesty 
Interntaional. 

(DIHA, 3.7, ISKU) 
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Neuerscheinung: 

Der aktuelle Kurdistan Report 
Ausgabe 174 | Juli/August20l4 

ist soeben erschienen. Eine Aus¬ 
wahl der Artikel findet Ihr auf 
der neuen Internetpräsenz unter: 
www. kurdistan-report. de 
Die Printausgabe kann über 
kr@nadir.org bestellt werden. 
Eine Ausgabe kostet 3 Euro plus 
Porto, das Jahresabo umfasst 6 
Ausgaben und kostet 15 Euro 
plus Porto. 


Termin: 

Rojava Revolution im Norden 
Syriens - Basisdemokratie 
inmitten des Syrienkrieges 
Seit Juli 2012 ist die kurdische 
Region im Norden Syriens - 
Rojava- unter Selbstverwaltung 
der dortigen Bevölkerung: Kur¬ 
dinnen, Ässyrerlnnen, Chaldäe- 
rlnnen, Araberinnen u.a. 

Eine progressive Massenbewe¬ 
gung konnte die Assad-Truppen 
verdrängen und weite Teile der 
Regierungsverwaltung und 
Infrastruktur ersetzen. Sie vertei¬ 
digen ihre Strukturen gegen die 
islamistischen Banden, die 
Assad-Truppen und die Einfluss¬ 
nahme der Türkei und haben 
damit einen dritten Weg in Mit¬ 
ten des Krieges eingeschlagen. 

TATORT-KURDISTAN CAFE 
Mi., 9.7.2014, 18:30 Uhr, im 
Centro Sociale - Sternstr. 3, 
Hamburg-St. Pauli (U-Feld- 
strasse) 


N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 




Nr. 678 
11. Juli 2014 


N ü 9 e 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


•>Islamischer Staat« greift selbstverwaltete kurdische Gebiete in Nordsyrien an 

Rojava in Gefahr 


Die seit zwei Jahren selbstver¬ 
walteten kurdischen Landesteile 
Syriens stehen vor ihrer bisher 
schwersten Bedrohung. Tausen¬ 
de Dschihadisten der Gruppe 
»Islamischer Staat« (IS) haben 
Mitte vergangener Woche einen 
Großangriff auf Kobani begon¬ 
nen, den kleinsten der drei Kan¬ 
tone der Rojava genannten 
Region. Zum Einsatz kommen 
schwere Waffen, die die Miliz, 
die sich zuvor »Islamischer Staat 
im Irak und in der Levante« 
(ISIL) nannte, bei der Einnahme 
der irakischen Stadt Mossul von 
der Armee erbeuten konnte. 
Darunter sind auch mindestens 
zehn Panzer. 

Innerhalb von nur vier Tagen 
wurden nun 3000 Mörsergrana¬ 
ten auf Kobani abschossen. Die 
IS-Kämpfer versuchen, die an 
die türkische Provinz Urfa gren¬ 
zende Region einzuschließen. 
Die Volksverteidigungseinheiten 
(YPG) der Selbstverwaltungsre¬ 
gion haben die Zivilbevölkerung 
aus dem derzeitigen Kampfge¬ 
biet bei Zor Mixar, 45 Kilometer 
westlich der Stadt Kobani, eva¬ 
kuiert. Die Zahl der in den ver- 
;angenen Tagen Getöteten - die 
ehrheit davon auf Seiten der 
Dschihadisten - geht YPG- 
Angaben zufolge bereits in die 
Hunderte. Die Kantonalregie¬ 
rung von Kobani hat die Gene¬ 
ralmobilmachung angeordnet. 
Sollte Kobani fallen, wäre die 
heute schon in weiten Teilen von 
den islamischen Banden kon¬ 
trollierte Verbindung zu den bei¬ 
den anderen kurdischen Kanto¬ 
nen Afrin nördlich von Aleppo 


1 


und Cazira im Nordosten 
Syriens abgerissen. 

Dazu kommt die symbolische 
Bedeutung Kobanis als einer 
Hochburg der kurdischen Be¬ 
freiungsbewegung. Tausende 
Guerillas aus der Region kämpf¬ 
ten in den 90er Jahren in den 
Reihen der Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stans (PKK) gegen die türkische 
Armee. Am 19. Juli 2012 
begann in Kobani die Selbstver¬ 
waltung Rojavas mit der unblu¬ 
tigen Übernahme von Regie¬ 
rungsgebäuden durch eine von 
der Partei der Demokratischen 
Einheit (PYD) — einer Schwe¬ 
sterpartei der PKK - geführten 
Volksbewegung. Unter der 
Baath-Herrschaft wurde der 
kurdische Name Kobani in Ain 
Al-Arab - »Auge der Araber« - 
geändert. Die IS bezeichnet die 
Region heute als »Auge des 
Islam«. 

Es sei der strategische Plan der 
IS, zuerst die Vorherrschaft über 
Rojava zu erringen, um dann die 
kurdischen Gebiete des Irak 
anzugreifen, warnte PKK-Exe- 
kutivratsmitglied Murat Karayi- 
lan im Fernsehsender Ronahi 
TV den Präsidenten der kurdi¬ 
schen Autonomieregion im Irak, 
Masud Barsani davor, gegenüber 
der terroristischen Bedrohung 
weiter passiv zu bleiben. »Nicht 
nur Kobani sondern alle Teile 
Kurdistans sind bedroht. Wenn 
die IS heute Kobani unter seine 
Kontrolle bringt, werden sie 
morgen Kirkuk kontrollieren.« 
Die PKK rief die »patriotische 
Jugend« in allen Teilen Kurdi¬ 
stans zur Massenmobilisierung 


für die Verteidigung Kobanis 
auf. 

Die IS erhalte weiterhin logisti¬ 
sche Unterstützung durch die 
türkische Regierung, behauptet 
unterdessen der Anführer der 
zur oppositionellen Freien Syri¬ 
schen Armee (FSA) gehörenden 
Kurdischen Front, Hadschi 
Ahmed Kurdi. IS-Kämpfer 
überquerten offen die türkische 
Grenze, zudem seien von der IS 
gefangene Unterstützer der Kur¬ 
dischen Front von türkischen 
Offizieren verhört worden. Die 
IS wolle zuerst die nahe der tür¬ 
kischen Grenze gelegene Stadt 
Azaz unter ihre Kontrolle 
bekommen, um von dort aus 
einen Angriff auf den kurdi¬ 
schen Kanton Afrin zu starten. 
Andere Einheiten der FSA und 
der Islamischen Front seien in 
Auflösung, so daß nur noch die 
Kurdische Front Widerstand 
gegen die IS leiste, so Kurdi. 
Unterdessen verpflichteten sich 
die YPG gegenüber einer Dele¬ 
gation der dem Schutz von Zivi¬ 
listinnen in Kriegssituationen 
verschriebenen Schweizer Nicht¬ 
regierungsorganisation Geneva 
Call, keine Minderjährigen 
mehr aulzunehmen. 130 unter 
18 jährige wurden bereits aus 
den YPG ausgeschlossen. »Die 
YPG ist eine nationale Kraft, die 
ihre Legitimation und ihre Loy¬ 
alität zu humanitären Werten 
unter Beweis gestellt hat«, wür¬ 
digte die Leiterin der Delegation 
des Geneva Call, Elizabeth Dikri 
Werna, die Unterzeichnung der 
Verpflichtungserklärung. 

(jW, 8.7., ISKU) 


Reportage mit Leyla Agiri, Mitglieder der YJA-Koordination 

"... lasst uns die gemeinsame 
Widerstandsfront der Frauen stärken" 


Veysi SARISÖZEN - Sedat YIL- 
MAZ für die Tageszeitung 
Özgür-Gündem 

Bei unserem Aufenthalt in den 
Meder- Verteidigungsgebieten, bei 
dem wir die Ansichten, Gedanken 
und Vorbereitungen der kurdi¬ 
schen Bewegung kennenlernen 
wollten, haben wir beobachten 
können, dass die Frauenbewegung 
eine der dynamischsten Institutio¬ 
nen der kurdischen Bewegung dar¬ 
stellt. Der letzte Kongress der YJA 
(Yekitiya Jinen Azad- Einheit der 
freien Frauen) hat sich zum Ziel 
gesetzt, mit Frauen des Mittleren 
Ostens eine demokratische Ein¬ 


heitsfront aufzubauen, den Demo¬ 
kratischen Konföderalismus im 
Mittleren Osten umzusetzen und 
einen weltweiten Frauenkongress 
zu organisieren. Mit dem Mitglied 
der YJA-Koordination Leyla Agiri 
haben wir über den Dachverband 
der Frauen und die Revolution der 
Frau gesprochen. 

Die kurdische Frauenorganisierung 
hat sich mit einer neuen Dachorga¬ 
nisation mit dem Namen YJA 
erneuert. Können Sie etwas über die 
Anfangsphase der Organisierung 
und den institutionellen Rahmen 
erzählen.? 


Die YJA hat eine über 20-jährige 
Geschichte des Freiheitskampfes. 
Wir sind 1993 mit der Perspekti¬ 
ve des Vorsitzenden [Abdullah 
Ocalan] zuerst in eine Armeewer¬ 
dung eingetreten. Mit der Erfah¬ 
rung unserer ersten Organisie¬ 
rung als YJK haben wir im Jahr 
2001 die PJAK gegründet. Mit 
dem Paradigmenwechsel unseres 
Vorsitzenden auf Imrali haben wir 
uns als Frauenbewegung neu 
organisiert. Im Jahr 2003 sind wir 
als Koma Jinen Bilind (Hoher 
Frauenrat) in eine konföderale 
Organisierung übergegangen. Die 
Dachorganisation, von der wir 


Meldungen: 

Pressemitteilung 

Erneut Kriegsverbrechen der 
türkischen Armee — Guerilla 
nach Festnahme gefoltert und 
hingerichtet 

„Erneut haben türkische Solda¬ 
ten Augenzeugenberichten 
zufolge einen Guerilla der PKK 
hingerichtet, nachdem sie ihn 
lebend gefangen genommen 
hatten. Wir verurteilen dieses 
Kriegsverbrechen aufs Schärf¬ 
ste“, erklärt Ulla Jelpke, 
Bundestagsabgeordnete DIE 
LINKE. 

„Bereits im November 2011 
haben wir R.T. Erdogan, weite¬ 
re Politiker und die letzten 
Generalstabschefs wegen deren 
Verantwortung für 10 Kriegs¬ 
verbrechen gemäß bundesdeut¬ 
schem Völkerstrafgesetzbuch 
angezeigt. Einer der angezeigten 
Fähe war die extralegale Hin¬ 
richtung des Guerillas Abbas 
Amani im August 2005, die 
dem jetzigen Verbrechen ähnel¬ 
te. Dass gerade jetzt, wo Hoff¬ 
nung auf eine Fortsetzung des 
Friedensprozesses zwischen der 
Türkei und der kurdischen 
Bewegung durch einen Gesetz¬ 
entwurf aufkeimen, türkische 
Soldaten ein derartiges Kriegs¬ 
verbrechen verüben, ist mehr als 
bedenklich. Dieses Kriegsver¬ 
brechen darf nicht erneut ver¬ 
tuscht werden“, kommentiert 
Martin Dolzer, Menschenrecht¬ 
ler, Soziologe und Autor. 
Augenzeugen berichteten einer 
Delegation der im türkischen 
Parlament vertretenen Demo¬ 
kratischen Friedenspartei 
(BDP), dass der Guerilla Älican 
Erikman (Codename Servan 
Kocer) am 2. Juli nahe der Stadt 
Van/Baskale extralegal hinge¬ 
richtet wurde. Zeugen sahen, 
wie Soldaten Alican Erikman 
auf einem Hügel festnahmen, 
ihn noch lebend mit einem Seil 
um den Hals den Hügel herun¬ 
ter schleiften und ihn anschlie¬ 
ßend folterten und exekutier¬ 
ten. Danach versuchten sie die 
Blutspuren vom Boden zu ent¬ 
fernen. 

Einige Tage vor dem Kriegsver¬ 
brechen hatte ein in der Region 
neu eingesetzter Kommandeur 
der türkischen Armee Dorfbe¬ 
wohnern gedroht, nicht auf die 
umliegenden Hügel zu gehen, 
da er den Friedensprozess nicht 
unterstütze und rücksichtslos 
handeln werde. Der General¬ 
stab wollte den Vorfall vertu¬ 
schen, indem die Verantwor¬ 
tung für den Tod Alican Erik- 
mans in einer eilig verfassten 
Meldung der iranischen Armee 
zugeschrieben wurde. 




"... lasst uns die gemeinsame ...“ 


sprechen, baut auf drei Dimen¬ 
sionen. Als ideologische Dimen¬ 
sion die PAJK, als gesellschaftli¬ 
che die YJA und als legitime 
Selbstverteidigung die YJA-Star. 
Zuletzt, als vierte Komponente, 
noch die Organisierung der jun¬ 
gen Frauen. Mit dem Beginn der 
neuen Phase zu Newroz 2013 
durch unseren Vorsitzenden 
haben wir auf Grundlage der Per¬ 
spektive der Demokratischen 
Nation uns selbst und unsere 
Organisierung reflektiert. Bei 
unserem Kongress vor einiger 
Zeit haben wir die KCK-Frauen, 
die YJA gegründet. Die YJA ist 
eine konföaerale Dachorganisa¬ 
tion. Mit den KCK-Frauen sind 
wir in ein noch autonomeres und 
freiheitlicheres System überge¬ 
gangen. 

Sprechen wir bei den ganzen Insti¬ 
tutionen auch über die Grundlage, 
die Frauenrevolution. Wie sehr 
wurde dies innerhalb der Wider¬ 
standsbewegung verinnerliche 
Das Grundprinzip des Vorsitzen¬ 
den Öcalans ist „Ohne die Befrei¬ 
ung der Frau, keine Befreiung der 
Gesellschaft“. Mit einer starken 
Hinterfragung und Analyse der 
5000-jährigen patriarchalen Ideo¬ 
logie hat er gleichzeitig die Ent¬ 
wicklung der Frauenfreiheitsbe¬ 
wegung gestärkt. Natürlich haben 
sich die kurdischen Frauen auf 
Grundlage von nationalen 
Widersprüchen der PKK ange¬ 
schlossen. Aber im gesellschaft¬ 
lichen Sinne wurde uns eine sexi¬ 
stische Identität bzw. Status gege¬ 
ben. Ein anderer Grund, warum 
wir in die Berge gingen, war, das 
als Frau Erlebte. Die ersten 
Kriegsjahre waren aus unserer 
Sicht sehr schwierig. Es war nicht 
leicht, aus Frauenperspektive 
Krieg zu führen und im Krieg zu 
einer organsierten Kraft zu wer¬ 
den, auf dem Machtgebiet, auf 
dem sich die männliche Domi¬ 
nanz am stärksten äußert, dem 
Mann dieses Werkzeug zu entrei¬ 
ßen und auf dieser Grundlage mit 
dem etatistischen System kon¬ 
frontiert zu werden. 


Parteiwerdung der Frauen und 
der heutigen KCK-Frauen her¬ 
vorgebracht. Natürlich brauch¬ 
ten wir ganz am Anfang eine 
Bewusstseinswerdung. (...) 

Seid Ihr mit Behinderungen und 
Widerstand von Seiten der Männer 

bei dem 
hier und heute angelangt. Die 
heutigen Errungenschaften sind 
Ergebnisse von sehr viel Kämp¬ 
fen, Opfern und Schwierigkeiten. 
Es gab neben der Realität des kur¬ 
dischen Mannes die 5000-jährige 
patriarchale Mentalität. Bei jedem 
unserer Schritte sind wir gegen 
die sexistische Haltung der Män¬ 
ner gestoßen. Mit Konfrontation 
und Kampf haben wir die Kraft, 
das Bewusstsein, den Willen und 
die Organisierung heute erlangt. 
Gegen aas erniedrigende und aus¬ 
schließende Verständnis des Man¬ 
nes, dass „die Frau nichts von 
kämpfen und organisieren ver¬ 
steht ‘, haben wir einen sehr ernst¬ 
haften Kampf geführt. 

Was sehen Sie konkret für Verände¬ 
rungen bei den Männern? Wie 
waren sie früher und in was für 
einem Zustand sind sie heute? 
Früher sahen uns die Männer 
nicht als Kraft an. Kraft bedeute 
Mann sein. Wenn die Kurden 
heute als eine dritte Kraft im 
Mittleren Osten gesehen werden 
und es Kritik und Bewertungen 
von Freunden oder Feinden gibt, 
gibt es beim Thema Frau eine 
Übereinkunft: Der Vorsitzende 
Öcalan hat mit den kurdischen 
Frauen eine Revolution verwirk¬ 
licht. Die Frau kann in den Berei¬ 
chen, in denen sie organisiert ist, 
die männliche Dominanz hinter¬ 
fragen und bekämpfen. Nun wer¬ 
den wir als Kraft verstanden und 
beachtet. Mit unserer eigenen 
Lebenskultur in den Bergen 
haben wir die festgefahrenen Posi¬ 
tionen zerstört. Es gibt nicht 
sowas wie Männer- oder Frauen¬ 
arbeit. Jede/r macht jede Arbeit. 
Von der Küche bis zur Sicherheit 
läuft alles gemeinsam. 


konfrontiert gewesen? 
Wir sind nicht einfach 


In diesem Gebiet, wo die männliche 
Dominanz herrscht, habt Ihr ein 
ganz anderes Leben aufbauen kön¬ 
nen ...? 

Wenn wir uns als Frauen nicht 
als Kraft zu demokratischen Sub¬ 
jekten mit eigenem Willen ent¬ 
wickeln, können wir in keinem 
Bereich des Lebens eine starke 
Alternative gegen die Männer 
hervorbringen. Aus diesem 
Grund haben die im Krieg erleb¬ 
ten sexistischen Verhaltensweisen 
der Männer und der traditionel¬ 
len Haltung der Frauen sehr 
ernsthafte Probleme eröffnet. 
Der Vorsitzende hat dies gese¬ 
hen, verstanden und mit der Per¬ 
spektive „die Frauen müssen eine 
autonome Organisierung ent¬ 
wickeln“ gelöst. Dies hat eine 
bedeutende Dialektik bei der 
Entwicklung der anfänglichen 
autonomen Armeewerdung, der 


Kämpfen im Krieg die Frauen und 
Männer getrennt oder zusammen? 
Wir haben in all unseren Lebens¬ 
bereichen eine autonome Organi¬ 
sierung. Neben unserer Präsenz in 
der allgemeinen Struktur haben 
wir unsere eigenen autonomen 
Strukturen. (...) Wir haben die 
freie Frau und den freien Mann 
geschaffen, aber der Freiheits¬ 
kampf verlangt Kontinuität, ln 
diesem Sinn gehen unsere Suche 
und unsere Mühen weiter. 

Bei der Grundlage der Frauenideo¬ 
logie beginnen Sie immer mit der 
Betonung auf die Mühen Öcalans. 
Diesen Punkt kritisieren einige 
feministische Kreise in der Türkei 
damit, dass „die Grundlage einer 
Frauenideologie kein Mann auf¬ 
bauen kann . Wie stehen Sie dazu? 
Früher sind wir ständig mit sol¬ 
chen Herangehensweisen kon¬ 


frontiert gewesen, aber heute ist 
das ein bisschen mehr verstanden. 
Wir nehmen die Frau und den 
Mann nicht als biologische Phä¬ 
nomene. Der gesellschaftliche 
Sexismus bringt eine solche Rea¬ 
lität hervor. Es erschafft zwei ver¬ 
schiedene Geschlechter, zwei ver¬ 
schiedene Welten, zwei verschie¬ 
dene Arten von Bewusstsein, zwei 
Seelen. Der Vorsitzende ist ein 
Mensch der dies sehr ernsthaft 
hinterfragt, der die Grundlage, 
den Geist, die Mentalität und das 
Verhalten des Mannes stark 
hinterfragt. Der Vorsitzende ist 
für uns kein Individuum, sondern 
eine Identität. Wenn die genann¬ 
ten Kreise die Bücher des Vorsit¬ 
zenden lesen und seine Ideologie, 
Philosophie und sein Verständhis 
von Widerstand verstehen, wer¬ 
den sie bewusst werden, dass dies 
aus Sicht der gesamten Mensch¬ 
heit die vernünftigste Lösung ist. 
Jeder der unser Txben, unsere 
Haltung und unsere Organisie¬ 
rung beobachtet, ist überrascht. 
(...) 


Gibt es Erfahrungsaustausch und 
Diskussionen mit Frauen aus ande¬ 
ren Ländern? 

Zu Ländern in Lateinamerika 
haben wir, wenn auch verspätet, 
Beziehungen. Letztes Jahr haben 
wir eine Frauenkonferenz für den 
Mittleren Osten verwirklicht. 
Wir haben nicht nur die Freiheit 
der kurdischen Frauen zum Ziel. 
Wir sind eine Bewegung, die die 
Freiheit für alle Frauen zum Ziel 
hat und dafür kämpft. (...) 

In allen Kriegen spielen Männer die 
Hauptrolle. Sie haben nun eine 
konföderale Strukturßir den Mitt¬ 
leren Osten als Ziel. Vielleicht habt 
ihr als Frauen einen Vorteil bei der 
Zusammenfiihrung des Mittleren 
Ostens ...? 

Wir haben sowohl einen Vorteil 
und sind auch die Hauptkraft. 
Denn die Hauptwerkzeuge der 
kapitalistischen Moderne sind der 
Fundamentalismus, Nationa¬ 
lismus, Sexismus und der Szien¬ 
tismus. Mit diesen Werkzeugen 
und Waffen werden alle Identitä¬ 
ten voneinander entfremdet, 
geteilt, getrennt und gelenkt. (...) 

Wenn Sie zidetzt noch eine Bot¬ 
schaft haben ...? 

Wie man in Mosul sieht, habt ihr 
Männer nicht so viel zu verlieren, 
aber die Zukunft der Frauen ist in 
Gefahr. Deshalb sage ich, lasst 
uns die gemeinsame Wider¬ 
standsfront der Frauen stärken. 
Eine Organisierung aller Frauen 
auf Basis einer demokratischen 
Einheitsfront ist notwendig. Alle 
Frauenorganisationen des Mittle¬ 
ren Ostens und die Frauen der 
Welt müssen sich um diese Orga¬ 
nisierung zusammenschließen. 
Als Frauen fällt uns für die Türkei 
auch die sehr wichtige Aufgabe 
zu, die Front auf Basis eines 
gemeinsamen Friedens der Völker 
und der Demokratie zu ent¬ 
wickeln. (OG, 8.7., ISKU) 


„Dieses Kriegsverb rechen muss 
lückenlos aufgeklärt, die Täter 
zur Rechenschaft gezogen wer¬ 
den. Die Bundesregierung und 
die EU sind gefordert, endlich 
politischen Druck auf die türki¬ 
sche Regierung auszuüben, 
ernsthafte Schritte im Friedens¬ 
prozess mit der PKK zu gehen 
und weitere Kriegs verbrechen 
zu verhindern. Dazu gehört 
auch, dass die Türkei ihre 
Unterstützung für die Terror¬ 
gruppe ISIS an der türkisch¬ 
syrischen Grenze beendet“, for¬ 
dert Cansu Özdemir, Abgeord¬ 
nete der Hamburgischen Bür¬ 
gerschaft, DIE LINKE. 

Ulla Jelpke, MdB DIE LINKE 
Cansu Özdemir, Abgeordnete 
der Hamburgischen Bürger¬ 
schaft, DIE LINKE 
Marion Padua, Stadträtin 
Nürnberg, Linke Liste 
Britta Eder, Rechtsanwältin 
Martin Dolzer, Menschenrecht¬ 
ler, Soziologe und Autor 


Quellen: 

ÖG Özgür Gündem 

jW junge Welt 


Termine: 

Kundgebung und Demonstra¬ 
tion gegen die Angriffe auf die 
Demokratisch-Autonomen 
Verwaltungen von Rojava 
Hannover: Tr. 11. Juli, 17 Uhr, 
Steintor 

Hamburg: Sa. 12. Juli, 15 Uhr, 
Hachmannplatz, Hamburg 
Hauptbahnhof 

Berlin: Sa. 12. Juli, 18 Uhr, Ale¬ 
xanderplatz 

Kassel: Sa. 12. Juli, 18 Uhr, 
Große Post 

Nürnberg: Sa. 12. Juli, 16 Uhr 
Hildesheim: Sa. 12. Juli, 16 
Uhr, Hauptbahnhof 
Bochum: 8a. 12. Juli, 16 Uhr, 
Hauptbahnhof 

Köln: Sa. 12. Juli, 17 Uhr, Köl¬ 
ner Dom 

Essen: Sa. 12. Juli, Hauptbahn¬ 
hof 

Dortmund: Sa. 12. Juli, Zen¬ 
trum 

Freiburg: Sa. 12. Juli, 18 Uhr 
Saarbrücken: Mo. 14. Juli, 18 
Uhr, Europa Galerie 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Lösungsprozess mit Inhalt füllen — 
Selbstverteidigung in Rojava stärken 


Am 10. Juli 2014 besuchten die 
beiden Abgeordneten Leyla Zana 
und Strrt Süreyya Önder den 
inhaftierten PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali. Wichtige Diskus¬ 
sionsthemen bei dem knapp 
dreieinhalbstündigen Besuch 
waren der gegenwärtige Stand im 
Lösungsprozess und die Angriffe 
von ISIS in Rojava. Nach dem 
Besuch auf Imrali wurde die 
Öffentlichkeit in einer schrift¬ 
lichen Erklärung der Demokrati¬ 
schen Partei der Völker (HDP) 
über die Inhalte des Besuchs auf 
Imrali informiert. 

„Gesetzlicher Rahmen muss mit 
praktischem Inhalt gefüllt wer¬ 
den" 

Demnach begrüßte Öcalan die 
Verabschiedung eines gesetz¬ 
lichen Rahmens für den 
Lösungsprozess in der kurdischen 
Frage im türkischen Parlament. 
Öcalan bedankte sich bei allen 
Persönlichkeiten, Gruppen und 
Parteien, die beim Zustandekom¬ 
men des Gesetzes mitgewirkt hat¬ 
ten. „Dieses Gesetz kann einen 
wichtigen Anfang für einen gro¬ 
ßen Frieden darstellen“, erklärte 
Öcalan. Auch bedankte sich Öca¬ 
lan bei den kurdischen Parteien 


Abdullah Öcalan: 


und Institutionen sowie der kur¬ 
dischen Bevölkerung, die trotz 
aller Schwierigkeiten durch ihr 
Beharren auf einer friedlichen 
Lösung letztlich den Weg für 
solch ein Gesetz geebnet hätten. 
Öcalan betonte, dass nun vor 
allem die Regierung und das tür¬ 
kische Parlament, ohne Zeit zu 
vergeuden, die notwendigen 
Kommissionen für die Erarbei¬ 
tung der Lösung in der kurdi¬ 
schen Frage ins Leben rufen müs¬ 
sten. Insbesondere sei die Grün¬ 
dung einer unabhängigen Beob¬ 
achtungskommission (Schieds¬ 
kommission) notwendig, damit 
mögliche Provokationen gegen 
einen Lösungsprozess unterbun¬ 
den werden können. 

Öcalan forderte zudem, dass der 
diplomatische Verkehr auf Imrali 
an Fahrt gewinnen sollte und 
eine Veränderung seiner Gefäng¬ 
nisbedingungen stattfinden 
muss, damit er bei zukünftigen 
Arbeiten der vorgeschlagenen 
Kommissionen produktiv mit- 
wirken kann. 

Angriffe auf Rojava - Bis zum 
Schluss vom Selbstverteidi¬ 
gungsrecht Gebrauch machen 

Öcalan ging bei dem Gespräch 
mit Önder und Zana auch auf 


die Situation in Rojava ein. Die 
Angriffe auf Kobane seien nicht 
nur gegen die dort lebende kurdi¬ 
sche Bevölkerung und ihre 
Selbstverwaltung gerichtet, son¬ 
dern auch gegen das friedliche 
und freie Zusammenleben aller 
Volks- und Religionsgruppen in 
der Region. Gegen die Angriffe 
von ISIS sei es deshalb erforder¬ 
lich, bis zum Schluss vom Selbst¬ 
verteidigungsrecht Gebrauch zu 
machen. 

Die letzten Ereignisse .in Rojava 
und im Irak sintf laut Öcalan ein 
erneuter Beweis dafür, dass die 
politischen kurdischen Kräfte aus 
allen vier Teilen Kurdistans zu 
einer Nationalkonferenz Zu¬ 
sammenkommen müssen. Hier¬ 
zu hat Öcalan sowohl einen Brief 
an Celal Talabani als auch an 
Masud Barzani gerichtet. 

Zum Schluss des Gespräches bat 
Öcalan Zana und Önder seine 
Grüße an alle bedrohten und 
angegriffenen Völker auszurich¬ 
ten. Er grüßte sowohl den 
Widerstand in Rojava als auch 
die Völker und Religionsgemein¬ 
schaften der Turkmenen, Yezi- 
den, Araber und Suryoye, die 
allesamt ebenfalls Angriffsziel 
von ISIS sind. 

(ANF, 10.7., ISKU) 


Meldungen: 

Türkei macht Grenzgebiet auf 
- ISIS greift Kobane vom Nor¬ 
den aus an 

In der vergangenen Nacht 
haben Mitglieder von ISIS erst¬ 
mals vom Norden aus Angriffe 
auf Kobane durchgeführt. Die 
Angriffe ereigneten sich auf 
mehrere Dörfer, die sich an der 
Grenze zur Türkei befinden. 
Laut lokalen Angaben erfolgten 
die Angriffe, nachdem die Tür¬ 
kei das Grenzgebiet für Mitglie¬ 
der von ISIS freigab. Bei den 
Gefechten zwischen ISIS und 
den Mitgliedern der Volksver¬ 
teidigungseinheiten (YPG) soll 
es zu mehreren Toten gekom¬ 
men sein. Auch die Gefechte im 
Osten des Kantons Kobane hal¬ 
ten weiter an. 

(ANF, 12.7., ISKU) 

BDP ändert ihren Namen und 
gibt sich eine neue Mission 
Auf dem dritten ordentlichen 
Parteitag der Partei für Demo¬ 
kratie und Frieden (BDP) am 
11. Juli 2014 hat die Partei 
ihren Namen in „Partei der 
Demokratischen Regionen“ 
(DBP) geändert. Der Parteitag 
fand unter dem Motto „Wir 
bauen mit der Demokratischen 
Autonomie unser freies Leben 
auf“ in Ankara statt. Zu den 
neuen Kovorsitzenden der Par¬ 
tei wurden Emine Ayna und 
Kamuran Yüksek gewählt. 

Die DBP hat sich den Aufbau 
der Demokratischen Autono¬ 
mie zur Mission gemacht. Ziel 
der Partei soll es sein, im Rah¬ 
men des fortgesetzten Lösungs¬ 
prozesses die Selbstorganisie¬ 
rung der Gesellschaft voranzu¬ 
tragen. Wichtiges Standbein 
dieser Arbeit soff die Bildungs¬ 
arbeit sein, um Vorreiterinnen 
zum Aufbau der Demokrati¬ 
schen Autonomie auszubilden. 
Auf dem Parteitag wurde auch 
eine Botschaft des inhaftierten 
PKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan vorgetragen, in der auch 
er die Wichtigkeit solch einer 
Aufgabe für die DBP unter¬ 
strich. „Während die HDP und 
die Stadtverwaltungen sich ver¬ 
stärkt auf die tagespolitischen 
Aufgaben und Geschehnisse 
konzentrieren sollten, könnte 
solch eine Partei sich mittel- 
und längerfristige Ziele auf die 
Tagesordnung setzen“, so Öca¬ 
lan. (ANF, 11.7, ISKU) 

HDP verurteilt israelische 
Offensive gegen Palästina 
Die Demokratische Partei der 
Völker (HDP) hat die israeli¬ 
schen Luftangriffe gegen Paläs¬ 
tinenser scharf verurteilt und 


Genfer Appell: 

YPG ist legitime nationale Kraft 


Die Demokratische Selbstver¬ 
waltung von Rojava und die 
Volks Verteidigungseinheiten 
YPG/YPJ haben die Verzichtser¬ 
klärung („Deed of Committ- 
ment“) des Genfer Appells 
unterzeichnet, mit der sie zusi¬ 
chern, keine unter 18-Jährigen 
in bewaffnete Formationen auf¬ 
zunehmen. Bei der Vertrags¬ 
unterzeichnung sagte die Vorsit¬ 
zende der Delegation des Genfer 
Appells Elisabeth Decrey-War- 
ner, die YPG sei eine nationale 
Kraft, die ihre Legitimität 
bewiesen habe. 

Die Verzichtserklärung wurde 
im Namen der drei Kantone von 
Rojava auf einer Pressekonferenz 
in Rimelan bekannt gegeben, an 
der Ebdilkerim Saruxan, Vertei¬ 
digungsminister des Kantons 
Cizire, Redur Xelil, Sprecher der 
YPG und die Delegation des 


Genfer Appells unter Leitung 
von Elisabeth Decrey-Warner 
teilnahmen. 

Die Übereinkunft, mit der die 
Aufnahme von Minderjährigen 
in bewaffnete Formationen ver¬ 
hindert wird, erlaubt die politi¬ 
sche Schulung dieser Jugend¬ 
lichen in Akademien oder Bil¬ 
dungseinrichtungen. 

Ebdilkerim Saruxan erklärte, 
dass gemäß dieser Übereinkunft 
bereits 128 Jugendliche aus den 
Reihen der YPG entfernt und in 
besondere Trainingsbereiche des 
Verteidigungsministeriums 
gebracht wurden. 

Die Vorsitzende der Delegation 
des Genfer Appells Elisabeth 
Decrey-Warner unterstrich die 
Bedeutung der Vereinbarung 
und sagte: „Wir kennen die 
Revolution von Westkurdistan 
sehr gut. Die YPG sind eine 
nationale Kraft, die ihre Legiti¬ 


mität und ihre Verbundenheit 
mit humanitären Werten bewie¬ 
sen hat.“ 

Im Juni hatte eine Delegation 
des Genfer Appells, einer den 
Vereinten Nationen angeglieder¬ 
ten Schweizer NGO, westkur- 
distan (Rojava) besucht. Die 
Delegation hatte sich unter der 
Leitung von Pascal Bongard mit 
Verantwortlichen des Verteidi¬ 
gungsministeriums des Kantons 
Gizire und der YPG getroffen. 
Danach wurde die Erklärung 
zum Verzicht von Anti-Perso- 
nen-Minen und zum Schutz von 
Frauen und Zivilisten unter¬ 
zeichnet. 

(ANF, 6.7., ISKU) 

Siehe auch: http://www.geneva- 
call.org/syria-kurdish-armed- 
forces-demobilize-149-child-sol- 
diers/ 




„Lösungsprozess und Unterstützung der ISIS kann nicht gleichzeitig laufen“ 

KCK warnt Türkei vor Unterstützung von ISIS 


In einer schriftlichen Erklärung 
richteten die Kovorsitzenden der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans KCK warnende 
Worte an die AKP-Regierung 
und erklärten, dass der Lösungs¬ 
prozess in Nordkurdistan nioit 
anhalten kann, wenn zeitgleich 
die ISIS im Kampf gegen Rojava 
unterstützt wird. 

Die KCK macht in seiner Erklä¬ 
rung darauf aufmerksam, dass 
die Türkei die Grenzübergänge 
für Kämpfer der ISIS öffne, 
damit diese ihre Angriffe auf 
Kobane durchführen kann. 
„Dahinter steckt ein schmutzi¬ 
ger und gefährlicher Plan. Die 
AKP und ISIS haben eine Eini¬ 
gung getroffen. Die Einnahme 
von Kobane und die Vernich¬ 
tung der Rojava-Revolution ist 
eine gemeinsame Strategie bei¬ 
der. Mit dieser Übereinkunft 
versucht die türkische Regierung 
auch die Mitarbeiter in Mossul 
freizubekommen“, heißt es in 
der Erklärung. 

In der Erklärung ruft die KCK 
zum gemeinsamen grenzüber- 


t reifenden Widerstand aller 
lurdlnnen für Rojava auf. 
Gegen die Angriffe auf Kobane 
dürfe heute niemand schweigen. 
Die KCK rief die kurdische 
Bevölkerung in Nordkurdistan 
dazu auf, den Widerstand von 
Kobane zu unterstützen und die 
grenzübergreifende Unterstüt¬ 
zung von ISIS durch die türki¬ 
sche Regierung zu unterbinden. 
Weiter neißt es in der KCK- 
Erklärung: 

„Die Revolution von Rojava ist 
eine Revolution ganz Kurdi¬ 
stans. Der Angriff auf Kobane ist 
ein Angriff auf das Eierz Kurdi¬ 
stans. Die notwendige Antwort 
aller vier Teile Kurdistans und 
der kurdischen Diaspora ist, 
eigenverantwortlich am Wider¬ 
stand in Kobane mitzuwirken. 
Der Widerstand von Kobane 
steht für die Ehre des kurdischen 
Volkes, das sich niemals der 
Tyrannei beugen wird und bis 
zum Schluss standhalten wird. 
Der türkische Staat muss seine 
Unterstützung für ISIS sofort 
beenden. Die AKP und ISIS ver¬ 


folgen eine gemeinsame Strate¬ 
gie, um Kobane einzunehmen 
und die Rojava-Revolution zu 
erdrosseln. Das kurdische Volk 
muss sich darüber im Klaren 
sein, dass eines der Ziele dieses 
Plans die Freilassung der von 
ISIS entführten türkischen Kon¬ 
sulatsmitarbeiter in Mossul ist. 
Der AKP-Staat ermutigt die 
ISIS-Banden ganz offen, Rojava 
vor den Augen unseres Volkes in 
Riha (Urfa), Sere Kaniye 
(Ceylanpinar), Berecüg (Birecik) 
und Pirsüs (Suru^) anzugreifen. 
Wie können junge Kurdinnen 
davor die Augen verschließen? 
Alle müssen gegen die AKP 
mobilisieren. Der Lösungspro¬ 
zess in Nordkurdistan und die 
türkische Unterstützung von 
ISIS in Rojava können nicht 
nebeneinander existieren. Ent¬ 
weder der AKP-Staat unterstützt 
ISIS oder er handelt im Geiste 
des Lösungsprozesses. Andern¬ 
falls ist es unausweichlich, dass 
die Revolutionen im Norden 
und in Rojava eins werden und 
nicht mehr aulzuhalten sind.“ 

(ANF, 12.7., ISKU) 


Hewler: Parlament verspricht Unterstützung 
des Widerstands von Kobane 


Der Sprecher des Regionalparla¬ 
ments der Autonomen Region 
Kurdistan hat die ISIS-Angriffe 
auf die Region Kobane in West¬ 
kurdistan (Rojava) verurteilt und 
rief die Kurdische Regionalregie¬ 
rung (KRG) und kurdische Par¬ 
teien dazu auf, Rojava mit allen 
Kräften zu unterstützen. 

Der Sprecher des Parlaments von 
Elewler (Erbil) hat eine schriftli¬ 
che Erklärung abgegeben, in 
dem die ISIS-Angriffe auf Kob¬ 
ane, die seit etwa zwei Wochen 
anhalten, verurteilt werden. 

Die Erklärung ist deswegen von 
Bedeutung, weil das kurdische 


Parlament das erste Mal offen die 
Angriffe auf Rojava verurteilt 
und seine Unterstützung anbie¬ 
tet. 

In der Erklärung werden die 
Angriffe auf Rojava als „geplant“ 
beschrieben. „Wir begrüßen den 
Widerstand der Frauen und 
Männer von Westkurdistan, die 
ihre Ziele und ihre Freiheit mit 
ihrem Blut verteidigen. Das Par¬ 
lament von Hewler ruft alle poli¬ 
tischen Kräfte in Westkurdistan 
dazu auf, ihre politischen Diffe¬ 
renzen beizulegen und sich die 
Hände zu reichen, um die Fein¬ 


de der Kurdinnen am Erreichen 
ihrer Ziele zu hindern.“ 

Das Parlament von Hewler ruft 
die Vereinten Nationen, die 
Europäische Union und die Ara¬ 
bische Liga dazu auf, humanitäre 
Soforthilfe nach Rojava zu schi¬ 
cken und Menschenrechtsver¬ 
brechen und Massaker an den 
Kurdinnen zu verhindern. Es 
forderte auch die Regionalregie¬ 
rung in Hewler und die politi¬ 
schen Kräfte in allen vier Teilen 
Kurdistans dazu auf, alles zu tun, 
um Rojava zu helfen und zu 
unterstützen. 

(ANF, 13.7., ISKU) 


Setzt ISIS bei Angriffen auf Kobane 
chemische Waffen ein? 


Der Sprecher der Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG) Redür 
Xelil hat über die Homepage 
der YPG erklärt, dass ISIS bei 
ihren Angriffen auf Kobane 
wohlmöglich chemische Waffen 
eingesetzt hat. Xelil rief interna¬ 
tionale Organisationen und 
Menschenrechtsvereine dazu 
auf, den Fall vor Ort zu unter¬ 
suchen. 

In der Erklärung des YPG-Spre- 
chers heißt es unter anderem: 
„Seit einiger Zeit ist der Kanton 
Kobane brutalen Angriffen der 
terroristischen Organisation 
ISIS ausgesetzt. Bei diesen 


Angriffen setzen die Banden der 
ISIS verschiedene schwere Waf¬ 
fen ein, darunter auch amerika¬ 
nische Thermalraketen. Zudem 
hat das Gesundheitspersonal des 
Kantons Kobane bei einer 
ersten Untersuchung von ver¬ 
letzten und getöteten YPG- 
Kämpferlnnen den Verdacht 
vom Einsatz chemischer Waffen 
festgestellt. Die Ärzte haben an 
Leichnamen Spuren von Ver¬ 
brennungen und weißen Fle¬ 
cken ausgemacht.” 

Xelil macht in der Erklärung 
darauf aufmerksam, dass dem 
Gesundheitsteam in Kobane das 


nötige Equipment für die 
abschließende Untersuchung 
für die Frage, ob chemische 
Waffen eingesetzt worden sind, 
fehlt. Aus diesem Grund werden 
in der Erklärung internationale 
Organisationen dazu aufgeru¬ 
fen, in Kobane diesen Verdacht 
zu überprüfen. 

Ein Gesundheitsteam in Ko¬ 
bane hatte am 8. Juli erklärt, 
dass auf den Leichnamen von 
zwei YPG-Kämpfern möglicher¬ 
weise Spuren des Einsatzes von 
chemischen Waffen ausfindig 
gemacht worden sind. 

(ANF, 14.7, ISKU) 


kritisierte das Schweigen der 
internationalen Gemeinschaft 
zu den Angriffen, die bislang 80 
Todesopfer gefordert haben. 
„Wir teilen die Trauer und 
Sorge über den Verlust von über 
80 toten und 400 verletzten 
Zivilisten als Folge der flächen¬ 
deckenden israelischen Angriffe 
gegen palästinensische Städte, 
insbesondere gegen Gaza. Zivi¬ 
listen zum Angriffsziel zu 
machen ist unter keinen 
Umständen akzeptabel“, erklär¬ 
te die HDP in einer schrift¬ 
lichen Erklärung vom 10. Juli. 
„Die Angriffe des israelischen 
Staates gegen die Palästinenser 
unterscheiden sich kaum von 
den Angriffen des Assad-Regi- 
mes und Teilen der Freien Syri¬ 
schen Armee gegen Zivilisten. 
Wir rufen deshalb alle zuständi¬ 
gen Einrichtungen, insbesonde¬ 
re die UN, dazu auf, eine klare 
Position zu beziehen und wenn 
nötig Sanktionen gegen Israel 
zu verhängen“, heißt es in der 
Erklärung der HDP, die sich auf 
Berichte über den Einsatz 
geächteter Chemiewaffen wäh¬ 
rend der Angriffe der israeli¬ 
schen Armee bezieht. 

(HDN, 10.7., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat Nachrichten¬ 
agentur 

HDN Fiürriyet Daily News 


Termin: 

Köln: Kundgebung für Präsi¬ 
dentschaftskandidat Selahattin 
Demirtaj 

Für Freiheit, Gleichberechti¬ 
gung und Demokratie 

Präsidentschaftskandidat der 
HDP (Demokratische Partei 
der Völker) Selahattin Demirtaf 
wird am 19. Juli 2014 ab 13 
Uhr in Köln/Neumarkt sein. 
Die Kundgebung ist bundes¬ 
weit und wird von 27 verschie¬ 
denen Verbänden und Organi¬ 
sationen durchgeführt und 
unterstützt, ln den Vereinen 
von NAV-DEM (ehemals: 
YEK-KOM) erhaltet ihr Infor¬ 
mationen über die Busfahrten. 
Veranstalter sind der Europäi¬ 
sche Rat für Frieden und 
Demokratie (ABDEM) und das 
Bündnis Demokratischer Kräf¬ 
te (DGB) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Kobane weiterhin in der Umzinge¬ 
lung des „Islamischen Staates“ 


Die Angriffe der Organisation 
"Islamischer Staat" (IS, auch 
ISIS) auf Rojava halten seit mitt¬ 
lerweile mehr als zwei Wochen 
an. Gegenwärtig haben die Isla¬ 
misten die Region Kobane von 
drei Seiten umzingelt. Sie greifen 
im Westen von Dscharäbulus, im 
Süden von §irrin und im Osten 
von Gire Spi (Tall Abyad) aus an. 
Immer wieder erreichen uns auch 
Meldungen, dass Kämpfer der IS 
Kobane vom Norden aus angrei¬ 
fen und hierbei ohne Probleme 
die türkisch-syrische Grenze über- 
ueren können. Bislang können 
ie Verteidigungskräfte der YPG 
(Volksverteidigungseinheiten) 
und der YP] (Frauenverteidi¬ 
gungseinheiten) die Angriffe der 
ISIo erfolgreich abwehren. Bei 
den Gefechten mit den Kämpfern 
der IS soll die Zahl der Toten in 
die Hunderte gehen. Die Islami¬ 
sten setzen bei ihren Angriffen 
auch Panzer und schwere Waffen 
ein, die sie vom irakischen Militär 
erbeutet und nach Syrien trans¬ 
portiert haben sollen. Darunter 
sollen sich auch tausende Mörser¬ 
granaten und Raketen befinden, 
örtliche Quellen berichten, dass 
die Mitglieder der IS nach Ein¬ 
bruch der Dunkelheit die Vororte 
von Kobane unter permanenten 
Raketenbeschuss setzen. Bislang 
haben die kurdischen Einheiten 
insgesamt sieben Dörfer räumen 
lassen, da die Sicherheitslage der 


Bewohner durch den Raketenbe¬ 
schuss und die Gefechte stark 
gefährdet ist. 

Türkische Unterstützung 
für IS hält an 

Eine zwielichtige Rolle bei den 
Angriffen gegen die Demokra¬ 
tisch-Autonomen Verwaltungen 
von Rojava spielt weiterhin die 
Türkei. Trotz der Erstürmung 
und Festsetzung der Mitarbeiter 
des türkischen Konsulats durch 
Kämpfer der IS in Mosul, scheint 
die Türkei weiterhin die Islami¬ 
sten im Kampf gegen die Rojava 
zu unterstützen. So überqueren 
die Islamisten bei ihren Angriffen 
auf Kobane problemlos das 
Grenzgebiet zur Türkei, während 
gleichzeitig dieselbe Grenze für 
humanitäre Unterstützung 
geschlossen bleibt. 

Zudem berichtet die iranischen 
Nachrichtenagentur „Fars News 
Agency“, dass die Türkei der IS 
bei der Beschaffung neuer Kämp¬ 
fer kräftig unter die Arme greift. 
Laut einer Meldung der Nach¬ 
richtenagentur vom 15.07. sollen 
mit einer Maschine der Fluglinie 
Turkish Airways am 2. Juli insge¬ 
samt 91 neue Mitglieder für die 
IS aus Tadschikistan in die Türkei 
geflogen worden sein. Anschlie- 
ßendsollen türkische Beamte die 
neuen Kämpfer für die IS von der 
Türkei aus auch in den Irak trans¬ 
portiert haben. Dieselbe Quelle, 


die gegenüber der iranischen 
Nachrichtenagentur diese Infor¬ 
mationen preisgab, erklärte, dass 
dieser Flug kein Einzelfall sei. Die 
Türkei habe sich bislang für rund 
1000 neue Kämpfer für IS aus 
Tadschikistan den Transport in 
den Irak oder nach Syrien organi¬ 
siert. 

Die Abgeordneten der HDP stell¬ 
ten am 17. Juli eine parlamentari¬ 
sche Anfrage zu dem Vorwurf der 
Organisierung des Transports tad- 
schikischer Islamisten mit den 
Fluglinien der Turkish Airways in 
den Irak und nach Syrien. Eine 
Antwort des Verkehrsministers 
Lütfi Elvan und des Innenmini¬ 
sters Efkan Ala stehen derzeit 
noch aus. 

Großangriff zum Jahrestag 
der Revolution geplant 

Verschiedene Quälen berichten, 
dass die Islamisten am 19. Juli, 
dem zweiten Jahrestag der Roja- 
va-Revolution, zu einem Großan¬ 
griff auf Kobane ansetzen wollen. 
Quellen der YPG sprechen 
davon, dass hierfür derzeit Kämp¬ 
fer der IS in die Gebiete um Kob¬ 
ane zusammengezogen werden. 
Am 19. Juli 2012 hatte die Bevöl- 
kerungvon Kobane die Kräfte des 
Assad-Regimes aus der Stadt ver¬ 
trieben. m den Folgetagen griff 
die Revolution von Rojava auch 
auf weitere Orte im Norden 
Syriens über. 


Erklärungen zum 2. Jahrestag 
der Rojava-Revolution 


Der Kopräsident der autonomen 
Region von Cizire Himedi El 
Deh am hat am 19. Juli, dem 2. 
Jahrestag der Rojava-Revolution, 
die internationalen Kräfte aufge¬ 
fordert, die autonome Verwal¬ 
tung In Rojava und den Wider¬ 
stand in Kobane gegen die IS- 
Bande zu unterstützen. 

Himedi El Deham, der arabischer 
Herkunft ist, hat in einer schrift¬ 
lichen Presseerklärung den 2. Jah¬ 
restag der Rojava-Revolution 
begrüßt. In der Erklärung heißt es 
unter anderem, dass in den auto¬ 
nomen Regionen Solidarität zwi¬ 
schen allen dort lebenden Kur¬ 
den, Arabern, Assyrer, Türkme¬ 
nen, Tscheschenen sowie unter 
den verschiedenen Konfessionen 
herrscht, alle bilden eine gesell¬ 
schaftliche Einheit. „Sie haben 


der ganzen Welt gezeigt, dass sie 
die eigentlichen Besitzer der 
Revolution von Rojava sind“, 
betonte El Deham. „Trotz der 
Embargos gegen die Bevölkerung 
hier, hat sie die Probleme und 
Hindernisse überwunden. Mit 
der Geschwisterlichkeit der Völ¬ 
ker und dem Grundstein für ein 
gemeinsames Leben wird dieser 
Weg zu einer demokratischen 
Nation führen“, so El Deham. 
Weiterhin steht in der Erklärung, 
dass sie mit aller Macht den 
Widerstand in Kobane unterstüt¬ 
zen. Die internationalen Kräfte 
rief er auf, sich gegen die IS- 
Bande zu äußern und die autono¬ 
me Verwaltung in Rojava zu 
unterstützen. Zuletzt hat El 
Deham an die Gefallenen der 
Revolution gedacht und den Ver¬ 


letzten gute Besserung 
gewünscht. 

Auch die Regierung von Kobane 
hat den 2. Jahrestag der Revolu¬ 
tion gefeiert 

Die stellvertretende Ministerprä¬ 
sidentin der autonomen Region 
in Kobane Berivan Hesen hat den 
2. Jahrestag der Rojava Revolu¬ 
tion ebenfalls gefeiert und betont, 
dass Rojava mit diesem Wider¬ 
stand gewinnen wird. „Heute ist 
ein besonderer Tag. Die Revolu¬ 
tion begann vor zwei. Jahren an 
diesem Tag. An diesem Tag haben 
wir die autonome Selbstverwal¬ 
tung in Kobane, Efrin und Cizire 
angekündigt. Die autonomen 
Selbstverwaltungen werden ein 
Vorbild für das syrische Lösungs¬ 
projekt werden“, so Hesen. 

(ANF, 19.7., ISKU) 


Meldungen: 

Türkei verletzt Waffenruhe: 
Türkisches Militär legt 
Hinterhalt gegen die 
Guerilla in Ceylanpinar 
Das Hauptquartier der Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG 
erklärt, dass einer Guerillaein¬ 
heit bei Ceylanpinar ein 
Hinterhalt vom türkischen 
Militär gelegt worden sei. Das 
Kommando der HPG erklärte, 
dass damit, und mit dem Aus¬ 
bau von Militärbasen und 
Wegen für Militäreinheiten wie 
auch mit den militärischen 
Staudämmen, der Waffenstill¬ 
stand verletzt und der Lösungs¬ 
prozess bedroht würden. 

Nach der Erklärung geriet am 
Abend des 21. Juli 2014 eine 
Einheit der HPG in Ceylanpi¬ 
nar in den Hinterhalt des türki¬ 
schen Militärs. Es kam zu einer 
Auseinandersetzung mit dem 
türkischen Militär, im Laufe 
dessen die Verbindung zu zwei 
Guerillas abgebrochen war. 
Weiterhin wurde in der Provinz 
Colemerg (Hakkari) von den 
Militärbasen in Oramar heraus, 
die Umgebung bombardiert, 
wobei große Flachen in Brand 
gerieten. Nachdem das Militär 
zu einer Operation ausrücken 
wollte, kam es zu einem 
Gefecht mit schweren Waffen 
und das Militär musste sich 
wieder zurückziehen. Das Mili¬ 
tär bombardierte in den folgen¬ 
den Tagen die Umgebung so 
schwer mit Artillerie, dass die 
Guerilla nach eigenen Angaben 
mit schweren Waffen darauf 
reagieren musste. Dabei wurden 
zwei Panzer und mehrere Stel¬ 
lungen getroffen. 

Nach der Erklärung der Gueril¬ 
la stellt die Gleichzeitigkeit der 
Ereignisse von Oramar und 
Ceylanpinar keinen Zufall dar, 
sondern einen Versuch des tür¬ 
kischen Militärs, den Waffen¬ 
stillstand zu zerstören. Schon 
am 2. Juli war zwischen Wan 
und Elbak (Baskale) der Gueril¬ 
la Servan Kocer vom türkischen 
Militär lebend gefangen genom¬ 
men und dann extralegal hinge¬ 
richtet worden. Der General¬ 
stab wollte die Verantwortung 
dafür dem Iran zuschieben. 
„Auf die gleiche Weise versucht 
der Generalstab nun die Ereig¬ 
nisse in Ceylanpinar zu ver¬ 
schleiern und zu behaupten, es 
wären YPG-Kräfte gewesen, die 
von Rojava angegriffen hätten. 
Dies hat nichts mit der Realität 
zu tun. In Wirklichkeit hat das 
türkische Militär der HPG 
einen Hinterhalt gelegt und des¬ 
wegen kam es zu der Ausein¬ 
andersetzung“, so die Erklärung 

der HPG. (ANF 24.7, ISKUJ 




Massenverhaftung von Gülen-Anhängern in der Türkei. 
Ministerpräsident Erdogan fordert Kampf gegen »Parallelstaat« 

Beamte abgefiihrt 


Wenige Wochen vor der Präsi¬ 
dentschaftswahl in der Türkei hat 
die Polizei am gestrigen Dienstag 
zu einem massiven Schlag gegen 
mutmaßliche Anhänger der 
Gülen-Bewegung innerhalb des 
Sicherheitsapparates des Landes 
ausgeholt. Bei Razzien in 22 Pro¬ 
vinzen wurden mindestens 200 
Wohnungen und Arbeitsplätze 
von Polizeibeamten durchsucht, 
die der pantürkisch-islamischen 
Gemeinde des in den USA leben¬ 
den Predigers Fethullah Gülen 
angehören sollen. Laut dem Sen¬ 
der CNNTürk waren zuvor Haft¬ 
befehle gegen 134 Verdächtige 
ausgestellt worden, von denen 
mindestens 55 ausgefiihrt wur¬ 
den. Unter den mit hinter dem 
Rücken gefesselten Händen abge¬ 
führten Beamten befinden sich 
zwei frühere Leiter der Istanbuler 
Anti-Terror-Abteilung und drei 
ehemalige stellvertretende Polizei¬ 
chefs. Die meisten der Festge¬ 
nommenen hatten führende Posi¬ 
tionen während eines am 17. 
Dezember 2013 bekanntgewor¬ 
denen Korruptionsermittlungs¬ 
verfahrens gegen hochrangige 
Politiker der islamisch-konservati¬ 
ven Regierungspartei AKP ein¬ 
schließlich mehrerer Minister 
innegehabt. In der Folge dieses 
von Ministerpräsident Recep Tay- 
yip Erdogan als »Justizputsch« 
bezeichneten Verfahrens hatte die 
Regierung rund 15000 Polizisten 
und andere Staatsangestellte ver¬ 
setzen oder von ihren Posten 
ablösen lassen, denen vorgewor¬ 
fen wurde, der Gülen-Bewegung 
nahezustehen. 


Bereits am Montag hatte die 
Gülen-nahe Tageszeitung Zaman 
eine entsprechende Polizeiopera¬ 
tion für den folgenden Tag unter 
Berufung auf regierungsnahe 
Journalisten angekündigt. Diese 
seien angewiesen worden, sich 
bereits in den frühen Morgen¬ 
stunden in Bereitschaft zu halten. 
Zudem hatte Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan am Sonn¬ 
tag gegenüber dem Sender TGRT 
angekündigt, die Gülen-Bewe¬ 
gung in das zuletzt im Jahr 2010 
aktualisierte »Rote Buch« des 
Nationalen Sicherheitsrates über 
innere und äußere Bedrohungen 
der Türkei aulzunehmen. »lune 
Organisation, die unsere nationa¬ 
le Sicherheit gefährdet, wird 
natürlich ihren Platz darin fin¬ 
den«, erklärte Erdogan und 
bezeichnete den Kampf gegen 
den »Parallelstaat« als »Priorität 
des Staates«. 

Nach der Regierungsübernahme 
der AKP im Jahr 2002 war es zum 
Bündnis mit Gülen-Bewegung 
ekommen, deren Anhänger 
ereits damals durch jahrzehnte¬ 
lange Unterwanderung über Ein¬ 
fluß im Polizei- und Justizapparat 
verfügten. Gemeinsam schalteten 
sie ihre laizistischen Gegner in der 
Staats- und Militärbürokratie aus. 
Wichtigste Methode waren auf 
gefälschten Beweisen beruhende 
Schauprozesse wegen der ange¬ 
blichen Bildung eines Ergenekon 
genannten Putschistennetzwerkes. 
Anschließend kam es jedoch zum 
Zerwürfnis zwischen Erdogan 
und den Gülenisten. Streitpunkte 
waren die Verteilung der Pfründe 


und Posten aber auch politische 
Fragen wie der von der Gülen- 
Bewegung abgelehnte Friedens¬ 
prozeß mit der kurdischen PKK. 
Vor wenigen Wochen enthüllte 
die liberale Tageszeitung Radikal 
eine »geheime« Anweisung des 
Leiters der Abteilung für Terroris¬ 
musbekämpfung im Nationalen 
Polizeipräsidium. 30 Provinzpoli¬ 
zeipräsidien wurden darin zu 
Ermittlungen gegen die Gülen- 
Bewegung aufgefordert - ein¬ 
schließlich von Millionen Schü¬ 
lern und Studenten, die in den 
vergangenen zehn Jahren deren 
Bildungseinrichtungen besucht 
hatten. Überprüft werden sollte, 
ob die Gülen-Bewegung eine 

E eheime »bewaffnete Gruppe« 
abe und inwieweit Gülen- 
Anhänger in eine Reihe von Mor¬ 
den an Christen in den Jahren 
2006 und 2007 - darunter der 
armenische Journalist Hrant 
Dink, drei Missionare in Malatiya 
und der Priester Santoro in Trab¬ 
zon - verwickelt waren. So hatten 
Gülen-Anhänger in Polizei und 
Justiz die Ermittlung der Hinter¬ 
männer des Mordes an Dink ver¬ 
hindert, deren Spuren bis in den 
Staatsapparat führten. Das 
behauptet jetzt auch die AKP- 
nahe Tageszeitung Sabah. Mögli¬ 
ches Motiv für eine Tatverwik- 
klung der Gülen-Bewegung in 
solche Morde könnte die Fäl¬ 
schung von »Beweisen« für die 
Existenz von Ergenekon sein, ln 
dem angeblichen Putschplan von 
Ergenekon wurde die Ermordung 
von Christen ausdrücklich the¬ 
matisiert. (jW, 23.7., ISKU) 


Kobane weiterhin in der 


Neben den anhaltenden Angrif¬ 
fen ist die Lage der Bevölkerung 
von Kobane auch durch die 
immer kritischer werdende Ver¬ 
sorgungslage bedroht. Derzeit lei¬ 
det die Bevölkerung vor allem 
unter Wasserknappheit. Trotz der 
Bemühungen der Selbstverwal¬ 
tungsstrukturen dem entgegenzu¬ 
wirken, soll es auch zu immer 
größeren Schwierigkeiten mit der 
Lebensmittelversorgung der 
Bevölkerung kommen. Grund für 
die schwierige Versorgungslage in 
der Stadt ist neben der Umzing¬ 
lung durch IS auch die erneute 
Schließung des Grenzübergangs 
zwischen Kobane und Riha-Pir- 
süs (Urfa-Suruf) für humanitäre 
Hilfe durch die türkische Regie¬ 
rung. 

Proteste gegen die 
Angriffe auf Rojava 

Unterdessen werden der Wider¬ 
stand und die Proteste gegen die 
Angriffe auf Rojava auch in 
Nordkurdistan und der Türkei 
immer größer. So wurden bei 
Riha (Urra) in den Grenzregionen 


zu Rojava vier Besucherzelte auf¬ 
geschlagen, die von tausenden 
Menschen täglich besucht wer¬ 
den. Die Proteste in Riha und 
anderswo sind allerdings auch 
immer wieder Angriffsziel der 
türkischen Sicherheitskräfte. 

Am 17. Juli besuchte eine Delega¬ 
tion des Menschenrechtsvereins 
1HD die Besucherzelte an der 
Grenze zu Kobane. Dort erklärte 
der IHD Vorsitzende der Zweig¬ 
stelle in Amed (Diyarbakir) Raci 
Bilici, dass in Rojava bewaffnete 
Gruppen unterstützt von der Tür¬ 
kei seit nunmehr fast zwei Jahren 

f egen die Errungenschaften der 
lurdinnen und Kurden kämp¬ 
fen. Bilici forderte die Türkei dazu 
auf, ohne weitere Verzögerung 
ihre Unterstützung an diese 
Gruppen einzustellen. 

„Wir haben in Erklärungen und 
Statements die Türkei unzählige 
Ma laufgefordert, ihre Unterstüt¬ 
zung für diese Banden einzustel¬ 
len und stattdessen die Zivilbe¬ 
völkerung der Region zu unter¬ 
stützen. Wir haben sie dazu auf¬ 
gerufen, die Grenzübergänge für 


humanitäre Hilfe in der Region 
aulzumachen. Aber all unseren 
Bemühungen zum Trotz hat die 
Regierung ihre Haltung nicht 
geändert, Sie hat die Bevölkerung 
jenseits der Grenze ihrem eigenen 
Schicksal, dem Hunger und dem 
Tod überlassen. Andererseits hat 
sie ihre Grenzen für die Banden 
geöffnet, die die Bevölkerung von 
Rojava angreifen. Sie bietet ihnen 
gar logistische Unterstützung. 
ISIS begeht mit der Kraft, die sie 
von der Türkei erhalten, Verbre¬ 
chen an der Menschlichkeit“, 
erklärte Raci Bilici im Namen des 
Menschenrechtsvereins IHD. 
Auch in Deutschland und Europa 
protestieren Kurdinnen und Kur¬ 
den gegen die anhaltenden 
Angriffe auf Rojava. So folgten 
tausende Menschen einem Aufruf 
von NAV-DEM und verurteilten 
in den vergangenen Tagen auf 
Demonstrationen und Kundge¬ 
bungen in Städten wie Hamburg, 
Berlin, Hannover, Kassel, Dort¬ 
mund oder Freiburg die Angriffe 
der Islamisten auf Kobane. 

(CA, 18.7., ISKU) 


Nach Regierungsangaben 
befinden sich annähernd 5.000 
Gefangene aus KCK und PKK 
in Haft 

Nach Angaben des Justizmini¬ 
steriums der Türkei gibt es 4912 
Gefangene aus der Arbeiterpar¬ 
tei Kurdistan PKK und der 
Gemeinschaft der Gesellschaf¬ 
ten Kurdistans KCK in den 
Gefängnissen der Türkei. Von 
diesen sind 3.961 rechtskräftig 
verurteilt. 

Die Föderation der Vereine der 
Angehörigen der Inhaftierten 
(TUHAD-FED) hatte eine 
Anfrage nach der Anzahl der 
Gefangenen aus KCK und PKK 
an das Justizministerium ge¬ 
stellt. Laut Antwort des Mini¬ 
steriums befinden sich demnach 
4912 Menschen aus den PKK- 
und KCK-Verfahren in Haft. In 
der Antwort heißt es, dass von 
4653 PKK-Gefangenen 3801 
verurteilt seien und sich 852 in 
Untersuchungshaft befänden; 
aus den KCK-Operationen 
seien noch 259 Personen inhaf¬ 
tiert, davon 160 verurteilt und 
99 in Untersuchungshaft. Das 
Justizministerium erklärte 
außerdem, dass 101 Personen zu 
erschwerter lebenslanger Haft 
verurteilt worden sind. 

(ANF, 17.7., ISKU) 

Rojava-Bericht wurde 
UN-Vertretung vorgelegt 
Die Föderation der Aleviten- 
Bektaschiten (ABF) hat nach 
einem Besuch in den westkurdi¬ 
schen Gebieten einen Bericht 
zur Lage in Rojava verfasst und 
der UN-Vertretung in der Tür¬ 
kei übergeben. Darin werden 
die Vereinten Nationen aufge¬ 
fordert, eine Schutzanordnung 
für Rojava zu erlassen. 

Nach dem Besuch erklärte Fevzi 
Gümü?, Vorsitzender der ABF, 
dass die Bevölkerung von Koba¬ 
ne und Mosul wegen ihres 
Lebensstils und ihres Glaubens 
durch ISIS-Banden mit interna¬ 
tionaler Unterstützung massa¬ 
kriert werde. Gümüf wies auch 
auf die ISIS-Massaker an turk¬ 
menischen Aleviten in Mosul 

hin. (ANF, 24.7., ISKU) 


Quellen: 


ANF 

CA 

jW 


Firat Nachrichten¬ 
agentur 
Civaka Azad 
junge Welt 


N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 


net unter: 

www.isku.org 




Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 
www.isku.org 

wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 

Eine Packung Nudeln, ein Bekenntnis 
und einige Verprellte — Formeln zur 
Präsidentschaftswahl in der Türkei 

Präsidialsystem versus De-Zentrali- Machtfülle ist der Übergang in sozialen Aufstiegs zurück. So ist 

sierung d,er politischen Verwaltung, ein Präsidialsystem ohne konsti- der materielle Fortschritt der ver- 

Islamisiernng versus säkulare tutionelle Veränderungen ein hei- gangenen Dekade nicht von der 

Gleichstellungspolitik. So könnten kies Projekt. Es setzt voraus, dass Hand zu weisen. In der breiten 

die Gegenpole, für die die Kandida- der Nachfolger Erdogans im Amt Wahrnehmung ist dieser Fort- 

ten der anstehenden Wahlen stehen, des Ministerpräsidenten seine schritt und damit die Aussicht auf 

umschrieben werden. Befugnisse nicht ausschöpft. Der einen Aufstieg an die AKP gekop- 

Am 10. August findet die erste Ministerpräsident steht der pelt. Selbst die Offenlegung indi- 

Runde der Präsidentschaftswah- Regierung vor, ihm unterstehen vidueller Bereicherung durch 

len in der Türkei statt. Drei Kan- der Geheimdienst, die aufgewer- Korruption oder solche Desaster 

didaten treten zur Wahl an. Wenn tete Religionsbehörde und die wie das Grubenunglück in Soma 

keiner der Kandidaten die absolu- mächtige Behörde TOKI, über mit über 300 Toten, die die Kehr¬ 
te Stimmenmehrheit erringt, die der boomende Bausektor seite des Fortschritts aulzeigen, 

kommt es zu einer Stichwahl zwi- gelenkt und Milliarden-Aufträge stören diese Wahrnehmung 

sehen den beiden Kandidaten mit vergeben werden. Auch unter kaum, 

den meisten Stimmanteilen. Der Ausreizung aller Befugnisse würde 

Vorsitzende der AKP und Mini- der Präsident Erdogan die direkte „Ein Sack Kohle, 

sterpräsident Recep Tayyip Erdo- Kontrolle über solche Machtmit- eine Packung Nudeln“ 

gan hat die besten Aussichten, tel verlieren. Denkbar ist den- Teile der CHP-Anhängerschaft 

erneut als Gewinner aus einer noch, dass Erdogan einen Teil sei- werfen seit langem den Ärmsten 

Wahl hervorzugehen. Ihm steht ner jetzigen Macht an einen der Gesellschaft vor, sie verkauf- 

Ekmeleddin Ihsanoglu gegenü- Nachfolger abgibt und eine neue ten ihre Stimmen für einen Sack 

ber, der gemeinsame Kandidat Balance innerhalb der AKP Kohle und eine Packung Nudeln 

der Oppositionsparteien MHP/ gefunden wird, während zugleich an die AKP. Tatsächlich ist die 

CHP und der von der AKP abge- aas Präsidentenamt unter Ausrei- Anzahl der Einzelpersonen und 

spaltenen Gülen-Bewegung. Der zung der Verfassung aufgewertet Haushalte, die Hilfen aus öffent- 

ehemalige Generalsekretär der wird. Außerdem wäre Erdogan liehen Sozialfonds erhalten, stark 

internationalen Organisation für für fünf Jahre gewählt und könn- gestiegen, nach Schätzungen sind 

Islamische Zusammenarbeit, da- te die Parlamentswahlen im näch- es jährlich 10 Millionen. Da es 

mals von der AKP-Regierung für sten Jahr abwarten, bei denen keinen gesetzlich geregelten 

dieses Amt vorgeschlagen, war bis seine Partei einen neuen Anlauf Anspruch auf diese Eulfen gibt, 

zu seiner Kandidatur in der Tür- für das Projekt Präsidialsystem empfinden viele Hilfsempfänger 

kei weitgehend unbekannt. Der nehmen könnte. Dankbarkeit gegenüber der regie- 

dritte Kandidat heißt Selahattin Obwohl die gesamte Entwick- renden Partei, deren indirekte 

Demirtas, ehemaliger Vorsitzen- lung auf die Person Erdogan Repräsentanten — Provinzgouver- 

der der inzwischen aufgelösten zugeschnitten zu sein scheint, ist neure oder Landräte - den Fonds 

kurdischen Partei BDP und neuer es nicht allein dessen persönliches vorstehen. Da die CHP es unter- 

Vorsitzender der kurdisch-links- Schicksal, das zur Wahl steht, lässt, eine Alternative aufzuzeigen, 

liberalen HDP. Erdogan steht im Vordergrund, wie die unter schwierigen Bedin- 

weil seine Popularität der Partei gungen lebenden Familien sich 
Die „neue“ Türkei - ein Mehrheiten sichert und somit die ernänren und über den Winter 

gemeinsames Werk Fortführung einer Einparteienre- kommen sollen, kann die 

Erdogan verspricht den Übergang gierung ermöglicht. Im Hinter- Beschuldigung des Stimmenver- 

in ein Präsidialsystem. Dieses grund stehen die Unternehmer- kaufs nur als zynisch bezeichnet 

Langzeitprojekt konnte ange- netzwerke, die den Aufstieg des werden. (...) Die CHP verspricht 

sichts interner Grabenkämpfe in politischen Islam begleiten und nur noch eins: so wie die AKP zu 

der AKP und fehlender Mehrhei- die Partei tragen. Bei seiner Rede sein, nämlich investorenfreundli- 

ten im Parlament für die notwen- vor, dem Unternehmerverband che neoliberale Politik zu gestal- 

dige Verfassungsänderung bisher MÜS1AD anlässlich des Fasten- ten. (...) 

nicht umgesetzt werden. Nun soll brechens am ersten Tag des Im Strategiezentrum der CHP 

es angeblich durch Ausschöpfung Ramadan hob Erdogan diesen scheint jedenfalls die Überzeu- 

der vorhandenen Machtbefug- politisch-ökonomischen Zusam- gung herangereift, dass eine 

nisse des Präsidentenamts faktisch menhang kürzlich selbst hervor: Mehrheit nur über konservativ¬ 
vollzogen werden. Unter Beibe- „Die neue Türkei wird nicht religiöse Anrufung zu erreichen 

haltung des jetzigen Systems kann allein ein Werk der AKP, sondern ist.TDamit wird vor allen Dingen 

der Präsident hohe Beamte wie ein Werk von Stiftungen und erreicht, dass die Autorität der 

Verfassungsrichter, Universitäts- Organisationen wie MÜSIAD Religion gestärkt wird. Die Isla- 

rektoren und Personal für diverse sein“. Die AKP garantiert eine misierung der Gesellschaft wird 

Kontroll- und Beratungsgremien investorenfreundliche Politik und damit nicht mehr als eine politi- 

ernennen. Er sitzt dem Nationa- vor allen Dingen den Erhalt des sehe Herausforderung angenom- 

len Sicherheitsrat vor und kann gesellschaftlichen Konsens in der men sondern als unumstößliche 

den Ministerrat zu Sitzungen Arbeiterschaft. Extreme Arbeits- und unveränderliche Tatsache, ln 

unter seiner Leitung einberufen. bedingungen, Vertreibung aus dieser religiösen Konjunktur gilt 

Außerdem kann er Gesetze blök- Wohnvierteln und massive Abtreibung dann als Mord, wäh- 

kieren, eine fast vergessene Maß- Umweltzerstörung durch riesige rend Mord als Schicksal bezeich¬ 
nahme, da sie der amtierende Prä- Infrastrukturprojacte und uferlo- net wird, wie regelmäßig zur 

sident Abdullah Gül nicht ein- sem Wohnungsbau treten für Rechtfertigung von Todesfällen 

setzte. Trotz dieser potentiellen viele hinter das Versprechen eines bei Arbeitsunfallen zu vernehmen 


Meldungen: 

KCK ruft zur Solidarität mit 
Rojava und Palästina auf 

Anlässlich des bevorstehenden 
Eid al-Fitr (Tag des Fastenbre¬ 
chens) rief die Gemeinschaft 
der Gesellschaften Kurdistans 
(KCK) die islamische Welt zur 
Solidarität mit der Bevölkerung 
in Rojava und Palästina auf, die 
das Fest inmitten des Kriegs 
erwarten. 

Die KCK sagte, dass diejenigen, 
die wie ISIS hinter der Maske 
des Islams alle moralischen zivi¬ 
lisatorischen Werte mit Füßen 
treten, dem Islam mehr schade¬ 
ten als anti-islamische Kreise, 
und bezeichnete diese islami¬ 
schen Gruppen als „in den 
Islam eingeschleppte Provoka¬ 
teure“. 

Sie führte weiter aus, dass im 
Namen der islamischen Prinzi¬ 
pien von Frieden, Gerechtigkeit 
und Geschwisterlichkeit die 
Kräfte, die den Islam beschmut¬ 
zen, gestoppt werden müssten. 
Diejenigen, die konfessionelle 
Spannungen schüren, greifen 
die Völker Rojavas an, die für 
Freiheit und Demokratie 
kämpften. 

Die KCK merkten an, dass die 
gegenwärtigen Spannungen im 
Mittleren Osten mit der Menta¬ 
lität der kapitalistischen Moder¬ 
ne im Zusammenhang stünden 
und erinnerte daran, dass Völ¬ 
ker der verschiedenen Identitä¬ 
ten und Glaubensrichtungen, 
Anhänger der Syrischen Kir¬ 
chen, Ässyrer, Chaldäer, Arme¬ 
nier, Eziden, bis vor zweihun¬ 
dert Jahren in Frieden und 
gegenseitigem Respekt zu¬ 
sammengelebt haben, bis die 
kapitalistische Moderne in den 
Mittleren Osten vordrang. (...) 
Die Erklärung schließt mit 
dem Aufruf an die islamische 
Welt, Solidarität mit den Men¬ 
schen in Rojava und Palästina 
zu zeigen und diejenigen isla¬ 
mischen Kräfte, die im Namen 
des Islams die Bevölkerung 
Rojavas angreifen und die zio¬ 
nistischen Aggressoren, die für 
das Leiden der palästinensi¬ 
schen Bevölkerung verantwort¬ 
lich seien, zu bezwingen. 

(ANF, 27.7., ISKU) 

Weiblicher Flüchtling aus 
Rojava von türkischen Solda¬ 
ten vergewaltigt 

Wie erst jetzt bekannt wurde, 
ist am 16. Juli 2014 eine junge 
Frau aus Rojava, die in die Tür¬ 
kei flüchten wollte, im Grenz¬ 
gebiet von türkischen Soldaten 
vergewaltigt worden. Der Vor¬ 
fall ereignete sich in der Militär¬ 
station eines Grenzpostens, das 
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IHD: Türkei fungiert als 
logistisches Zentrum von IS 


Am 25. Juli 2014 veröffentlichte 
der Menschenrechtsverein IHD 
die Vorabversion eines Berichts, 
in dem auf die logistische Unter¬ 
stützung des türkischen Staates 
für die Kampfer des "Islamischen 
Staates" (IS) bei ihren Angriffen 
auf Kobane aufmerksam gemacht 
wird. Laut IHD fungiert das an 
Dilok (Gaziantep) angebundene 
Karkamif Flüchtlingscamp an der 
Grenze zu Rojava als logistisches 
Zentrum für die IS. „Von diesem 
Camp gehen die Angriffe auf den 
Kanton Kobane aus, die über die 
Türkei ausgeführt werden“, heißt 
es in dem Bericht. 

Der IHD verurteilte auch die 
Angriffe der türkischen Sicher¬ 
heitskräfte auf die „Widerstands¬ 
zelte“ im Grenzgebiet zu Rojava. 


An mehreren Grenzorten hatten 
tausende Menschen, die sich mit 
dem Widerstand gegen die 
Angriffe der IS mit den Men¬ 
schen aus Kobane solidarisieren 
wollten, Zelte aufgeschlagen. 
Am 21. Juli wurde eines dieser 
Zelte im Dorf Ziyaret bei Riha- 
Berecük (Urfa-Birecik) von tür¬ 
kischen Soldaten angegriffen. 
Laut IHD hatten die Menschen 
von diesem Punkt aus eine gute 
Aussicht auf das Grenzgebiet 
und hätten deshalb illegalen 
Grenzübertritte von IS-Kämp- 
fern vom Karkamif Flüchtlings¬ 
camp aus beobachten können. 
„Um das zu verhindern, wurden 
die Zelte immer wieder angegrif¬ 
fen. Anders ist das nicht zu erldä- 
ren“, so der IHD. 


Seit Anfang Juli haben die Islami¬ 
sten von IS, nachdem sie zuvor 
erfolgreich die Stadt Mosul im 
Irak eingenommen hatten, erneut 
zu einem Großangriff auf den 
Kanton Kobane angesetzt. Mit 
schweren Waffen, die sie im Irak 
erbeutet hatten, führen sie seit¬ 
dem ihre Angriffe auf die Region 
aus. IS hatte zunächst angekün¬ 
digt, zum 19. Juli, dem zweiten 
Jahrestag der Rojava Revolution, 
Kobane einnehmen zu wollen. 
Nun erklären sie, dass sie zum 
Ende des Fastenmonats Ramadan 
den Kanton erstürmen wollen. 
Laut Angaben der Volksverteidi¬ 
gungseinheiten erlitten die Isla¬ 
misten bei den letzten Ausein¬ 
andersetzungen große Verluste. 
(ANF, 26.7., ISKU) 


Eine Packung Nudeln, ein... 


ist. Während der Konformitäts¬ 
druck sich bei religiösen Ritualen 
wie dem Fasten an Ramadan 
Bahn bricht - wehe dem, der 
nicht fastet - bestimmt das religi¬ 
öse Bekenntnis immer stärker den 
Alltag. Schon so kleine Zeichen 
wie der gewöhnliche Gruß „Mer- 
haba“ (Hallo) anstelle des religiös 
konnotierten Pendants „Selamün 
Aleyküm“ (etwa: Friede/Gott sei 
mit dir) können sich zu einem 
Nachteil bei der Verfolgung all¬ 
täglicher Geschäfte entwickeln, 
sei es beim Einkäufen auf dem 
Markt, der Suche nach einer 
Arbeitsstelle oder dem Gang aufs 
Amt, um bestimmte Gefälligkei¬ 
ten zu erwirken oder Hilfen zu 
erhalten. Es ist diese materielle 
Anbindung der Religion, die sie 
so attraktiv und zugleich repressiv 
macht, indem sie zur Anpassung 
zwingt. Diese Entwicklung wird 
nun auch von der CHP durch die 
Festlegung auf einen Islamisten 
als Kandidaten befeuert. 

Verprellte Säkulare, 
verprellte Liberale 
Die säkulare Basis der CHP fühlt 
sich verprellt. So lange sie jedoch 
nicht von ihrem türkischen 
Nationalismus abrückt und das 
Festhalten an republikanischen 
Errungenschaften nicht von 
einem dogmatischen Bekenntnis 
zu Atatürk trennen kann, bleibt 
ihr der Weg zu einer Annäherung 
an die einzig übrig gebliebene 
säkulare Bewegung in der Türkei 
versperrt. Für diese Bewegung 
steht der Kandidat der HDR 
Selahattin Demirtas, der auch für 
ein alternatives Regierungsmodell 
wirbt. Die kurdische Bewegung, 
mit deren Unterstützung er 
antritt, streitet für eine De-Zen- 
tralisierung der politischen Ver¬ 
waltung, die verschiedene Regio¬ 
nen oder Bundesstaaten vorsieht. 
Bisweilen wird sogar der Ein¬ 
druck erweckt, es handele sich 


um ein basis-demokratisches Pro¬ 
jekt. Der Schritt zu einem solchen 
Vorhaben, das die Entscheidung 
über gesellschaftliche Ressourcen 
kollektiviert bzw. der privaten 
Verfügung entzieht, ist jedoch ein 
sehr großer. In den von der kurdi¬ 
schen Bewegung regierten Kom¬ 
munen findet er sich zumindest 
nicht wieder und ein ausgearbei¬ 
tetes Übergangsprogramm, das 
diese Absicht unterstreichen 
würde, fehlt ebenfalls. Gleich¬ 
wohl handelt es sich auch nicht 
um eine Vorstufe zu separatisti¬ 
schen Bestrebungen, wie von 
nationalistischer Seite angenom¬ 
men wird. Der real-politische 
Horizont der Demokratisierung 
wird viel eher durch eine Installie¬ 
rung parlamentarisch-liberaler 
Institutionen auf regionaler oder 
bundesstaatlicher Ebene gebildet. 
Dieses im Kontrast zur radikal¬ 
demokratischen Rhetorik ziem¬ 
lich eingeschränkt demokratische 
Projekt würde nichtdestotrotz 
dem Zentralisierungsprozess 
unter der AKP entgegenstehen, 
eine neue Machtbalance zwischen 
den Regionen oder Bundesstaaten 
notwendig machen und damit 
autoritären Tendenzen entgegen¬ 
wirken können, zumal auch die 
Abschaffung zentralistischer Insti¬ 
tutionen wie des Hochschulrats 
YOK gefordert wird. 

Trotz der Enttäuschung, keine 
Frau zur Kandidatur aufgestellt zu 
haben und zentraler Kritiken auf¬ 
rund mangelnder Transparenz 
ei der Bestimmung des Kandi¬ 
daten sowie des Fehlens öffent¬ 
licher Debatten über politische 
Inhalte und Strategien unterstüt¬ 
zen viele geschlechterpolitische/ 
sozialistische und links-liberale 
Gruppen die HDP von außen 
oder organisieren sich direkt 
innerhalb der Partei. Aus ihrer 
Sicht vereint sie die fortschritt¬ 
lichsten sozialen Tendenzen des 
Landes und umfasst mit der kur¬ 


dischen Bewegung die einzige 
organisierte Kraft mit einer 
Offenheit für sozial-kritische 
Positionen. Allerdings richtet 
sich, wie erwähnt, das Programm 
der HDP nicht auf eine Umwäl¬ 
zung der Produktionsverhältnisse, 
wie die sozialistische Rhetorik 
manchmal nahelegt. Formuliert 
werden sozial-demokratische 
Inhalte wie die Bekämpfung pre¬ 
kärer Beschäftigungsverhältnisse 
und kostenloser Zugang zu Bil¬ 
dung. Im Mittelpunkt stehen die 
Frage der Anerkennung und 
Gleichstellung unterschiedlicher 
Glaubensbekenntnisse, ethni¬ 
scher Identitäten sowie eine 
Geschlechterpolitik, die ebenfalls 
an Gleichstellung orientiert ist. 
Forderungen wie die Abschaffung 
der Religionsbehörde, über die 
die staatliche Kontrolle und 
Finanzierung des sunnitischen 
Islam betrieben wird, gehören 
zum Programm. Die HDP posi¬ 
tioniert sich als liberale Kraft mit 
sozial-demokratischen Elemen¬ 
ten. Nicht zufällig hat auch eine 
größer werdende Gruppe liberaler 
Intellektueller, die vormals die 
AKP unterstützten und von deren 
repressiv-islamistischen Kurs ver¬ 
prellt wurden, inzwischen ihre 
Sympathien für Demirtas bekun¬ 
det. 

Eine große Überraschung steht 
bei dieser Wahl nicht an. Die 
Anhängerschaft der AKP scheint 
konsolidiert, während die von der 
Gülen-Bewegung begleitete Koa¬ 
lition aus MHF und CHP den 
Schwenk zu einer Islamisierung 
der Gesellschaft nachvollzieht. 
Allein die Frage, ob ein Teil der 
verprellten Säkularen aus der 
CHP ihre nationalistischen Vor¬ 
urteile gegenüber dem Kurden 
Demirtas überwinden und für 
den einzigen säkularen und libe¬ 
ralen Kandidaten stimmen wer¬ 
den, ist offen. 

(IT/CA, 26.7., ISKU) 


zur „Katran Division“ des tür¬ 
kischen Militärs gehört. 

Der HDP-Abgeordneten Faysal 
Sartyildiz, der von dem Vorfall 
durch Augenzeugen erfuhr, 
berichtet gegenüber Firatnews, 
dass die junge Frau aus Girkele- 
ge bei ihrem Versuch die Gren¬ 
ze zu passieren, von zwei türki¬ 
schen Soldaten gestoppt wurde 
und für rund eine halbe Stunde 
von den Soldaten in einem 
Posten der Militärstation aufge¬ 
halten wurde. Nachdem die 
Frau aus dem Posten gekom¬ 
men ist, sei sie zusammenge¬ 
brochen. In einem verstörten 
Zustand wurde sie von einigen 
Arbeitern aufgefunden, denen 
sie dann später erzählte, was ihr 
zugestoßen ist. Demnach hät¬ 
ten die Soldaten zunächst 200 
Dollar von der Frau verlangt. 
Obwohl die Frau das Geld den 
Soldaten zahlte, wurde sie 
anschließend von beiden verge¬ 
waltigt. 

Sartyildiz erklärte gegenüber 
Firatnews, dass die Soldaten 
durch die Politik der AKP- 
Regierung gegenüber Rojava 
ermutigt werden, solche Gräu¬ 
eltaten zu begehen. „Wie war¬ 
nen die staatlichen Verantwort¬ 
lichen. Der Ort und der Zeit¬ 
punkt der Tat sind bekannt. 
Wir haben Zeugen, die bereit 
sind zu sprechen. Wenn die ver¬ 
antwortlichen Soldaten nicht 
zur Rechenschaft gezogen wer¬ 
den, werden wir mit zehntau¬ 
senden Menschen die Grenzen, 
die ohnehin jegliche Legitimität 
verloren haben, belagern“, so 
Sanyildiz. 

Am 19. Juli ereignete sich am 
selben Grenzpunkt ein weiterer 
Zwischenfall. Laut Augenzeu¬ 
genberichten wurde der 39- 
jährige Xurfit Haci Ahmed, der 
auf seinem Feld in Rojava arbei¬ 
tete, durch einen gezielten 
Schuss durch Mitglieder des 
türkischen Militärs jenseits der 
Grenze erschossen. 

(ANF, 25.7., ISKU) 
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Angriffe des IS in Südkurdistan 
- 3000 Tote in §engal - 
Zehntausende sind auf der Flucht 

Seit dem 2. August greifen re Menschen und Kinder sind in und kulturellen Stätten befin- 
Kämpfer der islamisch-Tunda- den Bergen verdurstet. den. 

mentalistischen Gruppe Islami- Währenddessen konnten Kämp- Es flohen bereits zu Beginn der 
scher Staat (IS) die Stadt §engal ferlnnen der Volksverteidi- Kämpfe um §engal zehntausen- 
(Sindschar) in Südkurdistan/- gungseinheiten (YPG) aus West- de Menschen aus der Region- 
Nordirak an. Nach zweitägigen kurdfistan/Nordsyrien (Rojava), unter ihnen auch schiitische 
Angriffen hatten sie die Stadt die die Grenze zwischen den Turkmeninnen, die bereits aus 
und einige Dörfer im Umland Staaten Syrien und Irak über- Tel Afar vor dem IS nach §engal 
eingenommen. Kurz vor der quert hatten, um der Zivilbevöl- geflohen waren. Laut UN-Anga- 
Einnahme durch die Islamisten kerung zu Hilfe zu kommen, ben sind im Norden des Iraks ca. 
zogen sich die militärischen Ein- weite Teile der Grenzstadt Rabia 200 000 Menschen ohne Was- 
heiten der südkurdischen Auto- vom IS befreien. Kurdische ser- und Nahrungsmittelversor- 
nomieregion, die der Demokra- Guerilla-Einheiten der Volksver- gung auf der Flucht. Sie sind mit 

einer humanitären Katastrophe 
konfrontiert. §engal ist auf¬ 
grund seiner ezidischen Identität 
nicht nur ein Symbol für die 
kulturell-religiöse Vielfalt des 
Nahen und Mittleren Ostens, 
sondern für den IS auch ein 
militärisch-strategisch wichtiger 
Ort. Sengal liegt an der Grenze 
zwischen Syrien und Irak sowie 
zwischen dem Zentralirak und 
der kurdischen Autonomiere¬ 
gion in Südkurdistan/ Nordirak. 

Die Kontrolle über diese Region 
ermöglicht größerer Angriffe des 
IS auf die selbstverwalteten und 
sich selbst verteidigenden Kan¬ 
tone in Rojava/Nordsyrien - vor 
allem den östlichsten Kanton 
Cizire, aber auch auf die Auto¬ 
nomieregion Südkurdistan. 

Nach der Kontrollübernahme 
von §engal durch den IS erreich¬ 
te uns am 7. August die Mel¬ 
dung, dass auch das UN-Flücht- 
lingscamp Maxmur im Norden 
des Iraks zum Angriffsziel der 
Islamisten geworden ist. Die 
rund 13 000 Bewohner des 
Camps sind bereits evakuiert 
worden. Allerdings lebt rund die 
Hälfte der Bevölkerung des 
Camps nun auf offener Straße 
im Sami-Abduraman-Park in 
Hewler (Erbil). Die Peshmerge- 
kräfte hatten am Morgen dessel¬ 
ben Tages auch diese Region 

tischen Partei Kurdistans (PDK) teidigungskräfte (HPG) setzten kampflos verlassen. Nach den 
unterstehen, aus der Region sich ebenfalls vom Kandil- letzten Vorstößen des IS befin- 
zurück. Die zurückgelassene Gebirge aus in Bewegung, um det sich derzeit auch die Bevöl- 
Zivilbevölkerung verteidigte gemeinsam mit der YPG die kerung der Hauptstadt der 
sich selbst gegen den IS oder Zivilbevölkerung in den Autonomieregion Südkurdistans 
floh vor den Islamisten ohne §engalbergen zu schützen und Hewler in Aufruhr. Dort sollen 
Nahrungsmittel und Wasser in den IS in §engal zurückzudrän- sich aus Furcht vor einem weite- 
die nahegelegenen Sengalberge. gen. Die historisch-kulturell ren Vorrücken des IS bereits tau- 
Laut aktuellen Berichten aus der bedeutende Region §engal ist sende Menschen auf der Flucht 
Region beträgt die Anzahl der in das Hauptsiedrungsgebiet der in Richtung Norden befinden. 

§engal getöteten Menschen ezidischen __ Religionsgemein- Unterdessen erklärte die PKK, 
mindestens 3 000. 5 000 weitere Schaft. Die Ezidlnnen sind Kur- dass ihre bewaffneten Kräfte der 
Menschen sollen von den dlnnen und leben seit HPG bereit sind Hewler und 
Kämpfern des IS entführt wor- Jahrhunderten in §engal, wo andere Gebiete der Autonomie¬ 
den sein. Rund 300 weitere älte- sich zahlreiche ihrer religiösen region gegen den IS zu verteidi¬ 
gen. Hierzu forderte sie die poli- 


„Was sich hier abspielt, ist ein reeeirechtes Gemetzel“, 

berichtet die innenpolitische Sprecherin aer Fraktion DIE LINKE, 
Ulla Jelpke, über das Wüten der islamistischen Terrorgruppe „Isla¬ 
mischer Staat“ (IS) im Irak. Jelpke bereist dieser Tage die verschie¬ 
denen Teile Kurdistans und befindet sich derzeit im kurdischen 
Teil Syriens. Gestern Abend konnte die Abgeordnete im türkischen 
Mardin mit Flüchtlingen sprechen, die zur Minderheit der Jesiden 
gehören. Jelpke weiter: 

„Die Flüchtlinge haben mir von Gräueltaten berichtet, die man 
kaum beschreiben kann. Sie haben geschildert, wie ein Ehemann 
vor den Augen seiner Frau und seiner Kinder von den IS-Banden 
geköpft wurde. Frauen werden in Brautkleider gesteckt, vergewal¬ 
tigt und dann den Angehörigen regelrecht vor die Füße geschmis¬ 
sen. 

Die Augenzeugen, die ich gesprochen habe, haben die einschlägi¬ 
gen Presseberichte allesamtbestätigt. Alle haben zudem bekräftigt: 
Es waren kurdische Milizen, vor allem die PKK und die in Nord¬ 
syrien agierende Volksbefreiungsarmee YPG, die bislang tausenden 
von Jesiden einen Fluchtweg aus den Sengal-Bergen, dem Kern des 
iesidischen Siedlungsgebiets, freigehalten haben. Generell tragen 
Kämpfer aus allen Teilen Kurdistans derzeit die Hauptlast bei der 
Abwehr der Djihadisten und beim Schutz jesidischer und christ¬ 
licher Flüchtlinge. Es ist blanker Hohn, dass diese Verteidiger der 
Flüchtlinge von EU und USA immer noch auf Terrorlisten geführt 
werden. 

Die Luftangriffe der USA sind in der jetzigen Situation nicht der 
richtige Weg. Dabei drohen auch unschuldige Zivilisten zu ster¬ 
ben. Notwendig ist Jetzt erstens, die Versorgung der Flüchtlinge 
sicherzustellen und den Aufnahmeländern unter die Arme zu grei¬ 
fen. Zweitens muss die PKK schnellstens von den Terrorlisten 
gestrichen werden. Drittens müssen die Hintermänner und Waf¬ 
fenlieferanten des ISIS ausfindig gemacht und bekämpft werden.“ 
Ulla Jelpke, Innenpolitische Sprecherin Fraktion DIE LINKE, im 

Deutschen Bundestag 


Meldungen: 

Gefechte bei Mexmur erneut 
entflammt 

Am Morgen des 8. August sind 
die Gerechte bei Mexmur 
(Maxmur) erneut entflammt. 
Derzeit kämpfen Mitglieder der 
HPG und YjA Star g emeinsam 
mit den Milizen der Region 
und Gruppen von Peshmerge- 
kräfte in der Nähe des geräum¬ 
ten Flüchtlingslagers gegen 
Mitglieder des IS. Die Gefechte 
ereignen sich in rund 20 km 
Entfernung zum Stadtzentrum 
von Mexmur. ln der näheren 
Umgebung befinden sich meh¬ 
rere Kurdische Dörfer, die wohl 
das Ziel des IS sind. Bei den 
Kämpfen werden auch schwere 
Waffen eingesetzt. 

Im Gespräch mit der Nachrich¬ 
tenagentur Firatnews vom 
06.08. erklärte der Sprecher des 
Volksrates vom Mexmür-Camp 
Hüseyin Guzarese, dass die 
Frauen und Kinder sowie alte 
Menschen des Flüchtlings¬ 
camps in einen anderen Ort 
gebracht worden sind. Die übri- 

f en Bewohner bereiten sich 
ingegen derzeit auf einen mög¬ 
lichen Angriff der IS vor und 
erklären, dass sie bereit sind, ihr 
Camp mit ihren eigenen Mit¬ 
teln gegen die Islamisten zu 
beschützen. Guzareje erklärte, 
dass die Peshmergekräfte der 
KDP, die zuvor den Eingang des 
Camps kontrollierten, bereits 
zurückgezogen worden sind 
und deshalb mit keiner Unter¬ 
stützung der KDP bei einem 
möglichen Angriff des IS zu 
rechnen sei. 

Am 07.08. erklärte die Haupt¬ 
kommandantur der HPG, dass 
sie bereit sei, überall für die Ver¬ 
teidigung Südkurdistans zu 
agieren. Sie forderte hierzu die 
Peshmergekräfte der KDP und 
der PUR dazu auf, mit ihnen 

f emeinsam eine gemeinsame 
r erteidigungslinie gegen die 
Islamisten aulzubauen. 

(ANF, 6.18.08., ISKU) 
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Termine: 

YXK: Aufruf zu Protesten 
gegen die Angriffe des IS 
Liebe Freundinnen und Genos¬ 
sinnen, 

die Massaker des IS (Islamischer 
Staat) und seiner regionalen 
und internationalen Unterstüt¬ 
zer gehen im Nahen- und Mitt¬ 
leren Osten weiter. Kurdinnen, 
Türkmenlnnen, Christinnen, 
Ezidlnnen, Alevitlnnen, Schii- 
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will Einheit 

Kurden zu gemeinsamer Front Medien berichteten, daß die schmerga Waffenlieferungen, 

gegen Dschihadisten des »Islami- Gotteskrieger mindestens 88 Militärexperten und Luftunter- 

schen Staates« aufgerufen. Barsani Eziden ermordet und Frauen Stützung zugesagt. Nach Anga- 

kiindigt Offensive an verschleppt haben. ben eines Sprechers des Pe- 

YPG-Einheiten, die nach dem schmergamimsteriums verfügen 

Von Nick Brauns Rückzug der Peschmerga die die kurdischen Truppen inzwi- 

Grenze nach Sengal überquert sehen über Artillerie und Panzer. 

Kurdische Kämpfer haben sich hatten, lieferten sich heftige Eine 10000 Mann starke Streit- 

am Dienstag im Nordirak Kämpfe mit dem IS und versu- macht habe die IS-Kämpfer ein¬ 
schwere Gefechte mit den Got- chen, einen Fluchtkorridor von gekreist und dringe nun in das 

teskriegern des »Islamischen den Bergen zur syrischen Grenze Stadtzentrum von Sengal vor, 

Staates« (IS) geliefert. An den zu schaffen. Junge Eziden in meldete Rudaw am Dienstag. 

Kämpfen beteiligt waren sowohl Sengal begannen, nach dem Solche Erfolgsmeldungen sind 

Peschmerga der nordirakischen Vorbild der YPG eigene Vertei- allerdings mit Vorsicht zu genie¬ 
kurdischen Regionalregierung digungseinheiten aufzubauen, ßen. So behauptete die Rudaw 

als auch Volksverteidigungsein- Auch Guerillakämpfer der in der auch, die 100 Kilometer von 

heiten (YPG) aus Ro|ava, den Türkei aktiven Arbeiterpartei Sengal entfernte irakische 

kurdischen Gebieten in Syrien. Kurdistans (PKK) seien in Sen- Grenzstadt Rabiah sei durch die 

Zudem bombardierte die iraki- gal eingetroffen. PKK-Exekutiv- Peschmerga befreit worden. Da- 

sche Luftwaffe IS-StelJungen. ratsmitglied Murat Karayilan gegen stellte der Oberkomman- 

Trotz zahlenmäßiger Überlegen- kündigte in der Nacht zum dierende der Sicherheitskräfte 

heit hatten sich am Wochenende Dienstag im Satellitensender von Rojava, Jiwan Ahmad, am 

Tausende Peschmerga der De- Sterk TV an, sie würden zum Dienstag klar, daß die Stadt 

mokratischen Partei Kurdistans Schutz der ezidischen Kurden nach heftigen Gefechten mit 

(KDP) weitgehend kampflos aus dauerhaft in der Region bleiben, dem IS von den YPG kontrol- 

Sengal sowie von der syrischen Er rief die irakisch-kurdischen liert werde und sich kein einzi- 

Grenze zurückgezogen und die Regierungsparteien zur Bildung ger Peschmerga mehr in Rabiah 

Zivilbevölkerung schutzlos den einer gemeinsamen Kampffront aufhalte. 

vorrückenden Dschihadisten ihrer Peschmerga mit den YPG Neben Eziden befinden sich 

ausgeliefert. Weit über 100000 und der PKK auf. auch 20000 schiitische Turkme- 

Menschen — vor allem Angehö- »Wir haben beschlossen, die Ter- nen, die nach der Einnahme 

rige der vom IS als angebliche roristen bis zum letzten Atem- ihrer östlich von Sengal gelege- 

»Teufelsanbeter« für vogelfrei er- zug zu bekämpfen«, kündigte nen Stadt Tal Afar Ende Juni in 

klärten ezidischen Rehgionsge- derweil Masud Barsani, der Prä- das Eziden-Gebiet geflohen 

meinschaft - retteten sich dar- sident der kurdischen Autono- waren, erneut auf der Flucht. Ihr 

aufhin in die 200 Kilometer ent- miegebiete im Nordirak, am Schicksal löste am Montag eine 

fernte kurdische Autonomieregi- Montag nachmittag eine Offen- lebhafte Debatte im türkischen 

on. Weitere 50000 Menschen, sive an und versprach, man Parlament aus. Nachdem ein fa- 

die über keine Fahrzeuge verfüg- werde »keinen Meter kurdischen schistischer Abgeordneter der 

ten, flohen in nahegelegene Bodens opfern und unsere ezidi- Regierungspartei AKP vorwarf, 

Berge, wo sie bei glühender sehen Brüder und Schwestern die irakischen Turkmenen im 

Hitze ausharren. Mehrere Kin- verteidigen«. Laut der Zeitung Stich zu lassen, wurde er von 

der sind den Berichten zufolge Rudaw, die Barsanis KDP nahe- mehreren AKP-Abgeordneten 

bereits verdurstet. Kurdische steht, haben die USA den Pe- verprügelt. junge Welt 6.8. 

^Angriffe des IS in Südkurdistan 

tischen Verantwortlichen Süd- Kurden in Rojava und nun auch nisation erscheinen, aber in ihr 

kurdistans auf, gemeinsam mit in Südkurdistan angreift“, so sind Massen organisiert. Im IS 

der HPG eine gemeinsame Ver- Koc. gibt es sunnitische Araber und 

teidigungslinie gegen die Islami- Der türkische Außenminister auch nicht wenige Turkmenen.“ 

sten aufzubauen. Erste Ver- Ahmet Davutoglu verharmloste Zeitgleich mit den neuesten 

Sammlungen hierzu haben am 07. August gegenüber einem Angriffen des IS startete das tür- 

bereits stattgefunden. Allerdings türkischen Fernsehsender den IS kische Militär in Nordkurdistan 

wurden bislang keine Ergebnisse und erklärte, dass es sich bei der trotz scheinbaren Waffenstill- 

der Öffentlichkeit mitgeteilt. Organisation um eine wütende Stands in den Gebieten Dersim 

Nilüfer Koc, Co-Vorsitzende des Gemeinschaft handele. (Tunceli), Sirnex (Sirnak) und 

Kurdistan Nationalkongresses Davutoglu fuhr wie folgt fort: Cewlig (Bingöl) Militäroperatio- 

(KNK), berichtete uns gegenü- „Eine Struktur wie der IS mag nen gegen die Volksverteidi- 

ber telefonisch aus Hewler, dass auf dem ersten Blick wie eine gungskräfte der HPG. 

das nächste.Ziel des Islamischen radikale und terroristische Orga- (CA, 8.8., ISKU) 

Staates die Übernahme der Stadt A 

Kirkuk ist. Kirkuk gehört mit IN U 9 e 

Mosul zu den erdölreichsten Veranstaltungshinweis: Revolution in Rojava — Der kurdische Nor- erscheint wöchentlich und kann in 

Städten des Iraks. Die PDK den Syriens zwischen Krieg und Rätedemokratie gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
hatte dort die Kontrolle über- 12. August 2014, 19.30 Uhr Interkulturelles Konversationscafe, Emi- düng des Portos bei der 

nommen, nachdem das iraki- lienstr. 17, Südvorstadt, Leipzig ISKU 

sehe Militär nach dem Vorstoß Aus der Ankündigung: „Wie funktioniert das politische, soziale und Spaldingstr. 130-136 

des IS neben Mosul auch Kirkuk wirtschaftliche Leben heute in Rojava? Welche Herausforderungen 20097 Hamburg 

verlassen hatte. Außerdem for- gibt es beim Aufbauprozess; auch angesichts der Angriffe von IoIS Tel.: 040 - 421 02 845 

derte Koc im Namen des KNK und anderer Kräfte und des Embargos durch die Türkei, den ISIS und E-mail: isku@nadir.org 
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tlnnen und zahlreiche andere 
Menschen aus verschiedenen 
ethnischen, religiösen und sozi¬ 
alen Gruppen sind Opfer dieser 
Massaker geworden. Zuletzt 
werden die Regionen Rabia 
und Sengal, das Hauptsied¬ 
lungsgebiet der Ezidlnnen, seit 
dem 2. August angegriffen. 
Hunderte Zivilistinnen sind 
bisher getötet worden. Zehn¬ 
tausende sind auf der Flucht. 
Davor wurde die Region Kob- 
ane und andere in Rojava ange¬ 
griffen, die allerdings von der 
Bevölkerung erfolgreich vertei¬ 
digt wurden. Es ist absehbar, 
dass diese Angriffswelle auch in 
Zukunft anhalten wird. Zu all 
diesen Angriffen schweigt die 
internationale Öffentlichkeit. 
Um weitere Massaker zu ver¬ 
hindern, gegen diese Angriffe 
des IS und das Schweigen zu 
protestieren und internationale 
Institutionen und die Öffent¬ 
lichkeit zu Taten zu bewegen, 
rufen wir als YXK - Verband 
der Studierenden aus Kurdistan 
deshalb alle Menschen zu Pro¬ 
testen auf. 

Bitte nehmt an den Demon¬ 
strationen und Kundgebungen, 
die wir am 8. und 9. August in 
den Städten Dortmund, Göt¬ 
tingen, Frankfurt und Bielefeld 
organisieren teil und erhebt 
eure Stimme gegen diese Ver¬ 
brechen gegen die Menschlich¬ 
keit. Haltet euch auf unserer 
Homepage und Facebook-Seite 
über aktuelle Informationen auf 
dem Laufenden. 

Mit solidarischen Grüßen 
YXK - Verband der Studieren¬ 
den aus Kurdistan 

weitere Termine sind: 

08.08. 

Dortmund 18:00 Uhr, Haupt¬ 
bahnhof 

Münster: 16:00 Uhr Haupt¬ 
bahnhof 

Herford: 17:30 Uhr, Haupt¬ 
bahnhof 

Salzgitter/Lebenstedt: 17:00 
Uhr, Am Monument Platz 

09.08. 

Frankfurt: 16:00 Uhr, Haupt¬ 
bahnhof 

Hamburg: 14:30 Uhr in Altona 
vor Mercado 

Bielefeld: bundesweite Demo 
der Föderation der Ezidischen 
Vereine e.V. 13:00 Uhr, Rad¬ 
rennbahn 
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Islamischer Staat erfolgreich 
aus Maxmur zurückgedrängt 


Seit mehreren Tagen ist die Stadt 
und das daran angebundene 
Flüchtlingscamp Maxmur 
(Makhmour) im Norden des Irak 
eines der Zentren der Ausein¬ 
andersetzungen zwischen den 
kurdischen Verteidigungseinhei¬ 
ten und dem IS (Islamischer 
Staat). Die kurdischen Kräfte 
haben an dieser Front eine 
gemeinsame Verteidigungslinie 
entwickelt: Kämpferinnen und 
Kämpfer der HPG (Volksvertei¬ 
digungskräfte) gemeinsam mit 
den Peshmergekräften und zivi¬ 
len Verteidigungseinheiten, die 
sich spontan aus der Bevölkerung 
von Maxmur zusammenge¬ 
schlossen haben. Laut letzten 
Meldungen, die uns am 10. 
August erreichten, haben die kur¬ 
dischen Verteidigungseinheiten 
Maxmur erfolgreich von den Isla¬ 
misten des IS zurückerobert. 

Der IS hatte am 6. August zum 
Angriff auf Maxmur angesetzt. 
Am Tag darauf setzte sich die 
FFPG aus den Kandilbergen in 
Bewegung, um gegen die Islami¬ 
sten die ötadt und das Flücht¬ 
lingscamp zu verteidigen. Das 
Maxmur-Flüchtlingscamp, ein 
Camp, das den Vereinten Natio¬ 


nen untersteht, wurde mit 
Beginn der Angriffe des IS sich 
selbst überlassen. Sowohl die 
Peshmergekräfte der KDP als 
auch die Mitarbeiter der UN flo¬ 
hen aus dem Gebiet, ohne der 
zurückgelassenen Bevölkerung 
irgendeinen Ausweg aus der Situ¬ 
ation aufzuzeigen. Erst mit 
Ankunft der HPG-Kräfte in der 
Region und der darauffolgenden 
Umsetzung der gemeinsamen 
Verteidigungsstrategie mit den 
anderen Kurdischen bewaffneten 
Einheiten, wurden die rund 
13.000 Einwohnerinnen des 
Flüchtlingscamps evakuiert. Das 
Camp war im Jahr 1998 für die 
Opfer des Staatsterrors der Türkei 
errichtet worden. In Nordkurdi¬ 
stan/Osttürkei wurden in den 
90er Jahren rund 4000 kurdische 
Dörfer zerstört. Ein Teil der 
Opfer flüchtete damals nach 
Südkurdistan und landete 
schließlich im Maxmur-Camp. 
Nun sind diese Menschen knapp 
16 Jahre nach ihrer damaligen 
erzwungenen Emigration erneut 
auf der Flucht. Mehr als 5000 
Menschen aus Maxmur leben 
nun auf offener Straße im Sami- 
Abduraman-Park in Hewler 


(Erbil), der Rest soll weiter im 
Norden in die Stadt Ranya 
gebracht worden sein. Auch in 
den Orten, in denen die Men¬ 
schen nun geflüchtet sind, sind 
sie auf sich allein gestellt. 
Während am 10. August die 
Gefechte zwischen dem IS und 
den kurdischen Verteidigungs¬ 
einheiten weiter anhielten, wurde 
immer wieder auch von amerika¬ 
nischen Luftangriffen auf die 
Stellungen des IS in Maxmur 
berichtet. Ein Mitarbeiter der 
Nachrichtenagentur Firatnews 
berichtet allerdings am Folgetag, 
dass die Luftangriffe sich ledig¬ 
lich auf bereits von dem IS 
geräumte Stellungen konzentrier¬ 
ten. Die US-Luftangriffe gegen 
die Stellungen des Islamischen 
Staates waren ein Wunsch des 
Präsidenten der Autonomen 
Region Südkurdistans Masud 
Barzani. Die Einnahme von 
Maxmur durch den Islamischen 
Staat käme einer existentiellen 
Gefahr für die südkurdische 
Autonomieregion gleich, da der 
IS dann nur noch 40km von 
Llauptstadt der Autonomiere¬ 
gion Hewler (Erbil) entfernt 
wäre. (ANF, 11.8., ISKU) 


NGOs: Kurdinnen erleben wieder einmal 
eine der schlimmsten Katastrophen 


Nach den Angriffen auf §engal 
(Sincar) hat eine Delegation 
bestehend aus Mitgliedern von 
Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) aus der Türkei Südkur¬ 
distan/Nordirak besucht, um die 
Situation der zur Flucht gezwun¬ 
genen Bevölkerung zu untersu¬ 
chen. 

Die Delegation hat die Situation 
in den Gebieten Zaho, Duhok, 
Pe$habur und Semelka vor Ort 
beobachtet. Zurück in Amed 
(Diyarbakir) hat der Delega¬ 
tionssprecher und Vorsitzende 
der Anwaltskammer von Amed 
Tahir Elci im Namen der Dele- 
ation eine Erklärung abgege- 
en. ln dieser beschreibt Elci, 
dass Frauen auf der Flucht vor 
der Terrororganisation IS (Isla¬ 
mischer Staat) Messer bei sich 
haben, um im Falle einer Gefan- 

f enschaft Selbstmord begehen zu 
önnen. Elci betonte ausdrück¬ 
lich, dass die Kurdinnen wieder 
einmal eine der schlimmsten 
Katastrophen der Geschichte 
erleben. 


Erinnerungen an Halabja 
werden wach 

„Die Brutalität bei den Angriffen 
in §engal erinnert an das Massa¬ 
ker in Halabja“, sagt Elci. „In 
mancherlei Hinsicht übersteigt 
das Maß der Gewalt Halabja. Von 
den barbarischen Angriffen des IS 
auf §engal sind 600-700.000 
Menschen betroffen. Doch das 
wirkliche Ausmaß der Angriffe 
und der erzwungenen Migration 
ist nicht vorherzusehen. Die kur¬ 
dische Verwaltung vor Ort ist 
einer außerordentlichen humani¬ 
tären Katastrophe ausgesetzt. 
Selbst die weltweit fortschrittlich¬ 
sten Länder sind auf eine Migra¬ 
tion in solch einem Ausmaß in 
solch kurzer Zeit nicht vorberei¬ 
tet. Die Menschen nutzen jedes 
Fahrzeug, um sich von dort zu 
entfernen. Kein Gewissen kann 
dieses Leid ertragen. Leider findet 
diese menschliche Tragödie in der 
Weltöffentlichkeit keine Auf¬ 
merksamkeit“, erklärt Elci. 

Die regionale Regierung versucht 
mit eigenen Mitteln, diesen Pro¬ 


blemen entgegenzuwirken. Kin¬ 
der und Frauen sind einer hölli¬ 
schen Hitzewelle ausgesetzt und 
versuchen, auf der Flucht unter 
extremen Bedingungen zu überle¬ 
ben. Eines der größten Probleme 
ist der Mangel an Medikamenten 
und medizinischer Versorgung. 
Tagelang sind sie auf den Bergen 
ohne Wtsser und Nahrung unter¬ 
wegs. Als Folge sind viele vor 
Durst verstorben. 

„Vor allem kurdische Frauen 
kämpfen auf den Bergen ums 
überleben. Sie schützen sich vor 
den barbarischen Männern des 
IS, indem jede einzelne von 
ihnen ein Messer bei sich trägt. 
Im Notfall werden sie sich selbst 
umbringen, um nicht von dieser 
unmenschlichen Horde verge¬ 
waltigt und verstümmelt zu wer¬ 
den. Geschichten wie Vergewal¬ 
tigungen vor den Augen ihrer 
Angehörigen sowie Entführun¬ 
gen sind keine Einzelfälle mehr. 
Diese Unmenschlichkeit und 
Bedrohungen halten weiter an“, 
so Elci. 

-► 


Meldungen: 

Nordkurdistan/Türkei: 
Militärische Offensiven 
in Silvan und Varto 

Das Pressezentrum der Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG gab in 
einer schriftlichen Erklärung 
bekannt, dass die türkische 
Armee am Morgen des 9. 
August in den ländlichen 
Gebieten Silvans eine Opera¬ 
tion gestartet, diese jedoch ohne 
Ergebnis am Abend beendet 
hat. 

Laut Pressestelle startete die 
Guerilla in Nordkurdistan 
Warnaktionen gegen den weite¬ 
ren Ausbau von Militärstatio¬ 
nen. In der Nacht zum 10. 
August sind in Mus/Varto eini¬ 
ge der Wachleute, die den Bau 
der Militärstation Abdurrah- 
man Pasa schützen, vorüberge¬ 
hend von Guerilla-Kräften fest¬ 
genommen und verwarnt wor¬ 
den. Nach der Warnaktion Sei¬ 
tens der Guerilla begann das 
türkische Militär mit einer 
Luftoperation. Sie schickten 
Cobra-Kampfhub schrauber 
und Drohnen in das Gebiet Sil¬ 
van bei Amed, diese Operation 
dauert noch an. 

Die HPG gab zudem bekannt, 
dass die Aufklärungsflüge über 
den Media-Verteidigungsgebie¬ 
ten (Südkurdistan) weiter 
anhalten. Weitere Flüge wurden 
in der Nacht des 10. August in 
Zap und in der Nacht zum 11. 
August in Avasin bei Zagros 
festgestellt. (ANF11.8., ISKU) 


IS greift bei Kirkuk 
Kakai Kurdinnen an 

Nach den Angriffen der Terro¬ 
rorganisation Islamischer Staat 
(IS) gegen ezidische Kurdinnen, 
greifen diese nun auch die 
Dakuk Gemeinde in Kirkuk an, 
deren Bevölkerung überwie¬ 
gend Kurdinnen der Religions- 

f emeinschaft der Kakai bilden. 
)er Stadtteil Dakuk befindet 


sich im Südosten von Kirkuk, 
der am Dienstag vom IS ange¬ 
griffen wurde und in dessen 
Folge es zu schweren Ausein¬ 
andersetzungen zwischen kurdi¬ 
schen Verteidigungskräften und 
IS kam. Zahlreiche IS-Kämpfer 
verloren dabei ihr Leben. 

Eine weitere Gruppe des IS hat 
am 11. August den zur Celewl 

f ehörenden Stadtteil Khanaqin 
elagert und zerstört dort alle 
heiligen Stätten. Außerdem hat 
der IS der Bevölkerung verbo¬ 
ten, die von ihm kontrollierten 
Gebiete zu verlassen obwohl 
diese immer wieder Bombardie¬ 
rungen ausgesetzt sind. Doch 
immer mehr Menschen verlas¬ 
sen unter Lebensgefahr die 
Gebiete. Der IS hat in Celewl 




Kleinkindern aus Sengal Einreise 
in die Türkei verweigert 


Der Überlebenskampf der kur¬ 
dischen Eziden aus §engal findet 
kein Ende. Auf der Flucht vor 
der Terrororganisation Islami¬ 
scher Staat (15) wurden sie mit 
weiteren Rückschlägen in Silopi 
konfrontiert. Viele Frauen sind 
über die Grenze nach Silopi 
gegangen, jedoch wurde dieses 
Recht unter anderem einem vier 
monatigem Baby und ein- und 
zweijährigen Kindern verwei¬ 
gert, weif sie keine Pässe besit¬ 
zen. Die ezidischen Frauen, die 
in Silopi damit nicht gerechnet 
haben, rufen die Behörden Süd¬ 
kurdistans und der Türkei dazu 
auf, diese unverständliche Vor- 

f ehensweise zu beenden. Die 
brweigerungen der Einreise bei 
den Passkontrollen an der Gren¬ 
ze vom Irak in die Türkei sind 
inakzeptabel. 

Ein Mann wurde mit seinem 
zweijährigen Neffen bei der ille¬ 
galen Einreise an der Grenze 
erwischt. Die Mutter des Kindes 


wird in dem Flüchtlingslager der 
Gemeinde festgehalten. Die 
Mutter sagt, dass sie aufgrund 
des Krieges in die Türkei gekom¬ 
men sind. Als ob das nicht schon 

f enug wäre. „Weil mein Kind 
einen Pass hatte, durfte es die 
Grenze nicht überschreiten. Ich 
musste mein Kind gezwunge¬ 
nermaßen bei seinem Onkel las¬ 
sen. Solch eine Einstellung kann 
nicht akzeptiert werden, was soll 
mein Kind dort alleine. Ich will 
mein Kind so bald wie möglich 
wieder bei mir haben“. 

Auch die Mutter Helef S. fordert 
die Behörden auf, wenigstens ihr 
Kind sehen zu dürfen. „Mein 
Kind ist noch klein und ich bin 
seit vier Tagen getrennt von ihm. 
Wenn wir eine Alternative 
gehabt hätte, wären wir nicht 
gekommen. Als wir von Zaxo 
aus kamen, schlief mein Kind 
im Auto. Aufgrund seines feh¬ 
lenden Passes mussten wir uns 
trennen. Ich konnte mich nicht 


einmal verabschieden. Ich will 
mein Kind zurück“, fleht die 
Mutter. 

Ehlem S., eine Mutter eines klei¬ 
nen Sohnes erklärt: „Ich habe 
meinem Sohn Levent seit sechs 
Tagen keine Milch geben kön¬ 
nen, weil ihm bei der Passkon¬ 
trolle die Einreise verweigert 
wurde. Er musste daher mit 
meinem Ehemann alleine in 
Zaxo bleiben. Ich hoffe, dass 
diese Probleme schnell behoben 
werden.“ 

Die menschliche Tragödie des 
Volkes aus Sengal geht in Silopi 
weiter. Aufgrund der Angriffe 
der IS-Terroristen haben 1300 
ezidische Kurden ihre Dörfer 
und Häuser verlassen und halten 
sich nun in dem Flüchtlingslager 
der Gemeinde von Silopi auf. 
Hier wird der Alltag sowohl 
durch die Hitzewelle als auch 
durch die Gefahr von Infek¬ 
tionskrankheiten erschwert. 

(ANF, 13.8., ISKU) 


Erdogan wird Präsident 


Recep Tayyip Erdogan hat die 
Wahl zum Staatspräsidenten am 
Sonntag bereits im ersten Wahl¬ 
gang mit absoluter Mehrheit 
gewonnen. In der ersten Direkt¬ 
wahl für das höchste Staatsamt 
stimmten nach Angaben der 
Wahlkommission 51,96 Prozent 
der Wähler für den bisherigen 
Premierminister und Vorsitzen¬ 
den der islamisch-konservativen 
Partei für Gerechtigkeit und Auf¬ 
schwung (AKP). Kurz vor Mitter¬ 
nacht verkündete er dann in der 
Hauptstadt Ankara in einer Bal¬ 
konrede vor Tausenden AKP- 
Anhängern den Beginn einer 
»neuen Ära« der Türkei. Erdogan 
versprach die Fortsetzung des 


Friedensprozesses mit den Kur¬ 
den und verhieß einen »nationa¬ 
len Versöhnungsprozeß«. (...) 
Einen Erfolg konnte der Kandi¬ 
dat der linken Demokratischen 
Partei der Völker (HDP), Selahat- 
tin Demirtas, feiern. Während 
prokurdische Parteien auch im 
Bündnis mit der radikalen türki¬ 
schen Linken bei landesweiten 
Wahlen bislang nicht über sieben 
Prozent kamen, konnte Demirtas 
als Präsidentschaftskandidat 9,71 
Prozent erreichen und damit nahe 
an die Zehnprozenthürde für 
nationale Wahlen herankommen. 
Zudem gelang es der HDP, zu 
deren Unterstützung die illegale 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK 


ebenso wie mehrere sozialistische 
Parteien aufgerufen hatten, mit 
ihrem Kandidaten in den kurdi¬ 
schen Provinzen des Landes zu 
triumphieren und dort in einigen 
Wahlkreisen auf Rekordergeb¬ 
nisse von fast 95 Prozent zu kom¬ 
men. Auch im Westen der Türkei 
konnte die HDP, die sich nicht als 
kurdisch-nationale, sondern als 
linke Alternative für alle Unter¬ 
drückten versteht, ihren Stim¬ 
menanteil gegenüber den Kom¬ 
munalwahlen deutlich steigern. 
In der Mittelmeerstadt Mersin 
etwa gewann Demirtas 13 Pro¬ 
zent und in Istanbul stimmten 
mehr als eine halbe Million für 
ihn. (jW, 12.8., ISKU) 


NGOs: Kurdinnen erleben wieder... 


Ein Aufruf an alle Kurdinnen 
auf der Welt 

„Kurden auf der ganzen Welt soll¬ 
ten ihre Aufmerksamkeit auf 
§engal richten. Vor allem ezidi¬ 
sche Kurdinnen sind von diesen 
Gräueltaten betroffen, mit der 
Absicht, sie auszurotten. Der kur¬ 
dischen Gesellschaft sollte sich 
dieser Massaker bewusst werden. 
Wir werden zunächst eine Kam¬ 
pagne starten, um Medikamente 
und medizinische Hilfe zu leisten. 
Danach sind Unterstützungen in 
Form von Nahrungsmitteln, De¬ 
cken, Zelten sowie jegliche Mittel 
zum Schutz notwendig. Auch die 
türkische Regierung sollte ihre 
Solidarität mit dem Volk in 
§engal zeigen. Unsere Delegation 
wird hierfür Morgen erste Bezie¬ 
hungen mit den Behörden in 
Ankara aufnehmen. Wir fordern 
auch internationale Menschen¬ 
rechtsorganisationen, Wohl¬ 


fahrtsverbände Gesundheitsorga¬ 
nisationen dazu auf, alle notwen¬ 
digen Mittel für eine humanitäre 
Hufe bereitzustellen. Im Namen 
der Kurden wiederholt sich eine 
Tragödie in der Geschichte. Wir 
haben kein klares Bild über die 
Ausmaße, doch zehntausende 
Menschen könnten ums Leben 
gekommen sein. Die internatio¬ 
nale Gemeinschaft sollte endlich 
ihrer Verantwortung gegenüber 
den Verbrechen nachkommen“, 
fordert Elci. 

Als Mitglied der Delegation und 
der türkischen Ärztekammer 
erklärt Seyhmus Gökalp, dass 
über 750.000 Menschen auf der 
Flucht sind und eine türkische 
Regierung mit gutem Willen auf 
sie wartet. Wenn die terroristische 
Bande auch andere Gebiete 
angreift, wird die Zahl der Flücht¬ 
linge höchstwahrscheinlich eine 
Million übersteigen. 


Internationale Organisationen 
dürfen nicht schweigen 

Die Vereinten Nationen, Weltge¬ 
sundheitsorganisationen, der 
Weltärzteverband sollte gegenü¬ 
ber dem Völkermord nicht 
schweigen. „Dringende Maß¬ 
nahmen müssen sofort eingelei¬ 
tet werden und internationale 
Institutionen mit ihren Schutz¬ 
mitteln und Gesundheitsteams 
sofort handeln, sonst werden die 
verwundeten Menschen auf¬ 
grund von Infektionskrankhei¬ 
ten sterben. Wir haben beobach¬ 
tet, dass die Gefahr einer Chole¬ 
ra-Epidemie besteht, die sogar in 
die Türkei bis hin zum Nahen 
Osten gelangen kann. Wir wer¬ 
den sofort mit der Arbeit begin¬ 
nen, um für unsere Brüder und 
Schwestern die Gesundheitsver¬ 
sorgung bereitzustellen“, so 
Gökalp. 

(Ra, 11.8, ISKU) 


ihren Mitgliedern Posten in der 
Kreisverwaltung verschafft. 

Die Kakai Kurden gehören zu 
einer heterodoxen Gruppierung 
an, die in etwa 40 Dörfern um 
die Städte Kirkuk und Khane- 

S in beheimatet sind. Auch in 
er Nähe von Mosul und Tela- 
fer leben Kaikai Kurden. Ihnen 
ergeht es wie den kurdischen 
Shabak, Feyli oder Eziden. Sie 
wurden ständig mit Angriffen 
und diskriminierender Politik 
konfrontiert. 

(ANF, 12.8, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
Ra Radikal 

jW junge Welt 


Termin: 

bundesweite Demonstration: 

„Sengais Widerstand ist ein 
Widerstand der Menschlich¬ 
keit“ 

(...) Der Widerstand, der heute 
gegen den IS geleistet wird, ist 
schon lange nicht mehr nur ein 
nationaler Widerstand der Kur¬ 
dinnen. Er ist ein universeller 
Widerstand aller Identitäten im 
Nahen- und Mittleren Osten, 
den es auch hier in Europa zu 
unterstützen gilt. Dazu rufen 
wir die kurdischen Kräfte aller 
demokratischen Lager, Parteien 
und Organisationen, Assyrerln- 
nen, Christinnen, Turkmenin¬ 
nen, Armenierinnen, Alevitln- 
nen, Araberinnen und alle 
anderen ethnischen und religiö¬ 
sen Gruppen sowie alle Kräfte, 
die gegen jegliche Form von 
Unterdrückung kämpfen auf. 
Die Angriffe des IS haben mit 
aller Deutlichkeit nochmal 
gezeigt, dass nur ein gemeinsa¬ 
mes Vorgehen dieser Identitä¬ 
ten ein würdevolles Leben 
ermöglichen kann. Es ist auch 
Aufgabe aller hier in Europa 
lebenden Menschen, den 
Widerstand in §engal, Max- 
mür, Rabia und den anderen 
Teilen Kurdistans und des Mitt¬ 
leren Ostens, als den eigenen zu 
verstehen, da er einer für den 
Schutz und Erhalt von mensch¬ 
lichen Werten ist. (...) 

ORT: Waterlooplatz/Hannover 
DATUM: 16. August 2014 
UHRZEIT: 12.0ÖUhr 


N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 


net unter: 

www.isku.org 
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Proteste in Piran: Türkisches 
Militär erschießt Demonstranten 


Nachdem das türkische Militär 
auf Anordnung eines Gerichts 
den Abriss einer Statue von 
Mahsum Korkmaz in Piran 
(Lice) durchgeführt hat, kam es 
in dem Ort zu Protesten und 
schweren Auseinandersetzungen 
zwischen Demonstrantlnnen 
und den türkischen Sicherheits¬ 
kräften. Das türkische Militär 
schoss scharf auf die Menschen¬ 
menge und tötete den 24-jähri- 
gen Mehdin Tafkin. Die Ausein¬ 
andersetzungen zwischen den 
Menschen aus Piran und dem 
Militär halten unterdessen weiter 
an. 

Laut Autopsiebericht starb er an 
den Folgen eines Schusses in sei¬ 


nen Kopf. Nach der Bekanntga¬ 
be des Todes von Täfkin hat aas 
Militär die Straßen nach Piran 
gesperrt. Selbst Journalisten kön¬ 
nen nicht mehr in das Gebiet 
fahren, um sich ein Bild von der 
Lage zu machen. 

Am 15. August 2014, dem 30. 
Jahrestag der Aufnahme des 
bewaffneten Kampfes der PKK, 
hatten die Bewohner von Piran 
vor einem Friedhof von gefallen 
PKK-Kämpferlnnen die Statue 
von Mahsum Korkmaz errichten 
lassen. Korkmaz leitete am 15. 
August 1984 die erste bewaffne¬ 
te Aktion der PKK. 

In einer schriftlichen Stellung¬ 
nahme verurteilte der Exekutiv¬ 


rat der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistan KCK mit 
scharfen Worten den Abriss der 
Statue von Mahsum Korkmaz 
und den Angriff des türkischen 
Militärs auf die Menschen von 
Piran. „Die AKP spielt mit dem 
Feuer. Sie muss von diesem 
gefährlichen Spiel sofort ablassen 
und ihre Angriffe beenden", 
heißt es unter anderem in der 
Erklärung. Auch die Partei der 
Demokratischen Regionen 
(DBP) verurteilte in einer ersten 
Stellungnahme die Ereignisse in 
Piran und erklärte die AKP für 
den Tod von Tajkin für verant¬ 
wortlich. 

(ANF, 19.8., ISKU) 


Überlebende des Massakers an den 
Eziden in Ko^o berichten von 600 Toten 


„Erst wollten sie, dass wir zum 
Islam übertreten. Wir lehnten das 
ab. Anschließend gaben sie uns 
eine Frist bis zum Sonntag. Als sie 
dann kamen, haben sie alle Dorf¬ 
bewohner in einer Schule versam¬ 
melt. Sie haben unser Geld, unse¬ 
re Telefone, das Gold der Frauen 
und alles andere wertvolle von 
uns genommen. Die Männer 
haben sie in Gruppen in Autos 
gesetzt und sie dann direkt vor 
dem Dorf massakriert. Was sie 
mit unseren Frauen und Kindern 
gemacht haben, wissen wir nicht 
...“ Mit diesen Worten berichten 
drei Überlebende, die in die 
§engalberge flohen konnten, über 
das Massaker im Dorf K 050 bei 
engal. Die drei Dorfbewohner 
onnten sich im verletzten 
Zustand auf die Berge retten, wo 
sie von Guerillakräften der HPG 
nach Rojava gebracht wurden, 
um dort medizinisch versorgt zu 
werden. Erst durch die Erzählun¬ 
gen von drei Überlebenden kam 
aas ganze Ausmaß des Massakers 
von rCofo an die Öffentlichkeit. 
Zunächst erreichte die Zahl von 
80 ermordeten Männern die 
Öffentlichkeit. Diese Zahl beruh¬ 
te auf den Erzählungen der Fami¬ 
lien, die vor dem Verstreichen der 
Frist aus dem Dorf in die 
§engalberge geflohen waren. 
Demnach wurden diese Männer 
vom IS „bestraft“, weil sie sich 
dagegen wehrten, als die Islami¬ 
sten einige Frauen aus dem Dorf 
mitnehmen wollten. Was die drei 
Männer berichten, die erst später 
auf die Berge flohen, zeigt, dass 


die Ermordung der 80 Männer 
nicht das letzte Massaker des IS 
an den Bewohnern von Kogo war. 
Laut Angaben der drei Überle¬ 
benden hatten die Mitglieder des 
Islamischen Staates (IS) am 6 . 
August im Dorf Kogo alle Waffen 
der Einwohner eingesammelt. Sie 
legten dann den Dorfbewohnern 
bis zum Sonntag eine Frist auf, 
um zum Islam zu konvertieren. 
Als die Dorfbewohner das 
ablehnten, hieß es zunächst, dass 
ihre Entscheidung keine Konse¬ 
quenzen für die Dorfbewohner 
mit sich bringen würde. Dann 
versammelten sie allerdings doch 
alle Menschen in der Schule des 
Dorfes und es geschah das, was 
die drei Überlebenden berichte¬ 
ten. 

Lediglich vier Überlebende des 
Massakers erreichten im verletz¬ 
ten Zustand die §engalberge. Ob 
es weitere Überlebende gibt und 
wenn ja, wo sie sein könnten, 
weiß man nicht. Die Leichname 
der ermordeten Menschen wur¬ 
den nach der Exekution in Gru¬ 
ben geschmissen. Insgesamt 600 
Männer sollen auf diese Weise 
ermordet und in Massengräbern 
verscharrt worden sein. Sobald 
sie nach den Kindern und Frauen 
gefragt werden, kann keiner der 
drei Männer antworten. Sie wis¬ 
sen es nicht und blicken ins 
Leere. 

Xelef Xwededa, einer der drei 
Überlebenden, berichtet wie folgt 
von seinen schrecklichen Erleb¬ 
nissen: „Vor zwölf Tagen kamen 
sie in unser Dorf. Sie sagten 


zunächst, sie würden uns nichts 
tun. Als sie uns aufforderten, 
Muslime zu werden, lehnte unser 
Dorfvorsteher und geistliches 
Oberhaupt Ehmed Casim ab. Sie 
gaben uns eine Frist. Diese ver¬ 
strich und keiner konvertierte. Sie 
sagten uns, dass sie uns dennoch 
nichts tun würden. Allerdings 
wollten sie angeblich das Dorf 
leeren. Vorgestern (15. August) 
kamen dann 10 bis 12 Autos in 
unser Dorf. Sie versammelten uns 
in der Schule. Alle mussten dort¬ 
hin kommen, auch Frauen und 
Kinder. Dann forderten sie uns 
nochmals auf, Muslime zu wer¬ 
den. Wir lehnten wieder ab und 
dann hieß es, wir würden aus 
unserem Dorf weggebracht. 
Immer 15 Männer wurden in ein 
Auto verfrachtet und außerhalb 
des Dorfes gebracht. Dort ließen 
sie uns in eine Reihe aufstellen 
und schossen auf uns. Der Dorf¬ 
bewohner neben mir stürzte auf 
mich. Dann schossen sie auf 
mich. Ich wurde einmal in den 
Rücken und einmal in den Fuß 
getroffen. Trotz des unfassbaren 
Schmerzes biss ich mir auf die 
Zunge und schwieg. Dann liefen 
welche von ihnen über die Leich¬ 
name, um diejenigen zu erschie¬ 
ßen, die den ersten Kugelhagel 
überlebt hatten. Ich hatte Glück. 
Sie waren noch eine gefühlte 
Stunde dort und verließen dann 
den Ort. Als ich sicher sein konn¬ 
te, dass sie weg waren, stand ich 
auf und versteckte mich hinter 
den Büschen. Nach einer gewis¬ 
sen Zeit kam nochmals ein Auto 
-► 


Meldungen: 

Dorf Heyal in §engal befreit 

Der ezidischen Widerstandsein¬ 
heit Shingals (YB§) sowie den 
kurdischen Volksverteidigungs¬ 
einheiten der YPG und HPG 
(PKK) ist es gelungen, Terroris¬ 
ten des Islamischen Staates (IS) 
aus dem Dorf Heyal in Sengal 
zurückzudrängen. Dies teilte die 
Pressestelle der YPG am Don¬ 
nerstag mit. Das Dorf befindet 
sich nun unter der vollen Kon¬ 
trolle der kurdischen Streitkräfte. 
Mittwoch Nacht brachen schwe¬ 
re Gefechte in dem Dorf aus, 
woraufhin es zu stundenlangen 
Kämpfen zwischen den kurdi¬ 
schen Einheiten und den IS-Ter- 
roristen kam. Im Laufe der 
Kampfhandlungen zerstörten die 
kurdischen Kräfte ein gepanzer¬ 
tes Fahrzeug der Terroristen, die 
daraufhin aus dem Dorf flüchte¬ 
ten. (EP, 21.8., ISKU) 


Mörserangriff auf Dörfer 
im Kanton Kobane 

IS-Terroristen führten Mörseran¬ 
griffe auf Dörfer im Westen des 
Kantons Kobane durch. Bei die¬ 
sen Angriffen kam es lediglich zu 
Sachschäden. 

Die Angriffe richteten sich gegen 
die Ortschaften Cibne, Degir- 
man und Boruz. Darüberhinaus 
nahmen die IS-Terroristen den 
Sehit Hogir und Zagros Hügel 
mit schweren Warfen unter 
Beschuss. 

Nachdem die IS-Terroristen am 
2. Juli schwere Waffen der iraki¬ 
schen Armee in Mossul erbeute¬ 
ten, werden diese bei Angriffen 
auf Kobane eingesetzt. 

Die Gefechte, die mehrere 
Wochen andauerten, führten 
aufgrund des großen und erfol¬ 
greichen Widerstandes der Ver¬ 
teidigungseinheiten (YPG) zum 
Rückzug der IS-Terroristen. 

(ANF, 19.8., ISKU) 

Rojava nimmt Eziden 
trotz Embargo auf 

Von den Eziden, die aus §engal 
geflüchtet und über Rojava 
(Nordsyrien) in die Türkei gelan¬ 
gen wollten, blieben etwa 12.000 
in Rojava. Die Bevölkerung, die 
selbst seit über einem Jahr einem 
starken umfassenden Embargo 
ausgesetzt sind, unterstützen die 
Menschen im Flüchtlingslager 
Newroz in Derik im Kanton 
Cezire. Die Höhe der täglichen 
Ausgaben für das Camp belaufe 
sich auf etwa 50.000 Dollar pro 
Tag, konnte ANF in Erfahrung 
bringen. 

Nach Angriffen der Terrorgruppe 
Islamischer Staat IS in ^engal 
und Umgebung konnten Tau¬ 
sende in die Berge flüchten. Von 
dort wurden sie durch einen von 




Argentinische Jugendorganisation 
ernennt Sakine Cansiz 
zur Ehrenpräsidentin 


Die Organisation Guevaristische 
Jugend Argentinien hat auf ihrem 
Jahreskongress die kurdische 
Revolutionärin Sakine Cansiz, die 
im vergangenen Jahr in Paris 
ermordet wurde, zur Ehrenpräsi¬ 
dentin ernannt. 

Auf dem 10. Kongress der Orga¬ 
nisation in Buenos Aires wurden 
der Gründer der chilenischen 
Bewegung der revolutionären 
Linken (MIR) Miguel Enriquez, 
der Vorsitzende der argentini¬ 
schen Revolutionären Arbeiter¬ 
artei (PRT) Mario Roberto 
antucho, inti Peredo, Führer der 
Bolivianischen Nationalen Befrei¬ 
ungsarmee (ELN) und Sakine 


Cansiz, Gründungsmitglied der 
Arbeiterparte Kurdistans (PKK) 
zu Ehrenpräsidenten ernannt. 
Auf dem Kongress wurden Plaka¬ 
te mit den Bildern der revolutio¬ 
nären Führungspersönlichkeiten 
gezeigt; ebenso waren Flaggen 
von PKK, KCK, YPG und BIBer 
von Abdullah Öcalan zu sehen, 
der im vergangenen Jahr zum 
Ehrenpräsidenten ernannt wor¬ 
den war. 

In einer ErBärung heißt es: 
„Genossin Sara (Sakine Cansiz) 
repräsentiert sowohl die unter¬ 
drückten und ausgebeuteten kur¬ 
dischen Frauen als auch ihren 
revolutionären Kampf. 


Der Kampf von Genossin Sara 
reicht weit über Kurdistan und 
den Mittleren Osten hinaus; er 
erreicht uns und ist der ganzen 
Welt ein Vorbild. Daher ist es 
für uns eine Ehre, dass der Kon- 
ress der Guevaristischen Jugend 
akine Cansiz zur Ko-Präsiden- 
tin ernennt.“ 

In der Abschlussresolution 
wurde auch der 15. August als 
Jahrestag des bewaffneten 
Kampfes der PKK begrüßt und 
die Freiheit von Abdullah Öca¬ 
lan und der politischen Gefan¬ 
genen in der Türkei gefordert. 

(ANF, 19.8.2014) 


Neues Camp für die Flüchtlinge 
aus Maxmur gefordert 


Das Komitee für Außenkontakte 
des Flüchtlingscamps Maxmur 
hat vom hohen Flüchtlingskom¬ 
missar der Vereinten Nationen 
(UNCR) Hilfe für ein neues 
Flüchtlingscamp angefordert. Es 
hat sich mit dem UN-Vertreter in 
Hewler (Erbil), Cihangir Durani, 
getroffen, um über die Situation 
der Flüchtlinge zu reden. Polat 
Bozan, Sprecher des Komitees, 
hat die Medien über die Inhalte 
der Sitzung informiert. Das 
Gespräch sei positiv verlaufen. 
Aulgrund der Gefahr erneuter 
Angriffe seitens der Terrororgani¬ 
sation Islamischer Staat IS ist das 
Camp in Maxmur nicht mehr 
sicher. Aus diesem Grund haben 
die Bewohner entschieden, nicht 
mehr zurückzukehren. Bozan 
betont, dass bereits eine Zustim¬ 
mung bei den entsprechenden 
Behörden vorliege, um das 
Gebiet zwischen der Dukan 


Gemeinde und den Koy Vierteln 
zu nutzen. „Für den Bau von 
Häusern bitten wir die Vereinten 
Nationen um Hilfe. Zunächst 
werden wir uns in Zelten aufhal¬ 
ten. Aktuell halten wir uns in 
Moscheen und Schulen von 
Heciawa auf, die dringend 
geräumt werden müssen, da jede 
Moschee von 100-200 Menschen 
bewohnt wird. Aufgrund der 
Hitze besteht die große Gefahr, 
dass Krankheiten sich schneller 
ausbreiten. Außerdem müssen 
die Moscheen und Schulen ihrer 
ursprünglichen Aufgabe nachge¬ 
hen können. Zudem besteht ein 
Mangel an Nahrung. Diese Pro¬ 
bleme wurden Durani mitgeteilt. 
Es wurde zudem beantragt, dass 
die bisherige Lebensmittel- und 
Energiehilfe, die bisher über 
Mossul geleistet worden ist, nun 
über Silemani kommen muss“, so 
Bozan. 


Der UN-Vertreter Cihangir Du¬ 
rani versicherte, dass sie die 
Menschen vom Camp Maxmur 
nicht vergessen hätten und ja 
schon seit 20 Jahren zusammen 
arbeiten. 

Außerdem, so Bozan, seien auch 
erste Gespräche mit den Konsu¬ 
laten verschiedener Länder 
geführt worden, wie mit dem 
italienischen, brasilianischen 
und niederländischen. Diese 
hätten positiv reagiert. „Auch 
mit Parlamentariern hier, die der 
Goran-Fraktion angehören, 
haben wir uns getroffen. Die ira¬ 
kische Zentralregierung muss 
ihrer Verantwortung gegenüber 
den Migranten nachkommen. 
Sie kamen uns entgegen und 
werden diese Thematik im Par¬ 
lament behandeln und mit dem 
zuständigen Ministerium disku¬ 
tieren“, sagte Bozan. 

(ANF, 19.8., ISKU) 


Überlebende des Massakers... 


von ihnen. Und nochmal schos¬ 
sen sie auf die Leichname. Dann 
kam ein Bulldozer und machte 
eine Grube auf. Sie schmissen alle 
Leichname in diese Grube. Es 
lebten rund 600 Männer in unse¬ 
rem Dorf. Sie haben alle ermor¬ 
det. Ich habe mich versteckt, bis 
es dunkel wurde. Dann flüchtete 
ich auf die §engalberge. Was mit 
den Kindern und Frauen gewor¬ 
den ist, weiß ich nicht. Vielleicht 
wurden sie auch in der Schule 
ermordet.“ 

Der zweite Überlebende ist Ilyas 
Salih Qasim. Er war der Arzt des 
Dorfes. Qasim wurde mit dem 
ersten Auto aus der Schule weg- 

f ebrächt. Als seine Gruppe exe- 
utiert werden sollte, streifte ihn 
eine Kugel am Kopf und er 
überlebte. Was danach geschah 


beschreibt er wie folgt: „Nach 
zehn Minuten herrschte Stille. 
Ich versuchte mich zu¬ 
sammenzureißen, stand auf und 
flüchtete. Drei weitere Männer, 
die auch überlebt hatten, liefen 
mir hinterher. Wir versteckten 
uns nicht im ersten Dorf, weil 
wir dachten, dass das noch zu 
nah war und man uns hier 
womöglich finden könnte. Das 
nächste Dorf war das arabische 
Dorf Biske Cinubi. Als wir dort 
ankamen, wollten die Bewohner 
uns nicht aufnehmen. Sie hatten 
Angst um ihr eigenes Leben, 
falls man uns bei ihnen fände. 
Wir blieben bis 19 Uhr beim 
Dorf und flüchteten dann wei¬ 
ter. Erst am nächsten Tag kamen 
wir an den Hängen der 
§engalberge an. Wir waren zu 


viert. Aber vielleicht haben es 
auch andere geschafft. Der 
Mann, den sie neben mir 
erschossen haben, war 85 Jahre 
alt. Und auch vom Dorf Til 
Qeseb weiß ich, dass sie sie ein 
ähnliches Massaker angerichtet 
haben.“ 

Xidir Hesen Ehmed ist der dritte 
Überlebende, der von dem Mas¬ 
saker berichtet. Er erHärt, dass 
er, wie vermutlich auch einige 
andere Menschen, nur dadurch 
überlebte, dass er unter den 
Leichnam einer anderen Person 
fiel. Ehmed berichtet von 200 
bis 300 Frauen und Kindern aus 
dem Dorf, die er zuletzt in der 
Schule gesehen hat. Auch er 
weiß nicht, was mit ihnen 
geschehen sein könnte. 

(ANF, 18.8., ISKU) 


den Volksverteidigungseinheiten 
gesicherten Korridor nach Roja- 
va geleitet. Für die Flüchtlinge, 
die in Rojava bleiben wollen, 
wurde das Lager mit dem 
Namen Newroz errichtet. 

(ANF, 19.8., ISKU) 

Guerilla in Lalis eigetroffen 
Um die ezidischen Heiligtümer 
in den Städten §exan und Lali§ 
vor den Angriffen der Terroror- 

f anisation des IS (Islamischer 
taat) zu schützen, sind die 
bewaffneten Kräfte der PKK, die 
HPG (Volksverteidigungskräfte) 
und YJA-STAR (Frauenverteidi¬ 
gungseinheiten), die sich vom 
Kandil-Gebirge aus unmittelbar 
in Bewegung gesetzt hatten, in 
Lalij eingetroffen. „Wir werden 
das ezidisch-kurdische Volk vor 
jedem inhumanen Angriff vertei¬ 
digen“, so die Guerilla. 

Die in Lalif eingetroffene Gueril¬ 
las teilten ihre Gefühle und 
Gedanken ANF mit: ,Als Frau¬ 
enguerilla sind wir bereit, mit all 
unserer Kraft unser Volk vor 
jedem bestialischen Angriff zu 
verteidigen. Um unser ezidisches 
Volk zu schützen, sind wir vom 
Kandil-Gebirge nach Lalif 

f ekommen“, so §ilan von der 
rauenverteidigungseinheit YJA- 
STAR. 

„Wir sind gekommen, um dem 
ezidischen Volk und dem 
Heiligtum Lali§ Schutz zu 
gewähren. Die Angriffe der IS- 
Krieger gegen das Volk werden 
wir nicht dulden. Die Verteidi¬ 
gung unseres Volkes sehen wir als 
unsere Pflicht an. Sie hat oberste 
Priorität. Ein weiteres Massaker 
am ezidischen Volk werden wir 
unter keinen Umständen zulas¬ 
sen“, betonte Guerilla Rizgar. 
Am Tag der Einnahme der ezidi¬ 
schen Stadt Sengal (Sinjar) am 3. 
August durch die Terrororganisa¬ 
tion IS entsandten die YPG und 
die HPG- und YJA-STAR-Gue- 
rilla Einheiten in die betroffene 
Region. Über einen nach hefti¬ 
gen Gefechten mit den IS-Krie- 
gern durch die Verteidigungs¬ 
kräfte erkämpften Korridor 
konnten zehntausende Flücht¬ 
linge Zuflucht in Rojava (West¬ 
kurdistan/Nordsyrien) finden. 

(ANF, 13.8., ISKU) 
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Cemil Bayik: Die Kräfte, die den 
IS aufgebaut haben, wollen 
jetzt den Befreier spielen! 


Im zweiten Teil der Reportage 
der Tageszeitung Vatan mit dem 
Kovorsitzenden des Exekutivrats 
der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans KCK, Cemil 
Bayik, hat dieser die Angriff des 
Islamischen Staat IS und die 
Rolle der internationalen Mäch¬ 
te bewertet. 

Es scheint, dass im Irak und in 
Syrien eine komplett neue Phase 
mit dem Fall von Mossul begonnen 
hat. Meinen Beobachtungen 
zufolge gibt es in der Region zwei 
auf teigende Kräfte: Der IS und 
die PKK. Und diese beiden Kräfte 
kämpfen momentan gegeneinan¬ 
der. Denke ich richtig? 

„Es mag so aussehen, aber hinter 
dem IS stehen regionale und 
internationale Mächte. Der IS 
hätte ohne die Unterstützung 
dieser Kräfte nicht so kämpfen 
und sich entwickeln können. Es 
sieht so aus, als ob wir gegen den 
IS kämpfen, aber das ist nur 
oberflächlich betrachtet so. Es 
gibt andere im Hintergrund: 
einige regionale Kräfte schicken 
denlS auf uns.“ 


Was ist deren Absicht? 

„Wir erleben im Mittleren Osten 
den dritten Weltkrieg. Es hat 
Interventionen des Systems der 
kapitalistischen Moderne gege¬ 
ben, aber diese haben keine 
Erfolge gebracht - weder in 
Libyen, Syrien, dem Irak, noch 
in Ägypten ... Die Krise hat sich 
sogar weiter vertieft, neue Krisen 
sind entstanden. Das System ist 
bei der Verwaltung dieser Krise 
auf verschiedene Wege gegangen. 
Daraus ist das Erstarken des IS 
erfolgt. Mit dem IS wird ein 
Konfessionskrieg gefördert. Das 
ist ein sehr gefährlicher Krieg, 
der es schafft, die Geschwister- 
lichkeit und Einheit unter den 
Völkern zu zerstören und sie zu 
Feinden zu machen. Er fördert 
die Konflikte und Kriege zwi¬ 
schen den Völkern, (...) um sich 
dann als ihr Befreier feiern zu las¬ 
sen. So versucht er von neuem 
seine Kontrolle über den Mittle¬ 
ren Osten auszuweiten.“ 

Mit der Einnahme von Mossid 
wurden Kommentare offen, dass 
die Dreiteilung des Irak nun festste¬ 


he. Ist es ihrer Meinung nach Ziel 
des Projekts, den Irak zu teilen? 

„Es geht bei dieser Angelegen¬ 
heit nicht nur um die Teilung 
des Irak. Es geht um Syrien, 
Iran und den Irak. Wenn die 
Türkei ihre Haltung nicht 
ändert, auch um die Türkei. Die 
Absicht bei der Entwicklung des 
IS war zu spalten. Man will 
zudem den Einfluss der Revolu¬ 
tion von Rojava einengen. Fol- 
enden Punkt will ich hervorhe- 
en: Der IS tut dies alles im 
Namen des Islam, aber es hat 
nichts mit dem Islam zu tun. 
Auch wenn er die Geschichte 
des Islam und seine Ideologie als 
Grundlage nimmt (dadurch 
bekommt er auch einige Unter¬ 
stützung, besonders aus sunniti¬ 
schen Kreisen), ist er komplett 
gegen die Menschlichkeit 
gerichtet. (...) Im Mittleren 
Osten sind die islamische Kul¬ 
tur, ihre Traditionen, die demo¬ 
kratischen und gesellschaft¬ 
lichen Werte sehr stark vertre¬ 
ten. Das was der IS macht, 
bringt sie zum Nachdenken und 
zwingt zum Hinterfragen.“ 


Ein Fotograf auf den Sengalbergen 


Der Fotograf Selim Yildiz hat 
acht Tage bei den Menschen auf 
dem §engalberg verbracht und 
mit seinen Fotos aus der Region 
das Drama der Ezidlnnen in die 
Öffentlichkeit getragen. Yildiz 
berichtet von einem Mensch¬ 
heitsdrama, wenn er von den 
Ereignissen in §engal berichtet 
und fügt hinzu, dass es zu einem 
Genozid an den Menschen aus 
der Stadt gekommen wäre, wenn 
die Volksverteidigungskräfte 
HPG und die Volksverteidi¬ 
gungseinheiten YPG nicht zur 
Unterstützung der Menschen 
herangeeilt wären. 

Yildiz bringt seine Erlebnisse 
jener Tage mit folgenden Worten 
zum Ausdruck: „Zunächst war 
ich auf dem Weg nach Zaxo 
(Zakho). Auf der Straße begegne¬ 
te ich tausenden Menschen, die 
sich auf der Flucht befanden. Sie 
waren einfach auf der Straße, hat¬ 
ten keine Zelte oder sonst etwas. 
Nach diesen Bildern begann ich 
das Ausmaß der Ereignisse besser 
zu begreifen. Ich machte mich 
von dort aus auf den Weg zum 


Newroz-Flüchtlingscamp nach 
Rojava (Nordsyrien). Dorthin 
waren viele Menschen geflüchtet. 
Doch das Camp verfügte nicht 
über genügend Zelte und den 
Menschen ging es sehr schlecht. 
Es gab Familien, die die Leichna¬ 
me ihrer Kinder auf dem 
§engalberg zurückgelassen hat¬ 
ten. Andere erzählten mir von 
hunderten Frauen, die sich aus 
Angst, in die Hände des IS zu 
gelangen, von den Klippen des 
Berges gestürzt hatten.“ 

Yildiz begab sich vom Flücht¬ 
lingscamp aus über den Flucht¬ 
korridor, den die Kräfte der YPG 
gesichert hatten, auf den Weg in 
die §engalberge. Er erzählt wie 
folgt von seinen Erlebnissen dort: 
„Die Mitglieder des IS hatten das 
Dorf Sünone eingenommen und 
befanden sich knapp einen Kilo¬ 
meter entfernt vom Berg. Das 
Dorf Kerse befand sich Tereits 
unter YPG-Kontrolle. Von dort 
aus gelangten wir auf den 
§engalberg. Wir begegneten dort 
rund 10.000 Menschen, darunter 
viele Jugendliche und weitere Per¬ 


sonen, die an der Seite der YPG 
egen den IS kämpfen wollten, 
ie sagten mir, dass sie §engal 
nicht verlassen wollen, weil dies 
das Ende des Ezidentums bedeu¬ 
ten würde. Die Menschen waren 
wütend auf Barzani und seine 
Peshmergekräfte, weil sie von 
ihnen alleingelassen wurden. Die 
Anwesenheit der YPG und HPG 
machte ihnen allerdings Mut.“ 
Der Fotograf Yildiz erklärt, dass 
er die Tragödie von §engal mit 
seinen Bildern in der Weltöffent¬ 
lichkeit bekannt machen möchte. 
Er selbst könne nicht mehr ruhig 
schlafen, seitdem er aus den 
§engalbergen zurück ist. „Dort 
wurde ein großes Massaker ange¬ 
richtet. Und weiterhin sind alle 
Eziden einer großen Gefahr aus¬ 
gesetzt. Ich möchte wieder 
zurück in die Region und dort 
bleiben, bis die Tragödie ein 
Ende findet.“ 

Bilder unter: 

h ttp:ll www.fr atnews. comlgalleryl 

fotografci-selim-yildiz-sengal-de- 

yasadiklarini-anlatti 

(ANF, 24.8., ISKU) 


Meldungen: 

Über 2.000 bewaffnete Eziden 
zum Kampf auf dem Weg nach 
Sengal 

Über 2.000 ezidische Rekruten 
sind in den vergangenen Tagen 
militärisch ausgebildet worden 
und befinden sich auf dem Weg 
nach §engal, um sich dort den 
Freiheitsbewegungen gegen den 
Terror des Islamischen Staat (IS) 
anzuschließen. Dies teilten inter¬ 
ne ezidische und staatliche Quel¬ 
len der Regionalregierung Kurdi¬ 
stans ezidiPress vor mehreren 
Tagen mit. 

Bei den Rekruten handelt es sich 
vor allem um Flüchtlinge, die 
nach dem Sturm der IS-Terrori- 
sten nach Duhok flüchten mus¬ 
sten. ln Trainingslagern der 
Volksverteidigungseinfieit YPG 
und der PKK sind die vorwie¬ 
gend jungen Männer ausgebildet 
und bewaffnet worden. Die 
Kämpfer werden sich der Vertei¬ 
digungseinheit von Qasim Shes- 
ho in Sherfedin sowie der Wider¬ 
standseinheit §engals (YB§) 
anschließen. Zudem sollen nun 
auch Peshmerga Einheiten und 
mit ihnen schwere Waffen der 
Peshmerga nach §engal vordrin- 

§ en, um die vom IS weiterhin 
esetzten und bedrohten Gebiete 
zurückzuerobern. 

Über 5.000 bewaffnete Eziden 
kämpfen derzeit für die Befrei¬ 
ung ihrer Heimat Sengal. 

(EP, 25.8., ISKU) 

§engal: Wieder mehr als 
zehn Zivilisten getötet 
Die Organisation Islamischer 
Staat IS, der inzwischen allseits 
bekannte Feind der Menschlich¬ 
keit, begann am 24. August 
gegen 5:00 Uhr am Sonntagmor¬ 
gen mit 8 Panzern, 15 gepanzer¬ 
ten Fahrzeugen und 70 weiteren 
Fahrzeugen Cudale, ein Dorf in 
Sengal, anzugreifen. Mehr als 10 
Dorfbewohner sollen dabei von 
den Dschihadisten getötet wor¬ 
den sein, sie setzten auch die 
Häuser der Bewohner in Brand. 
Die §engal-Verteidigungseinhei¬ 
ten konnten noch am Sonntag 
den IS Zurückschlagen. Mehrere 
Mitglieder der Terrorbande wur¬ 
den getötet, einige ihrer Fahrzeu¬ 
ge wurden zerstört und beschlag¬ 
nahmt. (ANF, 25.8., ISKU) 

Waffen für die PKK? 

In der Unions-SPD-Regierungs- 
koalition wird über Waffenliefe¬ 
rungen an die gegen den selbster¬ 
nannten »Islamischen Staat« (IS) 
kämpfenden kurdischen Verbän¬ 
de im Nordirak debattiert. Im 
Gespräch sind Handfeuerwaffen 
sowie Panzerabwehrraketen. War 
bislang davon die Rede, Waffen 




Kanton Cizire: Wohnungen zum 
Schutz der Frauen bereitgestellt 


Rechtsanwältin Emina Umar 
übernahm nach der Revolution 
im Rahmen der Selbstverwaltung 
den Posten der Frauenministerin 
des Kantons Cizire. Sie hat zwei 
Stellvertreterinnen, eine Assyrerin 
und eine Kurdin. (...) 

Zum Ministerium gehören fünf 
Ressorts: Finanzen, Kinderrechte, 
Projektabteilung, Gesetzgebung 
und Außendienste. Das Budget 
wird vom Kanton bestimmt. 

In der Öffentlichkeitsarbeit wird 
zur erleichterten Kommunikation 
meist die arabische Sprache 
benutzt, daneben auch Kurdisch 
und andere. 

Ministerin Umer zufolge sind vor 
einem Monat Schutzhäuser 
gegründet worden. „Frauen, die 
Gewalt ausgesetzt sind, werden 
zunächst in Frauenhäusern unter- 
ebracht und danach in die 
chutzhäuser gebracht. Falls sich 
die Probleme in den Frauenhäu¬ 
sern nicht lösen lassen, gehen sie 
ans Gericht. Führt auch das zu 
keiner Lösung, wird bei einer 
Beratung darüber entschieden, ob 
die Frauen in den Schutzhäusern 
untergebracht werden“, so Umer. 
Dort haben die Frauen mit ihren 
Kindern dann eine Bleibe, die 
Kinder bekommen Bildung und 
die Frauen die eingeschränkte 
Möglichkeit zu einer Berufsaus¬ 
bildung. Die Schutzhäuser haben 
jeweils eine Kapazität von 12 Per¬ 
sonen, diese können sich 6—8 
Monate dort aufhalten. In dieser 
Zeit sollen die Frauen lernen, auf 
eigenen Füßen zu stehen; klappt 
das nicht, wird der Aufenthalt 
verlängert. 


Solche Frauenzufluchtsorte konn¬ 
ten erst vor kurzem geschaffen 
werden. Auf die Frage, warum so 
lange gewartet worden war, ant¬ 
wortet Umer, die Bedingungen 
seien noch nicht gegeben gewe¬ 
sen. Die Selbstverwaltung und 
damit die Aufgabenverteilung 
hätten erst entwickelt werden 
müssen. „Unser Ziel ist es, die 
Frauen in den Arm zu nehmen 
und zu beschützen. Nach Grün¬ 
dung der Selbstverwaltung wurde 
dieser Bereich dem Frauenressort 
zugewiesen. Die Adressen der 
Frauenzufluchthäuser werden 
nicht bekannt gegeben, da die 
Frauen oft noch Bedroht werden. 
Wir werden auch kritisiert, das sei 
keine Lösung, doch wir müssen 
die Frauen schützen“. 

Sie betont, dass diese Einrichtun- 

f en keine endgültige Lösung der 
robleme böten. Hauptziel sei 
eine soziale und psychische Trans¬ 
formation. ,Als unser Frauen¬ 
hilfsprojekt der Regierung vorge¬ 
stellt wurde, gab es keine Einwän¬ 
de. Trotz der Revolution werden 
weiterhin zahlreiche Frauen 
unterdrückt und verfolgt. Daher 
wurde unser Antrag sofort geneh¬ 
migt“, berichtet Umer. Das Frau¬ 
enministerium habe bereits einen 
Gesetzentwurf zur Prävention 
von Gewalt gegen Frauen vorbe¬ 
reitet und der Legislative vorge¬ 
stellt, jetzt warteten sie auf aas 
Inkrafttreten des Gesetzes. Außer¬ 
dem betont Umer, sie würden 
auch mit anderen Frauenorgani¬ 
sationen Zusammenarbeiten: ,Als 
das Frauenministerium gegründet 
wurde, haben wir alle Frauenor¬ 


ganisationen besucht und uns 
vorgestellt und sie ebenfalls ken¬ 
nengelernt. Wichtig war es 
zunächst, Anforderungen und 
Bedürfnisse zu erfahren. Wir 
haben regelmäßig Treffen mit 
ihnen.“ (,.T) 

Laut Emina Umer haben die 
Frauen auf politischer und kultu¬ 
reller Ebene eine gewisse Ent¬ 
wicklung durchgemacht: „Sie 
haben ihre Rechte kennengelernt, 
nehmen Gewalt und Unterdrük- 
kung nicht mehr hin. Doch lässt 
sich noch nicht behaupten, dass 
alle Frauen frei sind. Die gesell¬ 
schaftlichen Probleme sind 
immer noch aktuell. Die Männer 
wehren sich an vielen Punkten. 
Dabei hat sich das Bewusstsein 
der Frauen geändert.“ 

Umer hat unsere Fragen mit ihrer 
warmherzigen Art und ihrer Ehr¬ 
lichkeit beantwortet und dabei 
oft betont, dass die Frauen Roja- 
vas ihren .Kampf um Freiheit 
Abdullah Öcalan zu verdanken 
hätten: „Sein fester Glaube an die 
Rechte der Frau und seine Aus¬ 
dauer haben die Frauen motiviert, 
nicht aufzugeben. So beteiligen 
sie sich bereits auf politischer und 
militärischer Ebene. Wir wollen, 
dass auch türkische Frauen von 
unserem Freiheitsstreben über¬ 
zeugt sind. Rojava war nur ein 
kleiner Landesteil, niemand hätte 
sich Widerstand in einem solchen 
Ausmaß vorstellen können. Die 
Frauen haben zu einer großen 
Revolution in Rojava geführt. 
Unser Kampf wird weitergehen, 
bis keine einzige Frau mehr unter¬ 
drückt wird.“ (ANF, 24.8., ISKU) 


*■ Cemil 

Und schafft Angst. 

„Der IS führt den psychologi¬ 
schen Krieg sehr gut. Tr erkennt 
die Kräfteverhältnisse sehr gut 
und nutzt natürlich die Geschich¬ 
te, er nimmt die islamische Kul¬ 
tur als Grundlage und gibt sie der 
Gesellschaft . liier findet er auch 
einiges Entgegenkommen. Aber 
der IS ist im Irak so weit ent¬ 
wickelt und hat seine Grenze 
erreicht. Weiter entwickeln wird 
er sich nicht, sein Einfluss wird 
sich sogar zunehmend verrin¬ 
gern.“ 

Im Süden des Irak sind die schiiti- 
schen, in der Mitte die sunnitischen 
Araber und im Norden die Kurden. 
Momentan werden die sunnitischen 
Araber vom IS gelenkt. Kann das so 
andauern? Kann ein mit IS-Men- 
talität aufgebaut sunnitischer Staat 
mit den Kurden oder den schiiti- 
schen Araber leben? 

„Ich denke nicht. Der IS wird 
vielleicht noch eine Zeit benutzt 
werden, denn das, was mit ihm 
bezweckt werden soll, ist noch 
nicht erreicht. Wenn dies 
geschafft ist, denk ich, wird der IS 
zunehmend an Einfluss verlieren. 


Bayik: Die Kräfte 


Doch das wird nicht einfach wer¬ 
den. (...) 

Im Kampf der Kurden gegen den IS 
herrscht Waffenungleichheit. Vom 
Westen wird, von Waffenhilfe an die 
Kurden geredet. Sie sind ein Teil 
dieses Krieges. 

„Eigentlich gibt man denjenigen 
Waffen die kämpfen. Wer kämpft 
gegen den IS? Fis gibt auch ande¬ 
re die kämpfen, das verneine ich 
nicht, aber unsere Bewegung trägt 
die Hauptlast. Wenn man Waffen 
liefern will, dann muss man Waf¬ 
fen denen geben, die kämpfen. 
Das wäre das richtige. Kräften, 
die nicht kämpfen, sondern weg¬ 
laufen Waffen zu liefern ist 
gleichbedeutend mit Waffenliefe¬ 
rungen an den IS. Ich möchte 
einen sehr wichtigen Punkt 
ansprechen: Es gibt keine größere 
Kraft als den Menschen. Die 
größte Waffe ist der Mensch 
selbst. Diejenigen, die den Men¬ 
schen gewinnen, haben gewon¬ 
nen. Die Waffen waren in der 
Hand der irakischen Armee in 
Mossul, aber sie haben nicht 
gekämpft. Sie haben alle Waffen 
dort gelassen. Das heißt, das 


Bestimmende ist der Mensch 
selbst. Und der Mensch existiert 
durch seinen Glauben, seine Ziele 
und sein Denken. Wenn das Ziel, 
der Glaube und das Denken sol¬ 
cher Menschen oder Bewegungen 
stark sind, können sie auch die 
stärkste Technik besiegen. Es gibt 
praktische Beispiele dafür. Die 
YPG und die HPG kämpfen 
gegen den IS, aber weder die YPG 
noch die HPG haben Waffen wie 
der IS in den Händen, aber sie 
können gegen den IS Widerstand 
leisten. 

Die Haltung des Südens (Kurdi¬ 
sche Autonomieregion im Irak), 
sie hätten nicht genügend Waf¬ 
fen, und ohne Waffen zu bekom¬ 
men, könnten sie nicht gegen den 
IS kämpfen, ist nicht richtig. 
(...). So viele Waffen wie der IS 
hat, hat ebenfalls der Süden, und 
sie haben sogar das gleiche Niveau 
an Waffen. Hoch der IS kämpft 
und sie kämpfen nicht. Dies aus 
Sicht von Technik zu betrachten, 
ist falsch. Der IS ist eine ideologi¬ 
sche Kraft und hinter ihr stehen 
internationale und regionale 
Kräfte die sie weiter unterstüt¬ 
zen.“ (VG, 24.8, ISKU) 


den Peschmerga-Truppen der 
kurdischen Regionafregierung 
im Nordirak zu überlassen, so 
hatte CDU-Außenpolitiker An¬ 
dreas Schockenhoff am Woche¬ 
nende auch die in Deutschland 
verbotene und auf der EU-Ter- 
rorliste geführte Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) ins Gespräch 
gebracht. Deren Guerilla sowie 
die mit ihr verbündeten Volks¬ 
verteidigungskräfte (YPG) aus 
dem kurdischen Selbstverwal¬ 
tungsgebiet Rojava in Syrien 
haben in den letzten Wochen 
Zehntausenden Flüchtlingen das 
Leben gerettet. Entscheidend sei, 
daß kurdische Milizen die 
Anhänger des IS bekämpfen und 
verfolgte Minderheiten schützen, 
sich aber Idar für die Stabilisie¬ 
rung des Irak als Gesamtstaat 
einsetzen, forderte der am 
Wochenende gemeinsam mit 
Unions-Fraktionschef Volker 
Kauder in den Nordirak gefloge¬ 
ne Politiker. »Wenn neben den 
Peschmerga auch die PKK Aus¬ 
rüstungshilfe will, muß sie sich 
zuerst dazu eindeutig bekennen.« 
Hier müßten die Peschmerga 
außen vor bleiben, hat doch der 
kurdische Präsident Masud Bar- 
sani ein baldiges Referendum 
über die Unabhängigkeit der 
kurdischen Provinzen vom Irak 
angekündigt. Dagegen tritt die 
PkK für Selbstverwaltung inner¬ 
halb der bestehenden Staatsgren¬ 
zen ein. Außenminister Frank- 
Walter Steinmeier (SPD) vertei¬ 
digte zwar Waffenlieferungen an 
die Peschmerga, trotz Risiken 
wie den kurdischen Unabhän¬ 
gigkeitsbestrebungen. Er zeigte 
sich aber irritiert über Schocken- 
hoffs Vorschlag angesichts des 
deutschen Verhältnisses zur Tür¬ 
kei. Die Militärhilfe werde sich 
im Rahmen einer UN-Resolu- 
tion bewegen, die diese nur mit 
Zustimmung der Zentralregie¬ 
rung in Bagdad gestatte, erklärte 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) im ARD-Sommerinter- 
view. »Die PKK kommt in die¬ 
sem Zusammenhang nicht in 
Frage als Empfänger von Waf¬ 
fen.« (jW, 26.8., ISKU) 
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Weltfriedenstag in Amed: Freiheit 
Öcalan — Frieden in Kurdistan 

Am 1. September, dem Weltfrie- ten: „Heute wird in Kurdistan Auf die Massaker reagiert die 

denstag, naben sich in Amed und der Türkei der 1. September Weltöffentlichkeit nicht wirklich. 

(Diyarbakir) Tausende versam- gefeiert. Aber wir feiern im Schat- Sie wollen mit diesen IS-Banditen 

melt, um ihren Wunsch und ihre ten eines Krieges. Wir verurteilen die kurdische Freiheitsbewegung 

Entschlossenheit für Frieden die Hauptaktionäre des Krieges stoppen. Jeder weiß, dass die 

sowie für die Freiheit von Abdul- im Nahen Ostens.“ USA, Türkei und Israel diese Ban- 

lah Öcalan zu zeigen. Während der Rede hat die Men- diten unterstützen.“ 

ln der ersten Reihe stehen die schenmenge immer wieder die Auch ein Anwalt aus §engal, 

Friedensmütter, die während der Parole „Kurdistan wird der Fried- Xeyri Seydo kam zu Wort. Er 

gesamten Kundgebung das Trans- hof für die IS-Banden werden“ berichtete: „Wir haben unsere 

parent mit dem Spruch „Freiheit gerufen. So hat Zümrüt auch Heimat verlassen und kamen 

für Öcalan - Frieden in Kurdi- betont, dass aktuell in Sengal und hierher. Wir fühlen uns nicht 

stan“ trugen. Außerdem wurde Rojava Massaker verübt werden obdachlos, unser Führer Apo hat 

mit Gesängen und Halay-Tänzen und daher von Frieden nicht die uns aufgenommen. Ich bedanke 

der Widerstand in §engal und Rede sein kann. „Apo hat den mich im Namen aller Kinder, 

Rojava begrüßt. Parolen wie Grundbaustein für den Frieden Frauen und Völker bei der YPG. 

„Hoch lebe der Widerstand in gelegt. Jedoch wird er auf der Jeder soll wissen, die YPG-Kräfte 

Sengal“ oder „Die Jugend steht Insel Imrali festgehalten. Jeder, haben uns zum zweiten Mal ver- 

hinter §engal“ waren überall zu der diesen Krieg beenden will, teidigt. Das erste Mal in §engal, 

hören, doch vor allem ein, Plakat muss die Freiheit von Apo sicher- dann als wir auf der Flucht waren, 

mit der Beschriftung „E hani stellen“, so Zümrüt. Weiterhin standen sie uns bei und haben uns 

barifidix“(wir wollten uns doch hat sie alle Menschen dazu aufge- gerettet. Das kurdische Volk hat 

versöhnen) hat die Aufmerksam- fordert, die Flüchtlinge aus §engal uns nicht nur seine Häuser geöff- 

keit der vielen Menschen bekom- mit offenen Herzen zu empfan- net, sondern auch sein Herz. Die 

men. Auch wurden viele Poster gen. Jeder solle seinen Beitrag zur IS-Banditen wollten uns eigent- 

mit Bildern Öcalans getragen und Beseitigung der Tragödie leisten. lieh ausrotten, doch sie haben 
im Chor die PPymne der autono- Daraufhin nat Hanife Akpolat im nicht verstanden, dass sie auf die¬ 
nten Region Kurdistans gesun- Namen der Delegation der Frie- sem Wege eigentlich die Grenzen 

gen. Im Anschluss hat die Kovor- densmütter eine kurze Rede aufgehoben und uns vereint 

sitzende der DBP in Amed gehalten. Akpolat sagte: „Heute, haben.“ 

Zübeyde Zümrüt im Namen des am Tag des Weltfriedens, fließt Danach hat der Bürgermeister des 

DBP-Komitees eine Rede gehal- immer noch Blut in Kurdistan. Stadtteils Büyüksehir zur Men¬ 

schenmenge gesprochen: Er rief 
den bis vor kurzem inhaftierten 
kurdischen Politiker Hatip Diele 
zu sich und sagte: „Mit eurer Soli¬ 
darität und Unterstützung wird 
eines Tages auch Abdullah öcalan 
hier vor euch stehen. Die dunklen 
Tage lassen wir hinter uns. Eine 
bessere Zukunft wartet auf uns.“ 

Anli wies auch auf die Kämpfe in 
Israel und Palästina hin und fugte 
hinzu: „Vor Jahren haben kurdi¬ 
sche Kräfte zusammen mit den 
Palästinensern gekämpft. Auch 
heute sind wir auf deren Seite und 
werden sie verteidigen.“ Darüber 
hinaus berichtete Anli, dass Amed 
bereits 3.000 Flüchtlinge aus 
§engal aufgenommen hat und alle 
Flüchtlinge willkommen seien. 

Zuletzt kam Altan Tan, der Abge¬ 
ordnete der HDP, zu Wort: „Die 
ganze kurdische Geographie ist 
am brennen. Wann werden wir 
aufhören, uns gegenseitig umzu¬ 
bringen? Wie Können wir eine 
neue Welt zusammen erschaffen? 

Das erste Ziel sollte unsere Ein¬ 
heit sein. Zunächst wollten wir 
intern die Demokratie erschaffen 
und festigen, sodass wir zum Vor¬ 
bild für den gesamten Osten wer¬ 
den können. ‘ 

Auch wurde auf die Hilfskampag¬ 
nen hingewiesen. Die Kundge¬ 
bung wurde mit den Gesängen 
der Musikgruppe Diele Firat 
beendet. (ANF, 1.9., ISKU) 


KCK-Erklärung zum 
Weltfriedenstag 

Anlässlich des Weltfriedenstags wenn sich alle Unterdrückten, alle 
am 1. September erklärt der Exe- Völker, Glaubensrichtungen und 
kutivrat der Gemeinschaft der Kulturen zusammenschließen 
Gesellschaften Kurdistans (KCK), und ihren Kampf für Demokratie 
dass ein ehrenhafter und wahrer und Freiheit verstärken.“ 

Frieden nur durch ehrenvolle Die KCK erklärt, dass der Welt- 
Kämpfe erreicht werden kann. frieden ohne jeden Zweifel durch 
Die KCK weist darauf hin, dass das System der internationalen 

der diesjährige Weltfriedenstag Hegemonie, die reaktionären 

durch Massaker, Feminizid und Regionalmächte und die Banden, 

den Handel mit Kindern als die ganz offen Völker, Glaubens- 

„moderne Sklaverei“ gekenn- gemeinschaften und Kulturen 

zeichnet sei, während auf der angreifen, bedroht werde: „Diese 

anderen Seite ein entschlossener Kräfte sind die wesentlichen 

Freiheitskampf fortgeführt werde. Gründe für alle Formen der 

Unter Hinweis auf die grossen Ungerechtigkeit und Ausbeu- 

Anstrengungen Abdullah Öcalans tung. Ein ehrenhafter und wahrer 

für einen ehrenhaften und wah- Frieden wird niemals ohne einen 

ren Frieden betont die KCK, dass ehrenvollen Kampf erreicht wer- 

ein solcher Frieden in der Türkei den. In diesem Sinne kämpfen die 

und Kurdistan nur erreicht wer- Völker der Türkei, Kurdistans 

den könne, wenn der kurdische und des Mittleren Ostens für 

Repräsent, der sich im höchsten einen Frieden, der Recht, Gerech- 

Maß für die Demokratisierung tigkeit, öffentliches Bewusstsein, 

der Türkei und die Lösung der Demokratie und Freiheit zum 

kurdischen Frage einsetze, frage- Ziel hat.“ Die Erklärung der KCK 

lassen werde. schliesst mit einem Aufruf an alle 

In der Erklärung heisst es: „Nie- Kurdinnen, Alevitlnnen, Frauen, 

mand kann von Frieden sprechen, Arbeiterinnen, Intellektuelle und 

solange die oligarchische und Unterdrückten, ihre Anstrengun¬ 
faschistische Unterdrückung in gen anlässlich des Weltfriedens- 

der Türkei und Kurdistan anhält. tags zu verstärken. 

Er kann nur erreicht werden, (ANF, 31.8., ISKU) 



Meldungen: 

Irakisches Parlament von Fami¬ 
lienangehörigen der verschwun¬ 
denen Soldaten besetzt 
Bei den Angriffen der Terroror¬ 
ganisation Hämischer Staat (IS) 
im Irak sind Sicherheitskräfte der 
irakischen Armee verschwunden. 
Familienangehörige dieser Solda¬ 
ten haben heute aas Parlaments- 

f ebäude in Bagdad mit einem 
itzstreik besetzt. 

Die Angehörigen der Vermissten 
wollen Informationen darüber, 
was mit ihren Angehörigen 
geschehen ist. Um ihren Forde¬ 
rungen Nachdruck zu verleihen, 
sind sie in das Gebäude gestürmt 
um Gehör bei den Parlamenta¬ 
riern zu erlangen. 

Der IS hat am 9. Juni mit ihren 
Massakern im Irak begonnen, 
am 10. Juni Mossul eingenom¬ 
men und daraufhin weitere 5 
Provinzen besetzt. Bei diesen 
Gefechten haben sich ca. 1700 
Soldaten diesen Banden ergeben 
müssen. IS hat auch einige Vide¬ 
os und Bilder veröffentlicht, auf 
denen eindeutig zu erkennen ist, 
dass viele irakische Soldaten ent¬ 
hauptet worden sind. 

Das irakische Parlament wollte 
nach ihren Aussagen diese The¬ 
matik heute behandeln, doch 
wurde aufgrund der Protestak¬ 
tion wurde die Sitzung vertagt. 

(ANF, 2.9., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
jW junge Welt 

Ter min : 

Aufruf zur Festival-Kundge¬ 
bung am 13. September in 
Düsseldorf 

Unter dem Motto „Freiheit für 
Abdullah Öcalan - Status für die 
Kurden“ führen wir als Demo¬ 
kratisches Gesellschaftszentrum 
der Kurdinnen in Deutschland 
NAV-DEM am 13. September 
2014 in Düsseldorf eine große 
Festival-Kundgebung durch. 

Der Mittlere Osten, Heimat 
Hunderttausender in Deutsch¬ 
land lebender Kurden, Armenier, 
Aramäer, Türken, Christen, 
Muslime und Aleviten gleicht 
einem Pulverfass. Ethnisch und 
konfessionell konnotierte Kriege, 
mit Genozid- Charakter, haben 
die gesamte Region erfasst. 

Folter, Vergewaltigungen, Ent¬ 
führungen und Massenhinrich¬ 
tungen Kennzeichnen den bruta¬ 
len und menschenverachtenden 
Vormarsch des Terrornetzwerkes 
„Islamischer Staat“. Die IS ist ein 
Konstrukt, das seine Wurzeln in 
der verheerenden Politik hat, die 
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Deutsche Waffen für Öl 


Die Bundesregierung will mit 
Waffen- und Ausrüstungshilfe 
einen Großverband von 4000 
kurdischen Peschmerga-Soldaten 
im Nordirak ausstatten. Strategi¬ 
sches Ziel sei es, daß die Streit¬ 
kräfte deren Territorium gegen 
die Angriffe des »Islamischen 
Staates« (IS) halten und begrenzt 
auch verlorenes Gebiet zurücker¬ 
obern können, erklärte Verteidi¬ 
gungsministerin Ursula von der 
Leyen. Sieht man sich die 
Zusammensetzung der Waffen¬ 
lieferungen an, entsteht aller¬ 
dings der Eindruck, die Bundes¬ 
regierung wolle sich vor allem die 
Gunst des über riesige Öl- und 
Gasreserven gebietenden kurdi¬ 
schen Präsidenten Masud Barsani 
erhalten, ohne andererseits des¬ 
sen Bestrebungen zur Ausrufung 
eines unabhängigen Kurdenstaa¬ 
tes durch die Lieferung von 
schweren Waffen zu befördern. 
Geliefert werden vor allem 
Handfeuerwaffen, darunter je 
8000 G3- und G36-Sturmge- 
wehre mit sechs Millionen Schuß 
Munition. Sturmgewehre in den 
Nordirak zu schicken, ist aller¬ 


dings wie Eulen nach Athen zu 
tragen. Denn wer einmal in der 
Region war, weiß, daß an solchen 
Waffen kein Mangel besteht und 
selbst viele Privathaushalte darü¬ 
ber verfügen. 8000 PI-Pistolen 
machen in der offenen Feld¬ 
schlacht gegen den IS zudem 
wenig Sinn. Dagegen besteht die 
Gefahr, daß solche Waffen zur 
Niederschlagung sozialer Proteste 
zum Einsatz kommen. Die 
Peschmerga, bei denen es sich um 
Parteitruppen der großen Regie¬ 
rungsparteien KDP und PUK 
handelt, eröffneten in den letzten 
Jahren mehrfach das Feuer auf 
Oppositionskundgebungen und 
töteten dabei Demonstranten. 
Von Relevanz im Kampf gegen 
den über eine Reihe von Beute¬ 
panzern verfügenden IS sind 
allein die 30 Abschußsysteme mit 
500 Milan-Panzerabwehrraketen, 
die die deutsche Regierung schik- 
ken will. Bei einem nicht uner¬ 
heblichen Teil dieser ab den 70er 
Jahren von der Bundeswehr 
beschafften Raketen droht nach 
Informationen der »Tagesschau« 
jedoch in absehbarer Zeit die 


Haltbarkeit auszulaufen. So löst 
die Bundeswehr ein kostspieliges 
Entsorgungsproblem und schafft 
Platz für moderne Systeme. »Wir 
gehen davon aus, daß der 
Bundeswehr alles mittelfristig 
ersetzt wird«, sagte ein Sprecher 
des Verteidigungsministeriums 
über die 70 Millionen Euro teure 
Rüstungshilfe an Erbil. 

Durch eine über die irakische 
Zentralregierung in Bagdad an 
Erbil erfolgende Lieferung in drei 
Etappen soll sichergestellt wer¬ 
den, daß keine Waffenlager ange¬ 
legt werden. Dabei Herrscht 
weniger die Befürchtung, daß 
solches Gerät - wie beim kampf¬ 
losen Rückzug der irakischen 
Armee aus Mossul oder der 
Peschmerga aus der Grenzstadt 
Rabia - in die Hände des IS gera¬ 
ten könnte. »Hinter der Auftei¬ 
lung auf mehrere Tranchen steht 
die Sorge, die Waffen könnten 
andernfalls an Kämpfer der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
weitergegeben werden«, erfuhr 
die Frankfurter Allgemeine Zei¬ 
tung aus Regierungskreisen. 

(jW, 3.9., ISKU) 


»Entschlossen gegen 
IS-Rekrutierung vorgehen« 


Cansu Özdemir ist Sprecherin für 
Integration, Inklusion und Sozia¬ 
les der Linksfraktion in der Ham- 
burgischen Bürgerschaft 

In Hamburg hat sich ein Bündnis 
türkisch-kurdischer Organisationen 
gegen die Rekrutierungen der 
Gruppe Islamischer Staat (IS) 
gebildet. — Diese hat offenbar eine 
Reihe junger Türken aus der Hanse¬ 
stadtfür ihre Kämpfe in Syrien und 
im Irak gewonnen. Was ist das Ziel 
des Bündnisses? 

Das Vorrücken des IS ist nicht 
nur im Mittleren Osten ein Pro¬ 
blem, sondern auch hier in der 
Stadt: Jugendliche werden hier in 
Sportvereinen, Schulen oder 
Moscheen angeworben. Die 
Behörden sprechen von 36 jun¬ 
gen Männern aus Hamburg, die 
nach Syrien oder in den Irak 
gereist sind, um sich an Kämpfen 
zu beteiligen. Die Familien dieser 
jungen Männer sind schockiert 
und suchen Hilfe. Das Bündnis 
will auch verdeutlichen, daß 
Jugendliche vor den Werbern der 
IS geschützt werden müssen. 

Wie wollen Sie Jugendliche davon 
abbringen, sich solchen Gruppen 
anzuschließen? 

Als erstes müssen die Ursachen 
erforscht werden. Warum schlie¬ 
ßen sich Jugendliche einer Orga¬ 
nisation an, die u. a. mit grausa¬ 
men Massakern versucht, ein 
Kalifat zu gründen? Dabei müs¬ 
sen auch gesellschaftliche Aspekte 
berücksichtigt werden, wie zum 
Beispiel Erfahrungen mit Diskri¬ 
minierung oder Perspektivlosig- 


keit. Ich werde ständig von Eltern 
kontaktiert, die Angst davor 
haben, daß ihre Söhne in den 
Dschihad ziehen, oder diese mir 
berichten, daß sie schon über die 
Türkei nach Syrien oder in den 
Irak gereist sind. Deshalb brau¬ 
chen wir auch eine Beratungsstel¬ 
le für Familien und ihre gefährde¬ 
ten Kinder. Dort sollten Kinder 
und Eltern psychologisch beraten 
und ihnen Perspektiven aufge¬ 
zeigt werden. Da IS eine grausa¬ 
me und menschenveracKtende 
Mördertruppe ist, die systema¬ 
tisch Kriegsverbrechen begeht, 
bin ich dafür, entschlossene Maß¬ 
nahmen zu ergreifen. 

Die Hintermänner, die Jugendli¬ 
che dazu anstiften, Altersgenossen 
zu rekrutieren, müssen nach Para- 
raph 109 h (Verbot des Anwer- 
ens für fremden Wehrdienst - 
jw) bestraft werden. Notwendiger 
ist jedoch, den IS in Deutschland 
endlich zu verbieten. 

Berichten zufolge kämpfen auch 
Aleviten mit dem IS. Können Sie 
erklären, warum Menschen der 
Bevölkerungsgruppe mitmachen, 
die der IS zu Feinden erklärt hat? 
Es ist eine ausführliche Studie 
notwendig, um die Ursachen zu 
erforschen. Jedoch berichten mir 
betroffene Eltern, daß die Hinter¬ 
männer dann Kontakt aufneh¬ 
men, wenn die Jugendlichen sich 
in schwierigen Phasen befinden. 
Zum Beispiel nach dem Tod eines 
Elternteils. Mittlerweile werden 
in verschiedenen gesellschaft¬ 
lichen Bereichen und Institutio¬ 
nen Rekrutierungsversuche un¬ 


ternommen. Ich glaube, dem IS 
kommt es nicht darauf an, welche 
Religion der Rekrutierte hat, son¬ 
dern ob er den Islam, wie er vom 
IS definiert und mißbraucht 
wird, annimmt und ausübt. Ich 
habe das Gefühl, daß diese Mör¬ 
dertruppe sich auch darauf kon¬ 
zentriert, alevitische oder kurdi¬ 
sche Jugendliche für sich zu 
gewinnen. 

Oft wird vergessen, dff der IS nicht 
nur jetzt im Nordirak, sondern 
schon seit zwei Jahren in Nordsy- 
rien/Rojava systematisch Kriegsver¬ 
brechen begeht. Welches Ziel ver¬ 
folgt der IS in Syrien, welche insge¬ 
samt? 

Ziel ist ein Kalifat, ein Gottes¬ 
staat. Der IS benutzt den Islam 
und versucht, seine Greueltaten 
religiös zu rechtfertigen. Das ist 
absurd. Wichtig für das Verständ¬ 
nis der Lage ist, daß der IS in 
Syrien vor allem gegen die Kur¬ 
den kämpft, um deren demokra¬ 
tische und selbstorganisierte 
Strukturen in Rojava zu zerstören 
und somit vor allem auch den 
Befreiungskampf der kurdischen 
Frauen zu verhindern. Der IS 
strebt an, Irak und Syrien nach 
seinen grausamen Vorstellungen 
zu »islamisieren«. Frauen sollen 
versklavt und komplett entrechtet 
werden, jeder, der sich nicht der 
IS-Doktrin beugt, soll vernichtet 
werden. Soweit ich aus den Bei¬ 
trägen in den sozialen Medien der 
IS-Anhänger lese, haben sie auch 
die Vorstälung, in Deutschland 
Kalifate auszurufen. 

(jW, 2.9., ISKU) 


internationale und regionale 
Kräfte in der Region zugunsten 
ihrer Interessen haben walten las¬ 
sen. Denn diese Interessen waren 
und sind es, welche die IS zu die¬ 
ser Stärke verholfen haben. (...) 
Für den Ausweg aus dem Chaos 
im Mittleren östen bedarf es 
eines Politikwechsels, der nicht 
auf ethnische und konfessionelle 
Polarisierung setzt, sondern 
Demokratie und Freiheit als 
höchste Maxime festsetzt und 
verteidigt. Diesen „dritten Weg“, 
die demokratische Autonomie, 
gehen die Völker, Kulturen und 
Religionen in Rojava, dem kur¬ 
dischen Teil Syriens. Aber auch 
die Kurden in der Türkei streben 
eine demokratisch strukturierte 
Türkei an, welche ein selbstbe¬ 
stimmtes Leben aller Ethnien 
und Religionen garantiert, ln 
diesem Zusammenhang ist die 
Erklärung des politischen Reprä¬ 
sentanten des kurdischen Volkes, 
Abdullah Öcalan, anlässlich 
Newroz 2013, welche den Weg 
des Dialogs für eine politische 
Lösung der kurdischen Frage 
geebnet hat, von historischer 
und essentieller Bedeutung. 

Wir, die Völker Anatoliens und 
Mesopotamiens, unterstützen 
diesen dritten Weg. Dies möch¬ 
ten wir auf unserer Festival- 
Kundgebung, die ein reichhalti¬ 
ges kulturpolitisches Programm 
bieten wird, nochmals bekun¬ 
den. 

ln diesem Sinne fordern wir für 
Freiheit, Frieden in Kurdistan 
und im Mittleren Osten Dialog 
statt Ausgrenzung: 

Abrüstung und politische Lösun- 

f en statt Militarisierung 
lumanitäre Hilfe und politische 
Unterstützung der demokrati¬ 
schen Strukturen, v.a. in Rojava 
Eine auf Selbstbestimmung 
basierte politische Lösung der 
kurdischen Frage und Demokra¬ 
tisierung der Türkei, des Irak, 
Iran und Syriens 
Einstellung der Kriminalisierung 
der Kurden und Streichung der 
Arbeiterpartei Kurdistan (PKK) 
aus der Liste der Terroristischen 
Organisationen sowie die Aufhe¬ 
bung des sogenannten PKK-Ver¬ 
bots 

Ort: Kaiser-Wilhelm-Ring, 

40545 Düsseldorf 

Zeit: 11.00 bis 18.00 Uhr 

NAV-DEM, Demokratisches 
Gesellschaffszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Nach IS Angriffen: Die Lage der Flücht¬ 
linge in KRG, Rojava und Nordkurdistan 


Der Flüchtlingsstrom der Ezidln- 
nen, der am 3. August mit dem 
brutalen Angriff durch den Isla¬ 
mischen Staat (IS) auf §engal/ 
Sinjar begonnen hat, dauert wei¬ 
ter an. Die Zahl der Flüchtlinge 
steigt unaufhörlich von Tag zu 
Tag. Die Flüchtlinge, mehrheit¬ 
lich kurdische Ezidlnnen, aber 
auch viele andere Volks- und 
Religionsgemeinschaften wie 
Assyrerlnnen, Kakai-Kurdlnnen 
und Turkmeninnen, haben sich 
überwiegend zu Fuß auf den Weg 
in die sicheren kurdischen Gebie¬ 
te des Irak, Syriens und der Tür¬ 
kei begeben. 

Südkurdistan/Nordirak: 

850.000 Flüchtlinge 

Die stellvertretende UN-Hoch- 
kommissarin für Menschenrech¬ 
te, Flavia Pansieri hat in einer 
Sondersitzung des UN-Men- 
schenrechtrats erklärt, dass der IS 
die Gebiete Ambar, Ninova, Sela- 
haddin und Diyala unter seine 
Kontrolle gebracht habe. Dies 
bewirkte, dass über eine Millio¬ 
nen Menschen aufgrund der 
lebensbedrohlichen Lage für sie 
geflüchtet sind. Circa 850.000 
dieser Flüchtlinge sind in Camps 
in der südkurdischen Autono¬ 
mieregion (KRG) untergekom¬ 
men. 

Nordkurdistan/Südosttürkei: 
mehr als 26.000 geflüchtete 
Ezidlnnen 

Die für die Aufnahme und Ver¬ 
sorgung eingerichtete Kommis¬ 
sion der Partei der Demokrati¬ 
schen Regionen (DBP) spricht 
von bisher über 26.000 Ezidln¬ 
nen, die die türkische Grenze 
überquert hätten (Stand: 2.9.). 
Im Camp im Zentrum von 
Sirnex/§irnak, das für die Flücht¬ 
linge aufgebaut wurde, seien 
1.500, im Lager einer Baufirma 
2.500 und in Parks und Woh¬ 
nungen der dort lebenden Bevöl¬ 
kerung 5.200 Flüchtlinge unter¬ 
gebracht und weitere 5.000 in 
Qilaban/Uludere. 

Den ezidischen Flüchtlingen, die 
nach tagelangem Märschen die 
Grenze zu Nordkurdistan/Sür- 
dosttürkei erreichten, wurde 
anfangs nicht erlaubt, die Grenze 
zu passieren, da sie keine gültigen 
Pässe vorzuweisen hatten. Nach 
tagelangem Warten wurde das 
Passieren der Grenze vom türki¬ 
schen Staat erlaubt. Die Flücht¬ 
linge wurden im Dorf Roboski, 
zugehörig zum Kreis Qileban in 
der Provinz §irnex, von der dort 
lebenden Bevölkerung empfan¬ 
gen und versorgt. Doch da der 


Strom der Flüchtlinge nicht 
abriss, sondern stetig zunahm 
wurden die Ezidlnnen zuerst im 
Zentrum von Sirnex und in ande¬ 
ren Bezirken der Provinz unterge¬ 
bracht. Als auch deren Kapazitä¬ 
ten ausgeschöpft waren, wurden 
sie nach Sert/Siirt, Elih/Batman, 
Merdin/Mardin und 

Amed/Diyarbakir gebracht. 

Gefahr von 

Infektionskrankheiten wächst 

Lokale Hilfsorganisationen aus 
der Region berichten aus den 
Flüchtlingscamps, dass das größte 
Problem die Flygiene sei. Da bei 
den wenig vorhandenen Toiletten 
und Duschen keine Hygiene 
ewährleistet werden könne, 
estehe eine hohe Gefahr an 
Infektionen zu erkranken. 
Zudem mangelt es in den Flücht¬ 
lingslagern auch an medizini¬ 
schem Material. 

Rojava/Nordsyrien: mehr 
als 700.000 Flüchtlinge 

,Aktuell sehen wir uns mit noch 
größeren Flüchtlingsströmen 
nach Rojava konfrontiert. Denn 
hunderttausende Kurden aus 
§engal, Turkmenen aus Tal Afar 
uncTSuryoye aus Karakosch mus¬ 
sten ihre Heimat im Norden des 
Irak notgedrungen verlassen. 
Auch sie waren und sind den 
Angriffen der menschenverach¬ 
tenden Organisation .Islamischer 
Staat“ ausgesetzt. Da diese Grup¬ 
pen über keine Selbstverteidi¬ 
gungseinheiten verfügen, konn¬ 
ten sie den Angreifern auch wenig 
entgegen setzen. Ihnen blieb also 
nichts anderes übrig als zu flüch¬ 
ten oder sich der Gefahr auszuset¬ 
zen, massakriert zu werden”, 
erklärte Saleh Moslem Mohamed, 
der Kovorsitzende der PYD, in 
seinem Offenem Brief anlässlich 
des Weltfriedenstages am 1. Sep¬ 
tember. Neben den hunderttau¬ 
senden Flüchtlingen aufgrund des 
seit drei Jahren andauernden 
Krieges in Syrien ist Rojava nun 
mit einem neuen Flüchtlings¬ 
strom aus dem Gebiet §engal 
konfrontiert. Die Flüchtlinge von 
dort wurden in den Gebieten 
Derik, Girke Lege und Tirbespiye 
untergebracht, während in den 
Gebieten Tirbespiye und Girke 
Lege die Flüchtlinge in ezidischen 
Dörfern untergebracht werden, 
ist in Derik das für den syrischen 
Bürgerkrieg gebaute Flüchtlings¬ 
camp die UnterbringungsstelJe. 
Innerhalb von 10 Tagen nach 
dem IS Angriff aus Sengal sind 
mehr als 100.000 Ezidlnnen über 
den von der YPG und HPG gesi¬ 


cherten Korridor nach Rojava 
geflohen. 

Trotz der unaufhörlichen Angriffe 
auf die demokratischen Selbstver¬ 
waltungsstrukturen in Rojava 
und des ökonomischen Embargos 
hat Rojava seit Beginn des Kriegs 
in Syrien bis heute 700.000 
Flüchtlinge aulgenommen. Im 
Kanton FTrin/Afrin befinden sich 
ca. 500.000 Binnenflüchtlinge, 
im Kanton Kobane ca. 100.000 
und in Cizre mehr als 100.000 
Flüchtlinge, ln allen drei Kanto¬ 
nen mangelt es an wichtigen 
Medikamenten, Trinkwasser und 
Nahrungsmitteln sowie Unter¬ 
künften. 

Solidaritätsaufruf von 
DTK, HDP und DBP 

Am 2. September haben die 
Kovorsitzenden des Demokrati¬ 
schen Gesellschaftskongresses 
(DTK), die Demokratische Partei 
der Völker (HDP) und die DBP 
in Diyarbakir eine gemeinsame 
Pressekonferenz zu den Er¬ 
eignissen in §engal und Rojava 
veranstaltet. Darin wurde auf die 
Verantwortung der türkischen 
Regierung verwiesen. „Wenn die 
Regierung uns die kommunalen 
Steuern uberlassen würde, könn¬ 
ten wir der Probleme Herr wer¬ 
den. Wir rufen nochmals die [tür¬ 
kische] Regierung zum Bau von 
Flüchtlingscamps auf. Es gab das 
Versprechen der Türkei, den Bau 
von Flüchtlingscamps in Duhok 
und Zaxo zu unterstützen; doch 
es gab noch keinen einzigen 
Schritt in diese Richtung“, erklär¬ 
te der Kovorsitzende der HDP 
Selahattin Demirtaf. 

Nilüfer Kof, Kovorsitzende des 
Kurdistan Nationalkongresses 
KNK, die sich derzeit in der 
Hauptstadt der KRG Hewler 
(Erbil) befindet, ruft zur interna¬ 
tionalen Solidarität auf. ,Ange¬ 
sichts der prekären Situation der 
Bevölkerung in Südkurdis¬ 
tan/Nordirak und Rojava bedarf 
es unverzüglicher Hilfeleistung. 
Die international geleistete hu¬ 
manitäre Hilfe sollte schleunigst 
angesichts des anstehenden Win¬ 
ters und den entsprechenden 
Witterungsbedingungen ausge¬ 
weitet werden. Die Hilfeleistun¬ 
gen sind besser zu koordinieren. 
Dabei gilt es sämtliche Akteure 
miteinzubinden. Zudem muss 
der internationalen Druck gegen 
die Türkei, welche die Zufuhr von 
internationalen Hilfsgütern nach 
Rojava und Südkurdistan willkür¬ 
lich behindert, erhöht werden“, 
so die Worte von Frau Kof. 

(CA, 4.9., ISKU) 


Meldungen: 

Die Sicherheitskräfte 
der Assyrer in Rojava 
Die Revolution in Rojava/Nord¬ 
syrien hat nicht nur die Wider¬ 
standskraft der Kurdinnen 
gezeigt, sondern die Macht aller 
organisierten Volksgruppen in 
Rojava. Ende Juli wurde auf 
Wunsch des assyrischen Volkes 
Sicherheitseinheiten namens 
„Sutoro“ gebildet. Sie sorgen für 
die Sicherheit aller ethnischen 
und religiösen Volksgruppen, 
betonte Sefer Enter, Mitglied von 
Sutoro. Die Sicherheitskräfte 
werden von dem öffentlichen 
Generalkommando sowie dem 
assyrischen Militärrat koordiniert 
und fördern die Sicherheit für die 
Bevölkerung in den Städten. 

In Heseke haben sich 100 Assy¬ 
rer Sutoro angeschlossen. Außer¬ 
dem wird in den kommenden 
Tagen auch eine Fraueneinheit 
gebildet. Mit der Revolution in 
Rojava haben Assyrer ihrer eige¬ 
nen Identität entsprechend auch 
Institutionen gegründet. 

Zur Bedeutung des Wortes und 
des Emblems von Sutoro sagt 
Sefer Enter folgendes: „Der 
Begriff Suotora ist mit der 
Bedeutung Verteidigung gleich¬ 
zusetzen. Auf dem Emblem sind 
drei Sterne, die symbolisch für 
die in Rojava lebenden Völker, 
Kurden, Araber und Assyrer ste¬ 
hen. Die ausgestreckten Flügel 
des Adlers sind ein Zeichen für 
die Stärke und der Stern in der 
Mitte der Sonne steht für die 
Göttin Ishtar, die einen wichti¬ 
gen Platz in der Geschichte der 
Assyrer einnimmt.“ 

(ANF, 10.9., ISKU) 


Türkei: Haftstrafe 
für Todesschützen 
Mehr als ein Jahr nach den Gezi- 
Park-Protesten in der Türkei ist 
erstmals gegen einen Polizisten 
wegen des Todes eines Demon¬ 
stranten eine langjährige Haft¬ 
strafe verhängt worden. Ein 
Gericht in Ankara verurteilte ihn 
am vergangenen Mittwoch 
wegen Totschlags zu sieben Jah¬ 
ren, neun Monaten und zehn 
Tagen Gefängnis, wie die Nach¬ 
richtenagentur Anadolu meldete. 
Dem Polizisten war vorgeworfen 
worden, am 1. Juni 2013 in 
Ankara den 26jährigen Demon¬ 
stranten Ethem Sarisülük 
erschossen zu haben. Das 
Gericht wies die Argumentation 
der Verteidigung zurück, daß der 
Polizist bei der »gewalttätigen 
Demonstration« zur Selbstvertei¬ 
digung geschossen habe. Es 
urteilte aber, der Todesschütze sei 
provoziert worden. Sarisülüks 
Familie kritisierte das Urteil nach 




Türkei: Arbeiten an Staudamm nach PKK-Drohungen vorerst eingestellt. 
Öcalan vergleicht Talflutung mit Vertreibungen durch IS 

Baustopp im Tal 


Der Bau des umstrittenen Ilisu- 
Großstaudamms am Oberlauf 
des Tigris im kurdischen Südo¬ 
sten der Türkei ist nach Dro¬ 
hungen der Arbeiterpartei Kur¬ 
distans (PKK) vorerst eingestellt 
worden. Bereits am 23. August 
wurden die Arbeiten vorüberge¬ 
hend gestoppt, nachdem Gueril¬ 
lakämpfer Baufahrzeuge zerstört 
und vier Angestellte des Bau¬ 
unternehmens gefangengenom¬ 
men hatten. Als die Arbeiten 
zum 1. September wiederaufge¬ 
nommen werden sollten, reich¬ 
ten Hunderte am Bau beteiligte 
Arbeiter ihre Kündigung ein. 
Die Baufirma erklärte daraufhin 
die vollständige Einstellung der 
Arbeiten an der Talsperre aus 
Sicherheitsgründen. Lediglich 
Wachpersonal werde noch vor 
Ort bleiben. 

Der Damm sollte nach Planun¬ 
gen der Regierung noch in die¬ 
sem Jahr fertiggestellt werden. 
Er ist Teil des 22 Staudämme 
und 19 Wasserkraftwerke vorse¬ 
henden Südostanatolienprojek¬ 
tes (GAP). Das Tigris-Taf würde 
dann auf einer Länge von 135 
Kilometern zu einem 313 Qua¬ 
dratkilometer großen Stausee, in 
dessen Fluten rund 200 Dörfer 
sowie die kulturhistorisch ein¬ 
zigartige 10000Jahre alte Klein¬ 
stadt Hasankeyfmit ihren histo¬ 
rischen Monumenten unterge¬ 
hen würden. Während die 
Regierung von 15000 Umsied¬ 
lungen spricht, gehen Experten 
der Weltbank bereits von der 
doppelten Zahl aus. Staudamm- 
egner schätzen gar, daß bis zu 
.5000 Menschen durch die 
Überflutung ihrer Felder ihre 
Existenzgrundlage verlieren. 


Auf der anderen Tigris-Seite ist 
ein Neu-Hasankeyf aus dem 
Boden gestampft worden. Doch 
die Entschädigungszahlungen, 
die die Bewonner der alten 
Stadt erhalten, reichen nicht für 
den Kauf eines neuen Hauses. 
Seit Jahren kämpft ein breites 
Bündnis aus den von der pro¬ 
kurdischen »Partei für Frieden 
und Demokratie« (BDP) regier¬ 
ten Kommunen, Umweltschut- 
zorganisationen, der Architek¬ 
ten- und Ingenieurskammer 
sowie Künstlern wie der kurdi¬ 
schen Sängerin Aynur und dem 
türkischen Popstar Tarkan mit 
Blockaden der Baustelle, Kul¬ 
turfestivals und juristischen 
Initiativen gegen den Stau¬ 
dammbau. Anfang vergangenen 
Jahres hatte das Oberste Verwal¬ 
tungsgericht einen Baustopp für 
den Staudamm wegen Verstößen 
gegen die Umweltgesetzgebung 
verhängt, doch die islamisch¬ 
konservative Regierung in Anka¬ 
ra setzte sich darüber hinweg. 
Bei den Kommunalwahlen im 
März führte die regierende »Par¬ 
tei für Gerechtigkeit und Auf¬ 
schwung« (AKPj in Hasankeyf 
plötzlich nach einem Stromaus¬ 
fall mit acht Stimmen vor der 
BDP. Auf einem Müllhaufen 
wurden später Säcke mit für die 
BDP ausgefüllten Stimmzetteln 
gefunden. 

In der gesamten Türkei will die 
Regierung in den nächsten zehn 
Jahren 1738 Wasserkraftwerke 
bauen und dafür Flüsse auf 
10000 Kilometer Länge auf- 
stauen. Doch es geht bei den 
Staudämmen nicht nur um 
Energiegewinnung, sondern 
auch um sicherheitsstrategische 


Überlegungen. Im Grenzgebiet 
zum Irak werden Täler geflutet, 
um die Guerilla am Passieren zu 
hindern. Zudem zielen Stau¬ 
dammprojekte auf die Vertrei¬ 
bung rebellisch eingestellter 
Bevölkerungsteile wie in der 
von alevitischen Kurden 
bewohnten Bergregion Dersim 
oder entlang des Tigris-Tals. Am 
Wochenende verglich der inhaf¬ 
tierte PKK-Vorsitzende Abdul¬ 
lah Öcalan daher Vertreibungen 
und Todesfälle in Zusammen¬ 
hang mit den Dammbauten gar 
mit den Vertreibungen durch 
die dschihadistischen Banden 
des »Islamischen Staates« (IS) in 
Syrien und im Irak. »Laßt uns 
unser Land, unser Wasser und 
unsere Energie kommunalisie¬ 
ren und ein freies, demokrati¬ 
sches Leben aufbauen«, forderte 
Öcalan im Gespräch mit Abge¬ 
ordneten der Linkspartei HE)P. 
Mit dem Baustopp des llisu- 
Dammes infolge der PKK-Dro¬ 
hungen erfüllt die Türkei aller¬ 
dings zugleich eine Forderung 
des IS. Der hatte nämlich im 
August angedroht, »Istanbul zu 
befreien«, sollte die Türkei 
weiterhin mit Staudämmen an 
Euphrat und Tigris Irak und 
Syrien von der vCasserzufuhr 
abschneiden. Das endgültige 
Ende des llisu-Bauprojektes 
bedeutet die Suspendierung der 
Bauarbeiten wohl noch nicht. 
»Die größeren laufenden 
Hydroinvestitionsprojekte Ilisu, 
Boyabat und Alpaslan-2 werden 
fertiggestellt«, heißt es im Ener¬ 
gie-Kapitel des Regierungspro¬ 
gramms des neuen Ministerprä¬ 
sidenten Ahmet Davutoglu. 

(jW, 10.9., ISKU) 


Militäroperation gegen Schule, die 
kurdischen Unterricht anbietet 


Im Dorf Kerwas (Yalaza) im 
Bezirk Piran (Lice) herrscht 
große Anspannung, seit Solda¬ 
ten eine Operation begonnen 
haben, um eine Schule zu zerstö¬ 
ren, die im neuen Schuljahr kur¬ 
dischen Unterricht anbieten 
will. 

Die Schule wurde von den 
Bewohnerinnen kollektiv errich¬ 
tet, um eine Alternative zum 
Umgang des türkischen Staates 
mit der kurdischen Sprache an 
Schulen zu schaffen, ln den 
kommenden Tagen sollte die 
Schule mit dem Unterricht 
beginnen. Das Dorf Kerwas 
wird von vielen Menschen 
bewohnt; trotz der Versuche, das 
Dorf in den 1990er-Jahren zu 
entvölkern, leben hier noch etwa 
100 Familien. 

Das Gouverneursamt hat kürz¬ 
lich die Zerstörung der Schule 


angeordnet, die von der Bevöl¬ 
kerung wegen des Fehlens einer 
Bildungseinrichtung im Dorf 
errichtet wurde. 

Nach den vorliegenden Berich¬ 
ten haben sich am frühen Don¬ 
nerstag hunderte Soldaten, 
unter innen auch Spezialeinhei¬ 
ten, in einem Konvoi aus 30 
epanzerten Fahrzeugen und 
egleitet von Verwaltungs- und 
Katasterbeamten in das Dorf 
begeben. 

Als die Soldaten in das Dorf 
vorrückten, stellte sich ihnen 
die Bevölkerung als lebende 
Schutzschilde entgegen. Nach 
einer halbstündigen Ausein¬ 
andersetzung zogen sich die 
Soldaten in das Dorf Orta^ 
(Menyas) zurück und sperrten 
die Straßen zu den Dörfern 
Sise, Kerwas, Cinezur und 
Menyas sowie die Straße zwi¬ 


schen Lice und Amed für den 
Verkehr. 

Die Spannung im Dorf ist nach 
wie vor groß; etwa 200 Men¬ 
schen kampieren neben der 
Schule, um weitere Versuche der 
Zerstörung zu unterbinden. Die 
Dorfbewohnerinnen haben das 
kurdische Volk und die gewähl¬ 
ten Abgeordneten aufgefordert, 
sie in ihrem Kampf für das 
Recht auf Muttersprache zu 
unterstützen. 

Menschen, die sich dem Protest 
anschließen, weisen darauf hin, 
dass die Zerstörung der Schule 
unrechtmäßig ist und dem Geist 
des Lösungsprozesses für die 
kurdische Frage widerspricht. 
Sie betonen auch, dass ein Ende 
der Behinderungen der kurdi¬ 
schen Sprache die einzig mögli¬ 
che Lösung des Problems ist. 

(ANF, 11.9., ISKU) 


einem Bericht der Zeitung Hür- 
riyet Daily News als zu milde 
und kündigte Berufung an. 

(jW, K9„ ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

jW junge Welt 

Termine: 

Diskussionsveranstaltung 

“Dschihadistischer Terror und 
kurdischer Widerstand in 
Syrien und Irak ” 

Ulla Jelpke wird über die Situa¬ 
tion im Irak und in Ro- 
java/Nordsyrien berichten und 
auch darüber informieren, dass 
diejenigen, die bisher die Haupt¬ 
last im Kampf gegen die IS getra¬ 
gen haben (YPG und PKK) 
keine Waffenlieferungen, son¬ 
dern humanitäre Hilfe, die Öff¬ 
nung der türkischen Grenze zu 
Rojava und die Schließung dieser 
Grenze für die IS fordern. 
Außerdem soll das PKK-Verbot 
in Deutschland aufgehoben und 
die PKK von der Liste terroristi¬ 
scher Organisationen gestrichen 
werden. 

Murat Cakir wird informieren 
über die Rolle der türkischen 
Regierung beim Aufbau des IS 
und der dahinterstehenden 
Motivation. 

18.September 2014, 19:30 Uhr 
Club Voltaire, Frankfurt a.M. 
Kleine Hochstraße 5 

Diskussionsveranstaltung 

“Rojava- Ein demokratisches 
Experiment wird von ISIS 
bedroht” 

Welche Schwierigkeiten gibt es 
beim Aufbauprozess in Rojava? 
Welche Perspektive eröffnet sich 
durch die gemachten Erfahrun¬ 
gen für ganz Syrien? Wie gehen 
die Menschen in Rojava mit der 
ständigen Bedrohung durch 
reaktionäre Oppositionsgruppen 
um? Welche Rolle nehmen Frau¬ 
en in Rojava ein? Michael Knapp 
besuchte mit einer Delegation 
der Kampagne TATORT Kurdi¬ 
stan die selbstorganisierten Insti¬ 
tutionen und berichtet von den 
basisdemokratischen Entwick¬ 
lungen und den Problemen, die 
insbesondere durch das Embargo 

f egen Rojava entstehen. 

2. September 2014, 19:00 Uhr 
Pavillion Hannover 
Lister Meile 4 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Heftigste IS-Angriffe auf Kobane/Bündnis 
zwischen YPG und FSA im Kampf gegen 
IS/Waffenlieferung der Türkei an den IS 


Pressemitteilum von CivakaAzad 
- Kurdisches Zentrum fiir Öffent¬ 
lichkeitsarbeit e. V, 17.09.2014 

Die Pressestelle der Volksvertei¬ 
digungseinheiten YPG ließ am 
17.09.2014 verlautbaren, dass 
der Islamische Staat (IS) die bis¬ 
lang schwerste Angriffswelle auf 
den Kanton Kobane (Ain al- 
Arab) in Rojava gestartet hat. 
„Sowohl was die Anzahl der 
Angreifer angeht, als auch die 
Waffenausrüstung der Islami¬ 
sten übersteigt alles, womit wir 
bislang bei den Angriffen des IS 
auf den Kanton Kobane kon¬ 
frontiert waren“, heißt es unter 
anderem in der Erklärung der 
YPG. Die am Montag begonne¬ 
nen Kämpfe halten derzeit an 
fünf verschiedenen Fronten 
rund um Kobane an. 

Unterstützt wird der IS bei sei¬ 
nen Angriffen auf Kobane wohl 
auch erneut von der Türkei. 
Laut Berichten aus der Grenzre¬ 
gion vom 17.09. soll militäri¬ 
sches Rüstzeug mit einem Zug 
auf der türkischen Seite an die 
Grenze gebracht worden sein, 
von wo IS-Kämpfer diese über 
die Grenze nach Syrien trans¬ 
portiert haben sollen. Trotz 
internationalen Drucks weigert 
sich die Türkei eine aktive Stel¬ 
lung gegen den IS zu beziehen. 
Bei Angriffen des IS auf Rojava 


Nachdem der Jugenddelegation 
bereits von den Behörden der 
Kurdischen Regionalregierung im 
Nordirak eine Einreise nach 
Rojava (Nordsyrien) verweigert 
wurde, bleibt auch die Grenze 
zwischen der Türkei und Rojava 
versperrt. Das Embargo ver¬ 
schärft sich zusehends. 

Mardin/Türkei - Seit zwei 
Tagen befindet sich die Rojava- 
Jugenddelegation, die mit dem 
Ziel, die humanitäre, soziale 
und politische Lage im Nord¬ 
irak und vor allem in Rojava zu 
untersuchen, in die Region 
gereist ist, in der Türkei. In 
unmittelbarer Nähe der tür¬ 
kisch-syrischen Grenze führte 
die Delegation Gespräche über 
die Möglichkeit einer Einreise 


war bereits in der Vergangenheit 
immer wieder von türkischer 
Unterstützung für die Islamisten 
berichtet worden. 

Im Kampf gegen den Islami¬ 
schen Staat in Kobane ist auch 
das neugegründete Bündnis 
Burkan ElFirat beteiligt. Bereits 
am 10. September erklärten die 
YPG, die Frauenvereidigungs¬ 
einheiten (YPJ), mehrere zur 
Freien Syrischen Armee (FSA) 
gehörende Kampfverbände, 
sowie einige weitere bewaffnete 
Gruppen in einer gemeinsamen 
Presseerklärung^ dass sie das 
Burkan El Firat Bündnis 
gegründet haben, um gemein¬ 
sam in der Region Kobane gegen 
den Islamischen Staat vorzuge¬ 
hen. Schon in den Folgetagen 
berichtete das Bündnis, dass sie 
bei Gefechten mit dem IS meh¬ 
rere Dörfer, welche zuvor unter 
Besatzung des IS standen, befreit 
haben. 

Auf Nachfrage der türkischen 
Tageszeitung Radikal erklärte 
Polat Can, Pressesprecher der 
YPG, dass das neu geschlossene 
Bündnis dem gemeinsamen 
Kampf gegen das Assad-Regime, 
den IS und der El Kaida dient. 
Weiter erklärte Can, dass das 
primäre Ziel der Volksverteidi- 
ungseinheiten weiterhin der 
chutz der zivilen Bevölkerung 


mit der Kobürgermeisterin der 
Stadt Nusaybin, Sara Kaya, 
dem Kobürgermeister der Stadt 
Mardin und ehemals langjähri¬ 
gen Abgeordneten im türki¬ 
schen Parlament und mit dem 
Vorsitzendem des Demokrati¬ 
schem Gesellschaftskongress 
(DTK), Ahmet Türk. Sara 
Kaya, in deren Kommune wich¬ 
tige Grenzübergänge liegen, 
betont, dass nur noch aus¬ 
schließlich humanitäre Hilfslie- 
ferungen über die Grenze gelas¬ 
sen und selbst diese oft tagelang 
aufgehalten oder sogar gar nicht 
durchgelassen werden. "Es 
kommen viele Lastwagen mit 
Hilfslieferungen aus Europa 
hier an. Bis wir die Zustim¬ 
mung der staatlichen Behörden 
erhalten, vergehen oft Tage. 


in der Region ist. So wie die 
YPG bei der Rettung von über 
250.000 Ezidlnnen, Turkme¬ 
ninnen und Schiitlnnen gehol¬ 
fen hat, sei sie auch bereit, die 
ganze Bevölkerung Syriens vor 
den Angriffen des Islamischen 
Staates zu schützen. 

Im Gespräch mit der Tageszei¬ 
tung Yeni Ozgür Politika erklär¬ 
te zudem Salm Muslim, Kovor- 
sitzender der Partei der Demo¬ 
kratischen Einheit (PYD) am 
16.09., dass der Kampf gegen 
den IS nicht mehr regional son¬ 
dern global geführt werden 
muss. Muslim erklärte auch, 
dass man der Kriegserklärung 
der USA gegen den IS nicht 
ablehnend gegenüber stehe. 
„Die kurdische Bevölkerung 
führt ohnehin seit eineinhalb 
Jahren einen Kampf gegen den 
IS. Bislang haben wir praktisch 
allein diesen Kampf geführt. 
Wir verstehen die Erklärung der 
USA so, dass dies von nun an 
nicht mehr so sein wird,“ so 
Muslim. 

Für weitere Informationen und 
Rückfragen stehen wir Ihnen 
gerne per Mail info@civaka- 
azad.org oder unter der Num¬ 
mer 0049/6984772084 oder 
0049/15738485818 zur Verfü¬ 
gung. 


Manchmal werden sie gar nicht 
durchgelassen." 

Ahmet Türk unterstreicht, dass 
die Kommunalverwaltungen 
immer weniger Einfluss aurdie 
Entscheidungen des Staates 
haben: "Bisher trafen die von 
Ankara bestimmten Gouver¬ 
neure der Provinzen die Ent¬ 
scheidungen bezüglich der 
Grenzübergänge. Mittlerweile 
entscheidet das Innenministe¬ 
rium mit dem Militär." 

Damit steht für die Delegation 
fest, dass eine Einreise nach 
Rojava für sie auf offiziellem 
Wege nicht möglich sein wird. 
Die Teilnehmerin Christina 
Matt: "Nach wie vor ist das 
Embargo gegen Rojava nicht 

nur ein wirtschaftliches, son- 

- ► 


Meldungen: 

Tausende Kurdinnen und Kur¬ 
den protestieren in Nordkurdi¬ 
stan an der Grenze zu Kobane 
Ab 16 Uhr am Donnerstag 
demonstrieren Tausende Men¬ 
schen zur Grenzstadt Pirsüs 
(Suruc), um gegen die Unterstüt¬ 
zung der Terrorbande IS durch 
den türkischen Staat zu protestie¬ 
ren. 

Während die Einheiten von 
YPG/YPJ gegen die Angriffe der 
Terrororganisation IS auf den 
Kanton Kobane standhalten, 
mobilisieren Tausende den 
Schutz von Kobane an der Gren¬ 
ze in Nordkurdistan/Südosttür¬ 
kei. 

Der Kovorsitzende der DBP von 
Pirsus Ismail Kaplan wies gegen¬ 
über Sterk TV auf die zuneh¬ 
menden Angriffe des IS hin und 
erklärte, dass sie die Unterstüt¬ 
zung des IS durch den türkischen 
Staat nicht zulassen werden. Sie 
werden die Bereitstellung von 
Waffen und Munition über die 
Grenze der Türkei nach Kobane 
zu verhindern wissen. Sie werden 
an der Grenze Mahnwachen und 
Widerstandszelte errichten; er 
rief die weitere Bevölkerung dazu 
auf, sich gegen die menschenver¬ 
achtenden IS-Banden zu positio¬ 
nieren. „Die Bevölkerung Roja- 
vas ist nicht allein. Ich fordere 
alle diejenigen, die sich selbst als 
patriotisch, revolutionär, demo¬ 
kratisch oder einfach nur ein 
Mensch bezeichnen auf, alle kön¬ 
nen sofort an unseren Aktionen 
teilnehmen“, so Kaplan. 

ANHÄ, 18.9., ISKU 


Türkisches Militär schießt auf 
zwei Dorfbewohner in Rojava 
Erneut haben Mitglieder des 
türkischen Militärs das Feuer 
auf Zivilisten aus Rojava eröff¬ 
net. Dieses Mal schossen türki¬ 
sche Soldaten, die an der Gren¬ 
ze zum Kanton Afrin patrouil¬ 
lierten, auf zwei Viehzüchter 
aus Rojava und verletzten sie. 
Zum dem Vorfall ist es in der 
Nacht vom 15. auf den 16. Sep¬ 
tember gegen 23.30 Uhr Orts¬ 
zeit gekommen. Als der 23-jäh¬ 
rige Celal M. und der 25-jähri¬ 
ge Haydar O. von der Weide 
zurückkehrten, wurde auf sie 
von jenseits der Grenze ohne 
Vorwarnung das Feuer eröffnet. 
Beide wurden an ihren Beinen 
von Kugeln getroffen. O. 
berichtet, dass sie sich noch 
nicht einmal in Richtung der 
Grenze bewegt hätten una den¬ 
noch auf sie geschossen worden 
sei. 

Allein in den letzten zehn Tagen 
haben türkische Soldaten in 
dem Gebiet Afrin auf sieben 


Embargo gegen Rojava: Einreise unmöglich! 




Unterrichtsbeginn in kurdischen Schulen 


Die kurdischen Grundschulen 
Dayika Uveyf und Berivan in 
Gever (Yüksekova) und Cizir 
(Cizre) haben nach der Entfer¬ 
nung der Siegel an den Türen 
mit dem Unterricht begonnen, 
ln Gever wurden die Versiege¬ 
lungen an den Türen der Dayika 
Uveys Grundschule entfernt 
und mit der Bildung in der 
Muttersprache begonnen. Am 
frühen Morgen kamen die Schü¬ 
ler zusammen mit ihren Eltern 
zur Schule. Nach dem Erhalt 
ihrer Schuluniformen gingen die 
Schüler in ihre Klassenzimmer. 
Ebenso begann der Unterricht 
an der Berivan Grundschule in 
Cizir, nachdem die Versiegelun¬ 
gen der Türen gebrochen wor¬ 
den sind. Nach dem Verteilen 


von Schulmaterialien begann 
der Unterricht mit den Worten 
„Rojbaf mamoste" (Guten Tag 
Lehrer). 

Währen die Siegel der Schulen 
für selbstorganisierten mutter¬ 
sprachlichen Unterricht entfernt 
wurden, setzten Jugendliche der 
Jugendorganisation YDG-EI vier 
staatliche Schulen in Brand. Mit 
Beginn des neuen Schuljahrs 
wurden in mehreren Orten in 
Nordkurdistan/Südosttürkei 
selbstverwaltete Schulen für Bil¬ 
dung in der Muttersprache 
errichtet, die von staatlicher 
Seite jedoch versiegelt und nicht 
für den Unterricht freigegeben 
worden sind. 


Auseinandersetzungen in Amed 
Auch in Amed (Diyarbakir) 
gehen die Auseinandersetzung 
um muttersprachlichen Unter¬ 
richt weiter. Zum dritten Mal 
wurde die Bildungseinrichtung 
nach einer Entscheidung des 
Gouverneursamt von türkischen 
Sicherheitskräften versiegelt. 
Die Siegel wurden immer wieder 
von der Bevölkerung entfernt 
und ein Schutz der Schule orga¬ 
nisiert. Bei einem Angriff der 
„Sicherheitskräfte“ wurden am 
Mittwoch 91 Personen festge¬ 
nommen, darunter auch vier 
Jugendliche. Sie werden in der 
Anti-Terror-Abteilung in Amed 
festgehalten. Acht wurden Per¬ 
sonen bisher freigelassen. 

ANF, 17.118.9., ISKU 


Massaker des „Islamischen Staates“ an 
Zivilbevölkerung von Til Hemis 


Bei Operationen der Volksver¬ 
teidigungseinheiten (YPG) im 
Kanton Gizire gegen den Islami¬ 
schen Staates IS, kommt es seit 
dem 13. September zu schweren 
Gefechten zwischen beiden Sei¬ 
ten. Laut Angaben der YPG 
mussten sich IS-Kämpfer, nach¬ 
dem sie schwere Verluste erlitten 
haben, aus Til Maruf und Ebu- 
gayf in der Nähe von Til Hemis 
zurückziehen. Bei ihrem Rück¬ 
zug sollen die Mitglieder des IS 
die Zivilbevölkerung als lebende 
Schutzschilde benutzt und dieje¬ 
nigen, die sich dagegen wehrten, 
kaltblütig ermordet haben. 
Rund 50 Zivilisten sollen hier¬ 
bei ums Leben gekommen sein. 
Außerdem erreichte die Nach¬ 
richtenagentur ANHA die Mel¬ 
dung, dass IS-Mitglieder die 
Dörfer, die sie verlassen mus¬ 
sten, zum Teil niedergebrannt 
haben sollen. 


Die Demokratische Verwaltung 
des Kantons Cizire verurteilte 
am 15.09. das Massaker mit 
scharfen Worten und forderte 
die internationale Öffentlichkeit 
dazu auf, gegenüber diesen 
Gräueltaten des IS nicht zu 
schweigen, ln der schriftlichen 
Erklärung der Verwaltung heißt 
es unter anderem: „Sie haben bei 
dem Massaker 50 zivile Bürger 
brutal ermordet. Die Banden 
des IS benutzten Zivilisten, die 
sich weigerten in ihren Reihen 
zu kämpfen, als zivile Schutz¬ 
schilde im Gefechtsgebiet. 
Außerdem wurden mehr als 60 
Häuser von Menschen, denen 
die Flucht vor dem IS gelang, in 
Brand gesteckt. Ein Teil der 
Menschen, die zu fliehen ver¬ 
suchten, wurden von den Mit¬ 
gliedern des IS gefasst. Uber die 
aktuelle Lage dieser Menschen 
ist derzeit nichts bekannt." 


Nach den schweren Verlusten 
für den IS in Til Hemis nahmen 
sie die Wohngebiete der Stadt 
Qamislo unter Raketenbeschuss. 
Am Nachmittag des 14.09. 
kamen dabei fünf Menschen, 
darunter drei Kinder, ums 
Leben. Die Dschihadisten feuer¬ 
ten wahllos Raketen ab, von 
denen einige auch jenseits der 
türkischen Grenze in Nisebin 
(Nusaybin) einschlugen. 

Auch in Sere Kaniye kommt es 
seit dem 13.09. erneut zu Aus¬ 
einandersetzungen zwischen 
dem IS und Einheiten der YPG. 
Laut Angaben der YPG konnten 
bei zwei Angriffen auf Stellun¬ 
gen des IS den Dschihadisten 
schwere Verluste zugefügt wer¬ 
den. Auch ein Munitionslager 
des IS konnte vernichtet wer¬ 
den. 

ANF 15.9., ISKU 


Embargo gegen Rojava: Einreise unmöglich! 


dern vor allem ein politisches. 
Erschreckend ist, dass es mitt¬ 
lerweile ein humanitäres gewor¬ 
den ist und scheinbar noch wei¬ 
ter verschärft wird." 

Vor allem in Anbetracht der 
zahlreichen Flüchtlinge, die seit 
Mitte August nicht nur den 
Nordirak sondern auch Rojava 
und die Türkei erreichen, ist das 
Aufrechterhalten des Embargos 
durch die Türkei und die Kur- 
dische Regionalregierung im 
Nordirak eine Sabotage jeg¬ 
licher ernst gemeinter humani¬ 
tärer Arbeiten in der Region. 

Vor ihrem Versuchen über die 
Türkei nach Rojava einzureisen, 
war der Jugenddelegation die 
Einreise vom Nordirak aus über 
den Grenzübergang Semalka 
durch die Behörden der Kurdi¬ 
schen Regionalregierung ver¬ 


weigert worden (siehe dazu 
auch PM vom 14.09.14). ln der 
südkurdischen Region Duhok 
konnte noch das Flüchtlings¬ 
camp Bajed Kandala in der 
Nähe der Stadt Semalka 
besucht werden. Dort leben 
momentan etwa 16.000 Flücht¬ 
linge aus den Regionen §engal 
und Mosul, die auf eine Verän¬ 
derung der Lage in ihrer Hei¬ 
mat hoffen. 

Die Delegation hat sich ent¬ 
schlossen, Dis zu ihrer Rückreise 
die Auswirkungen des syrischen 
Konflikts auf die Grenzregion 
in Nordkurdistan/Türkei zu 
untersuchen. Vor allem die 
humanitäre und soziale Lage 
steht dabei im Vordergrund. 
Dazu Christina Matt: 'Auch 
wenn wir nicht nach Rojava 
einreisen konnten, werden wir 
alles uns mögliche versuchen, 


um aufzuzeigen, dass dieses 
Embargo ein schwerer politi¬ 
scher Fehler ist und nicht nur 
eine humanitäre Katastrophe 
verschärft, sondern auch her- 
vorruft." 

Für Rückfragen und Interviews 
stehen wir gerne zur Verfügung. 
Sie erreichen uns unter: 
004915147424753 und rojava- 
delegation@riseup.net 

Zur Teilnahme an dieser Dele- 
ation hatte der Verband der 
tudierenden aus Kurdistan 
(YXK) alle interessierten 
Jugendliche und Studierende 
aurgerufen, die ihre eigenen 
Erfahrungen in Rojava machen 
und solidarisch zum Aufbau der 
Demokratischen Autonomie 
beitragen wollten. 

YXKe.V., 17.9. 


Menschen aus Rojava das Feuer 
eröffnet. Eine Person kam dabei 
ums Leben. 

ANF 17.9., ISKU 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 

YXK Verband der Studie 
renden aus Kurdistan 

Termine: 

TATORT-Kurdistan-Hamburg: 
Wer steckt hinter ISIS/IS? - 
Akteur oder Instrument? 

Tägliche Berichte über die 
Gräueltaten im Irak und in 
Syrien dienen zur medialen 
Mobilisierung für deutsche 
Rüstungsexporte. Die Region 
wird mit Kriegen überzogen, 
unterschiedliche Bevölkerungs¬ 
und Religionsgruppen gegen¬ 
einander aufgebracht. T)ie 
Lösung für die geschaffenen 
Konflikte sollen Waffenliefe¬ 
rungen an die je nach Konjunk¬ 
turlage genehmen verschiede¬ 
nen Bevölkerungsgruppen sein. 
Es sprechen die alt bekannten 
Gesichter von BRD, EU und 
NATO und ihre Verbündeten. 
Die Initiativen der Bevölkerung 
zur autonomen Organisierung 
und Selbstverteidigung werden 
hingegen verschwiegen, mit 
Embargos belegt oder sogar - 
wie im Fall der PKK — krimina¬ 
lisiert. Das weckt Fragen: Wer 
steht hinter dem IS? Woher 
bezieht er seine Mittel, die Waf¬ 
fen, die Kämpfer? Die große 
Offensive der letzten Monate 
bedarf einer langen Vorberei¬ 
tung, ausgearbeiteter Logistik 
und Infrastruktur. Welche Ideo¬ 
logie steht hinter den Massa¬ 
kern und Sprüchen wie “Wir 
sind gekommen, um zu 
schlachten”? Welche Rolle spielt 
der “Kalif” Abu Bakr Al Bagda- 
di. Warum ist der IS in der 
BRD noch nicht verboten, die 
Organisation noch nicht auf 
der EU-Terrorliste, seine Kon¬ 
taktmänner noch nicht mit 
Embargos belegt oder verhaftet? 
Diese und weitere Fragen versu¬ 
chen wir zu beleuchten bei 
unserer Veranstaltung mit Dr. 
Nick Brauns, Journalist und 
Historiker. 

Hamburg: Cenro Sociale 
25.9. um 19:30 Uhr 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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KCK: Pläne zur Bildung einer Pufferzone 
kommen Unterstützung des IS gleich 


In einer schriftlichen Erklärung 
äußerte sich die Gemeinschaft 
der Gesellschaften Kurdistans 
KCK zur aktuellen Situation in 
Kobane und zu den Plänen der 
Türkei, eine Pufferzone im 
Grenzgebiet zu Syrien errichten 
zu wollen. Im Folgenden möch¬ 
ten wir eine leicht gekürzte Fas¬ 
sung der Erklärung mit Ihnen 
teilen: 

„Die Bevölkerung von Kobane, 
die YPG- und YPJ-Kräfte leisten 
nun seit neun Tagen einen groß¬ 
artigen Widerstand gegen den IS- 
Faschismus. Während die IS 
große Verluste in ihren Reihen zu 
verzeichnen hat, haben die Kräfte 
der YPG und YPT ihre Verteidi¬ 
gungsposition verlassen und sind 
zum Angriff übergegangen. Die 
gegenwärtige Lage in Kohane hat 
nichts mit dem Bild zu tun, wel¬ 
ches die AKP-nahen Medien und 
die Medien der arabischen IS- 
Sympathisanten vermitteln. 
Unsere Bevölkerung leistet einen 
aufopferungsvollen Widerstand. 
Kobane ist heute zu einem Stalin¬ 
grad geworden. So wie im 


2.Weltkrieg der Widerstand von 
Stalingrad eine entscheidende 
Rolle im Kampf gegen den 
Faschismus gespielt hat, so wird 
auch der Widerstand von Ko¬ 
bane entscheidenden Einfluss auf 
die weitere Entwicklung der 
aktuellen Kriegssituation haben. 
Weder der IS, noch der türkische 
Staat und die anderen Kräfte, die 
hinter ihm stehen, werden ihr 
Ziel erreichen können. [...] 

Die Bevölkerung von Kobane 
muss zurückkehren 

Es ist ein richtiger Schritt der 
Verwaltung des Kantons Kobane, 
alte und junge Menschen vor¬ 
übergehend aus den umkämpf¬ 
ten Dörfern in sicherere Gebiete 
zu evakuieren. Aber die Men¬ 
schen, die zu ihren Bekannten 
nach Nordkurdistan geflohen 
sind, sollten sobald wie möglich 
nach Kobane zurückkehren. 
Denn insbesondere der türkische 
Staat verfolgt eine Politik der 
Entvölkerung der Region. Die 
Entvölkerungspolitik der Türkei 
ist genauso gefährlich wie die 


Massaker, die in der Region ver¬ 
übt werden. Das muss der Bevöl¬ 
kerung bewusst sein. 

Pufferzone würde Angriffe der 
Banden komplementieren 

Die Pläne des türkischen Staates, 
eine Pufferzone im Grenzgebiet 
zu errichten, kommt einer Unter¬ 
stützung und Komplementie¬ 
rung der Angriffe des IS gleich. 
Wir rufen aus diesem Grund die 
Bevölkerung von Nordkurdistan 
und von Rojava dazu auf, mit 
allen Mitteln gegen diese Pläne, 
die blanker Ausdruck einer 
Feindschaft zu Rojava sind, zu 
leisten. [...]“ 

Rückweg nach Kobane versperrt 
- Tausende an der Grenze zu 
Kobane an Einreise gehindert 

Tausenden Menschen, die auf¬ 
grund von Attacken des Islami¬ 
schen Staates (IS) Kobane in 
Richtung Pirsüs (Suruf) Nord- 
kurdistan/Südosttürkei verlassen 
hatten, wird nun untersagt, die 
Grenze zurück nach Kobane zu 
passieren. _^ 


Jugendlicher aus Deutschland aus den 
Fängen des IS befreit 


Bei dem Versuch, der Organisa¬ 
tion Islamischer Staat (IS) Deizu- 
treten, wurde Selcuk Ä. vor vier 
Monaten von öffentlichen Sicher¬ 
heitskräften an der Grenze des 
Kantons Efrin festenommen. Der 
Jugendliche wollte über die Stadt 
Reyhanli nach Atme, um schließ¬ 
lich nach Rojava zu gelangen. 
Nach der Festnahme wurden 
seine Eltern, die in Deutschland 
leben, benachrichtigt. 

Hasan Bayram, mnenminister 
des Kantons Efrin, und Sekur 
Tevfik, Mitglied des öffentlichen 
Sicherheitsrates, haben Selcuk A. 
seinem Vater, Kenan A. überge¬ 
ben. Der aus Deutschland einge¬ 
reiste Vater hat sich bei der Regie¬ 
rung des Kantons und von Roja¬ 
va für die Rettung seines Sohnes 
vor dem IS bedankt. Bei seiner 
Dankensrede betonte der Vater, 
dass sein Sohn in den Moscheen 
unter dem Vorwand des Kampfes 
für den Jihad getäuscht und nach 
Rojava geschickt wurde. „In 
Deutschland werden die 
Moscheen überwiegend von Kur¬ 
den, Arabern und Türken 
besucht. Ich selbst war in diesen 
Moscheen. Auch in Deutschland 
werden die Jugendlichen unter 
dem Vorwand des Jihads organi¬ 


siert und zur Teilnahme beim IS 
überredet. In den Moscheen wer¬ 
den sie vor allem von deutschen 
Muslimen einer Gehirnwäsche 
unterzogen, die auf Deutsch pre¬ 
digen. Vor allem die deutschen 
Muslime sind sehr gut ausgebil¬ 
det. Sie konzentrieren sich vor 
allem auf Jugendliche aus musli¬ 
mischen Ländern und sind in 
Wuppertal sehr stark organisiert. 
Diese überzeugen die Jugend¬ 
lichen, sich auf den 'Weg Gottes' 
zu begeben. Alle diese Moscheen 
werden von Saudi-Arabien unter¬ 
stützt, wobei die Mitglieder in 
Arabien ausgebildet wurden. In 
den Moscheen, auf den Straßen, 
überall wird der Koran verteilt. 
Mein Sohn ist ebenfalls in die 
Falle der IS-Unterstützer gegan¬ 
gen. Er hat mich einen Tag nach 
der Festnahme hier angerufen. 
Ihm war nicht bewusst, dass im 
Namen des Islam Menschen getö¬ 
tet werden. Er wollte, dass ich ihn 
abhole.'' 

Der Vater betonte schließlich, 
dass dieses Ereignis die Realität 
vieler Jugendlichen aus Europa 
darsteife. Es sei kein Einzelfall, 
daher sollten die Eltern ganz 
besonders auf ihre Kinder Acht 
geben. 


Auch Innenminister Hasan Bay¬ 
ram hat sich zu dem Vorfall geäu¬ 
ßert. Er sagte, es sei wichtig, die 
Jugendlichen aus der Falle der IS- 
Banden zu befreien. ,Allen gefas¬ 
sten IS-Mitglieder kommen wir 
mit einer menschlichen und 
moralischen Haltung entgegen, 
um sie ihren Familien zu überge¬ 
ben. Wichtig ist auch, dass sie 
auch von der Gesellschaft ange¬ 
nommen werden. Wir erzählen 
ihnen, wer wir sind, wofür wir 
Widerstand leisten. Sie sollen ein- 
sehen, dass Menschenleben wert¬ 
voll sind und keiner das Recht 
hat, einen anderen umzubringen. 
Nach den Festnahmen erleben 
die IS-Mitglieder/Jugendlichen 
meist den ersten Schock, da sie 
die Gräueltaten des IS realisieren. 
Sie wollen letztendlich zu ihren 
Familien zurück. Wir versuchen 
dann Kontakt zu den Familien 
aulzunehmen um sie zurückzu¬ 
bringen. Heute ist für uns auch 
einerreudiger Tag, denn uns ist es 
gelungen, den SoT n einer Familie 
aus Deutschland aus dieser Falle 
zu retten. Wir übergeben den 
Jugendlichen seinem Vater und 
hoffen, dass auch andere Eltern 
ihre Kinder nicht aufgeben“, so 
Bayram. (ANF, 22.9. ISKU) 


Meldungen: 

Rechtsanwalt Mazlum 
Dine besucht Abdullah 
Öcalan auf Imrali 

Am Montag hat der Rechtsan¬ 
walt Mazlum Ding seinen Man¬ 
danten Abdullah Öcalan auf der 
Gefängnisinsel Imrali besuchen 
können. Bei seiner Rückkehr hat 
er in einer kurzen Erklärung 
wichtige Details seines Gesprächs 
mit Öcalan wiedergegeben. 

Dine erklärte: „Herr Öcalan 
sagte, dass er für jegliche Schritte 
zur Lösung der kurdischen Frage 
bereit sei, doch die Regierung 
und der Staat immer noch nicht 
die Phase der Verhandlungen 
begonnen haben. Zur Freilas¬ 
sung der türkischen Geiseln und 
den Verhandlungen zwischen 
Regierung und IS sagte Öcalan: 
Der Staat hat der Öffentlichkeit 
zur Freilassung der Mossul-Gei- 
seln offen erklärt, dass Verhand¬ 
lungen geführt wurden; doch bei 
einem so tiefliegendem Problem 
wie der kurdischen Frage steht sie 
im Punkt Lösung immer noch 
nicht auf Seite einer Verhand¬ 
lungsphase.'' 

Öcalan hat zudem seinen Aufruf 
an die kurdische Gesellschaft zur 
Mobilmachung gegen den Krieg 
des IS erneuert: „... unsere 
Gesellschaft muss gegen die 
Angriffe des IS, gegen den sehr 
intensiv geführten Krieg, ihr 
Leben organisieren. (..) Nicht 
nur die Bevölkerung von Rojava, 
sondern auch im Norden und die 
in allem anderen Teilen, muss die 
Bevölkerung dementsprechend 
ihr System aufbauen. Ich rufe die 
gesamte kurdische Gesellschaft 
dazu auf, gegen diesen Krieg in 
den Widerstand zu treten." 

(ANF, 22.9., ISKU) 

YPG nimmt drei IS-Kämpfer 
an türkischer Grenze fest 
Drei Mitglieder des Islamischen 
Staat IS, die versuchten, die 
Grenze zwischen der Türkei und 
Kobane zu überqueren, wurden 
von Einheiten der YPG festge¬ 
nommen. Zwei von ihnen waren 
belgische Staatsangehörige, einer 
Franzose. Die Nachrichtenagen¬ 
tur ANHA aus Rojava erklärte, 
dass zwei der Festgenommenen 
Geschwister und und eine belgi¬ 
sche Staatsbürgerschaften inne 
haben. Der andere hätte eine 
französische Staatsbürgerschaft. 
Die Drei versuchten über die tür¬ 
kische Grenze zu den IS-Truppen 
in Syrien zu gelangen und kamen 
in von YPG kontrolliertes 
Gebiet. Die Namen der Festge¬ 
nommenen liegen der Redaktion 
vor. Die YPG erklärte, dass die 
drei in Befragung genommen 
wurden und diese weiter andaue¬ 
re. (ANF, 20.9., ISKU) 




7. Zwischensitzung des KONGRA GEL 


Der KONGRAL GEL hat zwi¬ 
schen dem 15.und 18. Septem¬ 
ber 2014 seine 7. Zwischensit¬ 
zung in den Meder-Verteidi- 
ungsgebieten abgehalten. Zu 
ieser alljährlich stattfindenden 
außerordentlichen Sitzung sind 
60 Vertreterinnen aus den vier 
Teilen Kurdistans und dem Aus¬ 
land gekommen. Die Sitzungs¬ 
leitung hat dazu eine schriftliche 
Erklärung verfasst, ln dieser 
heißt es, dass die Feststellung 

f etroffen wurde, das der Demo- 
ratische Konföderalismus, das 
Lösungsmodell für alle in Kurdi¬ 
stan und in der Region lebende 
Kulturen sei. Im Folgenden eini¬ 
ge Auszüge aus der Erklärung: 
„Fleute spielt im Mittleren 
Osten die rückständige faschisti¬ 
sche Terrororganisation IS, die 
sich aus der kapitalistischen 


Moderne nährt, die Rolle des 
Trojanischen Pferdes in der isla¬ 
mischen Welt. Der IS, der mit 
Unterstützung der regionalen 
und internationalen Hegemoni- 
almächte die menschlichen 
Werte Kurdistans und des Mitt¬ 
leren Ostens angreift, fuhrt eine 
große Provokation aus. Gegen 
diese dunklen Spiele und Mäch¬ 
te gibt es in Kurdistan einen 
historischen Widerstand. Unter 
diesen Bedienungen des Geno¬ 
zids und dem würdigen Wider¬ 
stand dagegen unsere Sitzung 
abzuhalten, spiegelt unsere Ent¬ 
schlossenheit für den Kampf 
wieder. (...) 

Heute wird im Mittleren Osten 
in einem krisenhaften und chao¬ 
tischen Zustand ein erbitterter 
Kampf zwischen den Kräften der 
kapitalistischen Moderne und 


denen der Demokratischen 
Moderne geführt, ln diesen 
Kampf werden die Völker die 
Gewinner sein, die sich das Para¬ 
digma der Demokratischen 
Nation aneignen. Unsere Sitzung 
hat die Revolution in Rojava als 
dessen klares Beispiel bewertet. 
Der Demokratische Konfödera¬ 
lismus ist das Lösungsmodell für 
die in Kurdistan und der Region 
lebenden Kulturen. Die 
Geschwisterlichkeit der Völker, 
die freie Zukunft und die Demo¬ 
kratie werden in dieser Freiheits¬ 
philosophie ihre Praxis finden. 
Aus diesem Grund ist die Revo¬ 
lution in Kurdistan eine Revolu¬ 
tion aller Völker des Mittleren 
Ostens. Diese Revolution wird 
positive Auswirkungen auf die 
Welt haben.“ (...) 

(ANF, 22.9., ISKU) 


KCK: Pläne zur Bildung einer... 


Diese Menschen dürfen angeb¬ 
lich auferund von Nachrichten 
der AKP-Regierung, Kobane sei 
evakuiert, nicht zurückkehren. 
Sie werden an der Grenze bei 
Mürjitpinar von türkischen Mili¬ 
täreinheiten festgehalten. Nach 
ihren Angaben soll nach Wün¬ 
schen der türkischen Regierung 
Kobane menschenleer gemacht 
werden, aber sie werden Wege 
finden, zurück nach Hause zu 
gelangen. 

Dreitausend Menschen, die am 
Mittwoch am Grenzübergang 
von Mürfitpinar festgehalten 
worden sind, überquerten die 
Grenze trotz aller Versuche sie 
daran zu hindern. Etwa zweitau¬ 
send andere warten weiterhin in 
Pirsüs und den umliegenden 
Dörfern. Der 62-jährige üeyyar 
A., der nach eigenen Angaben 
vor vier Tagen angekommen ist, 
sagt, er habe die Scheinheiligkeit 
der türkischen Politik gesehen: 
„ln der Tat haben wir unser Hei¬ 
matland verlassen, weil eine 
Atmosphäre der Panik geschaffen 
worden war. Nachdem wir die 
Grenze überquert hatten, emp¬ 
fingen uns türkische Minister mit 
offenen Armen und zeigten ihr 
unschuldiges Gesicht. Jetzt, da 
wir versuchen nach Kobane 
zurückzukehren, greifen sie uns 
mit Schlagstöcken an.“ 

Huseyin M., der mit seiner Fami¬ 
lie nach Pirsüs kam, nachdem IS- 
Banden das Dorf Qeremox ange- 

f riffen hatten, sagte, dass die 
Fenschen zurückkehren wollen: 
„Ich habe meine Familie hier 
gelassen, aber ich will nach Kob¬ 
ane gehen, um es zu beschützen. 
Der türkische Staat hält uns hier 
fest. Wir haben die Alten, die 
Kranken und die Kinder hierher 
gebracht, aber jetzt wollen wir 
unser Heimatland verteidigen. 
Der türkische Staat will nicht, 
dass wir gehen. Uns ist bewusst, 
dass sie Kobane menschenleer 
wollen. Diejenigen, die bei unse¬ 
rer Ankunft gelächelt haben, grei¬ 
fen uns nun an, weil wir zurück 
wollen.“ 


Tausende von IS-Kämpfern 
wurden unter den Augen der 
türkischen Armee über die 
Grenze gebracht 

Die offene Unterstützung des 
türkischen Staates für den IS, die 
Kobane angreifen, wurde noch 
einmal durch die Beobachtungen 
von Dorfbewohnern bestätigt. 
Die Dorfbewohner erklärten, 
dass in der Nacht des 15. Sep¬ 
tembers tausende Mitglieder cfes 
IS mit zahlreichen Bussen an die 
Grenze gebracht und unter der 
Aufsicht türkischer Soldaten 
nach Rojava weitergebracht wor¬ 
den sind. 

Nach den Angriffen des IS 
waren Ahmed H. und Feredun 
Q. in Pirsüs (Surui^) angekom¬ 
men, sie wurden einen Tag vor 
den Anschlägen am 15.Septem¬ 
ber Zeuge davon, wie spät in der 
Nacht an der türkischen Grenze 
die türkischen Soldaten Waffen 
geliefert und logistische und per¬ 
sonelle Hilfe gdeistet haben. 
Einen Tag vor den schweren 
Angriffen des IS wurde in den 
östlich von Kobane liegenden 
Dörfern Dinayike und Yapsedie 
die Unterstützung der Türkei für 
die Terrororganisation durch die 
Geschehnisse an der Grenzlinie 
erneut bestätigt. 

Aufgrund der Anschläge mus¬ 
sten die Dorfbewohner ihr Dorf 
verlassen und nach Pirsüs flie¬ 
hen. Ahmet H. aus dem Dorf 
Yapse und Ferdedun Q. aus 
Dinayike berichteten weiterhin, 
wie in der Nacht auf den 15. 
September an der Grenze zur 
Türkei aus Zügen und Autos 
Waffen und logistische Unter¬ 
stützung nach Kobane geliefert 
wurden. 

Das Dorf Yapse befindet sich in 
der Nähe von Ak^akale schildert 
Ahmed H.. ln der Nacht auf den 
15. September wurde er Zeuge 
des folgenden Vorfalls: „Spät in 
der Nacht kamen zahlreiche 
Busse zu einem Punkt bei den 
Drahtzäunen an der Grenze von 
Ak^akale. Aus den Bussen stie¬ 
gen ca. 3000 Personen, die einen 


vollen Bart hatten, über den 
Grenzzaun.“ 

Diese Personen wurden von den 
türkischen Soldaten über die 
Grenze geleitet, behauptet 
Ahmed H., der dies alles beob¬ 
achten konnte. 

Von der gleichen Nacht berichtet 
Ferudun Q. aus Dinayike, wie 
sechs Autos von der türkischen 
Grenze aus zu einem arabischen 
Dorf, das ganz in der Nähe liegt, 
gefahren sind. Er konnte beoD- 
achten, wie aus diesen Autos zivil 
gekleidete Personen ausstiegen 
und über die Grenze gegangen 
sind. 

Eine Stunde später wurden bei 
denselben Dörfern von der Bag¬ 
dadbahn-Linie aus Waffen und 
logistisches Material übergeben. 
Ferudun Q. ist der festen Annah¬ 
me, dass diese Personen, die in 
der Nacht durch ihre Dörfer 
transportiert worden sind, 
Anhänger der IS sind. „Diese 
Banden bringen unter der Kon¬ 
trolle der türkischen Armee Waf¬ 
fen und Personen über die Gren¬ 
ze. Wir wurden mehrmals Zeuge 
davon und in der Nacht vor den 
schweren Angriffen haben wir 
selbst diese Situation erlebt", 
fugte er hinzu. 

Türkische Armee liefert 
erneut Waffen an den IS 

Bei dem Angriff des Islamischen 
Staates (IS) auf den Kanton Kob¬ 
ane in Rojava/Norsyren erhalten 
die Islamisten erneut Waffen¬ 
unterstützung aus der Türkei. 
Laut Augenzeugenberichten 
haben am Morgen des 20. Sep¬ 
tember türkische Soldaten dem IS 
mit fünf Militärfahrzeugen Waf¬ 
fen und Rüstungen geliefert. Die 
Übergabe soll zwischen den Dör¬ 
fern Qeremox und Eny El-Bat im 
Osten von Kobane stattgefunden 
haben. Dieselben Augenzeugen 
sprechen davon, dass sich unter 
den Waffenlieferungen unter 
anderem Mörsergranaten und 
schwere Maschinengewehre 
befunden haben sollen. 

(ANF, 20.-24.9., ISKU) 


Von Istanbul nach Kobane, um 
am Widerstand teilzunehmen 
Eine Gruppe von 50 Personen ist 
am 24.9. von Istanbul aus aufge¬ 
brochen, um der Bevölkerung 
von Kobane im Kampf gegen 
den IS zu unterstützen. Die 
Gruppe wurde in Istanbul Kadi- 
köy von großen Menschenmen¬ 
ge verabschiedet, unter der sich 
auch die HDP-Kovorsitzende 
Figen Yüksekdag befand. 
Yüksekdag hielt vor der Abfahrt 
der Aktivisten eine Rede, in der 
sie die Bedeutung des Wider¬ 
standes hervorhob. „Wir sind 
heute für eine Gruppe von Men¬ 
schen zusammengekommen, die 
sich auf eine Reise macht. Die 
Gruppe macht sich auf die Reise, 
um für die Freiheit und die 
Werte der Menschlichkeit Wi¬ 
derstand zu leisten“, so 
Yüksekdag. (Ra, 24.9., ISKU) 

Tausend Jugendliche schließen 
sich dem Widerstandskampf in 
Kobane an 

Nachdem kurdische Jugendliche 
aus Kobane ihre Familien über 
die Grenze in die Türkei nach 
Suruf, eine Stadt im Südwesten 
der Provinz §anliurfa, gebracht 
hatten, kehrten sie unmittelbar 
hinter der Grenze um und 
schlossen sich dem Widerstands¬ 
kampf in Kobane an. 

Die Bevölkerung Nordkurdi¬ 
stans unterstützt den Wider¬ 
stand in Kobane und strömte an 
die Grenze zu Rojava und Bakur 
(Nordkurdistan). Das türkische 
Militär griff daraufhin den gan¬ 
zen Tag über die Flüchtlinge 
sowie die Demonstranten an der 
Grenze an. Trotz alldem schaff¬ 
ten es die Jugendlichen zurück 
über die Grenze zu kommen und 
schlossen sich zur Verteidigung 
von Kobane den Volksverteidi¬ 
gungseinheiten YPG an. 

(ANF, 22.9., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
Ra Radikal 


Termine: 

Franenkundgebimg in Hamburg 

Schweigt mcht zu den 
Massakern der IS-Banden in 
Kurdistan! 

Freitag, 26. September 2014, 16 
Uhr, Spitaler Straße (U-Bahn 
Mönckebergstraße) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 


net unter: 

www.isku.org 
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Öcalan: Die Belagerung von 
Kobane wird die Türkei in einen 
neuen Prozess ziehen 


Die Delegation der HDP hat 
eine Erklärung zu den Details 
ihres Treffens mit Abdullah Öca- 
lan auf der Gefängnisinsel Imra- 
li am Mittwoch abgegeben. 

Laut der Delegation habe Öca¬ 
lan betont, dass die Realität von 
Kobane und der Lösungsprozess 
ein unteilbares Ganzes seien und 
alle dazu aufgerufen, „diesen 
demokratischen Kampf für die 
Menschheit, der so viele Opfer 
gefordert hat“ zu verteidigen, 
öcalan sagte, dass die derzeitige 
kritische Phase bedeutende Ent¬ 
wicklungen zeige und ein Schei¬ 
deweg nicht nur für die Region, 
sondern für die Zukunft der 
Menschheit sei. 

Die Delegation gab folgende 
Botschaft des PKK-Vorsitzenden 
weiter: „Von höchster Priorität 
ist es im Moment, die Roadmap 
und den Aktionsplan mit bedeu¬ 
tungsvollen Prinzipien zu füllen. 
Selbst der beste Aktionsplan 
wird nur auf dem Papier beste¬ 
hen, wenn er in einseitiger Weise 
betrachtet wird. Eine Basis für 
die Entwicklung solcher Prinzi¬ 
pien kann nur Destehen, wenn 
zuerst die Organe für Verhand¬ 
lungen — Kommissionen und 
Räte - gebildet werden.“ 

Öcalan betonte: „ln diesem 
Zusammenhang gibt es keine 
Eiindernisse mehr, den Willen 
zu Verhandlungen in die Praxis 


Kämpfe zwischen IS und Kurd¬ 
innen in Südkurdistan/Irak 

Während die Belagerung der 
Stadt Kobane in Rojava/Nordsy- 
rien durch den Islamischen Staat 
(IS) weiter anhält, haben sich 
nun auch die Kämpfe zwischen 
den Kurdinnen und dem IS in 
Südkurdistan/Nordirak intensi¬ 
viert. So wird sowohl von hefti¬ 
gen Gefechten in den Städten 
Kirkuk und Mosul als auch wei¬ 
ter im Westen im Gebiet §engal 
(Sindschar), Rabia und Cezaa 
berichtet. Den Kampf gegen den 
IS führen in Südkurdistan die 
Volks Verteidigungseinheiten 
(YPG), die Volksverteidigungs¬ 
kräfte (EIPG), die den bewaffne¬ 
ten Arm der PKK darstellen, und 
die Peshmergakräfte. An einigen 


umzusetzen, was seinen Aus¬ 
druck in der Entscheidung des 
Kabinetts (vor den Präsident¬ 
schaftswahlen hatte die Regie¬ 
rung dem Parlament einen 
Gesetzentwurf zum Lösungspro¬ 
zess vorgelegt) gefunden hat. Es 
ist von höchster Bedeutung, im 
Rahmen dieses offiziellen Doku¬ 
mentes mit den Verhandlungen 
zu beginnen, ohne Zeit zu ver¬ 
lieren. Das Schicksal dieses Pro¬ 
zesses, den wir mit großen 
Anstrengungen bis zu diesem 
Punkt gebracht haben, ist direkt 
damit verbunden, wie schnell 
und ernsthaft Schritte unter¬ 
nommen werden.“ 

Öcalan merkte an, dass nun „die 
ganze Welt sehen kann, wozu 
eine verbrecherische Organisa¬ 
tion wie ISIS, die man auch als 
JITEM des Mittleren Ostens 
bezeichnen kann, in der Lage 
ist“. Öcalan betonte, dass die 
Belagerung von Kobane, sollte 
sie erfolgreich sein, mehr sei als 
nur die Belagerung einer Stadt, 
sie ziele gegen die demokrati¬ 
schen Erfolge der Kurdinnen 
und würde die Türkei in einen 
neuen Putsch hineinziehen. 
„Wenn dieser Versuch eines 
Massakers Erfolg hat, würde das 
das Ende des Eösungsprozesses 
bedeuten und in der Türkei die 
Phase eines neuen, langandau¬ 
ernde Staatsstreichs einläuten.“ 


Fronten kämpfen die verschiede¬ 
nen Einheiten auch gemeinsam 
gegen den IS. 

Die Kämpfe im Grenzgebiet 
§engal-Rabia-Cezaa halten nun 
seit knapp fünf Tagen an. Vor 
allem bei den Kämpfen in Rabia 
vermelden die kurdischen Kräfte 
wichtige Erfolge gegen den IS. 
Die meisten Mitglieder des Isla¬ 
mischen Staates seien in der Stadt 
eingekesselt worden und man 
habe drei Panzer und zahlreiche 
schwere Waffen des IS erbeutet, 
vermeldeten die kurdischen 
Kämpfer gegenüber der Nach¬ 
richtenagentur Firat (ANF). 

Die Kräfte des IS versuchen die¬ 
ses Gebiet mit allen Mitteln 
unter ihre Kontrolle zu bringen, 
um von dort aus den Osten des 


betonte Öcalan und fügte hinzu, 
dass alle, die die Lage in Kobane 
und Rojava verstehen wollen, 
sich dieser Tatsache stellen müs¬ 
sen. 

Öcalan rief alle, die gegen das 
Ende des Lösungsprozesses und 
für eine demokratische Entwick¬ 
lung in der Türkei sind auf, 
Kobane mit Ernsthaftigkeit und 
Verantwortungsbewusstsein zu 
unterstützen und zu verteidigen. 
Laut Öcalan sind Auseinander¬ 
setzungen zu beobachten zwi¬ 
schen den Fraktionen des Staa¬ 
tes, die an einer Lösung interes¬ 
siert sind und jenen, die auf Ver¬ 
nichtung setzen. Er unterstrich, 
dass die lösungsorientierten 
Kräfte zeitnah und aktiv in den 
Prozess eingreifen müssen. 
Öcalan betonte erneut, dass die 
Realität von Kobane und der 
Lösungsprozess ein unteilbares 
Ganzes seien und dazu rief dazu 
auf, diesen demokratischen 
Kampf für die Menschheit, der 
so viele Opfer gefordert hat zu 
verteidigen. 

Die HDP-Delegation über¬ 
mittelte zum Schluss ihrer Erklä¬ 
rung die Grüße von Abdullah 
Öcalan an alle Kurdinnen, die 
in Kobane, Sinjar, Jazaa, Rabia 
und Maxmur Wiederstand 
gegen ISIS leisten und an alle, 
die Solidarität und Unterstüt¬ 
zung zeigen. (ANF, 2.10., ISKU) 


Kantons Cizire in Rojava zu 
kontrollieren. Der Grenzüber- 
ang Rabia-Til Kocer (Al-Ya'ru- 
iyah) befindet sich in diesem 
Gebiet, welches derzeit auf bei¬ 
den Seiten der Grenze von den 
Volks Verteidigungseinheiten 
(YPG) kontrolliert wird. "Ziel 
des IS ist es wohl, durch die Ein¬ 
nahme von Kobane den größten 
Kanton in Rojava, Cizire vom 
Westen her und durch die Ein¬ 
nahme von Rabia vom Osten her 
zu isolieren, um anschließend 
einen Großangriff gegen den 
Kanton zu starten", erklärt Nilü- 
fer K 05 , Ko-Vorsitzende des Kur¬ 
distan Nationalkongresses 
(KNK), uns gegenüber telefo¬ 
nisch aus der südkurdischen 
Hauptstadt Hewler (Erbil). 


Meldungen: 

Türkische Soldaten ermorden 
erneut Flüchtling aus Rojava 

Bei dem Versuch, illegal die 
Grenze von Rojava in die Tür¬ 
kei zu überqueren, wurde 
Ciwan Belltet von türkischen 
Soldaten in Qoser (Kiziletepe) 
gefasst und anschließend von 
diesen misshandelt, bis er sein 
Leben verlor. Behfet hatte in 
der Nacht vom 28. auf den 29. 
September versucht, mit zwei 
weiteren Personen die Grenze 
zu passieren. Alle drei wurden 
efasst und anschließend auf 
rutale Art und Weise von tür¬ 
kischen Soldaten geschlagen 
und misshandelt. Anschlie¬ 
ßend wurde die drei von den 
Soldaten über einen Grenzzaun 
nach Rojava zurückgeworfen. 
Während die anderen beiden 
dadurch schwer verletzt wur¬ 
den, verlor Beh^et sein Leben. 
Die verletzten Personen wer¬ 
den immer noch im Kranken¬ 
haus von Tirbespiye behandelt. 
Nach dem grausamen Mord an 
Behfet erklärte ein Verwandter 
von ihm, dass Belltet die Gren¬ 
ze überquert habe, um für die 
Behandlung seines seit acht 
Monaten leukämiekranken 
Sohn Geld von Bekannten zu 
leihen. (ÖG, 30.9., ISKU) 

Surutp Angriffe an der Grenze 
durch Polizei und Armee 

Seit dem 15. September befin¬ 
det sich die Stadt Kobane unter 
Beschuss durch den Islami¬ 
schen Staat (IS). Die türkische 
Grenzstadt Suru^ bildet mit 
seinen Polizisten und Soldaten 
mittlerweile eine vierte Front 
im Kampf um Kobane. 
Obwohl die Menschen in 
Suruf lediglich eine Art Wache 
halten, greift die türkische 
Polizei sowie das Militär die 
Bevölkerung permanent an. 
Bei den Angriffen in Etmanik, 
Dewsen, Bedhe und Qop wur¬ 
den Wasserwerfer und andere 
Militärfahrzeuge eingesetzt. 
Nachdem die Aktivistinnen in 
Etmanik angegriffen worden 
sind, zog das Militär und die 
Polizei nach Dewjen, wo sie 
alle aufgefordert haben, das 
Gebiet zu verlassen, weil es als 
gefährliches Gebiet deklariert 
wurde. In demselben Ort wur¬ 
den 3 Menschen festgenom¬ 
men, ein aus Antalya angerei¬ 
ster 55-jähriger Mann wurde 
auf brutalste weise geschlagen. 
Auch an den anderen Orten 
wendeten die türkischen 
„Sicherheitskräfte“ Gewalt an. 
ln Qop wurde ein junger 
Mann durch eine Gasgranate 
an der Brust schwer verletzt, so 


Aktuelles zu den Kämpfen zwischen 
den Kurdinnen und dem IS 




Aktion des zivilen Ungehorsams in der 
Frankfurter Zentrale der SPD 

Am Mittwoch haben kurdische IS und die Unterstützung des siert und Unterstützung für die 
Jugendliche von der YXK und Widerstandes gegen den IS in Kurdinnen in ihrem Kampf 
der Ciwanen Azad ab 14:00 Kobane durch die Bundesregie- gegen den IS fordert. Außer- 
Uhr einen mehrstündigen Sitz- rung. Dafür forderten die dem versprach er, dass er das 
streik in der Frankfurter Zen- Jugendlichen ein Gespräch mit Protestzelt der Hungerstreiken- 
trale der SPD durchgeführt. Abgeordneten der SPD. den vor dem Landtag in Wies- 

Damit wollten sie auf die Situa- Diese Forderungen wurden baden besuchen werde, 
tion in Kobane aufmerksam auch gegenüber dem hessischen Die Aktivistinnen beendeten 
machen, wo seit dem 15. Sep- Landtagsabgeordneten Turgut daraufhin gegen 18:00 Uhr 
tember der IS mit der Unter- Yüksel gemacht. Er war ihren Sitzstreik und erklärten, 

Stützung des türkischen Staates gemeinsam mit zwei Beratern dass sie auch in Zukunft kri- 
große Angriffe gegen den Kan- und einer weiteren Person zu tisch jene Versprechen und die 
ton durchführt. Die Forderun- den Aktivistinnen gereist. Nach Politik der Bundesregierung 
gen der Jugendlichen waren u.a. einem eineinhalbstündigen verfolgen werden, 
eine öffentliche Positionierung Gespräch versprach er, dass er 

der SPD zu den Angriffen des in den nächsten Tagen eine Verband der Studierenden aus 
IS, politische Schritte zur Auf- Erklärung veröffentlichen Kurdistan — YXK 
hebung des PKK-Verbotes in werde, worin er auf die Unter- 

der BRD, Druck seitens der Stützung des IS durch die Tür- Ciwanen Azad — Freie demokra- 
Bundesregierung auf die Türkei kei eingeht, sich mit dem tische Jugend 
wegen ihrer Unterstützung des Widerstand in Kobane solidari- (YXK, 1.10., ISKU) 

Pariser Stadtverwaltung beschließt 
Gedenktafel in Erinnerung an Sakine, 

Fidan und Leyla 

Die lokalen Behörden in Paris Jugendbewegung Leyla §ay- Der Pariser Stadtrat erklärte zu 
haben beschlossen, eine lemez wurden am 9. Januar der Gedenktafel: „Der Rat 
Gedenktafel für die am 9. Janu- 2013 im Kurdistan Informa- schließt sich auf Bitten befreun- 
ar 2013 ermordeten kurdischen tionszentrum in Paris ermordet, deter kurdischer Verbände 
revolutionären Frauen am Ort Ankara wird für die Ermordung anderen Menschenrechtsorga- 
ihrer Ermordung in der La Fay- verantwortlich gemacht. nisationen in der Verurteilung 

ette-Straße anzubringen. ln der ersten Septemberwoche des politischen Mordes an die- 

Der Stadtrat von Paris folgte hatte die französische Regierung sen Aktivistinnen an. Diese 
damit am Montag einstimmig die Aufhebung der GeheimhaL Morde stellen eine Bedrohung 
einem Antrag von Yves Contas- tung.der Akten des Tatverdächti- der Demokratie und Meinungs- 
sot von der Grünen Partei. gen Ömer Güney beantragt. Die freiheit in Frankreich dar.“ Das 

Das PKK-Gründungsmitglied Ermittlungsbehörden hatten genaue Datum der Enthüllung 
Sakine Canstz, die Pariser Reprä- gleichzeitig beim Geheimdienst der Gedenktafel ist noch nicht 
sentantin des Kurdischen Natio- Dossiers zu den drei Frauen und bekannt, 
nalkongress KNK Fidan Dogan zum Kurdistan Informations¬ 
und das Mitglied der kurdischen Zentrum angefordert. (ANF, 2.10., ISKU) 

^Aktuelles zu den Kämpfen... 

Kämpfe in Kobane halten Mobiltelefon zu benutzen, sich auch hier bis zum bitteren Ende 

unverändert an in kleinen Gruppen zu bewegen gegen sie kämpfen." 

Während die Kämpfe in Süd- und sich vermehrt mit Motorrä- Müslim erklärte auch, dass der 
kurdistan zunehmen, gibt es aus dern anstatt mit großen Fahr- IS im Falle der Einnahme von 
Kobane auch weiterhin keine zeugen fortzubewegen. Mit die- Kobane Rache für den Wider- 
Entwarnung. Die Angriffe des sen Maßnahmen will sich der IS stand der Bevölkerung gegen sie 
IS halten weiterhin von drei besser gegen die Luftschläge der nehmen wolle und ein Massaker 
Fronten aus an. In den gestrigen Anti-lS-Koalition wappnen. verüben wird. "Die vereinzelten 

Abendstunden wurden vor allem Luftschläge gegen den IS reichen 

die Kämpfe an der Südfront von "Wenn in Kobane sich ein Mas- nicht aus. Wenn in Kobane sich 
Kobane heftiger, aber auch die saker ereignet, sind die interna- ein Massaker ereignet, sind die 
Kämpfe im Osten und im West- tionalen Mächte mitverant- internationalen Mächte mitver- 
en der Stadt hielten über die wörtlich" antwortlich", so Müslüm. A 

t anze Nacht weiter an. Zuvor Der Vorsitzende des Kanton N U 9 e 

atten am Morgen des 1. Okt- Kobane Enver Müslüm erklärte Fernsehaufnahmen: IS-Kämp- erscheint wöchentlich und kann in 
ober US-Kampflugzeuge im am gestrigen späten Abend tele- fer passieren im Beisein türki- gewünschter Stückzahl gegen Übersen- 
Osten von Kobane erneut Stel- fonisch gegenüber dem kurdi- scher Soldaten die Grenze düng des Portos bei der 

lungen des IS bombardiert, sehen Fernsehsender Med Nu^e, Für Aufregung in den türkischen ISKU 
Dabei soll ein Panzer der Islami- dass die YPG seit 17 Tagen einen Medien sorgten am Mittwoch Spaldingstr. 130-136 
sten zerstört worden sein. Die großartigen Widerstand gegen im Fernsehsender IMC TV aus- 20097 Hamburg 
kurdischen Kräfte in Kobane den IS leiste und fuhr wie folgt gestrahlte Bilder, die zeigen, wie Tel.: 040 - 421 02 845 
begrüßten die Luftangriffe, fort: "Allerdings werden die Mitglieder des IS unbekümmert E-mail: isku@nadir.org 
erklärten zugleich aber, dass ver- Kämpfe auch immer heftiger, die türkisch-syrische Grenze im bestellt werden, 
einzelte Luftschläge nicht ausrei- Heute fanden die bislang Beisein türkischer Soldaten pas- Spenden auf unser Konto: 
chen würden, um den IS schwersten Auseinandersetzun- sieren. Kurz nachdem IMC TV Postbank Köln, BLZ 37010050 

zurückzudrängen. gen statt. Die Meldungen, dass die Bilder ausstrahlte, wurde in Konto-Nr.: 3968-506 

Unterdessen soll der IS die der IS bereits in der Stadt sei, den Fernsehstudios des Senders Weitere Informationen und einen täg- 

Order an ihre Mitglieder heraus- stimmen nicht. Doch für den in Istanbul der Strom gekappt. liehen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
gegeben haben, weniger Funk- Fall, dass es ihnen gelingt, in die net unter: 

gespräche zu führen, kein Stadt zu gelangen, werden wir (CA, 2.10., ISKU) www.isku.org 


dass er in das Krankenhaus 
Suruf eingeliefert werden mus¬ 
ste. Trotz harter Gewalt seitens 
des türkischen Staates machte 
sich die Bevölkerung nach dem 
Rückzug der Armee und der 
Polizei wieder auf den Weg zur 
Wache an die Grenze. 

(ANF, 29.9., ISKU) 

Ein französischer Arzt in 
Kobane: Die Kurden interes¬ 
sieren niemanden 

Der französische Arzt Jacques 
Beres sieht es als seine humani¬ 
täre Pflicht, vor Ort in Kobane 
seinen medizinischen Beitrag 
zu leisten. Bei einem Interview 
mit dem Radiosender info sagt 
Beres: „Ich mache hier meine 
Arbeit. Ich behandele hier die 
Menschen. Jedoch ist diese 
humanitäre Hilfe teuer. Nur 
leider interessieren die Kurden 
niemanden.“ 

Beres ist Mitbegründer der 
NGO Ärzte ohne Grenzen und 
des World Medics. Er befindet 
sich seit über einer Woche an 
der Grenze zu Kobane. Er 
betont, dass sein Einsatz für 
die Menschen hier von vielen 
nicht verstanden wird. Beres 
erklärte, dass unter den Ver¬ 
letzten auch viele Frauen seien. 
„Die Frauen sind hier in allen 
Bereichen aktiv: an den Kon¬ 
trollpunkten, im Krankenhaus, 
an der Front.“ 

(ANF, 29.9., ISKU) 

Die türkische Armee verlegt 
40 Panzer an die Grenze zu 
Kobane 

Die türkische Armee hat etwa 
40 Panzer an die Grenze zu 
Kobane (Rojava/Nordsyrien) 
anrücken lassen. Bereits zuvor 
war berichtet worden, dass die 
Türkei dem IS Panzer für ihren 
Angriff auf Kobane überlassen 
haben solle. Die türkische 
Armee hat mittlerweile ihre 
militärische Präsenz an der 
Grenze stark verstärkt. 

(ANF, 29.9., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
OG Ozgür Gündem 

CA Civaka Azad 




Nr. 692 

10. Oktober 2014 


N ü ^ e 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Abdullah Öcalan zu Kobane und über die aktuelle Lage im Friedensprozess 

, JITEM arbeitet daran, den 
Friedensprozess zu zerstören“ 

Der PKK-Vorsitzende Abdullah einen Teil zum Mittagessen und Dies ist unakzeptabel. Ich habe 
Öcalan hat bei dem Besuch sei- einen Teil zum Abendessen. Dies ihnen schon zu Beginn gesagt, 
nes Bruders Mehmet Öcalan kann und darf nicht akzeptiert wenn ein Prozess in Gang 

wichtige Aspekte zu Kobane und werden. Niemand hat das Recht, gesetzt werden soll, dann darf es 

über die aktuelle Lage im Frie- Kobane im Stich zu lassen. Es keine Hinhaltetaktik geben. Es 
densprozess angesprochen. muss ein heftiger Widerstand müssen korrekte und wahre Ver- 

Mehmet Öcalan, der Bruder des gegen den IS stattfinden. Kob- handlungen sein. Ich habe um 
PKK-Vorsitzenden Abdullah ane ist alles für uns. Der Prozess einen Sekretär gebeten, damit 
Öcalan besuchte ihn am Montag in Kobane gilt allen. Das kurdi- alles Notwendige niederge- 
im Hochsicherheitsgefängnis auf sehe Volk ist dort ein Schirm, schrieben werden kann, sogar 
der Insel Imrali und berichtete Unter diesem Schirm können das haben sie nicht geschafft, 
der Nachrichtenagentur DIHA auch Turkmeninnen, Araberin- Theoretisch gibt es den 

über die Einzelheiten des nen, Armenierinnen und alle (Lösungs-) Prozess, aber prak- 

Gesprächs. Er erklärte, dass sie anderen dort ansässigen ethni- tisch passiert nichts. Auf diese 
ca. 45 Min. miteinander reden sehen Gruppen ihr Leben füh- Weise wird der Prozess nicht 
konnten, dass es Öcalan gesund- ren“, so Abdullah Öcalan. vorankommen.“ Mehmet Öca- 

heitlich besser als zuvor gehe lan erklärte, dass Öcalan darauf 

und dass Öcalan drei Themen „Den Kurden bleibt aufmerksam gemacht habe, dass 

analysiert habe. Mehmet Öcalan der breite Widerstand“ die Regierung und der Staat seit 

sagte, dass sie zunächst über ihre „Das kurdische Volk will in zehn Jahren über diesen Prozess 
am Tag zuvor verstorbene Geschwisterlichkeit leben, mit ihre Macht aufrecht erhalten 
Schwester Hawa Keser gespro- allen, auch die Türkinnen sind haben. „Wenn die Fortführung 
chen haben und Öcalan im unsere Geschwister, aber auch des Prozesses gewünscht ist und 
Anschluss Analysen über Kob- Geschwisterlichkeit beruht auf richtige Verhandlungen stattfin- 
ane und den Lösungsprozess Rechtmäßigkeit. Wenn diese den sollen, so sind wir zu allem 
aufgestellt habe. Rechtmäßigkeit nicht aufrecht bereit. Wir verlangen die richti- 

f ehalten wird, dann ist dies ge Fortführung des Prozesses, 
eine wirkliche Geschwisterlich- Falls sie dies bis zum 15.Oktober 
Kurdinnen gegen die Angriffe keit. Dies ist unakzeptabel. Es nicht machen sollten, dann 
auf Kobane erheben“ muss eine wahre Geschwister- werde ich meinerseits den Pro- 

Zu den Angriffen auf Kobane lichkeit bestehen. Das gesamte zess für beendet erklären. Für 
erklärte er: „Das kurdische Volk kurdische Volk ist mit Keinem mich gibt es nichts mehr zu tun. 
ist ein unschuldiges Volk. Das einzigen anderen Volk verfein- Seit fünf Jahren läuft das und es 
Volk von Kobane ist ein det. Es ist mit jedem Volk und ist nichts entstanden. Dies ist 
unschuldiges Volk. Es ist eine jeder Gruppe befreundet. Intel- nicht richtig.“ 

Grenze zwischen uns gezogen lektuelle, Demokratlnnen, jede 
worden. Das Volk von Kobane und jeder dürfen das Volk von „Der JITEM muss 
steht dort mit eigener Kraft. Sie Kobane nicht im Stich lassen, ausgeschaltet werden“ 
haben sich ein eigenständiges Niemand habe das Recht, das Öcalan habe außerdem gesagt: 
System aufgebaut. Der Staat kurdische Volk zu vernichten, „Ich nehme zudem an, dass sich 
kann dies nicht ertragen. Sie dass sie dies nicht akzeptieren, der JITEM eingeschaltet hat, 
müssten sie unterstützen, tun Den Kurden bleibt nur eins. um den Prozess zum Erliegen zu 
dieses aber nicht. Unsere Men- Und das sei der große, breite bringen. Falls der JITEM nicht 
sehen in Kobane werden bis zum Widerstand,“ gab Mehmet Öca- ausgeschaltet wird, nicht heraus- 
Schluss Widerstand leisten, lan seinen Bruder wieder. gehalten wird, dann wird dieser 

Dort wo Kurdinnen leben, wer- Prozess nicht voran schreiten, 

den wir bis zum Schluss Wider- „Theoretisch gibt es den Haltet den JITEM aus dem Pro¬ 
stand gegen den IS leisten. Es (Lösungs-) Prozess, praktisch zess heraus, damit dieser demo¬ 
wird keinerlei Zugeständnisse an passiert nichts“ kratisch weiterläuft. Wir sind zu 

den IS geben. Der IS ist eine Uber den Lösungsprozess habe allem bereit, aber es muss ein 
künstliche Organisation. Wo Öcalan gesagt: „Unsererseits ist richtiger und realistischer Pro- 
immer es solche Angriffe auf alles geklärt. Unsere Pflichten zess sein. Wir wollen keine Hin- 
Kurdlnnen gibt, muss diesem haben wir erfüllt und werden haltetaktiken.“ Gegenüber der 
beharrlich.. entgegengetreten wir weiter erfüllen. Aber dieser Bevölkerung habe Abdullah 
werden.“ Öcalan habe betont, Prozess kann einseitig nicht Öcalan gesagt, dass sie gegenü- 
dass der international unter- funktionieren. Die Türkei verab- ber dem JlTEM wachsam sein 
stützte IS versucht, die Kurdin- schiedet Gesetze. Sie sagen, dass soll: „Unser Volk soll wachsam 
nen zu vernichten. Niemand hat die Bevölkerung aus dem sein. Es ist unklar, was morgen 
das Recht, ein Volk zu vernich- Flüchtlingslager Maxmur kom- passieren wird. Jede und jeder 
ten. Gegen diese Politik müssen men soll. Aber haben sie in die- soll seine Haltung einnehmen, 
die Kurdinnen sich überall erhe- ser Hinsicht ein Gesetz erlassen? Morgen kann es schon viel zu 
ben. Sie müssen gegen den IS Nein, haben sie nicht. Sie sagen, spät sein.“ 
einen heftigen Widerstand lei- die kurdischen Kämpferinnen Zum Ende des..Gesprächs sende- 
sten. Wenn sie das heute nicht sollen kommen, aber gibt es te Abdullah Öcalan besonders 
tun, kann es morgen schon zu dafür ein Gesetz? Nein. Also, dem Volk in Kobane und allen, 
spät sein. „Seht her was sie aus warum sollen die Kurdinnen die gegen den IS Widerstand lei- 
uns machen. Einen Teil von uns dann kommen? Sollen sie sich sten, seine Grüße, 
verzehren sie zum Frühstück, ins Gefängnis werfen lassen? (DIHA, 8.10., ISKU) 


Meldungen: 

4 Tote in Dilok (Antep) 

In Dilok wurden mit der Unter¬ 
stützung der Polizei 4 Personen 
von IS-Anhängern während 
einer Solidaritätsdemonstration 
für Kobane ermordet. Es kam 
zu Gefechten, mindestens 20 
Personen sind verletzt worden. 
Die DBP-Gebäude in Körkün 
(§ahinbey) und §ehitkamil 
wurden in Flammen gesetzt. 
Die IS-Anhänger, Faschisten 
und die Polizei haben die 
Demonstrierenden mit Geweh¬ 
ren, Pistolen und Schwertern 
angegriffen. Bei den Gefechten 
sind öüleyman Balci (15), Sevgi 
Alici (16) und Ömer Uceker 
(27) und ein namentlich Unbe¬ 
kannter getötet worden. 

Bei Angriffen von IS-Anhän¬ 
gern und Polizei auf protestie¬ 
rende Kurdinnen in der Türkei 
kamen in dieser Woche insge¬ 
samt mehr als 30 Menschen 
ums Leben. 

(ANF/CA, 9.10., ISKU) 

Festnahmewelle in Amed 
aufgrund Anti-IS Proteste 

In Amed (Dlyarbakir), wo es 
nun seit vier Tagen zu Protesten 
aufgrund des Terrors des IS in 
Kobane kommt, hat die türki¬ 
sche Polizei auch in der vergan¬ 
genen Nacht dutzende Woh¬ 
nungen und Häuser gestürmt 
und Menschen festgenommen, 
die sich an den Demonstratio¬ 
nen beteiligt haben. Wie viele 
Menschen in der vergangenen 
Nacht festgenommen wurden, 
konnte noch nicht geklärt wer¬ 
den. Bereits in den Tagen zuvor 
hatten türkische Sicherheits¬ 
kräfte in der Stadt mindestens 
116 Menschen festgenommen. 
(ANF/CA, 10.10., ISKU) 

Angriff auf Rojava- Solidari¬ 
tätsaktion einer Fraueninitiati¬ 
ve in Istanbul: 46 Festnahmen 
Die Fraueninitiative “Frauen 

f egen Krieg” hatte heute aus 
olidarität mit Kobane eine 
Besetzungsaktion im Abflugter¬ 
minal des Atatürk Flughafens in 
Istanbul durchgeführt. Die 
Aktion, bei der Slogans wie 
“Mörder IS, Kollaborateur 
AKP” oder “Kobane ist nicht 
allein” gerufen wurden, ist von 
der Polizei angegriffen worden. 
46 Frauen wurden festgenom¬ 
men, während die Pressevertre¬ 
ter daran gehindert wurden, 
Aufnahmen zu machen. Wäh¬ 
rend dem Transport der Festge¬ 
nommenen zur Gesundheits¬ 
kontrolle ins staatliche Kran¬ 
kenhaus Bakirköy sollen die 
Frauen von den Polizisten belä¬ 
stigt worden sein. 

(ANF/CA, 9.10., ISKU) 




Falsche Berichterstattung in westlichen Medien: 

Was fordern die Kurdinnen? 


Es herrscht nicht nur Krieg in 
Kobane. Seit spätestens Dienstag 
herrscht auch Kriegszustand in 
Nordkurdistan und in der Tür¬ 
kei. Es erreichen uns immer wie¬ 
der Nachrichten von getöteten 
Demonstranten. Es scheint, als 
haben sich alle dunklen Kräfte in 
der Türkei, die in den 90er Jah¬ 
ren den schmutzigen Krieg in 
Kurdistan geführt hatten, 
wiedergefunden: Es führen tür¬ 
kischen Soldaten, das türkische 
Militär, Dorfschützer sowie Mit- 

f lieder und Anhänger der radi- 
alislamistischen Ffizbullah, die 
als paramilitärische Kraft in den 
90er Jahren Terror auf den Stra¬ 
ßen Kurdistans verbreitet hat 
und sich heute als politische Par¬ 
tei mit dem Namen Hüda-Par 
organisiert, einen gemeinsamen 
Kampf gegen Kurdinnen und 
Kurden, die überall auf die Stra¬ 
ßen gehen. Es herrscht ein “ser- 
hildan” - ein Volksaufstand in 
Nordkurdistan. Und dieser 
Volksaufstand wir mit brutalsten 
Mitteln bekämpft. “Alle gewalt¬ 
samen Aktionen werden mit 
einem Vielfachen vergolten”, 
hatte gestern der türkische 
Innenminister Efkan Ala erklärt. 
Diese Aussagen scheinen ein 
Befehl gewesen zu sein. Denn 
seitdem erreichen uns fast stünd¬ 
lich Todesmeldungen. Es 
herrscht absoluter Ausnahmezu¬ 


stand in den Metropolen Nord¬ 
kurdistans. ln vielen Städten 
wurden Ausgangssperren ver¬ 
hängt. Die Schufen blieben 
heute geschlossen, ln den Städ¬ 
ten Kurdistans sind türkische 
Soldaten und Militärpanzer auf¬ 
gezogen. Es herrscht eine Atmo¬ 
sphäre wie bei einem Militär- 
utsch. Das Feuer von Kobane 
at also auf Nordkurdistan über¬ 
geschlagen. 

Doch wieso gehen die Kurden 
in der Türkei nochmal auf die 
Straßen? 

Eigentlich liegt die Antwort auf 
diese Frage auf der Eland. Die 
Türkei unterstützt den IS mit 
Waffen und Logistik und will 
unbedingt, dass Kobane fällt. 
Während sie einen vermeint¬ 
lichen Friedensprozess mit den 
Kurden in Nordkurdistan führt, 
führt sie zugleich aber auch 
einen Stellvertreterkrieg über 
den IS in Rojava. Dadurch will 
sie ihre Verhandlungsposition 

f egenüber den Kurdinnen und 
iurden im eigenen Land stär¬ 
ken. Doch sie spielt nicht nur 
mit dem Feuer, dieses Feuer ist 
schon längst ausgebrochen; sie 
hat sich verkalkuliert. Sie hat 
vielleicht damit gerechnet, dass 
die Kurdinnen und Kurden im 
eigenen Land dem Fall Kobanes 
tatenlos zuschauen. Aber dass 


das nicht passiert ist, sehen wir 
seit gestern. Der Widerstand für 
Kobane ist nämlich seit späte¬ 
stens gestern kein Widerstand 
mehr, der nur allein in Kobane 
geführt wird. 

Falsche Berichterstattung in 
den deutschen Medien? 

Das ist also der Grund, wieso die 
Kurden in Nordkurdistan und 
der Türkei auf die Straßen gehen. 
Doch merkwürdigerweise naben 
so gut wie alle Medien in 
Deutschland eine völlig andere 
Antwort auf die oben genannte 
Frage. Die Kurden würden auf¬ 
rund der Untätigkeit der Türkei 
eim Angriff der IS auf Kobane 
auf die Straßen gehen, war viel¬ 
fach heute in den deutschen 
Medien zu lesen und zu hören. 
Die Kurden gehen also auf die 
Straßen, leisten dort Widerstand 
gegen den türksichen Staatster¬ 
ror und lassen dabei zu dutzen- 
den ihr Leben, um die Türkei zu 
einer Militärintervention in 
Kobane zu bewegen, lautet die 
Argumentation dieser Medienor¬ 
gane. Dieser Argumentations¬ 
strang ist blanker Hohn gegen 
die Menschen, die seit Tagen auf 
den Straßen von Nordkurdistan 
und der Türkei ihr Leben riskie¬ 
ren, um sich mit dem Wider¬ 
stand von Kobane zu solidarisie¬ 
ren. Die Menschen gehen nicht 
auf die Straßen, um die Türkei 
nach Kobane zu bewegen. Sie 

f ehen auf die Straßen, damit die 
urkei endlich ihr Handeln und 
ihre schmutzige Politik in Kob¬ 
ane und in ganz Rojava einstellt. 
Vor diesem Hintergrund ist die 
Medienberichterstattung über 
Kobane in Deutschland nicht 
nur merkwürdig und schlicht- 
weg falsch, sie ist auch äußerst 
gefährlich. Denn die Türkei 
möchte seit Anbeginn des syri¬ 
schen Bürgerkrieges militärisch 
im Nachbarland intervenieren. 
Ein wichtiger Grund hierfür sind 
die Selbstverwaltungsstrukturen 
der Kurdinnen una Kurden in 
Rojava. Diese möchte die AKP- 
Regierung schlichtweg nicht dul¬ 
den. Deswegen fordert sie eine 
Pufferzone an der Grenze, für die 
dann die Türkei Sorge zu tragen 
hat. So könnte die Türkei nicht 
nur die Gebiete von Rojava kon¬ 
trollieren, im besten Falle könnte 
sie die Region sogar perspekti¬ 
visch in ihr eigenes Staatsgebiet 
einverleiben. (...) 

“Sollte die Türkei mit internatio¬ 
naler Unterstützung, denn die ist 
dafür notwendig, tatsächlich ihre 
Pläne umsetzen können und in 
Kobane einmarschieren, werden 
die Kurdinnen und Kurden das 
als eine weitere Besatzung Kurdi¬ 
stans verstehen und ihren Wider¬ 
stand drastisch erhöhen”, das ist 
die Antwort, die wir von einem 
kurdischen Politiker aus Nord¬ 
kurdistan heute erhalten haben. 

(CA, 8.10., ISKU) 


KCK: „Die Millionen Protestierenden sollten die 
Straßen und Orte des Widerstandes nicht verlassen“ 


Die Vorsitzenden des Exekutivrat 
der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans KCK begrüßt 
den Widerstand der Menschen in 
Nordkurdistan (Osttürkei) und in 
Europa gegen den Genozid an der 
Bevölkerung von Kobane: 
„Unsere Bevölkerung wird seinen 
gerechten, legitimen Widerstand 
mit einer großen Entschlossenheit 
zum Sieg führen. Die Millionen 
sollten die Straßen und Orte des 
Widerstandes nicht verlassen. 
Unserer Gesellschaft soll bewusst 
sein, dass jeder Rückschritt im 
Sinne einer Verringerung des 
Widerstandes größere Opfer for¬ 
dern würde und dieser Wider¬ 
stand ungebrochen weitergehen 
muss", heißt es im Aufruf Der 
Vorsitz des KCK-Exekutivrats 
erklärt sein Beileid für die 
Opfern, die durch die AKP und 
anderen Kontra-Einheiten 
[gemeint sind unter anderem 
HÜDA-PAR, Anm. d. R.] 
ermordet worden sind. 

Weiter heißt es in der Erklärung: 
„Während in Kobane ein Massa¬ 
ker und Genozid gegen unsere 
Bevölkerung vorbereitet wird, 
wird in Europa und Nordkurdi¬ 
stan [türkischer Teil Kurdistans] 
seit zwei Tagen ein großer Wider¬ 
stand von der kurdischen Gesell¬ 
schaftgeleistet. Wir begrüßen die¬ 
sen Widerstand mit Respekt!“ Es 
wird betont, dass von Seiten der 


AKP dieser gerechtfertigte, ange¬ 
messene undlegitime Widerstand 
mit Angriffen und der Ermor¬ 
dung von zahlreichen Protestie¬ 
renden beantwortet wird.“Um die 
fortschrittlichen Errungenschaf¬ 
ten der kurdischen Freiheitsbewe¬ 
gung zu schützen und den Wider¬ 
stand von Kobane gegen einen 
Genozid zu unterstützen, haben 
sie ihr Leben gegeben. Diesen 
Helden und Märtyrern des 
Widerstandes gedenken wir mit 
großem Respekt und halten ihr 
Andenken in Ehren. Die Frei¬ 
heitsbewegung unserer Gesell¬ 
schaft werden wir bis zum Sieg 
weiterführen. 

Wir erklären unser Beileid den 
Familien der Gefallenen, dann 
unserer Bevölkerung. Wir rufen 
unsere gesamte Gesellschaft, alle 
Genossmnen und Freunlnnen, 
alle Völker der Türkei, alle Reli¬ 
gionsgemeinschaften, alle Revolu¬ 
tionäre, alle Linken und alle, die 
eine Demokratie möchten, dazu 
auf, ihren Platz in dem Wider¬ 
stand von Kobane einzunehmen 
und den Widerstand überall zu 
erhöhen. 

Wiederholt rufen wir auch die 
islamische Gesellschaft dazu auf, 
sich gegen den islamfeindlichen 
Islamischen Staat (IS) zu stellen 
und den edlen Widerstand flir die 
Menschlichkeit zu unterstützen. 
(...)“ (ANF, 8.10., ISKU) 


Dringender Hilferuf von 
Parlamentariern Südkurdistans 
für die YPG 

Die an die Grenze Kobanes 
gekommenen Parlamentarier 
diverser Parteien der autonomen 
Region Kurdistan im Nordirak 
rufen zu internationaler Hilfe für 
die Volksverteidieuneseinheiten 
YPG auf ^ ^ 

Am zweiten Tag ihres Besuchs in 
Suruf wollten die Abgeordneten¬ 
gruppe nach Kobane, um ihre 
Ünterstützung für die belagerte 
Stadt zu bekunden. Doch das 
türkische Militär ließ sie mit der 
Begründung, dass das Gouver¬ 
neursamt von Urfa dies abge¬ 
lehnt habe, nicht über die Gren¬ 
ze nach Kobane. Als die Abge¬ 
ordneten ihre Forderung wieder¬ 
holten auf die Einreise beharrten, 
schalteten sich die HDP Abge¬ 
ordneten Mülkiye Birtane und 
Esat Canan ein und führten 
Gespräche mit dem Militär und 
dem Gouverneursamt. Doch 
auch gelang es nicht, die Ent¬ 
scheidung des Gouverneurs zu 
kippen. Daraufhin wurde in 
Etmanek eine Pressekonferenz 
einberufen; Ebubekir Heledni 
von der „Yek Gurti Islam“ Partei 
sprach im Namen der Gruppe: 
„Kobane ist bedrohlichen An¬ 
griffen ausgesetzt. Wir wissen, 
dass in jedem Haus und in jeder 
Straße Widerstand geleistet wird, 
doch trotzdem droht Kobane ein 
großes Massaker. Wir müssen 
dieses mögliche Massaker ver¬ 
hindern. Nach unseren Untersu¬ 
chungen möchten wir der inter¬ 
nationalen Öffentlichkeit folgen¬ 
des mitteilen. Die internationale 
Koalition muss aktiver und 
effektiver gegen den IS Vorgehen. 
Die Peshmerga und die YPG 
müssen eine umfangreichere 
Unterstützung bekommen. Die 
internationale Öffentlichkeit 
muss an unsere Mitmenschen 
dort eine größere humanitäre 
Hilfe aufbrmgen. Die Türkei, 
welche auch in der internationa¬ 
len Koalition gegen den IS ist, 
sollte ihre Aufgabe erfüllen und 
dafür sorgen, dass Kobane nicht 
fällt. Die Regionalregierung Kur¬ 
distans muss mehr Diplomatie 
betreiben, um Kobane zu unter¬ 
stützen.“ (ANF, 9.10., ISKU) 
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Belagerung von Kobane 

„Jeder sollte wissen, dass die YPG und 
die YPJ keine Sekunde am Erfolg dieses 
Widerstands zweifeln.“ 


Bei den Kämpfen um die kurdi¬ 
sche Stadt Kobane (arabisch: 
Ain Al-Arab) im Norden 
Syriens wurden innerhalb eines 
Monats rund 1.300 Dschihadi- 
sten des »Islamischen Staates« 
(IS) getötet. Diese Zahl melde¬ 
ten die kurdischen Volksvertei¬ 
digungseinheiten YPG, die ihre 
eigenen Verluste auf knapp 140 
Gefallene bezifferten. Es sei 
gelungen, zehn Panzer und 
zahlreiche Fahrzeuge des IS zu 
zerstören. Die US-geführte Alli¬ 
anz gegen die lslamistische 
Miliz flog am Dienstag und 
Mittwoch nach Angaben des 
US-Verteidigungsministeriums 
rund 40 Luftangriffe auf Ziele 
bei Kobane. Zwar werde die 
Stadt weiterhin von kurdischen 
Kämpfern kontrolliert, doch 
die Gefahr, dass sie in die 
Hände des IS falle, sei noch 
nicht gebannt, erklärte eine 
Pentagon-Sprecherin am Don¬ 
nerstag. 

Bei den als »Operation natürli¬ 
che Entschlossenheit« titulier¬ 
ten Luftangriffen gibt es inzwi¬ 
schen eine enge Kooperation 
mit den YPG, bestätige deren 
Sprecher Polat Can gegenüber 
der liberalen türkischen Tages¬ 
zeitung Radikal. »Wir handeln 
nun gemeinsam mit den Kräf¬ 
ten der internationalen Koali¬ 
tion. Wir haben eine direkte 
Partnerschaft im Bereich des 
Informationsaustausches, im 
militärischen Bereich sowie bei 
den Luftangriffen.« Ein YPG- 
Vertreter sei in das Operations¬ 


zentrum, in dem die Luftangrif¬ 
fe koordiniert werden, einge¬ 
bunden. 

Nach Angaben der Kantonal¬ 
verwaltung befinden sich 
weiterhin rund 2.000 Zivilist¬ 
innen in der umkämpften 
Stadt. Unterstützt von Luftan- 
riffen gelang es den YPG in 
en letzten Tagen, den IS aus 
mehreren Vierteln zu verdrän¬ 
gen. Die Dschihadisten würden 
nach Angaben des Vizeaußen¬ 
ministers des Kantons Kobane, 
Idris Nassen, inzwischen weni- 
er als 20 Prozent des Stadtge- 
ietes kontrollierten. »Wir 
brauchen mehr Luftangriffe, 
aber auch mehr Waffen und 
Munition, um sie am Boden 
bekämpfen zu können«, forder¬ 
te Nassen. Von der kurdischen 
Regionalregierung im Nordirak 
versprochene Waffenlieferun¬ 
gen hätten die Stadt bislang 
nicht erreicht, erklärte der Ver¬ 
teidigungsminister von Kob¬ 
ane, Ismet Seyh Hesen. 

Zur Beilegung ihrer Differen¬ 
zen angesichts der gemeinsa¬ 
men Bedrohung durch den IS 
trafen am Mittwoch im nord¬ 
irakischen Erbil der Kovorsit- 
zende der in der westkurdischen 
Region Rojava führenden Partei 
der Demokratischen Union 
(PYD), Salih Muslim, und der 
Präsident der kurdischen Regio¬ 
nalregierung, Massud Barsani, 
zusammen. Das Regionalparla¬ 
ment in Erbil verabschiedete 
zugleich eine Resolution, in der 
die Aufnahme offizieller Bezie¬ 


hungen mit dem kurdischen 
Selbstverwaltungsgebiet gefor¬ 
dert wird. Barsani natte bislang 
eine Anerkennung der drei 
Kantone, in denen die Anhän¬ 
ger seine Demokratischen Par¬ 
tei Kurdistans (KDP) kaum 
über Einfluss verfügen, abge¬ 
lehnt und ein Embargo ver¬ 
hängt. 

Die syrische Regierung erklärte 
unterdessen, dass sie unter allen 
Umständen eine von der Türkei 
eforderte Puffer- und Flugver- 
otszone im Norden des Landes 
ablehnt. Der türkische Mini¬ 
sterpräsident Ahmet Davutoglu 
konkretisierte am Donnerstag 
gegenüber dem Sender AE 
Dschasira die geforderte Puffer¬ 
zone. Demnach handelt es sich 
um ein Gebiet von Latakia am 
Mittelmeer bis zur irakischen 
Grenze, das damit auch die drei 
zu Rojava gehörenden Selbst¬ 
verwaltungskantone ein¬ 
schließt. Damaskus werde in 
einem solchen Fall nach Bera¬ 
tungen mit seinen Partnern — 
gemeint sind wohl die Regie¬ 
rungen Russlands und des Iran 
- die notwendigen Maßnah¬ 
men zum Schutz der syrischen 
Souveränität ergreifen, meldete 
die staatliche Nachrichtenagen¬ 
tur Sana unter Berufung auf das 
Außenministerium. Während 
die USA sich skeptisch gegenü¬ 
ber den türkischen Forderun¬ 
gen zeigen, unterstützt die fran¬ 
zösische Regierung diesen Plan. 
Auch die Kurden in Syrien, 
deren Schutz eine solche Puffer¬ 


Türkei: 4000 Häftlinge für 
Kobane im Hungerstreik 


Rund 4.000 PKK- und PAJK- 
Gefangene in 92 Gefängnissen 
der Türkei sind aus Protest 
gegen die Zusammenarbeit der 
AKP-Regierung mit dem Isla¬ 
mischen Staat (IS) sowie gegen 
die anhaltenden Angriffen des 
IS auf Kobane in Rojava in 
einen Hungerstreik getreten. 
Am 9. Oktober begannen die 
Gefangenen der Partei der 
Freien Frau (PJAK) im Gefäng¬ 
nis von Gebze den Hunger¬ 
streik, am 15. Oktober schlos¬ 


sen sich Tausende Gefangene in 
92 Gefängnissen der Türkei 
dem unbefristeten Streik an. 

Im Namen der Gefangenen 
erklärte Deniz Kaya: „Als PAJK 
und PKK-Gefangene erklären 
wir unsere Solidarität mit den 
Kämpferinnen von den Vertei¬ 
digungseinheiten YPG/YPJ. 
Wir haben den Hungerstreik 
wegen der Zusammenarbeit von 
AKP und IS begonnen. Wir ver¬ 
urteilen die feindselige Haltung 
der AKP-Polizei gegen den Auf¬ 


stand der Bevölkerung und 
kündigen an, dass wir diese 
Aktion so lange fortführen, wie 
die Gefahr eines Völkermords 
über Kobane besteht und die 
Zusammenarbeit zwischen AKP 
und IS nicht beendet wird. Von 
der AKP-Regierung fordern wir 
die Öffnung eines Hilfskorri¬ 
dors nach Rojava. Wenn unsere 
Forderungen nicht erfüllt wer¬ 
den, werden wir unsere Aktion 
intensivieren." 

(ANF, 16.10.. IS KU) 


Meldungen: 


Message vom PKK-Vorsitzen- 
den Abdullah Öcalan 

Auf der Fraktionssitzung der 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker (HDP) am Montag verlas 
ihr Co-Vorsitzender Selahattin 
Demirtaj eine schriftliche Mit¬ 
teilung von Abdullah Öcalan 
bezüglich der heftigen Proteste 
gegen die türkische AKP-Regie¬ 
rung. 

Die Message von Öcalan lautet 
wie folgt: 

“Um Vorfällen auf den Straßen 
vorzubeugen, wie sie aktuell 
aufgrund der IS-Umzingelung 
Kobanes zu beobachten sind, ist 
unbedingt mit der Regierung 
Kontakt aufzunehmen. Ande¬ 
renfalls würde Provokationen, 
womöglich Massakern, der Weg 
geebnet. Die [beiden] Seiten 
müssen sich von ihrer starren 
Sichtweise lösen, auf kurzfristi¬ 
ge Vorteile zu spekulieren. Den 
Lösungsprozess in dieser Phase 
zu forcieren, ist mit Eurem 
Erfolg verbunden. Umgehende 
Schritte von der Regierung zu 
erwarten, ist richtig und unser 
Recht. Es ist wichtig, auf zivil¬ 
gesellschaftliche Organisationen 
als Vermittler in Gefechtspha¬ 
sen zurückzugreifen, um sich 
mit ihnen der Methode des 
Dialogs zu bedienen, 
ln Erwartung der nötigen Sensi¬ 
bilität in dieser Hinsicht und 
mit dem Wunsch nach einem 
baldigen Wiedersehen, 

Abdullah Öcalan.” 

(DIHA, 14.10., ISKU) 

Türkische Kampfjets bombar¬ 
dieren Stellungen der PKK in 
Nordkurdistan 

Am Montag kam es zu Angrif¬ 
fen der türkischen Luftwaffe auf 
vermeindliche Stellungen der 
PKK im Oramar-Gebirge. Trotz 
vereinbarten Waffenstillstand 
zwischen der türkische AKP- 
Regierung und der Arbeiterpar¬ 
tei rCurdistans (PKK) kam es in 
den letzten Monaten vereinzelt 
zu Angriffen der türkischen 
Armee auf PKK-Stellungen im 
Südosten der Türkei. 

Die türkische AKP-Regierung 
steht derzeit nicht nur im Aus¬ 
land, sondern auch im Inland 
im Fokus der Kritik. Grund 
dafür ist ihre Politik bezüglich 
des drohenden Massakers in 
Kobane, ihre Unterstützung für 
die Terrormiliz des sogenannten 
Islamischen Staates, und ihr 
brutales Vorgehen gegen kurdi¬ 
sche Demonstranten. Der Tür¬ 
kei wird vorgeworfen, es mit 
dem Friedensprozess nicht ernst 
zu meinen. 

(ANF 1410., ISKU) 




Protest in Gever nach Schändung von 
Gräbern der Guerilla-Kämpferinnen 

Nachdem bekannt wurde, dass des kurdischen Volkes rote dass alle wirklich sehr sensibel 
in Gever (Yüksekova) Gräber Linie. Bestimmte Provokateure sein und nicht auf Provokatio- 
der HPG-Guerilla mutwillig wollen den Krieg provozieren nen hereinfallen sollen. Der 
zerstört worden sind, kam es in und haben die für uns heiligen Zeitpunkt, in der die Schän¬ 
der Stadt zu einem Massenpro- Gräber unserer Märtyrer ange- düng fällt, sei in der Tat 
test. Tausende Menschen nah- griffen. Jetzt ist die Zeit der bedrohlich. Die Entwicklungen 
men an einer Demonstration Einheit. Es ist die Zeit, verant- in Rojava seien von historischer 
teil, um gegen die Schändung wortungsvoll zu handeln, ln Bedeutung in der weiteren 
der Gräber zu protestieren. dieser sensiblen Phase handeln Bestimmung der Geschichte. 

Vahit §ahinoglu, Kovorsitzen- diese Provokationen mit der Der Islamische Staat (IS) sei 
der des Rats der Demokrati- Absicht, unser Volk zu massa- von LIegemonialkräften ge¬ 
sehen Gesellschaft von Gever krieren. Doch die Bevölkerung schaffen worden, um die 
sprach im Anschluss an die von Gever, wird nicht auf diese Ressourcen Kurdistans und des 
Demonstration auf dem Gueril- Provokation hereinfallen.“ Mittleren Ostens auszunutzen 

lafriedehof, der sich am Stadt- Fikret Turgut (DBP) verurteilte und die unterdrückten Völker 
rand in der Nähe eines Waldes die Schändung der Gräber der Region anzugreifen, 
befindet: „Die Märtyrer sind vehement und auch er betonte, (ANF14.10., ISKU) 

Festnahmewelllen nach Anti-IS Protesten 

Nachdem durch bei den Prote- Auch in Bazid (Dogubeyazit) AKP dieser Tage fährt, stark an 
sten gegen den IS in Nordkurdi- kam es zu 30, in Erdexan die Zeiten des Militärputsches 
stan und der Türkei über 40 (Ardahan) zu fünf, in Nisebin 1980 und an die Zeiten des 
Menschen ums Leben gekom- (Nusaybin) zu zwei und in Sert Schmutzigen Krieges in Kurdi- 
men sind, setzt die AKP-Regie- zu 16 Inhaftierungen. Zudem stan in den 90ern erinnere. Die 
rung den Staatsterror nun mit kam es in der Universität von Festnahmewelle hätten keine 
anhaltenden Festnahmewellen Istanbul zu 42, in Resqelas juristische Grundlage und seien 
fort. So sind allein in Wan (Van) (Igdir) zu 15 und in Hezro ausschließlich auf Befehl des 
in den letzten Tagen 178 Men- (Hazro) und Kanires (Karliova) türkischen Staatspräsidenten 
sehen festgenommen worden, zu jeweils drei Festnahmen. und Ministerpräsidenten initi- 

von denen mittlerweile 78 inhaf- iert worden. “Allerdings werden 

tiert worden sind. Unter den Die stellvertretende FFDP Vor- wir die Fälle von jeder einzel- 
Inhaftierten befinden sich auch sitzende Meral Danis Bestas nen Person, die festgenommen 
13 Minderjährige, ln Muradiye, kritisierte die Festnahmewellen worden ist, verfolgen”, so 
einem Vorort von Wan, kam es mit deutlichen Worten und Bestas. 

zu weiteren 11 Inhaftierungen. erklärte, dass die Politik, die die (ANF/CA, 14.10., ISKU) 

„Jeder sollte wissen, dass die YPG 

zone offiziell dienen soll, leh- der, den IS Kämpfern harte zu sprengen. Allein gestern hät- 
nen einen ausländischen Bod- Schläge zu versetzen”, berichtet ten die kurdischen Verteidi- 
entruppeneinsatz - insbesonde- Abdullah. gungseinheiten drei solcher 

re unter Beteiligung der Türkei Allerdings erklärte die PYD Co- Fahrzeuge rechtzeitig vor der 
- ab. Der PYD-Kovorsitzende Vorsitzende auch, dass die Stadt stoppen und zur Explo- 
Muslim wies gegenüber der Kämpfe in und um die Stadt sion bringen können. Diese 
Zeitung Llürriyet zudem Forde- weiter anhalten. “Vor allem an Praxis der Islamisten stelle auch 
rungen aus Ankara zurück, der Ostfront werden derzeit eine große Gefahr für die übri- 
wonach sich die YPG der vom harte Auseinandersetzungen gen Zivilisten in Kobane dar, 

Westen unterstützten »Freien geführt” fährt sie fort. Doch die erklärte die PYD Co-Vorsitzen- 
Syrischen Armee« zum Sturz Kräfte der YPG und der YPJ lei- de. 

des syrischen Präsidenten ste einen großen Widerstand. Asya Abdullah kritisierte uns 
Baschar Al-Assad anschließen Die Zurückeroberung des gegenüber telefonisch, dass 
sollten. Die türkische Regie- Dorfs Til Seir sei der jüngste außer den Luftangriffen bislang 
rung wolle, »dass wir praktisch Beweis hierfür. Die Luftangriffe keine weitere internationale 
als ihre Soldaten gegen Damas- der letzten Tage gegen die Stel- Unterstützung Kobane erreicht 
kus in den Krieg ziehen. Wir lungen des IS seien effektiv habe. Ihre wichtigste Forderung 
werden das nicht machen«, gewesen. Allerdings fordert bleibe die Errichtung eines Kor- 
sagte Muslim. Abdullah, dass die Luftangriffe ridors. “Der IS zieht aus drei 

in dieser Intensität fortgesetzt Himmelsrichtungen neue 
Bericht aus Kobane: „Kämpfe werden müssten, damit sie zu Kämpfer in die Stadt. Damit 

gehen weiter, Korridor muss nachhaltigen Ergebnissen füh- die YPG das tun kann, bedarf es 

errichtet werden...“ ren können. dieses Korridors. Nur auf die- A 

Das kurdische Zenjtrum für Der IS versuche weiterhin aus sem Wege können wir nicht nur IN U 9 C 

Öffentlichkeitsarbeit Civaka Raqqa und anderen Städten die Stadt sondern auch die erscheint wöchentlich und kann in 
Azad sprach am 14.10. telefo- ihre Kämpfer und ihre schwe- umhegenden Dörfer vom IS gewünschter Stückzahl gegen Übersen- 
nisch mit der PYD Co-Vorsit- ren Waffen nach Kobane zu befreien” so Abdullah. düng des Portos bei der 

zenden Asya Abdullah, die sich verlegen. “Ein versuchter Waf- Außerdem berichtete sie, dass ISKU 
weiterhin in Kobane befindet fentransport konnte durch eine allein in den letzten Tagen meh- Spaldingstr. 130-136 
und über die aktuelle Situation gelungene Operation durch die rere Hundert Zivilisten nach 20097 Hamburg 
in der Stadt. Zunächst erklärte Kräfte der YPG gestoppt wer- Kobane zurückgekehrt seien Tel.: 040 - 421 02 845 
sie, dass die Meldung, der IS den”, so Abdullah, die wie folgt und schloss wie folgt unser E-mail: isku@nadir.org 
habe 50% der Stadt eingenom- fortfährt: “Doch sie setzen bei Gespräch ab: “Jeder sollte wis- bestellt werden, 
men, nicht der Wahrheit ent- ihren Angriffen weiterhin sen, dass die YPG und die YPJ Spenden auf unser Konto: 
spreche. “Im Gegenteil, wir schwere Waffen ein.” Ein weite- keine Sekunde am Erfolg dieses Postbank Köln, BLZ 37010050 
haben sie aus Teilen der Stadt res Mittel, auf das die Islami- Widerstands zweifelt. Doch die- Konto-Nr.: 3968-506 
hinausgedrängt. Wir hatten sten verstärkt setzen, seien Ver- ser Widerstand benötigt auch Weitere Informationen und einen täg- 
unsere Vorkehrungen für den suche, durch mit Sprengstoff die Unterstützung und die Soli- liehen Pressespiegel findet Ihr im Inter- 
Kampf in der Stadt getroffen beladene Fahrzeuge die Vertei- darität von jedem da draußen.” net unter: 
und es gelingt uns immer wie- digungslinien der YPG und YPJ (jW, 17.10./CA, 15.10., ISKU) www.isku.org 


Mitarbeiter der Zeitung 
Azadiya Welat angeschossen 
Kadri Bagdu, Mitarbeiter der in 
der Türkei erscheinenden kur¬ 
dischsprachigen Zeitung Aza¬ 
diya Welat, wurde in Adana von 
Unbekannten angeschossen 
und so schwer verletzt, dass er 
in das Krankenhaus Acibadem 
in Adana eingeliefert werden 
musste. Sein Gesundheitszu¬ 
stand wird als kritisch bezeich¬ 
net. (ANF, 14.10., ISKU) 

Türkei drängt Flüchtlinge 
aus Kobane zur Rückkehr 
Nachdem 261 Flüchtlinge aus 
Kobane von den türkischen 
Sicherheitskräften nun seit 
neun Tagen in einer Turnhalle 
eingesperrt werden, haben die 
betroffenen Personen am gestri- 

§ en Tag gegen ihre unrechtmä- 
ige Festsetzung protestiert. 
Anstatt die Menschen in die 
Freiheit zu entlassen, haben die 
türkischen Beamten den 
Flüchtlingen lediglich die Mög¬ 
lichkeit zugestanden, wieder 
nach Kobane zurückzukehren. 
Insgesamt 61 Menschen erklär¬ 
ten daraufhin, dass sie lieber 
zurückkehren wollen, als unter 
diesen Umständen in der Tür¬ 
kei auszuharren. Sie wurden in 
der Nacht wieder nach Kobane 
gebracht. 

Die übrigen 200 Flüchtlinge 
werden weiterhin in der Halle 
festgehalten. 160 von ihnen 
sind aus Protest gegen ihre 
Festsetzung in den Hunger¬ 
streik getreten. 

(ANF/CA, 15.10., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

jW junge Welt 


Termine: 

Auch an diesem Wochenende 
und in den folgenden Tagen wer¬ 
den Kurdinnen und Kurden und 
ihre Unterstützerinnen bundes¬ 
weit auf die Straße gehen und für 
die Verteidigung der demokrati¬ 
schen Errungenschaften in Roja¬ 
va demonstrieren. Für die Viel¬ 
zahl an Aktivitäten reicht der 
Platz nicht aus, daher sei hier auf 
die Terminübersicht unter 
www.isku.org 
verwiesen. 
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Kampf um Kobane geht weiter: 

Die Angriffe des IS werden erneut stärker 
- werden Chemiewafifen eingesetzt? 


Die Kämpfe um und in Kobane 
hielten auch am 37. Tag der Bela¬ 
gerung der Stadt durch den soge¬ 
nannten Islamischen Staat (IS) 
an. ln der Nacht auf den 21. Ok¬ 
tober hat der IS mit neuen Kräf¬ 
ten, die er aus ar-Raqqa, Minbic 
und Tal Abyad nach Kobane ver¬ 
legt hat, von drei Fronten aus 
einen erneuten Großangriff in 
Richtung Stadtzentrum gestartet. 
Die Kräfte der YPG und YPJ 
konnten die Angriffsversuche des 
IS erfolgreich abwehren. Im 
Osten versuchten die Kämpfer 
des IS durch zwei Selbstmordan¬ 
schläge in mit Sprengstoff belade¬ 
nen Fahrzeugen die Verteidi¬ 
gungslinien der kurdischen Ver¬ 
teidigungseinheiten zu durchbre¬ 
chen. Allerdings wurden beide 
Fahrzeuge von den Einheiten der 
YPG und YPJ frühzeitig erkannt 
und konnten vor Erreichen ihres 
Ziels zur Explosion gebracht wer¬ 
den. 

Zudem berichtete die PYD-Co- 
Vorsitzende Asya Abdullah in der 
Nacht auf den 22.10., dass der IS 
im Osten der Stadt womöglich 
Chemiewaffen eingesetzt habe. 


Eine Vielzahl von Menschen, 
allesamt Zivilisten, beklagten 
Atemnot, Rötungen an Augen 
und Haut sowie Ohnmachtsan¬ 
fälle. Um allerdings abschließend 
zu überprüfen, ob dies die Folge 
eines Chemiewaffeneinsatzes sei, 
fehle es dem Ärzteteam von Ko¬ 
bane am Equipment. Die Unter¬ 
suchung der Betroffenen soll am 
22.10. in Pirsus/Suruc (Nordkur¬ 
distan/Türkei) stattfinden. Erst 
danach wird man genauere Infor¬ 
mationen erhalten, ob der IS tat¬ 
sächlich Chemiewaffen eingesetzt 
hat. 

Enver Muslim: Noch keine Pesh- 
merga in Kobane angekommen 

Zu den Meldungen, dass über 
einen Korridor, der über die Tür¬ 
kei eingerichtet werden soll, Pesh- 
mergakämpfer aus Südkurdistan 
(Nordirak) nach Kobane ge¬ 
schickt werden sollen, meldete 
sich der Vorsitzende des Kantons 
Kobane Enver Muslim zu Wort. 
Muslim erklärte, dass die Gefahr 
durch den IS für die Menschen in 
der Stadt noch nicht gebannt sei 
und man deswegen weiterhin 
offen für Unterstützung sei. Das 


gelte sowohl für die Waffenunter¬ 
stützung als auch für personelle 
Unterstützung durch die Pesh- 
merga bei der Verteidigung der 
Stadt. „Allerdings“, so erklärt 
Muslim, „sind hier noch keine 
Peshmerga angelangt. Bei der 
YPG hat sich auch niemand dies¬ 
bezüglich gemeldet oder versucht 
einen Dialog aulzubauen. Derzeit 
leisten hier allein die YPG und 
YPJ gemeinsam mit einigen 
Gruppen aus der Freien Syrischen 
Armee den Widerstand gegen den 
IS.“ ‘ ' 


Muslim erklärte auch, dass die 
Meldungen, der IS habe sich aus 
Kobane zurückgezogen, nicht der 
Wahrheit entspreche. Die Stadt¬ 
teile Kaniya Kurda und Botan 
seien weiterhin unter der Kon¬ 
trolle des IS. Zudem setzten die 
Islamisten die übrigen Stadtteile 
von Kobane unter starken Rake- 
tenbeschuss. 

Asya Abdullah: Schwere Angriffe 
des IS in den letzten drei Tagen 
Die Co-Vorsitzende der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
Asya Abdullah erklärte uns gegen¬ 
über telefonisch, dass durch die 


-► 

1 .November: Internationaler Aktionstag 
für die Solidarität mit Kobane 


Der IS startete einen großen mili¬ 
tärischen Feldzug an mehreren 
Fronten gegen die kurdische 
Region Kobane in Nord-Syrien. 
Dies ist der dritte IS-Angriff auf 
Kobane seit März 2014. Weil der 
IS bei den vorherigen zwei Gele¬ 
genheiten nicht erfolgreich war, 
greifen sie nun mit stärkeren 
Kräften an und wollen Kobane 
einnehmen. 

Im Januar dieses Jahres haben die 
Kurden in Westkurdistan (Roja- 
va) kommunale Selbstverwaltun¬ 
gen in Form von drei Kantonen 
aufgebaut. Eines dieser drei Kan¬ 
tone ist Kobane. Die türkische 
Grenze liegt im Norden von Ko¬ 
bane und Sie anderen Seiten sind 
von ISIS-kontrollierten Gebieten 
umgeben. Der IS hat sich den 
Grenzen Kobanes mit schweren 
Waffen aus den USA genähert. 
Hunderttausende von Zivilisten 
werden durch den brutalsten 
Genozid der modernen Ge¬ 
schichte bedroht. Die Menschen 
von Kobane versuchen mit leich¬ 
ten Waffen den brutalsten Angrif¬ 


fen von IS-Terroristen zu wider¬ 
stehen nur mit Hilfe der Volks¬ 
verteidigungseinheiten in West¬ 
kurdistan YPG und YPJ, aber 
ohne irgendeine internationale 
Hilfe. 

Deshalb ist eine Globale Rally - 
für Kobane - für Humanität 
unverzichtbar. 

Die sogenannte internationale 
Koalition im Kampf gegen den IS 
hat dem kurdischen 'widerstand 
nicht effektiv geholfen, obwohl 
diese Staaten Zeugen des andau¬ 
ernden Massakers sind, der gegen 
Kobane ausgeführt wird, öie 
haben ihre wirklichen internatio¬ 
nalen rechtlichen Verpflichtun¬ 
gen nicht erfüllt. Einige Staaten 
in dieser Koalition, insbesondere 
die Türkei, gehören zu den finan¬ 
ziellen und militärischen Unter¬ 
stützern der IS-Terroristen im 
Irak und in Syrien. 

Deshalb ist eine Globale Rally - 
für Kobane - für Humanität 
unverzichtbar. 

Wenn die Welt Demokratie im 
Mittleren Osten will, sollte sie 


den kurdischen Widerstand in 
Kobane unterstützen. Demokra¬ 
tische Autonomie verspricht eine 
freie Zukunft für alle Menschen 
in Syrien, ln dieser Hinsicht ist 
das ‘ Modell Rojava” - die säkula¬ 
re, nicht sektiererische, demokra¬ 
tische Haltung in Rojava das 
Modell, das Einheit in Vielfalt 
praktiziert. 

Handeln Sie jetzt! 

Es ist höchste Zeit, den Global- 
Players Gründe zur Umkehr zu 
geben. 

Wir ermutigen die Menschen in 
der ganzen Welt, ihre Solidarität 
mit Kobane zu zeigen. Gehen Sie 
auf die Straßen und demonstrie¬ 
ren Sie! 

Wir bitten Sie eindringlich, sich 
an der Globalen Rally für Kobane 
zu beteiligen. 

Unterstützen Sie den Widerstand 
gegen IS - für Kobane - für 
Humanität! 

Aufruf mit Unterstützerinnen 
und erste Ankündungen bei 
civaka-azad.org 


Meldungen: 

Demokratisches Leben in den 
Zeltstädten in Suruij 

Tausende Menschen aus Kobane, 
die Zuflucht in Zeltstädten im 
Suruf Distrikt in Urfa genom¬ 
men haben nachdem die Kämp¬ 
fe in Kobane weiter eskalierten, 
bauen nun demokratische Selbst¬ 
verwaltungen in ihrer neuen 
Umgebung auf. 

Die Einwohnerinnen Kobanes, 
die in vier Zeltstädten der 
Gemeinde Suruf untergekom¬ 
men sind, haben es sich zum Ziel 
gesetzt, das demokratisch-auto¬ 
nome System der Kantone Roja- 
vas beizubehalten um einen Zer¬ 
fall und eine Desintegration ihrer 
Gesellschaft durch den andau¬ 
ernden Krieg zu verhindern. 

Die Co-Vorsitzende der Kobane 
Volksversammlung, Ayfe Efendi, 
besuchte alle vier Zeltstädte und 
berichtete, dass die Menschen die 
dort gerade leben ihr Leben 
weiterhin nach den Prinzipien 
der demokratischen Autonomie 
organisieren werden. 

Elendi erklärte, dass Vorberei¬ 
tungen begännen um Einheiten 
für Gesundheit, Bildung, Sicher¬ 
heit und wirtschaftliche Fragen 
aulzustellen. Die Arbeit hat in 
der Rojava Zeltstadt bereits 
begonnen, indem Komitees und 
Kommissionen durch die dort 
lebenden Menschen eingerichtet 
wurden. Sie ergänzte, dass auch 
in den anderen drei Zeltstädten 
die Vorbereitungen liefen, und 
dass die Menschen das System 
der Selbstorganisation an die 
Orte mitnehmen, an dem sie sich 
nun mal gerade befänden. 

(ANF, 24.10.2014, ISKU) 

DIHA Journalist verhaftet 

Mensur Küfükkarga, Reporter 
der Diele Nachrichtenagentur 
und Journalistik-Student an der 
Atatürk Universität, wurde am 
Dienstag, 21.10.2014, von der 
türkischen Polizei in seiner Woh¬ 
nung in Erzurum verhaftet. 
Zuvor berichtete er über die 
Demonstrationen in der Provinz 
Xinüs (Hirns) in Solidarität mit 
Kobane und gegen den IS, die 
seit dem 6. Oktober eine neue 
Dimension annahmen. Er wurde 
zunächst auf die Polizeiwache in 
Hirns gebracht und danach vor 
den Staatsanwalt gestellt. 
Küfükkarga wurde auf Grund 
der Aussagen einer Person verhaf¬ 
tet, die gegen eine Vielzahl Men¬ 
schen Aussagen machte, die dar¬ 
aufhin festgenommen wurden. 
Der Journalist wurde der Großen 
Strafkammer überstellt, die ihn 
formal verhaftete und in das H- 
Typ Hochsicherheitsgefängnis 
Erzurum verfrachtete. 

(ANF, 23.10.2014, ISKU) 




500. Woche der Samstagsmütter 


Die „Samstagsmütter“ versam¬ 
meln sich seit 19 Jahren jede 
Woche in Istanbul, um Aufklä¬ 
rung und Gerechtigkeit für ihre 
Angehörigen zu fordern, die der 
türkische Staat hat verschwinden 
lassen. Diese grausame Bestra¬ 
fung, die den Familien noch nicht 


einmal einen Abschluss ermög¬ 
licht, gehört zu den brutalsten 
Formen schmutziger Kriegsfüh¬ 
rung. 

An diesem Samstag werden die 
Mahnwachen zum 500. Mal 
durchgeführt werden. In Solida¬ 
rität mit den Samstagsmüttern 


finden weltweit Kundgebungen 
statt, so auch in Deutschland: 
Köln: Vor dem Kölner Dom, 12h 
Berlin: Vor der Weltzeituhr, Ale¬ 
xanderplatz, 12h 
Hamburg: HBF/Mönkebergstra- 
ße vor Saturn, 12h 
Stuttgart: Schlossplatz, 16h 


Öcalan: Mutige politische Schritte sind 
jetzt notwendig! 


Eine Delegation der Demokrati¬ 
schen Partei der Völker (HDP), 
bestehend aus den Covorsitzen- 
den Pervin Buldan und Idris 
Baluken sowie dem Istanbuler 
Abgeordneten Sirri Süreyya 
Onder veröffentlichte einen 
Bericht über ihr vierstündiges 
Treffen mit Abdullah Öcalan auf 
der Gefängnisinsel Imrali, bei 
dem dieser u.a. seine Trauer über 
die Toten vom 6. und 7. Oktober 
zum Ausdruck gebracht und 
deren Angehörigen sein Beileid 
ausgesprochen habe. 

Öcalan halte es im Hinblick auf 
den (Friedens-) Prozess für „essen¬ 
tiell, dass alle Institutionen und 
Gremien der Region, die an 
demokratische Politik, Frieden 
und eine Lösung glauben, sich der 
Frage in einer ernsthaften, verant¬ 
wortungsvollen und suchenden 
Art nähern.“ Und weiter: „Es ist 
von allerhöchster Bedeutung, dass 
alle Parteien aus diesen Vorfällen 
lernen und die entscheidende 


Wichtigkeit einer demokratischen 
Lösung verstehen und die Bemü¬ 
hungen um bleibende Verhand¬ 
lungen beschleunigen. Die Par¬ 
teien haben die Verpflichtung, 
eine stabile legale Basis zu etablie¬ 
ren. Wenn dies nicht geschieht, ist 
es unausweichlich, dass dieser 
Zeitabschnitt mit einem Coup des 
Tiefen Staates endet. Die wichtig¬ 
ste Alternative für alle Menschen, 
alle Glaubensrichtungen in der 
Region sollte eine radikale Demo¬ 
kratie sein.“ 

Im Lösungsprozess sei er bis zum 
Äußersten exponiert gewesen, vor 
allem weil die Regierung die 
Form der zu ihm aufgebauten 
Beziehung habe instrumentalisie¬ 
ren wollen. Er habe klargemacht, 
dass dieser Versuch nicht den 
anstehenden Fragen angemessen 
und „die Beschränktheit dieses 
Ansatzes dem Prozess nicht för¬ 
derlich“ sei. Dieser Prozess habe 
mit dem 15. Oktober eine neue 
Stufe erreicht und er sei optimis¬ 


tischer hinsichtlich einer erfolg¬ 
reichen Ausübung. 

Öcalan: ,AUe, die für Demokratie 
und Frieden sind, müssen ihre 
Rolle spielen. In diesem Kontext 
erachte ich das Treffen des Rates 
der Weisen und der Zweiten Frie¬ 
denskonferenz von Ankara sowie 
die daraus resultierenden Forde¬ 
rungen von absoluter Wichtig¬ 
keit. Was alle verstehen müssen 
ist, dass wir die Macht haben, die 
Dynamik, die alle von uns 
bedroht, umkehren und sicher¬ 
stellen können, dass die Völker, 
die ganze Region und die ganze 
Menschheit die Vorteile der 
Demokratie genießen können. 
Was notwendig ist, das sind Ver¬ 
trauen in Frieden und Demokra¬ 
tie, eine entschiedenere Lösung 
und mutige politische Schritte. 
Anderenfalls, trotz der Möglich¬ 
keit, universelle Lösungen zu fin¬ 
den, fürchte er den Untergang für 
die Region. 

(ANF, 22.10.2014, ISKU) 


Kampf um Kobane geht 


neuen Truppenverlegungen des IS 
nach Kobane die Angriffe in den 
letzten drei Tagen heftiger gewor¬ 
den seien. „Das hängt auch damit 
zusammen, dass in den letzten 
Tagen die Luftangriffe der Anti- 
IS-Koalition schwächer geworden 
sind“, ergänzt Abdullah. Sie 
bestätigte auch, dass über den 
Luftweg Waffenunterstützung in 
Kobane angekommen ist und 
bedankte sich dafür. 

Zu den Truppenverlegungen des 
IS in Richtung Kobane äußerte 
sich die Co-Vorsitzende der PYD 
wie folgt: „Wir hören immer wie¬ 
der, dass der IS in den Städten, 
die unter seiner Kontrolle steht, 
über Moscheelautsprecher und 
anderen Wegen die Jugendlichen 
zum Kampf gegen Kobane auf¬ 
ruft. ln Kobane werde gegen 
Amerika gekämpft, erklären sie 
den Jugendlichen. Die Jugend¬ 
lichen werden unter enormen 
psychischen Druck gesetzt, damit 
sie sich an diesem Kampf beteili- 

f en. Viele arabische Familien 
aben sich aufgrund dessen zur 
Flucht aus ihren Städten und 
Dörfern entschieden, um ihre 
Kinder von diesem Druck zu 
befreien.“ Auch berichtet Abdul¬ 
lah, dass der IS die zwei Stadtteile 
von Kobane, die er unter seine 
Kontrolle gebracht hat, zerstöre. 
In den letzten Tagen seien eine 
Vielzahl von Häuser und Woh¬ 


nungen in den Stadtteilen Kaniya 
Kurda und Botan in Brand aufge¬ 
gangen. 

„Wenn geholfen werden soll, 
muss auch den Forderungen aus 
Kobane Gehör geschenkt werden“ 
Asya Abdullah erklärte uns gegen¬ 
über, dass derzeit in der interna¬ 
tionalen Öffentlichkeit viel über 
Wege und Mittel der Unterstüt¬ 
zung für Rojava diskutiert werde, 
bemängelte allerdings, dass hier¬ 
bei zu wenig auf die konkreten 
Forderungen der Menschen aus 
Kobane Rücksicht genommen 
werde. Auch sie bestätigte, dass 
keine offizielle Ankündigung 
oder Anfrage der Peshmema für 
eine Unterstützung für die Vertei¬ 
digung von Kobane bei der YPG 
eingegangen sei und ergänzte: 
,Auch ist es nicht richtig, eine 
mögliche Erlaubnis des türki¬ 
schen Staates für die Einreise der 
Peshmerga über die Türkei nach 
Kobane so darzustellen, als sei 
damit unsere Forderung nach 
einem Hilfskorridor erfüllt wor¬ 
den.“ 

Die dringenden Forderungen aus 
Kobane seien weiterhin folgende: 
• Die Errichtung eines Korridors, 
damit die Verteidigungseinheiten 
aus den anderen Kantonen den 
Widerstand von Kobane unter¬ 
stützen können - Dieser Korridor 
sollte unter der Aufsicht der UN 
stehen 


weiter ... 

• Die Fortsetzung der Luftangrif¬ 
fe, um den Truppenverlegungen 
des IS in Richtung Kobane Ein¬ 
halt zu gebieten 

• Eine Fortführung der Waffen¬ 
unterstützung für die Verteidi¬ 
gungseinheiten von Kobane 

• Humanitäre Hilfe für die Men¬ 
schen in Kobane und diejenigen, 
die aus Kobane flüchten mussten 

Zur Verbesserung der Situation 
der Flüchtlinge aus Kobane tätig¬ 
te die PYD Co-Vorsitzende einen 
Aufruf an alle internationalen 
Hilfsorganisationen. „Die Men¬ 
schen in den Flüchtlingslagern 
brauchen dringend Unterstüt¬ 
zung. Nun bricht bald der Winter 
ein und die Menschen leben der¬ 
zeit in Zelten, die keinen Schutz 
vor Kälte bieten. Viele kehren 
deshalb auch wieder nach Kobane 
zurück, doch oftmals nur, um zu 
erkennen, dass ihre Häuser im 
Krieg zerstört worden sind. Des¬ 
halb rufen wir zur internationalen 
Hilfe für diese Menschen auf, 
damit ihre Situation in den 
Flüchtlingscamps verbessert wird, 
aber auch damit die zerstörten 
Stadtteile von Kobane bald wie¬ 
der aufgebaut werden können 
und diese Menschen wieder in 
ihre Stadt zurückkehren können“, 
so Abdullah. 

CivakaAzad, 22.10.2014 


PM: Bundesinnenministerium 
diffamiert IS-Gegner 
Aus der Pressemitteilung von 
Ulla Jelpke, MdB: 

„Das Bundesinnenministerium 
bezichtigt die kurdische Arbeiter¬ 
partei PKK, nicht besser als die 
Terrorgruppe Islamischer Staat zu 
sein. Damit wird der Kampf tau¬ 
sender Kurden gegen die Jihad- 
Terroristen diffamiert“, erklärt 
die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE, Ulla 
Jelpke, mit Blick auf einen 
Bericht des Innenministeriums 
über das PKK-Verbot. (...) 

„Der Bericht nimmt eine Gleich¬ 
setzung der PKK mit dem Islami¬ 
schen Staat vor. Das ist der rein¬ 
ste Hohn. Wörtlich heißt es in 
dem Dokument, das dem Innen¬ 
ausschuss zuging, über Kurden, 
die zum Kampf gegen den IS 
nach Syrien rekrutiert würden: 
,Das Gefährdungspotential, das 
von dieser Personengruppe aus¬ 
geht, ist quantitativ zwar gerin¬ 
ger, qualitativ aber nicht anders 
zu bewerten als das der jihadisti- 
schen Syrien-Kämpfer.“ 

Der Bericht dient dem Zweck, 
das Festhalten am PKK-Verbot 
zu begründen. Dabei fehlt jedes 
Augenmaß. Da ist von 4.500 
Strafverfahren mit PKK-Bezug“ 
seit 2004 die Rede (...)“ [aber 
ohne inhaltliche Konkretisie¬ 
rung] 

„Substanzielle Gründe für ein 
Festhalten am PKK-Verbot gibt 
der Bericht nicht her.“ (...) JEs 
werde nur über die Mobilisie¬ 
rungfähigkeit der PKK speku¬ 
liert?] 

„Ich erwarte von Bundesinnen¬ 
minister Thomas de Maiziere, 
diesen unsachlichen Bericht 
zurückzuziehen. Es wird Zeit ein¬ 
zusehen, dass das PKK-Verbot in 
jeder Hinsicht kontraproduktiv 
ist. Die Kriminalisierung der kur¬ 
dischen Befreiungsbewegung 
schadet auch dem Kampf gegen 
den IS.“ 

(Ulla Jelpke, MdB; ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

Termine: 

Für die Vielzahl an Aktivitäten 
reicht der Platz nicht aus, daher 
sei hier auf die Terminübersicht 
unter www.isku.org und civaka- 
azad.org verwiesen. 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Eine Stadt sollte den IS nicht allein bekämpfen müssen 

Wie die Türkei den Kampf 
Kobanes gegen den IS behindert 


Wir, die Menschen der syrischen 
Stadt Kobane, kämpfen nun seit 
dem 15. September. Wir kämp¬ 
fen, obwohl sowohl an Zahl als 
auch an Waffentechnik unterle¬ 
gen, gegen einen Angriff mit 
allen Mitteln der Armee des Isla¬ 
mischen Staates, auch bekannt 
als IS. 

Trotzdem die Angriffe im letzten 
Monat zugenommen haben und 
mittlerweile auch den Einsatz 
von von den USA produzierten 
Panzerfahrzeugen und Panzern 
beinhalten, war der Islamische 
Staat nicht in der Lage, den 
Widerstand der Kämpferinnen 
und Kämpfer von Kobane zu 
brechen. 

Wir verteidigen eine demokrati¬ 
sche, säkulare Gesellschaft von 
Kurdinnen, Araberinnen, Mus- 
limlnnen und Christinnen, die 
akut von einem Massaker 
bedroht sind. 

Der Widerstand von Kobane hat 
unsere ganze Gesellschaft mobi¬ 
lisiert und viele von deren 
Anführerinnen, mich einge¬ 
schlossen, sind Frauen. Diejeni¬ 
gen von uns, die an der Front 
stehen, sind sich der Behand¬ 
lung von Frauen durch den IS 
sehr bewusst. Wir erwarten von 
allen Frauen auf der Welt, uns zu 
helfen, denn wir kämpfen für 
die Rechte der Frau überall. Wir 
erwarten von ihnen nicht, dass 
sie kommen und hier mit uns 
kämpfen (auch wenn wir stolz 
wären, wenn Frauen es täten). 
Aber wir fordern die Frauen auf, 
unsere Sache an die Öffentlich¬ 


keit zu bringen, das Bewusstsein 
über unsere Situation in ihren 
eigenen Ländern zu wecken und 
ihre Regierungen unter Druck 
zu setzen, uns zu helfen. 

Wir sind der Koalition dankbar 
für ihre intensivierten Angriffe 
auf die Stellungen des IS. Diese 
Angriffe waren entscheidend, 
dessen Möglichkeiten zur Nut¬ 
zung der Panzer und schweren 
Artillerie einzuschränken. Aber 
wir haben bis zu den begrenz¬ 
ten Abwürfen von Waffen und 
Versorgungsgütern durch die 
Koalition am 20. Oktober ohne 
jegliche logistische Unterstüt¬ 
zung vom Rest der Welt 
gekämpft - diese Abwürfe müs¬ 
sen weitergehen, wenn uns 
nicht die Munition ausgehen 
soll. 

Nichts davon ändert etwas an 
der Tatsache, dass unsere Waffen 
noch immer nicht denen des IS 
entsprechen. 

Wir werden niemals aufgeben. 
Aber wir brauchen mehr als nur 
Gewehre und Granaten, um 
unserer Verantwortung gerecht 
zu werden, der Koalition im 
Kampf gegen die Dschihadistln- 
nen helfen. (...) 

Die Türkei, ein NATO-Mit¬ 
glied, hätte eine Alliierte in die¬ 
sem Konflikt sein müssen. Sie 
hätte uns einfach helfen können, 
indem sie uns die Bewegung 
zwischen den verschiedenen 
syrisch-kurdischen Gebieten 
erlaubt hätte, so wie sie uns 
erlaubt hätte, Kämpferinnen 
und Versorgungsgüter durch die 
Türkei zu bewegen. 


Stattdessen hat der türkische 
Präsident R.T. Erdogan mehr¬ 
fach unsere Kämpferinnen, die 
eine unterschiedliche und 
demokratische Gesellschaft ver¬ 
teidigen, mit dem mörderischen 
IS gleichgesetzt, erwiesenerma¬ 
ßen wegen der Kontroverse um 
die kurdische Bevölkerung in 
der Türkei. 

Letzte Woche, nachdem die 
internationale und inländische 
Kritik zugenommen hatte, 
haben türkische Verantwortliche 
erklärt, einen Korridor für eine 
kleine Gruppe irakischer 
Peschmerga-Kämpferlnnen und 
Brigaden der Freien Syrischen 
Armee nach Kobane zu öffnen. 
Aber sie erlauben immer noch 
nicht anderen syrischen Kurdin¬ 
nen, türkisches Territorium zu 
durchqueren, um zu uns zu 
gelangen. Das wurde ohne 
Abstimmung mit uns entschie¬ 
den. 

Infolgedessen kann der IS 
unendliche Mengen neuer Kräf¬ 
te und Munition heranbringen, 
wir sind immer noch von allen 
Seiten blockiert - auf drei Seiten 
vom IS, auf der vierten von tür¬ 
kischen Panzern. Es gibt Beweise 
dafür, dass türkische Kräfte dem 
IS erlaubt haben, Menschen und 
Material über die Grenze zu 
bewegen. Aber syrisch-kurdi¬ 
schen Kämpferinnen ist es nicht 
gestattet, dasselbe zu tun. 

Die türkische Regierung verfolgt 
eine antikurdische Politik gegen 
die syrischen Kurdinnen und es 
ist ihre Priorität, die kurdische 
Freiheitsbewegung in Nordsy- 


Erneute Beweise für die Unterstützung 
des IS durch den türkischen Staat 


Wieder einmal kann die Unter¬ 
stützung der Terrorgruppe Isla¬ 
mischer Staat (IS) durch die 
Türkei mit Fotos belegt werden. 
Bewaffnete Anhänger des IS 
wurden an der Grenze bei der 
Verabschiedung durch türkische 
Soldaten beobachtet. 

Die Unterstützung des IS wird 
mittlerweile international kriti¬ 
siert. Nun zeigen Fotos, die.von 
der Nachrichtenagentur DiHA 
veröffentlicht worden sind, tür¬ 
kischen Soldaten zusammen mit 
den bewaffneten Bandenmitglie¬ 


dern, bevor diese die Grenze 
nach Rojava überqueren. 

Diese Unterstützung steht in 
scharfem Kontrast zu der 
Behandlung von Dutzenden von 
Zivilisten aus Kobane, die stun¬ 
denlang von türkischen Militärs 
am Grenzübergang Murfitpinar 
aufgehalten wurden und 
dadurch ihr Leben verloren 
haben. 

Aufnahmen vom Hügel Zorava 
bei Kobane vom 22. Oktober 
2014 zeigen fünf ISIS-Mitglie- 
der an der Grenze bei der Plün¬ 
derung von Fahrzeugen, die 


Flüchtlinge aus Kobane zurück¬ 
lassen mussten. Anschließend 
machten sie sich auf den Weg in 
das von ihnen kontrollierte Sif- 
tek. Später sind zwei Banden¬ 
mitglieder dabei zu erkennen 
wie sie sich mit sieben türki¬ 
schen Soldaten unterhalten, die 
aus ihren gepanzerten Fahrzeu- 

f en gestiegen waren. Nach einer 
alben Stunde verabschieden 
sich diese und verlassen den Ort 
wieder. Während der Inhalt des 
Gesprächs unbekannt ist, ist die 
Absicht der IS-Kämpfer klar. 

ANF 27.10., ISKU 


Meldungen: 

Internationaler Aktionstag für 
die Solidarität mit Kobane 
Zum 1. November werden alle 
Menschen, die sich mit dem 
Widerstand von Kobane solida¬ 
risieren dazu aufgerufen, in 
ihren Städten Aktionen, 
Demonstrationen, Kundgebun- 

f en und andere Formen des 
rotests zu organisieren. Am 1. 
November soll überall auf der 
Welt gezeigt werden, dass der 
Widerstand von Kobane gegen 
den IS-Faschismus nicht allein 
ist. Zahlreiche Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens unter¬ 
stützen den Aufruf zur „Global 
Rally for Kobane“. ... Nur 

f emeinsam können wir den IS- 
aschismus zerbrechen. 

Aufruf und Unterstützerinnen 
bei: http: // civaka-azad.org/inter- 
nationaler-aktionstag-fuer-die- 
solidaritaet-mit-kobane/ 

Die Angriffe des IS gegen Kob¬ 
ane halten weiter an 
Auch heute, am 45. Tag der 
Belagerung Kobanes durch den 
Islamischen Staats(IS), greifen 
die Dschihadisten Kobane mit 
neuer Verstärkung und schwe¬ 
ren Waffen aus den Städten 
Rakka, Minbic, Dscharabulus 
und Gire Spi (Til Ebyad) an. 
Sämtliche Angriffe wurden 
jedoch von der YPG/YPJ 
niedergeschlagen. 

Die Volksverteidigungseinhei¬ 
ten YPG gibt in der schrift¬ 
lichen Presseerklärung bekannt, 
dass die Versuche des IS Kobane 
zu besetzen, auch am 45. Tag 
weiterhin fortgesetzt wird: „Im 
Osten von Köb ane dauerte der 
intensive Nahkampf zwischen 
der YPG/YPJ und den Einhei¬ 
ten der IS seit 24 Stunden an. 
Unsere Gegenangriffe fügten 
den Dschihadisten ernsthafte 
Schäden zu. Da die Gefechte 
derweil andauern, liegen uns 
noch keine näheren Informatio¬ 
nen vor. 

Auch der südliche Bereich von 
Kobane war einem Großangriff 
des IS ausgesetzt, der aber 
erfolgreich von unserer Volks¬ 
verteidigungseinheiten abge¬ 
wehrt und zurückgeschlagen 
werden konnte“, so die YPG 
Die Verteidigungseinheiten 
haben auch in den umliegenden 
Gebieten gegen den IS Opera¬ 
tionen durchgeführt, wie in 
dem Dorf Helinc, südöstlich, in 
Izea und Minaze im Süden von 
Kobane. Dabei wurden mehrere 
Fahrzeuge zerstört. In den letz¬ 
ten 24 Stunden wurden in Kob¬ 
ane 86 IS-Kämpfer getötet 
Nach Angaben der Pressestelle 
der YPG verloren in den Aus¬ 
einandersetzungen gegen die 




Solidarität mit Rojava. Wer wenn nicht 
wir? Wann wenn nicht jetzt? 


Seit drei Jahren entsteht in den 
überwiegend kurdischen Gebie¬ 
ten Nordsyriens („Rojava“ 
genannt) ein politisches System 
demokratischer Selbstverwal¬ 
tung. Die Bevölkerung organi¬ 
siert sich in eigenen Versamm¬ 
lungen und Räten, um ihr 
Leben über z. B. ethnische und 
religiöse Unterschiede hinweg 

f emeinsam zu gestalten. Die 
rauen spielen dabei eine zentra¬ 
le Rolle: Sie organisieren sich in 
allen Bereichen eigenständig 
und sind maßgeblich an der 
Gestaltung des Gemeinwesens 
beteiligt. 

Geschützt wird diese demokrati¬ 
sche Selbstverwaltung von den 
Selbstverteidigungskräften Roja- 
vas, der YPG und den Fraue¬ 
neinheiten der YPJ. Es waren 
diese Einheiten, die gemeinsam 
mit der PKK ezidische Kurdin¬ 
nen im September vor der men¬ 
schenverachtenden Organisa¬ 
tion Islamischer Staat (FS) aus 
dem Shengal-Gebirge gerettet 
haben. 

Die Demokratische Autonomie 
der Städte und Gemeinden 
Rojavas ist für viele Menschen 
im Nahen und Mittleren Osten 
zu einem Eloffnungsträger 


geworden. Sie beweist, dass ein 
friedliches Zusammenleben 
sowie eine gerechtere und demo¬ 
kratischere Gesellschaft möglich 
sind. Genau diese fortschritt¬ 
lichen Inhalte ziehen den Hass 
des IS auf sich. Angesichts des 
Terrors des IS sind die Men¬ 
schen von Rojava bereit, ihr 
Leben für die gemeinsame Ver¬ 
teidigung einzusetzen. 

Die Türkei versucht die demo¬ 
kratische Selbstverwaltung Roja¬ 
vas zu beseitigen. Sie hat eine 
Blockade gegen die selbstverwal¬ 
teten Gebiete errichtet, Solidari¬ 
tätsaktionen in der Türkei blutig 
unterdrückt und die Aktivitäten 
des IS toleriert oder sogar unter¬ 
stützt. Wie die Kämpfe um Kob¬ 
ane zeigen, sind aber auch 
Deutschland, die EU und die 
NATO — unabhängig von ihrer 
Position zum IS — offensichtlich 
nicht gewillt, den Überlebens- 
kampftn Rojava aktiv zu unter¬ 
stützen. Stattdessen werden die 
kurdischen Organisationen nach 
wie vor kriminalisiert. 

Die Regierungen reden zwar von 
Hilfe, aber verfolgen nur ihre 
eigenen geopolitischen Interes¬ 
sen. 


Vor diesem Hintergrund wird 
deutlich, dass wir uns nicht auf 
die Staaten verlassen dürfen. 

Es ist allerhöchste Zeit, nicht 
nur von der Solidarität mit den 
Menschen in Rojava zu reden, 
sondern sie auch in die Tat 
umzusetzen. Die Commune von 
Rojava muss erhalten bleiben - 
dies ist nur mit der Selbstvertei¬ 
digung möglich. 

Mit unserer Unterschrift spen¬ 
den wir für die Selbstverteidi¬ 
gungskräfte - YPG/YPJ - in 
Rojava und rufen alle auf, dies 
ebenfalls zu tun. Lasst die Men¬ 
schen in Rojava nicht allein, 
zeigt eure Solidarität! 

Wir unterstützen die demokrati¬ 
sche Selbstverwaltung in Rojava, 
indem wir in der aktuellen Situ¬ 
ation die Selbstverteidigungs¬ 
kräfte unterstützen. 

Verband der Studierenden aus 
Kurdistan - YXK 
Interventionistische Linke — iL 

Eine Liste mit allen Unterzeich¬ 
nerinnen, findet sich hier: 

http:// rojava-solidaritaet.net/ auf¬ 
ruh 


Nicht der türkische Staat sondern die Kurden 
verpflegen die Flüchtlinge 


Der fortdauernde Krieg in Kob¬ 
ane hat bislang knapp 200.000 
Menschen zur Flucht getrieben. 
Davon sind 121.000 über die 
Grenze in die Türkische Provinz 
Riha (Urfa) geflohen. 6.000 von 
ihnen werden mit staatlichen 
Mitteln versorgt, 115 000 allein 
durch die Mittel der Stadtverwal¬ 
tung der kurdischen Partei DBP 
verpflegt. Der Bürgermeister 
Ismail Kaplan erklärte im Inter¬ 
view, dass die Stadtverwaltung 
sich darum bemühe, den Flücht¬ 
lingen, die in Häusern oder Zel¬ 
ten untergebracht wurden, drei 


warme Mahlzeiten am Tag zur 
Verfügung zu stellen. 

Die Lebenssituation der Flücht¬ 
linge widerspricht den Verspre¬ 
chen der türkischen Regierung. 
Die Aussage von Erdogan und 
Davutogulu, wonach die Türkei 
die Flüchtlinge aus Kobane „mit 
offenen Armen empfangen" wür¬ 
den, haben mit der Realität nichts 
gemein. Davon könne in der Pra¬ 
xis nicht die Rede sein, erklärt 
Kaplan. Hier sei die eigentliche 
Herangehensweise des türkischen 
Staates an die Kurdenproblematik 
zu erkennen. 


In einigen Regionen Rihas habe 
sich die Bevölkerungszahl verdop¬ 
pelt, was die DBP vor große Her¬ 
ausforderungen stelle und wes¬ 
wegen diese mittlerweile auch in 
anderen Städten der Region 
untergebracht werden. Insgesamt, 
so Kaplan, sei die Versorgung der 
Flüchtlinge daher nur durch die 
Hilfe zivilgesellschaftlicher Grup¬ 
pen, der Partei der Demokrati¬ 
schen Völker HDP, und der Soli¬ 
darität der Menschen Vorort zu 
handhaben. 

ANHA, 27.10., ISKU 


Wie die Türkei den Kampf Kobanes gegen 


rien zu unterdrücken. Sie wol¬ 
len, dass Kobane fällt. 

Wir standen der Türkei niemals 
feindselig gegenüber. Wir wollen 
sie als Partnerin, nicht als Fein¬ 
din, und wir glauben, dass es 
auch im Interesse der türkischen 
Regierung liegt, lieber eine 
Grenze mit einer demokrati¬ 
schen Verwaltung als mit dem IS 
zu haben. 

Die westlichen Regierungen 
sollten ihren Druck auf die Tür¬ 
kei verstärken, damit diese einen 
Korridor für syrisch-kurdische 
Kräfte und deren schwere Waf¬ 
fen öffnet, um die Verteidigerin¬ 


nen von Kobane über ihr Terri¬ 
torium erreichen zu können. 
Wir sind der Überzeugung, dass 
ein solcher Korridor statt für 
den sehr begrenzten Transport 
anderer Kämpferinnen unter der 
Aufsicht der Vereinten Nationen 
geöffnet werden muss. 

Wir haben bewiesen, dass wir 
eine der wenigen effektiven 
Kräfte sind, die den IS in Syrien 
bekämpfen. Wenn wir ihn unter 
leichen Bedingungen treffen, 
esiegen wir ihn immer. Wenn 
wir mehr Waffen hätten und 
sich mehr Kämpferinnen aus 
anderen Orten Syriens anschlie¬ 
ßen könnten, wären wir in der 


Lage, dem IS einen tödlichen 
Schlag zu versetzen, einen 
Schlag, der letzten Endes zu sei¬ 
ner Auflösung in der ganzen 
Region führen würde. 

Die Menschen von Kobane 
brauchen die Aufmerksamkeit 
und die Hilfe der Welt! 

Meysa Abdo ist auch unter dem 
Kampfnamen Narin Affin 
bekannt, sie ist Kommandantin 
des Widerstands von Kobane. 

Meysa Abdo, 28.10.2014 
http://www.nytimes.com/20l4/10/ 
29/ opinion/ turkeys-obstruction-of- 
kobanis-battle-against-isis,html?_r=0 


Terrorbanden des IS auch 16 
Kämpferinnen der Verteidi¬ 
gungseinheiten ihr Leben. 

ANF, 30.10., ISKU 

Nordkurdistan: Bevölkerung 
stoppt Militäroperation 

Die türkische Armee hat am 
Dienstagabend mit einer Ope¬ 
ration am Berg Cüdi in Nord¬ 
kurdistan/Türkei begonnen. 
Berichten zufolge wurde die 
Operation mit Helikopter 
unterstützt, auch Schussgeräu¬ 
sche waren zu vernehmen. 
Nachdem die türkische Militär¬ 
operation offenkundig wurde, 
beschloss die Bevölkerung von 
Silopi, eine Kreisstadt in der 
Provinz §irnax, sich am selben 
Abend auf den Weg zum 
umkämpften Gebiet zu 
machen, ln der Nähe des Dor¬ 
fes Uyanik versuchten türkische 
Soldaten eine Blockade zu 
errichten, um sie aufzuhalten. 
Aufgrund des entschlossenen 
Widerstands der Bevölkerung, 
zogen sich die Soldaten zurück, 
soaass sie den Cüdi-Berg errei¬ 
chen und der Militäroperation 
ein Ende setzen konnten. 

Die Bevölkerung blieb bis zum 
späten Abend Vorort und 
machte sich anschließend auf 
dem Weg zurück ins Stadtzen¬ 
trum. ANF 28.10., ISKU 

Türkische Soldaten eröffnen das 
Feuer auf Jugendlichen an der 
Grenze von Kobane 

Mustafa Xelil, der sich an der 
Grenze von Kobane befand, 
wurde durch Schüsse der türki¬ 
schen Soldaten verwundet. 
Dabei wurde sein Kiefer gebro¬ 
chen und ein Teil seiner Zunge 
abgetrennt. Er konnte nach der 
ersten Behandlung in Pirsüs 
(Suru^) zur medizinischen 
Fakultät der Diele Universität 
nach Amed transportiert werden. 

ANF, 30.10., ISKU 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

Termine: 

Für die Vielzahl an Aktivitäten 
reicht der Platz nicht aus, daher 
sei hier auf die Terminübersicht 
unter www.isku.org und civaka- 
azad.org verwiesen. 
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gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
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Spaldingstr. 130-136 
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Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 


net unter: 

www.isku.org 
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Widerstand gegen die Drohungen 
und Angriffe der AKP verstärken 

Die Co-Präsidentschaft des Exe- Grund, wieso die entschiedenen Methoden die einzigen seien, 
kutivkomitees der Gemein- Schritte der kurdischen Bewe- die bisher nicht zur Lösung der 
schaft der Gesellschaften Kurdi- gung und ihrer Führung weiter- kurdischen Frage herangezogen 
stans (KCK) warnte in einer hin unbeantwortet bleiben.“ wurden. Stattdessen werden 
schriftlichen Erklärung vor der Mit dem Flinweis auf die Kurdinnen und andere Men¬ 
provokativen und aggressiven repressive Geisteshaltung des sehen, die Widerstand leisten, 

Haltung des AKP-Staates und ÄKP-Staates erklärte die KCK, weiterhin verhaftet und getötet, 
seiner parteilichen Presse gegen- dass diese eine Feindseligkeit „Die AKP verfolgt offensicht- 
über efer Partei der Demokrati- und Bösartigkeit gegenüber den lieh eine feindliche Politik 
sehen Völker (HDP) und den Menschen in der Türkei und gegenüber den Kurdinnen und 
legalen kurdischen Parteien. ihrer Zukunft darstelle und nimmt diese aggressive Haltung 
Diese wird die Türkei in eine ergänzte: „Es ist offensichtlich, gegenüber der Existenz, der 
Systemblockade führen. dass die kontinuierlichen Dro- Fortschritte und der Freiheit 

Die KCK wies darauf hin, dass hungen und Bemerkungen wie der Kurdinnen nicht nur 
der türkische Ministerpräsident ,unsere Geduld hat ihre Gren- gegenüber Nordkurdistan ein, 

Ahmet Davutoglu und der tür- zen‘ darauf hinzielen, einem sondern gegenüber allen Teilen 
kische Präsident Tayyip Er- neuen sozialen Genozid und Kurdistans, wie sich in Rojava 
dogan keine Gelegenheit auslie- Methoden der speziellen“ und Kobane zeigt. Die F)ro- 
ßen, Kurdinnen zu beleidigen Kriegsführung den Weg zu hungen, die von ihr geäußert 
und zu bedrohen. Damit zielen bereiten. Der türkische Staat ist werden, zielen auf die Vernich- 
sie auf alle Menschen ab, die der kurdischen Frage nun seit tung der kurdischen Freiheits- 
gegen die oligarchische und 40 Jahren mit dieser Geisteshai- bewegung und die Unterdrük- 
monistische Geisteshaltung der tung begegnet. Es ist auch kung der legalen kurdischen 
AKP Widerstand leisten. offensichtlich, dass die Beibe- Politik und der HDP“, fügte 

Die KCK kritisierte auch haltung dieser Politik die AKP die KCK hinzu. 

Erdogans Drohung, die Kurdin- an den Rand des Zusammen- Die Co-Präsidentschaft des Exe- 
nen sollten seine Geduld nicht bruchs bringen wird, genauso kutivkomitees der KCK beende- 
auf die Probe stellen: „Es ist wie es anderen Parteien ergan- te ihre Erklärung mit der Beto- 
offensichtlich, dass Erdogan gen ist. Dies wird ein Verlust nung, dass die Kurdinnen und 
schon wieder die aktuelle Ent- für die AKP selbst werden, Kurden und die revolutionären 
wicklung im Mittleren Osten, nicht für die kurdische Bevölke- Kräfte der Türkei den Wider- 
der Türkei und Kurdistan ange- rung.“ stand gegen die Drohungen und 

sichts des Widerstandes in Kob- Die KCK betonte, dass demo- Angriffe der AKP verstärken 
ane verkennt. Das ist der kratische und zivilpolitische werden. (ANF, 4.11., ISKU) 

Bayik: Die Kobane-Pläne der AKP 
sind ins Wasser gefallen 

Im Interview mit dem Fernsehsen- teil ist eingetreten und die Erwar- agiert. Und hierfür benutzt sie 
der Sterk TV erklärt der Kovorsit- tungen dieser Kreise wurden den IS. 

zende des KCK-Exekutivrates getäuscht. So mussten alle, die in Das zweite Ziel der AKP ist, an 
Cemil Bayik, wie der erfolgreich Ihren Pläne von einer Einnahme Einfluss in Syrien, dem Irak und 
anhaltende Widerstand von Kob- Kobanes durch den IS ausgegan- im gesamten Mittleren Osten zu 
ane die Pläne der türkischen Regie- gen waren, nun neue Pläne gewinnen. Denn ihr bisheriges 
tung für die Region zunichte schmieden und bei diesen den Hegemoniebestreben in der 
gemacht hat. (Teil I) Widerstand von Kobane berück- Region ist mit ihrer gescheiterten 

sichtigen. Außenpolitik gegen die Wand 

Der Widerstand von Kobane ist Wir sind fest davon überzeugt, gefahren. Nun versucht sie über 
bald zwei Monate alt. Die Tatsa- dass hinter dem Krieg gegen den IS erneut an Einfluss zu 
che, dass dem Ansturm des Islami- Kobane der türkische Staat und gewinnen. Sie will über den IS an 
sehen Staates IS solange erfolgreich die AKP-Regierung stecken. Mit Verhandlungsmacht gewinnen, 
standgehalten wird, hat neue Ent- diesem Krieg verfolgt die Türkei wenn es Diskussionen über die 
Wicklungen für die gesamte Region gewisse Ziele. Ihr erstes Ziel ist es, Region geht. Und um an diese 
mit sich gebracht. Was denken Sie, die Verwaltung des Kantons Macht zu gelangen, will sie die 
welche Pläne und Berechnungen Kobane zu vernichten. Denn sie Kurdinnen und Kobane opfern. 
hinter dem Krieg gegen Kobane wissen genau, dass wenn in Roja- Der Krieg in Kobane ist also ein 
stecken? va die Kurdinnen einen Status Krieg, an dem die Türkei maß- 

Zunächst einmal denke ich, dass erlangen, dies zwangsläufig auch geblich beteiligt ist. Sie bezweckt 
die meisten Kreise nicht davon die Türkei zu einer Anerkennung eine ethnische Säuberung in 
ausgegangen sind, dass der der Kurdinnen in Nordkurdistan Kobane. Dort sollen alle Kurdin- 
Widerstand von Kobane so drängen wird. Und genau das nen und Kurden vertrieben und 
erfolgreich sein könnte. Viele will die AKP-Regierung auf jeden eine arabische Bevölkerung ange- 
haben gedacht, dass die Stadt in Fall verhindern, was letztlich siedelt werden. Und diese arabi- 
wenigen Tagen in die Hände des auch erklärt, weswegen sie so sehe Bevölkerung soll sich aus der 
IS fallen würde. Aber das Gegen- gegen die Kurdinnen in Rojava Anhängerschaft des IS speisen. 


Meldungen: 


Türkisches Gericht verurteilt 
YPG Kämpfer zu 7,5 Jahren 
Haft 

Der zweite Strafgerichtshof von 
Merdin hat ein Mitglied der 
Volks Verteidigungseinheiten 
(YPG) zu einer siebeneinhalb¬ 
jährigen Haftstrafe verurteilt. 
Dieses Urteil ist das erste dieser 
Art gegen ein Mitglied der 
YPG, die als Verteidigungsein¬ 
heiten in den drei Kantonen 
von Rojava agieren. Die betrof¬ 
fene Person soll nach einer Ver¬ 
letzung im vergangenen Jahr 
zur Behandlung in die Türkei 
gebracht worden sein, wo sie 

f emeinsam mit einer weiteren 
erson verhaftet und wegen 
"Mitgliedschaft in einer bewaff¬ 
neten Terrororganisation" nun 
verurteilt wurde. Die zweite 
Person wurde zu einer Haftstra¬ 
fe von fünf Jahren verurteilt, 
weil sie sich auf das sog. Reue¬ 
gesetz berief. Zwei weitere 
Angeklagte, die beim Grenz¬ 
übertritt von verletzten YPG 
Kämpferinnen und Kämpfern 
geholfen haben sollen, wurden 
indes freigesprochen. Das Urteil 
gegen beide Personen wurde 
bereits am ersten Verhandlungs¬ 
tag am zweiten Strafgerichtshof 
von Merdin ausgesprochen. 

Mit diesem Urteil hat die 
Gleichsetzung des IS mit der 
YPG durch den türkischen 
Staatspräsidenten Recep Tayyip 
Erdogan auch seinen Widerhall 
in den türkischen Gerichten 
gefunden. Das Gericht stellte 
eine vermeintliche Verbindung 
zwischen der YPG und der 
PKK/dem KCK dar, um das 
Urteil zu begründen. 

(Ev, 31.10., ISKU) 

YPG verzeichnet Erfolge 
in Sere Kaniye 

Die Volksverteidigungseinhei¬ 
ten (YPG) haben am 3. Novem¬ 
ber eine großangelegte Militä¬ 
roffensive gegen die Terrorgrup¬ 
pe Islamischer Staat (IS) in Sere 
Kaniye (Ras al-Ain) begonnen. 
Die Pressestelle der YPG hat 
nun eine erste Bilanz der fort¬ 
laufenden Offensive veröffent¬ 
licht. 

Der schriftlichen Erklärung der 
YPG zufolge wurden bei der 
anhaltenden Offensive bisher 
die Dörfer Migran, Timat, 
Dibe, Duadan und Emadan 
und 25 Weiler in der Stadt 
Serekaniye von der Terrormiliz 
IS befreit. 

Nach Angaben der YPG sollen 
ihre Einheiten auch die Kon¬ 
trolle über einen strategischen 
Hügel nahe dem Dorf Ayla 
übernommen haben. Dabei 
seien 13 IS-Terroristen getötet 
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Europäische Linke startet Kampagne för Kobane 
und für die Aufhebung des PKK-Verbots 


Die Parteien der Europäischen 
Linken (EL) haben bei einem 
Treffen ihres Vorsitzes in Athen 
beschlossen, eine Kampagne für 
ökonomische und politische 
Unterstützung Kobanes und die 
Streichung der PKK von der 
EU-Liste terroristischer Organi¬ 
sationen zu starten. 

Der Präsidentenrat der EL traf 
sich in Athen und thematisierte 
unter anderem Kobane und die 
PKK. Die EL ist ein Zusammen¬ 
schluss sozialistischer, kommu¬ 
nistischer, rot-grüner und links¬ 
demokratischer Parteien aus ver¬ 
schiedenen EU-Staaten und Bei¬ 
trittskandidaten. 

Der Präsident der EL, gleichzei¬ 
tig Vorsitzender der französi¬ 
schen kommunistischen Partei, 
Pierre Laurent, verlas eine Soli¬ 
daritätserklärung mit Kobane. 
Laurent besuchte mit einer 
Delegation die Kobane Grenzre- 
ion, Suruc und Amed vom 27. 
is 29. Oktober. An der Delega¬ 
tion nahmen Vertreterinnen lin¬ 
ker Parteien aus Deutschland, 


Dänemark, Griechenland und 
Italien teil. 

Teilnehmerinnen der Delega¬ 
tion gaben in Athen einen 
Bericht ihrer Eindrücke. Der 
Präsident der türkischen Partei 
der Freiheit und Solidarität 
(ÖDP) nahm an dem Treffen 
teil. Der Europäische Vertreter 
der HDP, Eyyüp Doru, gab als 
Gastredner eine einstündige Prä¬ 
sentation über die aktuelle Lage 
in Kobane sowie das Rojava- 
Modell und die generelle Situa¬ 
tion der Kurden. 

Drei Beschlüsse wurden in Folge 
getroffen. 

Einerseits der Beginn einer 
Kampagne der politischen und 
ökonomischen Hilfe für Kob¬ 
ane. 

Zweitens, dass diese Hilfe über 
die DBP-Stadtverwaltungen 
geleitet werden solle. EL Präsi¬ 
dent Laurent stellte fest, dass die 
bisherige Hilfe, die über andere 
Kanäle geleitet wurde, nicht ihr 
Ziel erreichte. Er erklärte, dass 
von den über 100.000 Flücht¬ 


lingen, die bisher Kobane verlas¬ 
sen mussten, nur sechs bis sie¬ 
ben Tausend Hilfe durch die 
Zentralregierung erhielten, wäh¬ 
rend der Rest im Verantwor¬ 
tungsbereich der Stadtverwal¬ 
tungen liegt. Laurent erklärte 
weiter, dass den Stadtverwaltun¬ 
gen bisher keine ausreichenden 
Ressourcen zur Verfügung 
gestellt wurden, um derartige 
Zahlen bewältigen zu können. 
Der Kampf in Kobane, so Lau¬ 
rent und andere Mitglieder der 
Delegation, ist ein Kampf für 
Menschlichkeit und für die 
Menschen. 

Die dritte Entscheidung des Prä¬ 
sidentenrats betraf cue PKK. 
Eyyüp Doru berichtete, die EL 
wird eine Kampagne starten, um 
die PKK von der EU-Liste der 
„terroristischen Organisation“ 
zu streichen. 

Die Beschlüsse der EL wurden 
bei der Athener Demonstration 
im Rahmen des Globalen Kob¬ 
ane Aktionstages bekanntgege¬ 
ben. (ANF, 1.11., ISKU) 


-^Bayik: Die 

Wie bewerten Sie vor diesem 
Hintergrund die Ankunft der Pesh- 
merga-Einheiten in Kobane? 

Als der IS den Kurdinnen den 
Krieg erklärt hat, haben die Kurd¬ 
innen hiergegen eine gemeinsame 
Verteidigung auf die Beine 
gestellt. So sind unsere 
Guerillakräfte nach §engal, Max¬ 
mur, Lalisch und weitere Orte 
gereist, um dort die Errungen¬ 
schaften der Bevölkerung gegen 
den IS mitzuverteidigen. Aus 
unserer Sicht war das wichtig, 
denn es hat sich gezeigt, dass diese 
gemeinsame Verteidigung in der 
Lage ist, die Kurdinnen und die 
anderen Bevölkerungsgruppen 
der Region gegen den IS zu ver¬ 
teidigen. Nun ist es aus unserer 
Sicht genauso wichtig, dass die 
Peshmergakräfte aus Südkurdi¬ 
stan bei der Verteidigung von 
Kobane Unterstützung leisten 
Diese gegenseitige Unterstützung 
ist von großer Bedeutung und 
auch so von der kurdischen 
Bevölkerung gewünscht und 
gefordert. Ich denke auch, dass 
sich niemand gegen diese Forde¬ 
rung stellen kann. 


Aber wie ist in diesem Kontext die 
Haltung der AKP zu verstehen? Sie 
hat ja die Peshmergakräfte über 
türkisches Staatsgebiet nach Kobane 
gelangen lassen. 

Ich habe ja anfangs erwähnt, dass 
die AKP mit dem IS Kobane zu 
Fall bringen und anschließend 
arabisieren wollte. Das ist auch 
der Grund, weshalb Erdogan per¬ 
manent sagt: „Der Ort heißt 
nicht Kobane, sondern Ain al- 
Arab.“ Er will damit sagen, dass 
Kobane aus seiner Sicht arabi¬ 
sches Territorium ist. Vielleicht 
offenbart er durch diese Aussagen 
auch unabsichtlich sein eigentli- 


Kobane-Pläne der AKP... 


ches Ziel, dort eine ethnische Säu¬ 
berung durchzuführen. 

Und mit dem Durchlässen der 
Peshmerga will er dieses Ziel ver¬ 
schleiern? 

Ja, damit hat es auch zu tun. Aber 
noch mehr hat es damit zu tun, 
dass die AKP sich mit dieser Poli¬ 
tik außenpolitisch ins Abseits 
manövriert hat. Die AKP hat das 
wahre Gesicht des türkischen 
Staates in den letzten Wochen vor 
der gesamten Welt selbst ent¬ 
blößt. Nun will sie mit diesem 
Schritt versuchen, ein wenig ihr 
Image wieder aulzupolieren. 

Fakt ist auch, dass die AKP auf 
die Unterstützung der Kurdinnen 
angewiesen ist. Denn ohne diese 
Unterstützung sieht es spätestens 
bei den kommenden Wahlen im 
Jahr 2015 für sie nicht gut aus. 
Das Bild der AKP hat sich aller¬ 
dings auch unter ihrer kurdischen 
Wählerschaft durch ihre Politik 
gegenüber Kobane nochmal deut¬ 
lich verschlechtert. Das versucht 
sie nun aulzubessern. 

Außerdem gibt international 
einen großen Druck auf die AKP, 
damit sie ihrer Rolle in der Anti- 
IS-Koalition gerecht wird und in 
diesem Rahmen auch einen Kor¬ 
ridor nach Kobane aufmacht. 
Hiergegen hat sich die Türkei 
zunächst strikt gewehrt. Dann hat 
sie gemerkt, welchen Schaden sie 
durch ihr Widersetzen an sich 
selbst anrichtet und nun versucht 
sie irgendwie aus der Sackgasse, in 
die sie hineingefahren ist, wieder 
herauszukommen. Aus diesem 
Grund hat sie gefordert, dass die 
Peshmerga und die Freie Syrische 
Armee (FSA) für den Kampf 
gegen den IS nach Kobane gelan¬ 
gen. Nur in diesem Falle könnte 
sie einen Korridor für Kobane 


aufmachen. Dann, als die Pesh¬ 
merga vor den Toren von Kobane 
angekommen sind, hat die AKP 
sie dort tagelang aulgehalten und 
dieses Mal erklärt, dass die Pesh¬ 
merga nur reingelassen werden, 
wenn auch die FSA in Kobane 
ankommt. Dabei kämpft ein Teil 
der FSA seit Wochen gemeinsam 
mit der YPG gegen den IS in 
Kobane. Diejenigen Teile der 
FSA, die das nicht taten, waren 
die, die eher unter der Kontrolle 
der Türkei stehen. Wir wissen, 
dass es sowohl innerhalb der FSA 
als auch innerhalb des IS türki¬ 
sche Einheiten gibt, die dem 
,Amt für besondere Kriegsfüh¬ 
rung“ (trk. Ozel Harp Dairesi; 
gegründet zu Zeiten des Kalten 
Kriegs für die türkische Sektion 
der Gladiostrukturen innerhalb 
der NATO; offiziell 1992 aufge¬ 
löst, soll aber faktisch angebun¬ 
den an den türkischen General¬ 
stab fortbestehen) unterstehen. 
Mit diesen Einheiten hat sie den 
IS in den Krieg gegen Kobane 
geführt. Sie sieht, dass dieses Ziel 
nun wohl eher nicht mehr zu 
erreichen ist und ist deshalb in 
ihrer Strategie umgeschwenkt. 
Nun will sie durch die Einheiten 
der FSA, die ihr unterstehen, 
Kobane von innen heraus unter 
ihre Kontrolle bringen. 

Und wird das mödich sein? 

Auf keinen Fall. Der Widerstand 
von Kobane hat sich mittlerweile 
international einen Namen 
gemacht. Und solch einen Wider¬ 
stand wird man weder von außen 
noch von innen in die Knie zwin¬ 
gen können. Das liegt auch 
daran, dass der Widerstand von 
Kobane und seine internationale 
Unterstützung immer weiter 
wachsen. (STV/CA, 3.11., ISKU) 


sowie eine hohe Anzahl an Waf¬ 
fen und Munition erbeutet 
worden. 

Zudem sollen die YPG-Kräfte 
auch eine Offensive im Dorf 
Rawiya, in der eine Gruppe von 
IS-Terroristen versuchte einen 
Graben zu bauen, gestartet 
haben. Es liegen bisher keine 
Informationen über Tote und 
Verletzte aus dem Dorf vor. 

(ANF 5.11., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
STV SterkTV 

CA Civaka Azad 

Ev Evrensel 


Termine: 

Für die Vielzahl an Aktivitäten 
reicht der Platz nicht aus, daher 
sei hier auf die Terminübersicht 
unter www.isku.org und civaka- 
azad.org verwiesen. 


Kampagne "Bücher für Rojava" 
gestartet 

Mit dem Ziel, eine mehrsprachi¬ 
ge Bibliothek für die erste kurdi¬ 
sche Universität in Rojava - die 
Sozialwissenschaftsakademie 
Mesopotamien — zu errichten, 
starten wir, als eine Gruppe von 
Studierenden aus Nordkurdi¬ 
stan, der Türkei und Europa, 
eine Bücherkampagne. Unser 
Ziel ist es Bücher in allen Spra¬ 
chen und überall auf der Welt zu 
sammeln, um sie dann der Sozi¬ 
alwissenschaftsakademie Meso¬ 
potamiens, die am 2.September 
2014 in Qamishlo im Kanton 
Jazira in Westkurdistan (Nordsy¬ 
rien) eröffnet wurde, zu spenden. 
Menschen aus dem Ausland 
haben zwei Möglichkeiten, Teil 
der Kampagne zu werden: (1) sie 
können die Bücher sammeln 
und per Post an die unten 
genannte Adresse des kurdischen 
Instituts in Istanbul senden oder 
(2) sie senden direkt übers Inter¬ 
net die Bücher an die unten 
genannte Adresse des kurdischen 
Instituts. 

Sie können die Bücher an folgen¬ 
der Adresse senden: 

Istanbul Kürt Enstitüsü 
Cibali Mahallesi, Atatürk 
Bulvart, Unlü I§ Merkezi, A 
Blök, Kat: 3, Unkapam, 

Fatih, Istanbul 
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KCK: Wir wollen keinen Krieg Meldung “ : 

O Narin Afrin: Wir werden 


Cemil Bayik, Kovorsitzender des und wollen neue Hoffnung, auf- 
Exekutivrats der Gemeinschaft der keimen lassen. Das ist die letzte 
Gesellschaften Kurdistans KCK, Gelegenheit der Türkei. Die neue 
sprach mit der Journalistin Nazan Generation in Kurdistan ist 
Ozean von der türkischsprachigen eigentlich im Geiste und Herzen 
Zeitung„Yurt Gazetesi“ und nahm schon losgelöst. Dieses Verhalten 
Stellung zum Friedensprozess mit könnte zur physischen Loslösung 
der Türkei. Bayik bemerkte, dass der Kurden fuhren. Wenn dies bis 
die türkische Regierungkein wirkli - jetzt nicht geschehen ist, dann ist 
ches Interesse an einer Lösung zeige: das den Anstrengungen von 
,Aus Respekt vor den Völkern der Herrn Öcalan zu verdanken, so 
Türkei wollen wir den bewaffneten Bayik. 

Kampf nicht neu entfachen. Doch 

die Türkei muss wissen, dass dies die Ohne Öcalan wären die 

letzte Gelegenheitfür eine friedliche Proteste weitergegangen 

Lösung ist. “ Wir dokumentieren die Rund um die Ereignisse in Kob- 
Veröjftntlichung der Nachrichtena - ane sei eine große Bewegung ent- 

gentur DIHA. Die Übersetzung standen. Wenn der Brief mit dem 
wurde stark gekürzt. Aufruf von Abdullah Öcalan 

nicht gekommen wäre, dann 
AKP will keine Lösung wären die Proteste vom 6. und 7. 

Es gibt so etwas wie den Friedens- Oktober in die nächst höhere 

prozess nicht, so Bayik. Wenn Stufe übergegangen. Öcalan wolle 

manche unserer Freunde erklären die Türkei nicht bedrängen, er 

„Der Friedensprozess sei einge- will keine Lösung erzwingen. Er 

stellt“, dann meinen sie dies. Die zeige gegenüber den Völkern der 

AKP hatte nie den Willen zu Türkei Respekt und will nicht, 

einer Lösung des Konfliktes. Sie dass die Menschen unter schwie- 

hat den von uns einseitig betrie- rigen Bedingungen leben müssen, 

benen Anstrengungen keinerlei Das sollten die Menschen in der 

Bedeutung geschenkt und somit Türkei und der Präsident der 

diesen Prozess selbst beendet. Das Republik anerkennen, so Bayik. 
ist die Realität. 

AKP Verantwordich 

Roadmap nicht erhalten für die Proteste 

Meldungen, wonach die PKK Nicht nur die Jugend, sondern 

eine Roadmap oder einen Plan die ganze Gesellschaft weiß, dass 

zur Umsetzung des Friedenspro- die AKP unsere Bewegung elimi- 

zesses [von der Regierung] erhal- nieren will und alles unternimmt, 

ten haben soll, dementiert Bayik. um ihre Macht zu stärken. Daher 

Auch wenn dies behauptet wird, komme auch diese Wut, die wir 

es entspreche nicht der Realität. am 6. und 7. Oktober erlebt 

haben, erklärte Bayik. Diese mas- 
Dieser Prozess ist die letzte siven Proteste seien aufgrund der 

Gelegenheit für die Türkei Politik der Regierung zustande 

Bei der AKP gäbe es keine positi- gekommen. Für die Ausschrei- 

ve Haltung zur Lösung dieses tungen ist nicht die HDP verant- 

Konfliktes. v7enn es eine wirkli- wörtlich, sondern die Regierung 

che Veränderung ihrer Haltung wegen ihrer Unterstützung des 

gegeben hätte, dann wäre kein Islamischen Staates. 

Gesetz unter dem Namen „Been- Es gibt soziologische Tatsachen, 

digung des Terrorismus“ ins Par- ln Kurdistan wurden tausende 

lament gebracht worden, so Dörfer zerstört, verbrannt und 

Bayik. Es ist nun offensichtlich, die flüchtenden Menschen wur- 

dass die AKP auf internationaler den obdachlos. Sie wurden nir- 

Ebene sehr bedrängt sei. Das poli- gendwo untergebracht. Es ist 

tische Klima, das sie produzieren, ihnen nicht erlaubt zu arbeiten - 

bringt die Türkei an den im Gegenteil, Firmen wurden 

Abgrund. Jetzt, da sie internatio- aufgefordert, ihnen keine Anstel- 

nal in Bedrängnis geraten, und lung zu geben, 

die Kurden im Aufwind sind, ver- Diese Menschen wurden zum 

suchen sie neue Täuschungsma- Hungern verdammt, sie holen ihr 

növer. Der Ministerpräsident täglich Brot aus den Mülleimern. 

Davutoglu erklärte, dass sie bis Diese Jugendlichen wuchsen mit 

dato den Friedensprozess mit der Hunger, Unterdrückung, Armut, 

HDP beschriften hätten. Von Folter, Verachtung, Massakern 

nun an wollten sie diesen Weg und bis dato ungeklärten Morden 

mit der Bevölkerung und deren auf und sind daher wütend auf 
Vertreterinnen gehen. Damit den Staat. Diese Wut zeigen sie 

meine er, dass sie andere in diesen unter verschiedensten Bedingun- 

Prozess einbinden wollen. Sie gen. Wir versuchen diese Wut 

wollen den Menschen weis und Entrüstung zu kontrollieren 

machen, dass das etwas Neues sei, und in richtige Bahnen zu leiten. 


Wie schon erwähnt, hat Herr Kobane befreien 
Öcalan einen Aufruf veröffent- YPJ-Befehlshaberin Narin Afrin 
licht. Unsere Bewegung hat Stel- betonte, dass der Widerstand in 
lung bezogen. Wir wollten nicht, Kobane von Frauen angeführt 

dass diese Bewegung, die ganz wird. Während eines Telefonats 

klar ihre Daseinsberechtigung mit kurdischen Politikern, die 

hat, unter ein falsches Licht gerät, sich in Paris trafen, um die 

Wir haben gesagt, dass man vor Unterstützung der belagerten 
Infiltrationen seitens des Staates Stadt Kobane zu planen, stellte 

aulpassen muss. Der Staat weiß Afrin klar: „Wir werden Kobane 

um die Jugendlichen Bescheid, verteidigen.“ 
und wie man durch Infiltrationen Narin Afrin ist Befehlshaberin 
Massen an Jugendlichen für der Frauenverteidigungseinhei- 
Aktionen mobilisiert, die von der ten (YPJ), die den belagerten 
Bevölkerung des Landes verachtet Kanton Kobane im Westen Kur¬ 
werden. Mit dieser Art von Ver- distans verteidigen. Die kurdi- 
halten wird versucht, die Bewe- sehen Streitkräfte, so Afrin, 

gung schlecht vor den Augen der machen Fortschritte im Kampf 

Bevölkerung darzustellen. Damit gegen die Banden des sogenann- 

bezwecken sie, dass Kurden gegen ten Islamischen Staats im Irak 

Türken und Türken gegen Kur- und Syrien (IS): „Wir sind dazu 

den kämpfen, aber auch demo- bestimmt, Terrorismus und 

kratische Kräfte gegen die herr- Extremismus zu zerschlagen.“ 

sehenden Kräfte sollen kämpfen. (DIHA, 11.11., ISKU) 

Diese Fallen müssen verstanden 

werden und sind von der Bevöl- Türkische Armee ermordet Frau 
kerung mit Vorsicht zu genießen, an Grenze zu Kobane 
erklärte Bayik. Am vergangenen Donnerstag hat 

das türkische Militär die 28-jäh- 
Wir stehen zu allem, was wir tun rige Kader Ortakkaya an der 

Dass die in Bingöl getöteten Per- Grenze zu Kobane ermordet, 

sonen mit der Ermordung der Ortakkaya nahm an der Grenze 

Polizisten nichts zu tun hatten, an einem Protest teil, zu dem die 

konnte bewiesen werden. Die „Initiative der freien Kunst“ auf- 

Bewegung verwendet keine gerufen hatte. So sollte eine 

HandJanger für ihre Aktionen, grenzüberschreitende Menschen- 

Die Regierung jedoch verwendet kette die Solidarität der Men¬ 
sehr wohl eine solche Praxis. Sie sehen aus Nordkurdistan mit den 

haben sowohl im rechten als auch Menschen aus Kobane symboli- 

im linken Spektrum ihre Hand- sieren. Das Militär griff die Teil¬ 
langer, und mit Hilfe dieser nehmerlnnen der Menschenket- 

kämpfen sie gegen die PKK. So te auf beiden Seiten der Grenze 

manipulieren sie die Gesellschaft, mit Gasgranaten und scharfer 

sie sind Meister in psychologi- Munition an. Ortakkaya, die seit 

scher Kriegsfuhrung und es fallt 25 Tagen an der Grenze zu Kob- 

ihnen nicht schwer, ihre Taten auf ane an Protesten teilnahm, 

die PKK zu schieben. Die PKK wurde laut Augenzeugen durch 

übernimmt immer Verantwor- einen gezielten Schuss ermordet, 

tung für ihre Taten, auch wenn sie als sie die Grenze zu Kobane pas- 

in Kauf nehmen muss, dass sie sieren wollte, 

sich selbst damit schadet. Die Noch zwei zuvor Tagen sprach 

PKK hat eine ehrenhafte Haltung Kader Ortakkaya zufällig in einer 

und auf Grund dieser übernimmt Send ung des kurdischen Senders 

sie Verantwortung. Wenn wir Sterk TV über die Proteste an der 

unseren Kräften so einen Auftrag Grenze zu Kobane. ln der Sen- 

erteilt hätten, dann würden wir düng sagte sie folgendes: „Wenn 

dazu stehen. Wenn wir so eine sie die Orte mit aller Gewalt 

Aktion mit dem Zweck der War- angreifen, an denen wir die 

nung gestartet hätten, dann hät- Samen der Freiheit gesät haben, 

ten wir die Verantwortung dafür so werden wir sie bis zum letzten 

übernommen, so Bayik. Die Tropfen unseres Blutes verteidi- 

Ereignisse in Hakkari und in Diy- gen, bis die Freiheit an jenen 

arbakir haben sie auch der PKK Orten gedeihen kann.“ 

zugeschoben. Ich bin Kovorsit- (ANF, 6.11., ISKU) 

zender dieser Bewegung und ich 

habe keinen Auftrag erteilt. Auch Ehemaliges IS-Mitglied 

keine der uns zugehörigen Grup- bezeugt Zusammenarbeit 

pen hat so einen Auftrag erteilt. zwischen IS und Türkei 

Niemand kann uns für die Ein ehemaliges Mitglied des Isla- 

Geschehnisse verantwortlich mischen Staates (IS) hat im 

machen. Wir wissen ja aus der Gespräch mit der US-amerikani- 

Vergangenheit, dass die türkische schen-Zeitschrift Newsweek von 

Regierung solche Aktionen durch der Zusammenarbeit zwischen 




Feministin El Saadawi: Kurdische Kämpferinnen 
aus Kobane kämpfen für Frauen aus aller Welt 


Die ägyptische Schriftstellerin 
und Feministin Dr. Nawal El 
Saadawi hat einen Brief an die 
Kämpferinnen der Frauenvertei¬ 
digungseinheiten (YPJ) in Kob¬ 
ane geschrieben. Die Frauen¬ 
rechtlerin El Saadawi schreibt in 
ihrem Brief über die Kämpferin¬ 
nen der YPJ: „Es gibt in Syrien 
kurdische Frauen, die kämpfen. 
Sie sind ein Teil des Islams im 
Nahen Osten. Die kurdischen 
Frauen leisten Widerstand gegen 
den IS (Islamischer Staat). Der 
Kampf der kurdischen Frauen 
richtet sich gegen die Salafisten 
und gegen die Vorherrschaft der 
Männer. Die kurdischen Frauen 
führen diesen Kampf für die 
Freiheit und die Demokratisie¬ 
rung der gesamten Welt.“ 

El Saadawi, die in Ägypten 
wegen ihrer oppositionellen 


Haltung und den Kampf gegen 
die Ungerechtigkeit zur Ziel¬ 
scheibe der Regierung geworden 
ist, geht in ihrem Brief an die 
YPJ auch auf die Gleichberechti¬ 
gung zwischen Mann und Frau 
ein: „Die kurdischen Frauen 
haben der Welt gezeigt, dass es 
keine Unterschiede zwischen 
Mann und Frau gibt, ln einigen 
Bereichen sind die Frauen sogar 
fortgeschrittener als die Männer 
und können Führungsrollen 
übernehmen.“ 

„Wir müssen den Kampf der 
kurdischen Frau wertschätzen. 
Wir müssen diesen Widerstand 
aktiv unterstützen. Unsere 
Unterstützung muss nicht mit 
Worten getan werden. Die 
Annäherung des Glaubens und 
der Religion an die Frau hat sich 
nicht geändert. Ich sehe dies 


nicht als östliche oder westliche 
oder gar islamische oder christli¬ 
che Kultur an. Man kann die 
Unterdrückung der Frau nicht 
mit dem Islam gleichsetzen. Alle 
Religionen schätzen die Frau 
nicht und sehen die Frau als eine 
Sklavin“, so El Saadawi. 

Aufgrund der Publikation ihrer 
Studie „Frau und Sexualität“, 
die die sexuelle Sozialisation der 
arabischen Frauen untersuchte, 
wurde sie 1972 eingestellt und 
Saadawi ihren Amtes enthoben. 
Weil Saadawi gegen das Abkom¬ 
men von Camp David und die 
Besatzung durch die Engländer 
war, wurde sie festgenommen. 
Nach ihrer Entlassung war sie 
gezwungen Ägypten zu verlassen 
und floh ins Exil in die USA. 

(ANF, 10.11., ISKU) 


Nicht die Immunität, sondern 
das Verbot aufheben! 


ln einer gemeinsamen Erklärung 
beziehen das Demokratische 
Gesellschaftszentrum der Kurdln- 
ne in Deutschland, NAV-DEM 
e.V. und der Rechtshilfefond für 
Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland, AZADI e.V. Stel¬ 
lung zur Aufhebung der Immu¬ 
nität der Bundestagsabgeordne¬ 
ten Nicole Gohlke: 

Am 6. November wurde die Auf¬ 
hebung der Immunität von Frau 
Nicole Gohlke durch den 
Immunitätsausschuss bestätigt. 
Grund hierfür ist, dass Frau 
Gohlke während einer Kundge¬ 
bung die Fahne der noch immer 
in Deutschland mit einem Betäti¬ 
gungsverbot belegten Arbeiter¬ 
partei Kurdistans fPKK) hochge¬ 
halten haben soll. 

Mit jedem Tag, mit dem das 
PKK-Verbot weiterbesteht und 
die PKK auf der Liste der terrori¬ 
stischen Organisationen geführt 
wird, machen sich Bundesregie¬ 
rung, EU und die USA unglaub¬ 
würdig mit ihrer Aussage, Frie¬ 
den, Freiheit, Demokratie und 
Stabilität in der Region des 
Nahen und Mittleren Ostens 
bringen zu wollen. 


Das Festhalten am Verbot kann 
vor dem Hintergrund der Ent¬ 
wicklungen in der Region des 
Mittleren Ostens nicht als Beitrag 
zur Beilegung der Konflikte 
betrachtet werden. Erst in dieser 
Woche haben annähernd 40 kur¬ 
dische Parteien, Verbände und 
Vereine in einem offenen Brief die 
Bundeskanzlerin aufgefordert, 
einen Kurswechsel der bisherigen 
Politik gegenüber den Kurdinnen 
und Kurden und ihrer Institutio¬ 
nen vorzunehmen. 

Auch aus innenpolitischen Grün¬ 
den gehört das Betätigungsverbot 
der Arbeiterpartei Kurdistans auf¬ 
gehoben, weil es gravierende Ein¬ 
griffe in demokratische Grund¬ 
rechte — wie Meinungsfreiheit — 
in diesem Land bedeutet. Die 
Immunitätsaufhebung von Frau 
Gohlke ist hierfür ein deutlicher 
Beleg. Sie ist inakzeptabel und 
muss wieder zurückgenommen 
werden. 

In einer aktuellen von verschiede¬ 
nen Juristlnnen- und Menschen¬ 
rechtsvereinigungen geführten 
Unterschriftenkampagne heißt es 
u.a.: „Im Ergebnis dieser Politik 
wurden tausende Kurdinnen in 


der Türkei und in Mitgliedsstaa¬ 
ten der EU strafrechtlich verfolgt, 
der PKK nahe stehende Organi¬ 
sationen oder Parteien und kurdi¬ 
sche Zeitungen verboten sowie 
Fernsehstationen geschlossen. 
Das Recht zahlloser Kurdinnen 
und politischer Unterstützerin¬ 
nen auf ungehinderte freie Mei¬ 
nungsäußerung, auf Versamm¬ 
lungsfreiheit und Pressefreiheit 
sind durch diese und andere 
repressive Maßnahmen verletzt 
worden. Selbst ausländerrechtli¬ 
che Sanktionen bis hin zur Aus¬ 
weisung werden eingesetzt.“ 
(siehe http://www.eldh.eu/de). 
Das Verbot ist darüber hinaus ein 
Integrationshindernis. 

Wir appellieren an die Bundesre¬ 
gierung, die in der Öffentlichkeit 
langst begonnene konstruktive 
Debatte über eine Neubewertung 
der PKK politisch mit konstrukti¬ 
ven Schritten zu begleiten, statt 
auf einer längst anachronistischen 
Haltung zu beharren. Wir appel¬ 
lieren außerdem an die Innenmi¬ 
nisterkonferenz, Schritte einzulei¬ 
ten, das Betätigungsverbot gegen 
die PKK aufzuheben. 

(NAV-DEM, 11.11., ISKU) 


-^KCK: Wir wollen keinen Krieg 


JITEM, Hizbulkontra und ande¬ 
ren Banden geliefert hat und 
immer hieß es, die PKK wäre es 
gewesen. Alles Schlimme und 
Böse war dann immer die PKK. 
Jetzt beschreiten sie wieder die 
gleichen Wege. 

Aus Respekt vor der Bevölke¬ 
rung wollen wir nicht 
wieder zum bewaffneten 
Kampf zurückkehren 

Wenn man sich die Ausschrei¬ 
tungen von Anfang Oktober 
ansieht, dann kann man erah¬ 
nen, was passieren kann. Natür¬ 


lich wollen wir nicht wieder zu 
den Waffen greifen. Nicht nur 
wegen des Respekts gegenüber 
dem kurdischen Volk, sondern 
gegenüber allen Völkern, Reli¬ 
gionen, Kulturen, Glaubensge¬ 
meinschaften in der Türkei und 
einfach auch aus Respekt vor der 
Menschlichkeit wollen wir nicht 
zu den Waffen greifen. Wir wol¬ 
len, dass die Bevölkerung sich 
gegen die Politik der Regierung 
stellt, daran arbeiten wir. Wenn 
es Angriffe gegen die demokrati¬ 
schen Rechte der Bevölkerung 
gibt, wie bei den Ausschreitun¬ 


gen im letzen Monat, dann wird 
die Guerilla eingeschaltet. Wir 
sehen, dass der vTeg, den die 
Türkei beschreitet, ein gefähr¬ 
licher ist. Wenn die Türkei, die 
AKP-Regierung, Erdogan die 
Feindschaft gegenüber dem kur¬ 
dischen Volk, gegen die Mensch¬ 
lichkeit und gegen die Demokra¬ 
tie weiter vorantreibt, dann wird 
es einen Putsch oder einen Bür¬ 
gerkrieggeben. Ihre Politik scha¬ 
det derTurkei - daher sollten sie 
sich wieder an den Verhandlung¬ 
stisch setzen, erklärte Bayik. 

(DIHA 10.11., ISKU) 


dem IS und dem türkischen 
Staat berichtet. Der Aussteiger 
aus dem IS mit dem Namen 
§erko Omer stammt aus Südkur¬ 
distan. Er erklärte gegenüber 
Newsweek, dass er sich zunächst 
der Freien Syrischen Armee 
(FSA) und dann dem IS ange¬ 
schlossen hatte. 

„Immer wenn wir Angriffe auf 
die Kurden in Syrien durchge¬ 
führt haben, versicherten uns die 
IS-Kommandanten, dass die 
Türkei hinter uns stehe und die 
IS-Kämpfer vom Norden her 
über die Grenze lasse. Denn die 
Kurden seien der gemeinsame 
Feind des IS und der Türkei“, 
berichtet Omer und ergänzt, 
dass er zahlreich IS-Verantwortli- 
che gesehen habe, die sich in der 
Grenzregion in türkischer Spra¬ 
che mit Verantwortlichen des 
türkischen Staates unterhalten 
hatten. 

Der Originalartikel aus der 
Newsweek ist unter folgendem 
Link abrufbar: 

http:/ 7 www. newsweek. com/isis- 
and-turkey-cooperate-destroy- 
ktirds-former-isis-member-reveals- 
turkish-282920 

(Ra, 8.11., ISKU) 

Angriffe des IS auf Kobane 
kosten acht Zivilisten das Leben 

Nachdem dem seit dem 15. Sep¬ 
tember andauernden Vormarsch 
des IS auf Kobane durch die 
Volks Verteidigungseinheiten 
(YPG) und Frauenverteidigungs¬ 
einheiten (YPJ) Einhalt geboten 
werden konnte und der IS an 
vielen Stellen zurückgedrängt 
werden konnte, fokussiert der IS 
seine Angriffe vermehrt auf zivile 
Wohngebiete. Dabei kamen 
Anfag dieser Woche mindestens 
acht Menschen ums Leben. Bei 
dreien der acht zivilen Opfer soll 
es sich um Kinder handeln. 

Bei den Angriffen geht der IS vor 
allem mit schwerem Geschütz 
wie Mörsergranaten und Panzern 
vor. Dies bestätigte ebenfalls die 
Co-Vorsitzende der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
Asia Abdullah. 

(CA, 12.11., ISKU) 
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Türkei: Situation der Flüchtlinge 
aus Kobane spitzt sich zu 


Im Zuge des anbrechenden Win¬ 
ters macht die „Kobane-Krisen- 
koordination“ in einem Bericht 
auf die dramatische Lage der rund 
180.000 Flüchtlinge aus der 
weiterhin umkämpften Stadt 
Kobane aufmerksam. 

Die Koordination, die sich aus 
Mitgliedern der Demokrati¬ 
schen Partei der Regionen 
(DBPJ, dem Demokratischen 
Gesellschaftskongress (DTK), 
der Demokratischen Partei der 
Völker (HDP) und dem Solida- 
ritäts- und Hilfsverein für Roja- 
va zusammensetzt, kritisierte in 
dem Bericht die unzureichende 
Versorgung der Flüchtlinge 
durch die türkischen Behörden. 
„Obwohl Regierungsvertreter 
immer wieder betonen, dass sie 
ihre Arme für die Flüchtlinge 
aus Kobane geöffnet haben, wis¬ 
sen wir, dass in den Flüchtlings¬ 
camps der türkischen Behörde 
für Katastrophen- und Notfall¬ 
management (AFAD), das an 
das aas Ministerpräsidialamt 
angebunden ist, lediglich 6.100 
Flüchtlinge untergekommen 
sind. Für alle übrigen Flüchtlin¬ 
ge müssen die Stadtverwaltun¬ 
gen mit ihren eigenen begrenz¬ 


ten Mitteln aufkommen und das 
ohne jegliche Unterstützung von 
Seiten türkischer Behörden”, 
heißt es unter anderem in dem 
Bericht. 

Allein in der Grenzstadt zu Kob¬ 
ane, im Landkreis von Pirsüs 
(Suruc), sind laut der Koordina¬ 
tion derzeit 46.865 Flüchtlinge 
in Flüchtlingscamps der Stadt¬ 
verwaltung untergebracht. Wei¬ 
tere Städte, die eine große 
Anzahl Flüchtlinge aus Kobane 
aufgenommen hab en, sind Riha 
(Urfa) mit rund 35.000, Bere- 
cüg (Birecik) mit 15.000, 
Heweng (Bozova) mit 12.000 
und Amed (Diyarbakir) mit 
11.000 Menschen. 

Die größte Schwierigkeit in den 
Flüchtlingscamps ist derzeit die 
Kälte, die die Jahreszeit mit sich 
bringt. Viele der Zelte, in denen 
die Menschen untergebracht 
sind, sind nicht für den Winter 
bestimmt. Insbesondere vor dem 
Hintergrund des drohenden 
Wintereinbruchs rief die Kob- 
ane-Krisenkoordination zu einer 
noch intensiveren Solidarität 
und praktischen Unterstützung 
für die Menschen, die aus Kob¬ 
ane flüchten mussten, auf. 
Durch die bisherigen Unterstüt¬ 


zungskampagnen seien 240 Lkw 
mit Hilfsgüter bei den Men¬ 
schen angekommen, darunter 
88 Lkw, die seit Beginn der 
aktuellen Angriffswelle von Sei¬ 
ten des Islamischen Staates über 
die Grenze nach Kobane 

G ebracht werden konnten. 

In Teil der Handlungsempfeh¬ 
lungen der Kobane-Krisenkoor- 
dination sehen wie folgt aus: 

• Die Bevölkerung Kurdistans 
und der Türkei sollen eine 
Mobilisierung für die Kriegs- 
flüchltinge von Kobane starten, 
um die Probleme mit der Unter¬ 
bringung und der Ernährung in 
den Griff zu bekommen. Die 
anfänglich große Unterstützung 
von Seiten der Bevölkerung 
muss erneut mobilisiert werden, 
ln Anbetracht des bevorstehen¬ 
den Winters, bedarf es vor allem 
fester, warmer Kleidung und 
wärmender Decken. 

• Damit die benötigte humani¬ 
täre und militärische Hilfe nach 
Kobane gelangen kann, bedarf 
es der Errichtung eines grenz¬ 
überschreitenden Korridors, der, 
so lange die Notwendigkeit 
besteht, passierbar bleiben muss. 
• Es bedarf einer grundlegen¬ 
den Änderung der Politik der 


Zur aktuellen Diskussion über die 
Aufhebung des „PKK-Verbots“ 


Einer Partei und zahlreichen 
Nichtregierungsorganisationen 
die Betätigung verboten, kriti¬ 
sche Medien geschlossen. Der 
öffentliche Protest und vielleicht 
Sanktionen gegen den ausfüh¬ 
renden Staat durch die deutsche 
Regierung wären sicher. Wenn 
es um die Verletzung „westlicher 
Werte“ und Länder wie Russ¬ 
land, China, Iran oder anderswo 
ginge. Ein ganz anderer Maßstab 
gilt aber, wenn die Regierung es 
im eigenen Land macht, wie 
beim sogenannten PKK-Verbot 
vom 23. November 1993. 

Seit 21 Jahren bildet die Ver¬ 
botsverfügung des Bundesin¬ 
nenministeriums die Grundlage 
für das Verhältnis des deutschen 
Staates zur kurdischen Bewe¬ 
gung. Kurz gesagt: Politisch die 
Verweigerung jedes Dialogs, 
strafrechtlich eine Kriminalisie¬ 
rung in einem Umfang, wie sie 
in der Geschichte der Bundesre¬ 
publik noch nie gegen migranti- 
sche Kräfte angewandt wurde, 
dazu ein gesellsoiaftspsychologi- 


sches Klima, in dem „Kurde“ 
und „Terrorist“ oftmals gleich¬ 
esetzt wurde. 

o alt wie das Verbot ist auch die 
Forderung nach seiner Aufhe¬ 
bung. Lange politisch marginali- 
siert, gibt es seit Jahresmitte 
2014 auch neue Töne. Von der 
Abschaffung, zumindest vom 
„Überdenken“ der bisherigen 
Praxis, ist die Rede, in Medien 
und im politischen - parlamen¬ 
tarischen Raum. Das hat seinen 
Grund in den kriegerischen Aus¬ 
einandersetzungen im Nahen 
Osten, besonders im Kampf 
gegen die tatsächliche Terroror¬ 
ganisation ISIS. In weiten Teilen 
der deutschen Öffentlichkeit 
werden kurdische bewaffnete 
Kräfte nicht mehr als Terrori¬ 
sten, sondern als mutige Retter 
verfolgter Yeziden, Christen und 
anderer Ethnien und Religions- 

f ruppen wahrgenommen. Dazu 
ommt im symbolhaften Kampf 
um Kobane die auf der histori¬ 
schen Situation beruhende Mili¬ 
tärkooperation mit den USA. 


Offizielle Reaktionen der Mer¬ 
kel -Regierung sind negativ, das 
Verbot soll bleiben. Dies gilt ins¬ 
besondere für den damals wie 
heute zentralen Aspekt: Die 
außenpolitische Funktion. 

Die Verbotsbegründung hatte 
über 50 Seiten. In ihr heißt es 
zum Beispiel: „Die PKK/ERNK 
richtet sich gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung.“ Und 
ohne Verbot würde „das friedli¬ 
che Zusammenleben zwischen 
Kurden und Türken sowohl in 
der Türkei als auch in Deutsch¬ 
land“ gestört. 

Dann geht es um die kurdische 
Bewegung als Störfaktor in den 
türkisch - deutschen Beziehun¬ 
gen. Auf Seite 26 lautet ein 
wichtiger Absatz: „Der Grad der 
Beeinträchtigung der außenpoli¬ 
tischen Beziehungen ist durch 
zahlreiche Demarchen (diplo¬ 
matische Schreiben) der türki¬ 
schen Regierung sowie dadurch 
deutlich geworden, dass die tür¬ 
kische Seite bei allen politischen 
Spitzengesprächen der letzten 


Meldungen: 

KCK verurteilt Autobomben¬ 
anschlag in Hewler 
Der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans KCK verurteilt in einer 
Erklärung den Anschlag in 
Hewler (Erbil) in Südkurdistan, 
bei dem am 19.11. fünf Perso¬ 
nen getötet und mehr als 20 
verletzt worden sind. Den 
Angehörigen der Opfer sprach 
er ihr Beileid aus. Die Bildung 

f emeinsamer Verteidigungs- 

räfte seien an der Zeit, um die 
Angriffe des Islamischen Staates 
zurückzuschlagen, die gegen 
den Freiheitswillen der Kurdin¬ 
nen gerichtet sind. 

(ANF20.il., ISKU) 


IHD: 113 Minderjährige in 
der Türkei gefoltert 

Anläßlich des Weltkindertages 
erklärte der Menschenrechtsver¬ 
ein IHD, dass seit Beginn des 
Jahres 2014 bis heute 113 Kin¬ 
der und Jugendliche in Haftan¬ 
stalten gefoltert worden sind. 
360 Minderjährige seien auf 
Demonstratione festgenom¬ 
men, 59 verhaftet und 42 ver¬ 
letzt worden. Diese Zahlen stel¬ 
len sich aus den offizeilen 
Beschwerden zusammen, die 
beim IHD eingegangen sind. 
Die Dunkelziffer wird entspre¬ 
chend höher liegen. 

(ANF20.il., ISKU) 

YPG: Wir sind vorbereitet für 
Angriffe auf Afrin 
Die YPG (Volksverteidigungs¬ 
einheiten) des Kantons Afrin hat 
eine Erklärung hinsichtlich eini¬ 
ger Berichte in den Medien ver¬ 
öffentlicht, denen zufolge die 
Gruppe Jabhat al Nusra erstarke 
und sich auf einen Angriff auf 
Afrin vorbereite. 

Der YPG zufolge fanden in der 
Gegend um idlib und Aleppo 
Kämpfe zwischen der al-Nusra- 
Gruppe und Einheiten der 
Freien syrischen Armee (FSA) 
statt. Im Kanton Afrin gab es bis¬ 
her keine Angriffe dieser Grup¬ 
pen, auch möchte die YPG keine 
Probleme mit einer der beiden 
Konfliktparteien. 

Weiter informierte die YPG, dass 
die Jabhat al Nusra eine Angriffs¬ 
welle auf die Einheiten der FSA 
gestartet hat, weite Bereiche in 
der Gegend um Idlib kontrolliert 
und nun versucht, die Region 
um Aleppo unter ihre Kontrolle 
zu bringen. 

„Ein weiteres Mal erklären wir, 
dass wir bereit sind mit allen 
Gruppen zu kooperieren, die ein 
friedliches, demokratisches und 
vereinigtes Syrien anerkennen“, 
so die iPG. Die Volksverteidi¬ 
gungseinheiten werden aber im 




Kobane kämpft für die gesamte Menschheit 


„Die Kurden in Kobane kämp¬ 
fen stellvertretend für die gesam¬ 
te Menschheit“, betont Salih 
Muslim, Kovorsitzender der Par¬ 
tei der Demokratischen Einheit 
PYD, auf einer Podiumsdiskus¬ 
sion des Demokratischen Gesell¬ 
schaftszentrum der Kurdinnen 
in Holland mit dem Titel „Der 
IS-Angriff auf Kobane und die 
Zukunft des Mittleren Ostens“ 
in der niederländischen Haupt¬ 
stadt Amsterdam. 

Zu den weiteren Besuchern der 
Veranstaltung zählten neben 
zahlreichen Journalistinnen 
und Politiker*innen auch der 
Kurdologe Martin van Bruines- 
sen, der Nahostexperte Robert 
Stroek, HITP-Präsident Mustafa 
Ayranci, Gazi Ko^giri als Vertre¬ 
ter der D1DF, sowie Repräsen¬ 
tanten von PUK und KEJP. 

Salih Muslim erklärte, der 
Widerstand in Kobane sei nicht 
nur ein Kampf für die 
Kurd*innen sondern für die uni¬ 
versellen Rechte aller Menschen. 
„Dies sei der Grund warum 
Kobane zu einem globalen Sym¬ 


bol für Freiheit und Widerstand 
geworden ist“, ergänzte er. 

„Wir begannen den Kampf 
gegen das Baath-Regime mit der 
Qamishlo-Rebellion im Jahr 
2004. Wir wussten in welche 
Richtung sich der Konflikt ent¬ 
wickeln würde und bereiteten 
uns dementsprechend vor. Als 
der Bürgerkrieg in Syrien aus¬ 
brach, wurden wir gedrängt uns 
der oppositionellen Bewegung 
anzuschließen. Dies konnten wir 
nicht akzeptieren, da diese Kräf¬ 
te unsere kurdische Identität 
ablehnen. Wir entschieden uns 
deshalb mit unserem Kampf 
eine dritte Front zu eröffnen. 
Einige Kreise verbreiteten Fal¬ 
schmeldungen und beschuldig¬ 
ten uns, gemeinsame Sache mit 
dem Regime und anderen Kräf¬ 
ten zu machen. Keine dieser 
Meldungen entsprach der Wahr¬ 
heit“, so der Kovorsitzende der 
PYD weiter. 

Muslim wies daraufhin, dass der 
Grund für die Angriffe auf Roja- 
va in der Errichtung eines 
Systems liege, das sich der Frei¬ 


heit und Partizipation aller 
Menschen verschrieben habe. 
„Die Barbaren der IS-Bande ver¬ 
suchen, die Menschheit mit 
ihren grausamen Enthauptun¬ 
gen einzuschüchtern. Dagegen 
werden wir mit Entschlossenheit 
ankämpfen. Die Internationalen 
Kräfte haben erst spät begonnen 
diesen beispiellosen Kampf von 
YPG und YPJ zu unterstützen“, 
erklärte er. 

Bezug nehmend auf die Angriffe 
auf den Kanton Afrin in Rojava, 
sprach Muslim davon, dass Al- 
Nusra-Kämpfer dabei von eini¬ 
gen Staaten der Region Unter¬ 
stützung erhalten. „Auch dort 
werden sie auf denselben Wider¬ 
stand treffen wie in Kobane. 
Jeder soll wissen, dass man im 
Mittleren Osten mit den 
Kurd*innen zu rechnen habe.“ 
Abschließend betonte er, dass in 
Kobane großer Mangel an Hilfs¬ 
gütern herrsche und rief die 
europäischen Länder zur Unter¬ 
stützung der Menschen in der 
belagerten Stadt auf. 

(ANF, 14.11., ISKU) 


Zur aktuellen Diskussion über die Aufhebung ... 


Zeit ... den Vorwurf erhoben 
hat, die Bundesregierung dulde 
PKK-Aktivitäten auf deutschen 
Boden und kontrolliere sie nicht 
oder nur mangelhaft. Die Türkei 
trägt im einzdnen vor, die Pro¬ 
pagandatätigkeit in einer für den 
Bestand des türkischen Staates 
lebenswichtigen Frage zu dulden 
und damit zur Destabilisierung 
in der Südostregion indirekt bei¬ 
zutragen.“ 

Festgestellt wird auch, dass etwa 
die Nichtverhinderung der 
Wahlen zu einem kurdischen 
Nationalparlament 1992 in 
Westeuropa „bereits heute 
Deutschlands Ansehen in der 
Türkei und die bilateralen Bezie¬ 
hungen“ erheblich gestört 
haben. Das soll nicht sein, denn 
„die deutsche Außenpolitik und 
die Außenpolitik der gesamten 
westlichen Welt tritt Für diese 
Integrität eines wichtigen Nato-, 
WEU - und Europaratspartners 
im Interesse des Friedens in der 
gesamten Region ein. Eine wei¬ 
tere Duldung der PKK-Aktivitä¬ 
ten in Deutschland würde diese 


deutsche Außenpolitik unglaub¬ 
würdig machen und das Ver¬ 
trauen eines wichtigen Bündnis¬ 
partners, auf das Wert gelegt 
wird, untergraben.“ 

Das ist der Kern und der eigent¬ 
liche Grund der Maßnahmen 
von 1993. An dieser Linie ent¬ 
lang wird in der Bundesrepublik 
seit zwanzig Jahren verboten 
und verfolgt, gibt es eine Koope¬ 
ration der Geheimdienste beider 
Staaten und einen regelmäßigen 
Austausch von Bundeskriminal¬ 
amt und Generalsicherheitsdi¬ 
rektion. Deswegen auch wurde 
eine 2011 eingereichte Anzeige 
nach dem Völkerstrafgesetzbuch 
von der deutschen Justiz nicht 
weiter verfolgt, in der dem 
damalige Ministerpräsident 
Erdogan und türkischen Gene¬ 
rälen Kriegsverbrechen gegen 
kurdische Zivilisten wie Kämp¬ 
fern vorgeworfen wurde. 

In jüngerer Zeit gibt es in den 

E olitischen Beziehungen beider 
änder (wirtschaftlich und mili¬ 
tärisch weniger) Widersprüche. 
Dies hat seine Ursache in dem 


Willen der türkischen Führung 
eine Regionalmacht im Nahen 
und Mittleren Osten zu werden 
und eine nachlassende Orientie¬ 
rung auf die Europäische Union. 
Konfliktfelder sind etwa das Ver¬ 
hältnis Türkei - Israel oder 
aktuell die Syrienpolitik Ankaras 
und die daraus folgende Hal¬ 
tung zum „Islamischen Staat“. 
Ob diese taktischen Widersprü¬ 
che beigelegt werden oder sich 
noch weiter verschärfen, wird 
die Zukunft zeigen. Das länger¬ 
fristige, strategische antikurdi¬ 
sche Bündnis ist davon zur Zeit 
aber (noch) nicht betroffen. 

Die Forderung nach einer Auf¬ 
hebung der Verbote von 1993 
bleibt unverändert richtig und 
hat an gesellschaftlicher Legiti¬ 
mität gewonnen. Es können sich 
neue Möglichkeiten und Bünd¬ 
nispartner für diese Forderung 
ergeben. Fallen wird das Verbot 
aber nur, wenn innenpolitisch 
und außenpolitisch eine neue 
„Kurdenpolitik“ in Deutschland 
durchgesetzt werden kann. 

Dr. Heinz Jürgen Schneider 


—► Situation der Flüchtlinge aus Kobane spitzt sich zu 


türkischen Regierung hinsicht¬ 
lich der kurdischen Bevölke¬ 
rung. Dazu gehört, dass die 
Kantone Cizire, Kobane und 
Afrin in Nordsyrien anerkannt 
werden und Beziehungen mit 
diesen aufgenommen werden 
müssen. 

• Es bedarf an internationaler 
Hilfe, damit der durch die 
Angriffe des Islamischen Staates 
zerstörte Wohnraum in Kobane 
wieder aufgebaut werden kann. 

• Der Bedarf an Unterkunft, 
Nahrung und Kleidung von 


zehntausenden Flüchtlingen 
wird derzeit überwiegend von 
einer aus dem DTK, der DBP 
und der HDP bestehenden 
Kooridinationen geleistet. Die 
Kommunikation zwischen der 
Korridination, der Regierung, 
den UN und des UNICEF muss 
unerzüglich hergesellt werden. 

• Die Politik der türkischen 
Regierung gegen verletzte 
Kämpferinnen und Kämpfer wie 
auch gegen Zivilistinnen und 
Zivilisten aus Kobane ist nicht 
weiter hinnehmbar. Willkürli¬ 


che Angriffe und Festnahmen 
von Menschen, die in Kranken¬ 
häusern behandelt werden, müs¬ 
sen ein Ende finden. 

• Sämtliche Flüchtlinge aus 
Kobane müssen vom AFAD 
registriert werden. Die Hilfe des 
AFAD darf nicht selektierend 
gestaltet sein und muss für alle 

f leichberechtigt geleistet wer- 
en. 

(CA, 14.11., ISKU) 


Falle eines Angriffs auf den Kan¬ 
ton Afrin bereit sein die Bewoh¬ 
ner und das Land zu verteidigen. 

(ANF, 13.11., ISKU) 

386 Personen wegen Aktionen 
für Kobane verhaltet 
Der türkische Justizminister 
Bekir Bozdag veröffentlichte 
Zahlen, wonach 386 Personen 
im Zusammenhang mit Aktio¬ 
nen für Kobane, die zwischen 
dem 6. und 7. Oktober statt¬ 
fanden, verhaftet wurden. „Als 
Reaktion auf die unerlaubten 
Demonstrationen für Kobane 
wurden bei 1598 Verdächtigen 
73 Untersuchungsverfahren 
eingeleitet. 894 Menschen wur¬ 
den in Gewahrsam genommen, 
386 wurden verhaftet, 29 Per¬ 
sonen haben ihr Leben verlo¬ 
ren", so Bozdag. Die Zahlen 
wurden auf Anfrage von Abge¬ 
ordneten des türkischen Parla¬ 
ments während der Sitzung der 
Rechtskommission veröffent¬ 
licht. (DIHA, 13.11., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 


Termine: 

Demonstrationen zum interna¬ 
tionalen Tag gegen Gewalt an 
Frauen: 

Gewalt an Frauen hat viele 
Gesichter - der Widerstand 
auch! 

Düsseldorf: 22.11., 12 Uhr, 
Hauptbahnhof 

Bielefeld: 22.11., 12 Uhr, Rat¬ 
haus 

Hamburg: 25.11.2014, 17:30 
Uhr, Hach mannplatz 

Am 29.11 finden in mehreren 
Städten Demonstrationen 
gegen das PKK-Verbot statt. 
Hamburg: 13 Uhr | S-Stern- 
schanze 

Frankfürt: 15 Uhr | Frankfurt 

Hauptbahnhof 

München: Ort noch unklar 

Köln: Bundesweite Demo — 
Grenzen überwinden! Weg mit 
dem PKK-Verbot! 

Samstag 06.12. | 13 Uhr | Frie¬ 
senplatz 

weitere Termine auf der Inter¬ 
netseite ... 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Vor 36 Jahren wurde die PKK gegründet 


Formell gegründet wurde die 
Arbeiterpartei Kurdistans (Par- 
tiya Karkeren Kurdistan, PKK) 
am 27. und 28. November 
1978. Die Kerngruppe bestand 
überwiegend aus Studentinnen 
der Politischen Wissenschaften 
in Ankara ..unter Führung von 
Abdullah Öcalan. Die Gruppe 
richtete ihre Aufmerksamkeit 
bald auf die große kurdische 
Bevölkerung im Südosten der 
Türkei. Am 27. November 
nahm die Gruppe offiziell den 
Namen „Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stans“ an. 

1980 führte der Staatsstreich in 
der Türkei die Organisation in 
eine neue Phase, als Mitglieder 
zu hohen Flaftstrafen oder zum 
Tode verurteilt wurden oder 
nach Syrien fliehen mussten. 


Der erste Kongress der Organi¬ 
sation fand 1982 statt und skiz¬ 
zierte die verschiedenen Phasen, 
die zur Befreiung Kurdistans 
notwendig waren. 1984, am 15. 
August, führte die PKK ihre 
erste bewaffnete Aktion durch. 

Die PKK in ihren eigenen Wor¬ 
ten: 

Unsere Partei hat seit ihrer Grün¬ 
dung für die Existenz, die Freiheit 
una die Ehre des kurdischen Vol¬ 
kes gegen den Genozid gekämpft, 
der von den rassistisch-chauvini¬ 
stischen Kräften zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts begonnen wurde 
und zum Ziel hatte, die Freiheit 
des kurdischen Volkes zu beenden 
und es auszidöschen. In diesem 
Sinne war die Entscheidung vom 
27. November 1978, zu einer 


Partei zu werden, eine Entschei¬ 
dung für die Existenz als Nation 
und für den Widerstand. Aus die¬ 
sem Grund wird dieser Tag heute 
von unserem Volk als Tag des 
nationalen Widerstands gefeiert. 
Über die Jahre hat die PKK dafür 
gekämpft, die Freiheit des kurdi¬ 
schen Volkes zu erreichen und 
gegen den physischen und kultu¬ 
rellen Genozid und die Assimila¬ 
tionspolitik des türkischen Natio¬ 
nalstaates zu verteidigen. Unsere 
Partei hat einen großen Wider¬ 
stand entwickelt gegen eine der 
größten Armeen der Welt, die mit 
Unterstützung von NATO und 
Gladio agiert, und hat dabei das 
kurdische Volk zu dem Punkt 
gebracht, die Demokratische Auto¬ 
nomie deklarieren zu können. 

(ANF,27.11., ISKU) 


Der Widerstand von Kobane hält 
seit mehr als 70 Tagen an 


Die Angriffe der Terrormiliz des 
sogenannten Islamischen Staates 
(IS) auf die kurdische Enklave 
Kobane dauern auch an ihrem 
73.Tag an. Neben Gefechten an 
der Südfront fokussieren sich die 
Angriffe vor allem auf den Ostteil 
der Stadt. Auch in Sere Kaniye 
(Ras al-Ain), welches im Westen 
des Kantons Cizire liegt, kommt 
es zu Angriffen des IS. 

Am Telefon erklärte die Co-Vor- 
sitzende der Partei der Demokra¬ 
tischen Einheit (PYD) Asia 
Abdullah am 25.11. gegenüber 
Civaka Azad, dass der IS nur 
noch einen geringen Teil der 
Stadt unter ihrer Kontrolle halte. 
„War zuvor die Taktik der Frau¬ 
enverteidigungseinheiten (YPJ) 
und Volksverteidigungseinheiten 
(YPG) darauf ausgerichtet, dass 
dem Vormarsch der Terrorbande 
IS Einhalt geboten wird, sind die 
Kämpferinnen und Kämpfer der 
YPJ und YPG, die gemeinsam 
mit dem Bündnis Burkan El Firat 
und den südkurdischen 
Peschmergakämpfern agieren, 
nun bestrebt, die vom IS einge¬ 
nommenen Dörfer und Gebiete 
zu befreien. Bisher wurden so 
mehrere Dörfer befreit. Jedoch 
wird langsam vorgegangen, damit 
bei den Befreiungsaktionen die 
Verluste in den eigenen Reihen 
möglichst gering gehalten wer¬ 
den. Trotzdem ist die Gefahr des 
IS immer noch nicht gebannt. 
Trotz herber Verluste mobilisiert 
der IS weiter Kämpfer, Waffen 
und Munition aus den umliegen¬ 
den Gebieten“, so die Äußerun¬ 
gen Abdullahs. 


Die sich in Kobane befindende 
Journalistin Gulan Gernas erklär¬ 
te gegenüber Civaka Azad auf die 
Frage, ob die von der US-geführ- 
ten Allianz Luftschläge weiterhin 
geflogen werden, dass „die Luft¬ 
angriffe zwar in Kooperation mit 
der YPG fortgesetzt [werden]. 
Jedoch erklären uns die Verant¬ 
wortlichen von vor Ort, dass diese 
viel effektiver sein könnten. Vor 
allem gelte es, die schwere Artille¬ 
rie wie beispielsweise Panzer 
anzuvisieren. Montagnacht kam 
es zu insgesamt fünf Luftschlägen, 
am Dienstag wurde drei Mal 
bombardiert, ln der Nacht von 
Montag auf Dienstag haben die 
Kämpferinnen der Frauenvertei¬ 
digungseinheiten (YPJ) anlässlich 
des Internationalen Tages gegen 
Gewalt an Frauen eine breit ange¬ 
legte Aktiongegen die Terrormiliz 
des IS durengeführt“, berichtete 
Gernas weiter. 

„Eröffnet den Korridor, damit 
wir uns um die Menschen küm¬ 
mern können.“ 

Trotz internationalen Drucks 
scheint die Türkei unterdessen 
weiterhin nicht gewillt, ihren 
Platz im internationalen Kampf 
gegen den IS einzunehmen. Auch 
ein Besuch des US-Vizepräsiden¬ 
ten Joe Biden beim türkischen 
Staatspräsidenten Erdogan änder¬ 
te verschiedenen Medienberich¬ 
ten zufolge nicht die Haltung 
Ankaras zu diesem Thema. Die 
türkische Regierung weigert sich 
weiterhin, freiwilligen Kämpfern 
aus den anderen selbstverwalteten 
Kantonen Rojavas den Weg nach 


Kobane zu gewähren. Auch in 
Sachen humanitäre Hilfe fährt die 
AKP-Regierung nach Berichten 
von örtlichen Menschenrechtsak¬ 
tivistinnen eine Blockadepolitik. 
Die Journalistin Gulan Gernas 
erklärte, dass angesichts des 
bevorstehenden Winters die 
humanitäre Lage äußerst prekär 
sei. Sowohl in Pirsüs (Suruc) an 
der Grenze zu Kobane, als auch in 
Kobane selbst, wohin immer 
mehr Flüchtlinge (siehe Presse¬ 
mitteilung von Civaka Azad, 
14.11.2014) zurückkehren, fehlt 
es vor allem an vor Kälte schüt¬ 
zenden Zelten. 

Gegenüber der Tageszeitung Yeni 
Özgür Politika berichtet auät Dr. 
Hikmet Ehmed, einer der letzten 
Arzte in Kobane, dass die huma¬ 
nitäre Lage in der Stadt immer 
brenzliger wird. „Wir haben vor 
allem mit der Unterstützung der 
Bevölkerung aus Nordkurdistan 
versucht, mehr oder minder gut 
die Lage hier zu managen. Aber 
durch den Kälteeinbrucn wird die 
Lage immer schwieriger. Es fehlt 
an warmer Kleidung, aber auch 
an Milch und anderen Lebens¬ 
mitteln. Unsere Vorräte hier nei¬ 
gen sich dem Ende“, so Dr. 
Ehmed. Zudem berichtet er, dass 
der IS in den Gebieten, die er 
zeitweise unter seine Kontrolle 
gebracht hatte, eine wüste Spur 
der Zerstörung hinterlassen habe. 
Viele Häuser seien zerstört wor¬ 
den, in anderen habe der IS 
Minen hinterlassen. „Selbst wenn 
morgen oder übermorgen die 
Menschen wieder nach Kobane 
zurückkehren, werden sie hier 
-► 


Meldungen: 

Hausdurchsuchung 
in München 

ln München wurde am Morgen 
des 25. November die Woh¬ 
nung der kurdischen Aktivistin 
Zübeyde A. von der Polizei 
gestürmt. Als Grund für die 
Hausdurchsuchung wurde die 
Teilnahme von Frau A. an einer 
Demonstration gegen den Isla¬ 
mischen Staat (IS) angegeben, 
auf der Frau A., die Mitglied 
von NAV-DEM (Kurdisches 
Gesellschaftszentrum) ist, ein 
Plakat mit dem Bild des inhaf¬ 
tierten __ PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan und der Auf¬ 
schrift „Freiheit für Öcalan“ 
getragen haben soll. In ihrer 
Wohnung wurden ein PC, eine 
Fahne der Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans KCK 
und ein Bild von Öcalan 
beschlagnahmt. 

Frau A. äußerte sich empört 
über diese Aktion der Pofizei. 
Sie teilte der Nachrichtenagen¬ 
tur ANF mit, dass ein Plakat 
mit der Aufschrift "Freiheit für 
Öcalan" keinen Gesetzesverstoß 
darstelle und die Polizei 
dadurch nicht berechtigt sei für 
die durchgeführte Aktion. 

(ANF, 25.1L, ISKU) 

Tausende Frauen demonstrie¬ 
ren an der Grenze für Kobane 
Tausende Frauen haben sich am 
Dienstag anläßlich des Interna¬ 
tionalen Tages gegen Gewalt an 
Frauen am 25. November an 
der türkisch-syrischen Grenze 
bei Kobane versammelt. Die 
Frauen haben ihren Marsch den 
kämpfenden und Widerstand 
leistenden Frauen aus Kobane 
gewidmet. 

Frauen aus ganz Nordkurdistan 
hatten sich seit Montag auf den 
Weg an die Grenze gemacht 
und formierten Demonstratio¬ 
nen und Menschenketten. Am 
Dienstag wurden sie im Dorf 
Dewsen von Frauen aus Kobane 
begrüßt, die Fahnen der Demo¬ 
kratischen Bewegung der freien 
Frauen (DÖKH), der HPG, 
PKK und YPG entrollten und 
Transparente mit Parolen wie: 
„Unsere Arbeit, unsere Körper, 
unsere Identität gehören uns“, 
„Frauen, Leben, Freiheit“ und 
„Wir sind Arin in Kobane, wir 
sind Kader gegen die Grenzen“ 
trugen. Die YPJ-Kämpferin 
Arin Mirkan hatte sich zu 
Beginn der Kämpfe in Kobane 
inmitten einer Gruppe von IS- 
Terroristen in die Luft 
gesprengt, Kader Ortakaya war 
vor drei Wochen bei einer fried¬ 
lichen Protestaktion an der 
Grenze von türkischen Soldaten 
erschossen worden. 




21 Jahre PKK-Verbot: 
Perspektivwechsel jetzt! 


Vor dem Hintergrund der Ver¬ 
teidigung von lvobane/Rojava 
durch die Kräfte der YPG/YP] 
gegen die Terrormiliz IS und der 
Auseinandersetzungen um die 
Lieferung deutscher Waffen an 
die Pescnmerga der kurdischen 
Autonomieregierung im Nord¬ 
irak, hat die Diskussion um eine 
Neubewertung der PKK an 
Dynamik gewonnen. Bis hinein 
in bürgerliche Medien und Par¬ 
teikreise wird zunehmend die 
Haltung der Bundesregierung 
in Frage gestellt, einerseits aus 
außenpolitischen Erwägungen 
ihr genehme Kurden mit Waf¬ 
fen auszustatten, andererseits 
aus ebensolcher Motivation seit 


21 Jahren am PKK-Betätigungs- 
verbot und der Stigmatisierung 
der kurdischen Freiheitsbewe¬ 
gung in Deutschland festzuhal¬ 
ten. 

So haben sich in den vergange¬ 
nen Monaten unterschiedliche 
Organisationen, Initiativen und 
Persönlichkeiten an die Öffent¬ 
lichkeit gewandt mit der Forde¬ 
rung, die Kriminalisierung von 
Kurdinnen und Kurden zu 
beenden, das PKK-Verbot auf¬ 
zuheben, die PKK von der EU- 
Terrorliste zu streichen und 
nicht zuletzt das demokratische 
Selbstverwaltungsprojekt Roja- 
va in Nordsyrien zu unterstüt¬ 
zen. 

Seit Anfang 2013 hat auch die 
türkische Regierung die PKK de 
facto als politische Kraft im 
Mittleren Osten anerkannt, 
indem sie offizielle Verhandlun¬ 
gen mit dem PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan über eine 
friedliche Lösung des jahrzehn¬ 
telangen Konflikts führt. Auch 
wenn dieser Dialogprozess auf¬ 
grund der Situation in Syrien 
zur Zeit fragil ist, blieben größe¬ 
re militärische Auseinanderset¬ 
zungen zwischen Armee und 
Guerilla in der Türkei aus. 
Waren die Strafverfolgungsbe¬ 
hörden bei den unzähligen Soli¬ 
daritätsdemonstrationen, Prote¬ 
sten und Kundgebungen, die in 
den vergangenen Monaten 


bundesweit stattfanden, noch 
zurückhaltend, zieht die Repres¬ 
sionsschraube wieder an. Je 
mehr die Kämpfe um Kobane 
aus den medialen Schlagzeilen 
geraten, umso häufiger geraten 
Protestierende wieder ins Visier 
der Polizei, wenn sie verbotene 
Fahnen — z.B. mit dem Bild von 
Abdullah Öcalan - zeigen oder 
inkriminierte Parolen rufen. 
Das führt zumeist zu vorüberge¬ 
henden Festnahmen, erken¬ 
nungsdienstlichen Behandlun¬ 
gen und zur Einleitung von 
Ermittlungsverfahren nach dem 
Vereinsgesetz. Das musste auch 
die Bundestagsabgeordnete der 
LINKEN Nicole Gohlke kürz¬ 
lich erfahren. Der Immunitäts¬ 
ausschuss des Bundestages hob 
ihre Immunität auf, um straf¬ 
rechtlich gegen sie ermitteln zu 
können. Sie hatte bei einer 
Kundgebung in ihrem Redebei¬ 
trag auf die Notwendigkeit der 
Aufhebung des PKK-Verbotes 
hingewiesen und dabei die 
Organisationsfahne entrollt. 

Von den Entwicklungen im 
Mittleren Osten unbeeindruckt, 
ließ die Bundesanwaltschaft am 
29. August in Bremen den kur¬ 
dischen Aktivisten Mehmet D. 
verhaften. Er wird beschuldigt, 
sich seit Anfang 2013 in 
Deutschland als Mitglied an 
einer ausländischen terroristi¬ 
schen Vereinigung (§129b Abs. 
1 i.V.m. § 129a Abs. 1 StGB) 
beteiligt zu haben. Seit der Ent¬ 
scheidung des Bundesgerichts¬ 
hofs im Oktober 2010, den vor 
zwölf Jahren eingeführten § 
129b auch auf die PKK auszu¬ 
dehnen, sind inzwischen fünf 
kurdische Aktivisten zu mehr¬ 
jährigen Freiheitsstrafen verur¬ 
teilt worden. 

Als Folge der Verbotspolitik 
sind auch die zahlreichen 
besonders von bayerischen und 
baden-württembergischen Aus¬ 
länderbehörden verfügten Aus¬ 
weisungsverfügungen zu nen¬ 
nen. Betroffen hiervon sind 
Kurdinnen und Kurden, die 
sich in kurdischen Vereinen für 


ihre legitimen kulturell-politi¬ 
schen Anliegen einsetzen, die 
Veranstaltungen und Demon¬ 
strationen organisieren oder 
sich lediglich daran beteiligen. 
Diese Aktivitäten werden als 
„terroristische“ Unterstützungs- 
handlungen diskreditiert und 
die Betroffenen zu „Gefähr- 
dern“ der inneren Sicherheit 
stigmatisiert, die es laut einem 
Bescheid gilt, aus dem Bundes¬ 
gebiet zu „entfernen“. Mit glei¬ 
chen Begründungen werden 
Einbürgerungen verweigert, 
Asylanerkennungen widerrufen 
oder wie in einem uns aktuell 
bekanntgewordenen Fall, die 
Staatsangehörigkeit wieder 
aberkannt, die der betroffene 
Kurde erst vor fünf Jahren erhal¬ 
ten hatte. 

Wir fordern die politischen Ent¬ 
scheidungsträgerinnen, die sich 
in den letzten Monaten für eine 
Neubewertung der PKK ausge¬ 
sprochen haben, auf, der grund¬ 
legend veränderten Situation im 
Mittleren Osten endlich Rech¬ 
nung zu tragen und ihren Wor¬ 
ten Taten folgen zu lassen. Ein 
erster Anlass dazu wäre die 
wahrscheinlich Anfang nächsten 
Jahres auf Antrag der Linkspar¬ 
tei stattfindende Bundestagsde¬ 
batte über die Aufhebung des 
PKK-Verbots. Wir hoffen, dass 
die zahlreichen Initiativen zur 
Aufhebung des Verbots, die sich 
dieses Jahr gebildet haben, 2015 
noch an Kraft gewinnen. Eine 
Aufhebung des PKK-Verbots in 
Deutschland und die Strei¬ 
chung der PKK von der EU- 
Terrorliste sind die überfälligen 
Konsequenzen aus der aktuellen 
außenpolitischen Entwicklung 
und auch innenpolitisch drin¬ 
gend notwendig, damit die in 
Deutschland lebenden Kurdin¬ 
nen endlich ihre demokrati¬ 
schen Rechte ohne Angst vor 
staatlicher Repression wahrneh¬ 
men können. 

AZADIe.V. 

Rechtshilfefonds für Kurdinnen 
und Kurden in Deutschland 
25. November 2015 


—^Der Widerstand von Kobane... 


zunächst einmal nicht die Bedin¬ 
gungen zum Leben vorfinden 
können“, erklärt er. Dr. Ehmed 
erneuert abermals mit folgenden 
Worten die Forderung nach der 
Eröffnung eines Korridors: „Wir 
nutzen hier diese zwei Zimmer 
wie ein provisorisches Kranken¬ 
haus. Uns fehlt es an Medizin und 
medizinischen Geräten, damit 
wir die Menschen richtig medizi¬ 
nisch versorgen können. Wir lei¬ 
sten, was wir können. Aber die 
Mittel sind äußerst begrenzt. Des¬ 
halb muss endlich dieser Korridor 
eröffnet werden, damit wir hier 
auch medizinisches Material 


bekommen und uns um die Men¬ 
schen kümmern können.“ 

IS verkauft Dörfer in Kobane 
Die türkische Onlinezeitung 
Radikal meldete am 23.11., dass 
der IS die besetzten Dörfer Kob- 
anes an die arabisch-sunnitisch- 
stämmigen Bewohner des 
Umlandes verkaufen würde. Die 
an den IS zu errichtende Bezah¬ 
lung für ganze Dörfer liegt zwi¬ 
schen 5.000 und 10.000 US Dol¬ 
lar. Zudem sollen sämtliche Dör¬ 
fer geplündert und zerstört wor¬ 
den sein, ln derselben Meldung 
wird die Zahl der IS-Mitglieder, 


die an dem Angriff auf Kobane 
beteiligt sind, mit 12.000 bezif¬ 
fert. 

Jalawla und Sadiye 
im Nordirak befreit 

Unterdessen erklärten die Volks¬ 
verteidigungskräfte (HPG), dass 
die zu Xanaqin (Khanaqin ) /Kir- 
kuk gehörenden Gebiete Jalawla 
und Sadiye im Nordirak vom IS 
befreit werden konnten. Am 
23.11. starteten die Guerillaein¬ 
heiten der HPG gemeinsam mit 
der Peschmerga eine breitangeleg¬ 
te Operation, die zu der Befrei¬ 
ung führte. (CA, 26.11., ISKU) 


Die vom DÖKH organisierte 
Demonstration wurde von 
Frauen aus HDP und DBP, aus 
Kobane und aus Europa, von 
ESP und KESK, von universitä¬ 
ren und feministischen Grup¬ 
pen und vielen weiteren unter¬ 
stützt. (ANF, 25.11., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 


Termine: 


PKK-Verbot aufheben 

Am 26. November 1993 wurde 
die PKK in Deutschland verbo¬ 
ten. Die damalige Brandmar¬ 
kung der PKK als "terroristi¬ 
sche ' Organisation und das 
Verbot führten zu einer Vielzahl 
von Verhaftung und der Krimi¬ 
nalisierung von zehntausenden 
Kurdinnen. Doch selbst diese 
massive Repression konnte die 
Bewegung nicht aufhalten. 
Diesen November finden 
anlässlich des Jahrestags des 
Verbots in mehreren Städten in 
Deutschland Demonstrationen 
statt. Für den 6.12. wird in 
Köln anlässlich der Innenmini¬ 
sterkonferenz zu einer bundes¬ 
weiten Demonstration gegen 
das PKK-Verbot und die men¬ 
schenverachtende Asylpolitik 
aufgerufen (http://noimk.org/). 
Hier ein kleiner Terminüber¬ 
blick: 

Hamburg: PKK-Verbot aufhe¬ 
ben! Freiheit für Mehmet D.! 
Samstag, 29.11. | 13 Uhr | S- 
Sternschanze 

Frankfurt/M.: Überregionale 
Großdemo: Weg mit dem 
PKK-Verbot 

Samstag, 29.11. | 15 Uhr | 
Frankfurt Hauptbahnhof 

München: Demo gegen das 
PKK-Verbot & Solidarität mit 
dem Widerstand in Kobane & 
Sengal 

Samstag, 29.11. | 14:00 Uhr | 
Max-Joseph Platz 

Köln: Bundesweite Demo - 
Grenzen überwinden! Weg mit 
dem PKK-Verbot! 

Samstag, 6.12. | 13 Uhr | Frie¬ 
senplatz 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Öcalan: Von uns kommt nichts mehr bis 
der Gesetzentwurf umgesetzt ist 


Am 29.11. traf eine Delegation 
der Partei der Demokratischen 
Völker (HDP) auf der Gefängnis¬ 
insel Imrali mit dem inhaftierten 
kurdischen. Volksrepräsentanten 
Abdullah Öcalan zusammen. Im 
Gespräch mit der Nachrichtena- 
entur Firat (ANF) äußerte sich 
irri Süreyya Önder, HDP-Abge- 
ordneter und Delegationsmit¬ 
glied, über das Treffen. 

ANF: Wie verliff das Treffen mit 
Öcalan, nachdem die Gespräche für 
eine lange Zeit unterbrochen 
waren? 

Önder: Herr Öcalan hat sich 
gefreut, nach zwanzig Jahren das 
erste Mal wieder Fiatip (Diele) 
Zusehen. Herr Diele bewertete die 
jüngsten Festnahmen in den 
sogenannten KCK-Operationen 
und die dahinter stehende Men¬ 
talität des türkischen Staates. 
Herr Diele überreichte Öcalan 
auch ein Dossier über die Arbeit 
und Entwicklungen in den loka¬ 
len Verwaltungen. 

Der Pressemitteilung der Delega¬ 
tion konnten wir entnehmen, dass 
Herr Öcalan Selbstkritik geübt hat. 
Könnten Sie den Ansatz dieser 
Selbstkritik vertiefen? 

[Anm. Abdullah Öcalan hat auf 
die wichtige Bedeutung recht¬ 
licher Garantien hingewiesen und 
gesagt, er habe einen Fehler 
gemacht als er seinen Appell ohne 
solche Garantien veröffentlichte.] 
Ich denke, dass alle Führungsper- 
sönlichkeiten davon lernen könn¬ 
ten. Die meisten anderenFüh- 
rungspersönlichkeiten suchen 
nach Entschuldigungen und 
Bekenntnissen. Für Öcalan und 
seine Kader ist die Selbstkritik ein 
wichtiger Mechanismus. Wenn 
die türkische Regierung Herrn 
Öcalan richtig verstanden hätte, 
als er sagte „Ich werde euch nicht 
täuschen und auch nicht zulassen, 
dass man euch täuscht“, dann 
wären jetzt mehr Fortschritte in 
Richtung Frieden und Demokra¬ 
tie gemacht worden. 

Herr Öcalan fügte hinzu, dass in 
den nächsten Schritten die recht¬ 
lichen Garantien sehr wichtig 
sind und dass ohne die Gewähr¬ 
leistung der verfassungsrecht¬ 
lichen Rahmenbedingungen die 
eigentlichen Ziele von Frieden 
und Demokratie nicht erreicht 
werden können. Hierzu sagte 
Öcalan folgendes: „Wir erinnern 
uns genau, was passierte als im 
Rahmen der ‘Demokratischen 
Öffnung’ Guerillaeinheiten über 
den Grenzübergang Habur nach 
Nordkurdistan gingen. Weil zu 
dem Zeitpunkt kein verfassungs¬ 
rechtlicher Rahmen im türki¬ 


schen Parlament verabschiedet 
war, wurde gegen die meisten 
Guerillakämpferinnen und den 
Zivilistinnen aus dem Flücht¬ 
lingscamp Maxmur Ermittlungs¬ 
verfahren eingeleitet. Einige von 
ihnen befinden sich immer noch 
im Gefängnis.“ Er kritisierte auch 
den Bau neuer Militäranlagen 
und von Staudämmen im Som¬ 
mer 2013 nachdem sich die kur¬ 
dischen Guerillaeinheiten nach 
Südkurdistan als Teil des gegen¬ 
wärtigen „Lösungsprozesses“ 
nach Südkurdistan zurückgezo¬ 
gen hatten. 

wurde beim Treffen auf die landes¬ 
weiten Proteste vom 7.18. Oktober 
und die darauffolgenden Festnah¬ 
men eingegangen? 

Herr Öcalan erklärte, dass diese 
Festnahmen durch den türki¬ 
schen Staat inakzeptabel seien 
und sagte folgendes: „Niemand 
hat das Recht, von uns irgendet¬ 
was im Namen der Öffentlichkeit 
zuverlangen, solange die verfas¬ 
sungsrechtlichen Rahmenbedin¬ 
gungen und Garantien nicht in 
die Praxis umgesetzt werden.“ 
Aber Herr Öcalan betonte, dass 
wenn der Entwurf des verfas¬ 
sungsrechtlichen Rahmens umge¬ 
setzt wird, diese Probleme nur 
von administrativer Bedeutung 
seien und schnell geklärt werden. 
Er rief auch andere Organisatio¬ 
nen, in erster Linie die Hüda-Par 
[=kurdisch-islamistische Partei], 
auf, auf Provokationen zu verzich¬ 
ten. Er sagte, dass die Kritik ein 
Bekenntnis des demokratischen 
Kampfes und des Dialogs ist. 
Herr Öcalan warnte auch vor der 
Beteiligung des Nationalen 
Sicherheitsrates und der Spezia¬ 
leinheiten und sagte, dass sie das 
Risiko eines Staatsstreich erhöhen 
und die Regierung von der Macht 
stürzen würde. 

Es wurde von einem „Entwurfßir 
Frieden und Demokratie im Ver¬ 
handlungsprozess“ gesprochen. Was 
beinhaltet dieser Entwurf 
Der Entwurf beinhaltet vier 
Hauptschwerpunkte. Der erste 
besteht aus neun Artikeln und 
bezieht sich auf die Vorgehens¬ 
weise im gegenwärtigen Lösungs¬ 
prozess. Wir können das so ver¬ 
stehen, dass alle Phasen des Pro¬ 
zesses dokumentiert werden und 
dass alles auf der Grundlage 
demokratischer Politik getan wer¬ 
den sollte, damit dieser Lösungs¬ 
prozess eine solide Basis hat. 
was beinhalten die anderen 
Schwerpunkte? 

Nachdem die Fragestellung der 
Methode gelöst ist, sehen wir, 
dass Herr öcalan die Geschichte 


und Philosophie der Kurdenfrage 
auf einem wissenschaftlichen 
Niveau, die praktisch alle landes¬ 
weiten Universitäten in Verlegen¬ 
heit bringen würde, analysiert. 
Die Frage nach einem Sekretariat 
steht immer noch in Raum. Ich 
werde Ihnen jetzt die 11 Artikel 
über die methodische Vorgehens¬ 
weise der Kommissionen nennen: 

- Das Wesen der kurdisch-türki¬ 
schen Beziehungen im Mittleren 
Osten im Laufe der Geschichte 

- Die internen und externen 
Ursachen der zunehmenden Ver¬ 
schlechterung in der kurdisch¬ 
türkischen Frage und ihre Bezie¬ 
hung zu der kapitalistischen 
Moderne 

- Die Notwendigkeit einer grund¬ 
legenden Veränderung des Staates 
in Bezug auf die kurdisch-türki¬ 
schen Beziehungen 

- Der systemische Charakter einer 
Lösung und die unvermeidlichen 
Auswirkungen auf den Mittleren 
Osten 

- Die Verbindung der Lösung mit 
dem Frieden und der universellen 
Demokratie. Die unvermeid¬ 
lichen Reformen, die in den 
Strukturen des Staates und der 
Gesellschaft in Gang gesetzt wer¬ 
den. 

1 ) die verfassungsrechtliche 
Dimension der Lösung 

2) die Sicherheitsdimension der 
Lösung 

3) die sozial-kulturellen Auswir¬ 
kungen der Lösung 

4) die Dimension der Freiheit der 
Frau und der ökologische Aspekt 
der Lösung 

5) freie und gleichberechtigte 
Anerkennung aller Volksgruppen, 
die im Laufe der Geschichte von 
der türkischen Republik verfolgt 
wurden 

6 ) ein neues, pluralistisches und 
demokratisches System 

Die dritte Schwerpunkt lautet: 
„Zentrale Fragen auf der Tages¬ 
ordnung“, in der 40 grundlegen¬ 
de Fragen, Erkenntnisse und 
Lösungsschläge aufgelistet sind. 
Diese Bezugspunkte werden Spe¬ 
kulationen wie „Öcalan ist beim 
Demokratietest durchgefallen“ 
oder „Die kurdische politische 
Bewegung wird getäuscht“ über¬ 
flüssig machen. Mit der Ernen¬ 
nung einiger Überschriften wird 
klar werden, was gemeint ist: 

- die korrekte Definition der 
demokratischen Politik und ihrer 
Inhalte 

- Konzept, Definition und Aner¬ 
kennung der Identität. Eine plu¬ 
ralistische, demokratische und 
gerechte Lösung durch verfas¬ 
sungsrechtliche Garantien 


Meldungen: 

Bolu: Rassisten greifen kurdi¬ 
sche Studenten an 

Drei kurdische Jugendliche, die 
an der Izzet Baysal Universität in 
der nördlichen Provinz Bolu stu¬ 
dieren, wurden letzte Nacht 
Opfer eines rassistischen 
Angriffs. Die mit Skimasken 
etarnte und mit Messern 
ewaffnete Gruppe verletzten 
zwei der Studierenden. Ange¬ 
heizt durch Aussagen von Politi¬ 
kerinnen nehmen die Angriffe 
gegenüber Kurdinnen und pro¬ 
kurdischen Institutionen, wie 
gegen Büros der HDP (Partei der 
Demokratischen Völker), seit 
Jahren zu. (ANF, 4.12., ISKU) 

Unterbrechung der Stromver¬ 
sorgung in Pirsus zur Unter¬ 
stützung des IS? 

Die Nachrichtenagentur 

ANHA berichtete von der 
Unterbrechung der Stromver¬ 
sorgung in der Stadt Pirsus 
(Suruö im Bezirk Riha (Urfa) 
an der Grenze zu Kobane kurz 
bevor diese am Morgen von 
Kämpfern des Islamischen Staat 
(IS) angegriffen wurde. 

Die Türkei wird verdächtigt, 
damit die Bodenoffensive deslS 
zu unterstützen. Es stellte sich 
heraus, dass Beamte der Elektri¬ 
zitätswerke die Arbeiter über 
eine Unterbrechung der Strom¬ 
versorgung zwischen 04:00 und 
05:00 Uhr in den frühen Mor- 

f enstunden informiert hatten. 

)ie Anweisungen, hieß es, 
kämen „von ganz oben“. 

Der IS starteten seinen Angriff 
auf Kobane vom Gebäude der 
staatlichen Agentur für land¬ 
wirtschaftliche Produkte der 
TMO innerhalb des türkischen 
Staatsgebietes um 05:00 und 
brachte zwei mit Sprengstoff 
beladene Fahrzeuge am Grenz¬ 
übergang Mürfitpinar zur 
Explosion. (ANF 29.11., ISKU) 

Istanbul: Demo gegen den IS 
von Polizei angegriffen 
Mitglieder der Kobane Solidari¬ 
tätsplattform in Istanbul wurden 
brutal von der Polizei angegrif¬ 
fen, als sie sich für einen Protest¬ 
marsch gegen die am Samstag 
vom Boden der Türkei aus statt¬ 
gefundenen Angriffe des IS ver¬ 
sammelten. 

Eine große Anzahl von Men¬ 
schen, darunter Verantwortliche 
der DBP (Partei der Demokrati¬ 
schen Regionen) und der HDP ( 
Partei der Demokratischen Völ¬ 
ker) nahmen an der Demonstra¬ 
tion teil. 

Schon kurz nach Beginn der 
Demonstration in Richtung 
Galatasaray Platz blockierte die 
Polizei den Weg, der in Parolen 




Appelle der Kantonalregierung von 
Kobane an die Vereinten Nationen und 
die internationale Öffentlichkeit 

Der Angriffe des Islamischen Ebenso mangelt es an Nahrung, Operationen nicht durchgeführt 

Staates auf die kurdische Stadt vor allem an Weizen und Mehl, werden, da es an Strom, welcher 

Kobane im Norden Syriens dau- womit zumindest der Grundbe- zum Einsatz dieser Geräte benö- 

ern seit dem 15. September 2014 darf an Nahrung gedeckt werden tigt wird, fehlt. Nicht nur, dass 

an. ln Folge des Krieges sind konnte. Die von der Stadt- viele Menschen in Folge der 

Großteile der Stadt und der administration verwaltete Brot- Angriffe der menschenverachten- 

umgebenden Dörfer zerstört und produktionsstelle ist samt den den Terrormiliz verletzt wurden 

verwüstet wurden. Erschwert Mehlvorräten unter die Kontrolle und weiterhin verletzt werden, 

wird die humanitäre Notstandssi- des IS geraten. die verwesenden Leichen und die 

tuation durch ein faktisch beste- Ein weiteres Problem stellt die Bombenangriffe sorgen für eine 

hendes Embamo. Da sämtliche Stromversorgung dar. Da auch akute Seuchengefahr. Aufgrund 

Wege nach Kobane versperrt diese vom Zentralstaat geleitet ist, der permanent andauernden 

f ehalten werden, können keine gibt es seit 2 Jahren keinen Strom Angriffe des IS und des fehlenden 

umanitären Flilfsgüter in die mehr. Die Bevölkerung deckte bis technischen Materials ist es nicht 

Stadt gelangen. Aufgrund der zu den Angriffen der Terrorbande möglich, die Leichen zu beseiti- 

misslichen Lage der Flüchtlinge des IS ihren Strombedarf über gen. 

aus Kobane, die sich in der Türkei Generatoren ab. Jedoch hat der IS Wir schätzen, dass mit dem beste- 

befinden, kehren immer mehr das Brennstoffdepot für die henden Vorrat an Nahrung, Was- 

Menschen nach Kobane zurück. Generatoren angegriffen und zer- ser und Fleizöl die Menschen in 

Die Stadtverwaltung von Kobane stört. So kommt es aufgrund von Kobane noch etwa ein Monat 

wird derzeit von Freiwilligen mangelnden Brennstoff nicht nur lang überleben können. Jedoch 

betrieben. zu einem Stromproblem. Mit können dahingehend keine 

Das größte Problem stellt der demselben Brennöl wurden die genauen Angaben machen, da 

Mangel an sauberem Trinkwasser FFeizölöfen bedient. Angesichts immer mehr Menschen aus der 

dar. Nach dem Beginn des Volks- des bevorstehenden Winters stellt Türkei zurück nach Kobane keh- 

aufstandes in Syrien wurde die der Mangel an Heizöl ein gravie- ren. Vor allem die Trinkwasserver- 

vom Staat zentral gesteuerte Was- rendes Problem dar. Weiterhin sorgung stellt ein immenses Pro- 

serleitung nach Kobane unterbro- fehlt es an Winterkleidung, vor blem dar. 

chen. ln dessen Folge hat die allem an Jacken und Schuhen. Als Daher möchten wir mit diesem 

Bevölkerung von Kobane eine die Menschen aus ihren Dörfern Schreiben an die internationale 

alternative Wasserleitung nach geflüchtet sind, haben sie all ihr Öffentlichkeit und Gemeinschaft 

Kobane gebaut. In Folge der Hab und Gut zurücklassen müs- appellieren. 

Angriffe der Terrormiliz des söge- sen. Wir fordern: 

nannten Islamischen Staates Weiter stellt die medizinische Ver- - Die Errichtung eines Korridors 

wurde diese Wasserleitung zer- sorgung ein schwerwiegendes für humanitäre Hilfe, unter der 

stört. Derzeit beziehen die Men- Problem dar. Die drei bestehen- Kontrolle der UN 

sehen aus Kobane ihren Wasser- den Krankenhäuser wurden alle- - Internationale Expertenteams 

bedarf aus wenig bestehenden samt zerstört. Derzeit fungiert ein zur Untersuchung der Lage in 

Brunnen. Jedoch handelt es sich verlassenes Haus als provisorische Kobane 

dabei um kein trinkbares Wasser. Stelle für die Krankenversorgung, - Sicherstellung der Trinkwasser- 

Es wird daher nur zur Reinigung die nur von einem freiwilligen und Nahrungsversorgung, 

und Hygiene benutzt. Trinkwas- Arzt betreut wird. Jedoch können - Entsendung internationale Arz- 

ser kann derzeit nur über ver- aufgrund von Medizinmangel teteams für die medizinische Ver¬ 
schlossene PET-Flaschen bezogen viele Krankheiten nicht therapiert sorgung 

werden. Der Vorrat ist jedoch werden. Ebenso sind zwar einige - Bereitstellung technischen 

sehr rar und wird nicht mehr medizinische Gerätschaften vor- Equipments für den Wiederauf¬ 
lange ausreichen. handen. Jedoch können wichtige bau der Stadt ( CA, 3.12., ISKU) 

—► Öcalan: Von uns kommt... 

- die korrekte Definition der natio- geführt haben, werden wir den Wann hat Herr Öcalan zuletzt mit 

nalen und regionalen Dimension Aktionsplan der Öffentlichkeit der Delegation des türkischen Staa- 

einer demokratischen Lösung mitteilen. tes gesprochen und wann werden 

- Definition der Staatsbürger- Wie wird die türkische Regierung neue Gespräche stattfinden? 

schaft; rechtmäßige und freie Bür- auf diesen Plan reagieren? Herr Öcalan hat mit der Delega- 

ger Dieser Plan ist eine große Chance tion vor zwei Tagen gesprochen. 

- die Beziehung der Lösung zum für die Regierung. Herr Öcalan Wir werden bis nächsten 

sozio-ökonomischen System und hat der ganzen Welt gezeigt, dass Dienstag viele Gespräche mit den 

deren neue Definition er die treibende Kraft hinter den Verantwortlichen führen. Wir 

- kultureller Pluralismus und kul- Demokratieanstrengungen ist. werden als Delegation nach Kan- A 

turelle Freiheit .. Das Wichtigste ist für die Demo- dil gehen. Und anschließend wer- N U 9 e 

Ich denke, dass diese Überschrif- kratie zu mobilisieren statt auf den wir wieder mit Herrn Öcalan erscheint wöchentlich und kann in 

ten ausreichen, um einen ersten den Krieg zu setzen. Unsere Partei Zusammenkommen. Er sagte gewünschter Stückzahl gegen Übersen- 

Überblick über den Entwurf zu wird die Wahlen zu einem Mani- auch, dass er in Erwägung ziehe, düng des Portos bei der 

bekommen. fest für eine friedliche und demo- mich und Leyla Zana nach Süd- ISKU 

Der vierte Schwerpunkt beinhal- kratische Lösung nutzen. kurdistan zu schicken, um den Spaldingstr. 130-136 

tet einen Aktionsplan und besteht Sie haben von Wahlen gesprochen. Dialog für einen kurdischen 20097 Hamburg 

aus sechs Artikeln. Das wichtigste Hat Herr Öcalan etwas dazu Nationalkongress zu führen. Tel.:040-421 02 845 

Merkmal ist, dass er Daten und gesagt? Was sind seine Erwartungen? Herr Öcalan sagte über den histo- E-mail: isku@nadir.org 

Gespräche mit Kandil und dem Herr Öcalan sagte folgendes rischen Widerstand von Kobane bestellt werden. 

Staat und der Regierung beinhal- dazu: „Wir haben ein starkes Pro- folgendes: „Die ganze Welt schaut Spenden auf unser Konto: 

tet. Ich denke, dass dieser Plan gramm. Die Vorbereitungen soll- zu, was in Kobane passiert. Es ist Postbank Köln, BLZ 37010050 

Menschen, die nicht wissen, was ten darauf abzielen, als eine Partei der Kampf um die Ehre im 21. Konto-Nr.: 3968-506 

auf sie zukommt, mobilisieren in die Wahlen zu gehen. Wenn Jahrhundert und zeigt, was die Weitere Informationen und einen täg- 

wird. Nachdem wir unsere dieses Programm den Menschen kurdische freie Frau alles errei- liehen Pressespiegel findet Ihr im Inter- 

Gespräche mit der Führung im erklärt wird, dann hat die Wahl- chen kann.“ net unter: 

Kandil und dem türkischen Staat hürde kein Sinn mehr.“ (ANF, 1.12., ISKU) www.isku.org 


die „behilfliche AKP“ verurteilte 
und Fahnen der YPG, HPG und 
KCK mit sich trug. 
Polizeieinheiten, darunter dut- 
zende Zivilfahnder mit Bärten, 
griffen die Menschen ohne Vor¬ 
warnung an, wobei 7 Personen 
festgenommen, eine ältere Frau 
verletzt und einem Jugendlichen 
die Nase gebrochen wurde. 

Die bei dem harten Vorgehen 
verletzte ältere Frau wurde 
schnell ins Krankenhaus 
gebracht. Die Demonstranten 
bestanden darauf, das Gelände 
erst wieder zu verlassen, wenn 
alle Inhaftierten frei sind, wozu 
sie nach langem Warten die Poli¬ 
zei zwang. 

Verantwortliche von DBP und 
HDP verurteilten das harte Vor¬ 
gehen der Polizei, welches, wie 
sie sagten, wieder ein Beweis für 
die Unterstützung des IS durch 
die Türkei ist. Sie betonten 
außerdem, dass kein Angriff sie 
davon abhalten wird, von ihrem 
demokratischen Recht auf Pro¬ 
test Gebrauch zu machen. 

(ANF, 2.12., ISKU) 

7 Mitglieder der CHP des 
Landkreisverbandes Sultangazi 
gehen zur HDP 

Nach dem Austritt aus der CHP 
(Republikanische Volkspartei) 
sind sieben Mitglieder des Land¬ 
kreisverbandes Sultangazi in der 
Provinz Istanbul der HDP bei¬ 
getreten. Unter ihnen befindet 
sich auch der ehemalige Vorsit¬ 
zende der CHP Sultangazi, Hidir 
Karatas. Bei einem feierlichen 
Akt überreichte die HDP-Abge- 
ordnete von Istanbul Sebahat 
Tuncel den neuen Parteikollegen 
die Parteiabzeichen. Ferner hielt 
Hidir Karatas eine Rede und teil¬ 
te mit, dass sie wegen der 
Gerechtigkeit und Geschwister- 
lichkeit der HDP beigetreten 
sind: „Die HDP unterscheidet 
sich von anderen Parteien. Weil 
die HDP^ die Stimme der Alevi- 
ten, der Eziden und allen ande¬ 
ren Völkern ist, sind wir eingetre¬ 
ten. Wir danken der HDP, dass 
sie uns als ein Teil des Platanen¬ 
baums akzeptiert haben.“ 

(DIHA, 30.11., ISKU) 
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Solidarität mit den 
Hungerstreikenden in Urma 


Seitdem am 19.11.2014 29 poli¬ 
tische Gefangene im Zentralge¬ 
fängnis von Urma (Iran) mit 
Mördern und Drogendealern 
zusammengelegt wurden, befin¬ 
den sie sich im Hungerstreik, 
ln Sulaymaniyah, Sudkurdistan, 
beginnt ein weiterer Hungerstreik 
in Solidarität mit den seit 20 
Tagen jegliche Nahrung verwei¬ 
gernden Gefangenen im Iran. 
Dutzende Menschen haben sich 
nach einem Aufruf des Ost-Kur¬ 
dischen Kommitees (KJAR) in 
Sulaymaniyah dem Hungerstreik 
angeschlossen. Sadiye Wadli, ein 
Sprecher des KJAR, erklärte hier¬ 
zu: „So weit wir wissen, befinden 
sich 29 politische Gefangene im 
Urma Zentralgefängnis seit 20 
Tagen im Hungerstreik. Der 
Gesundheitszustand der Gefange¬ 
nen ist kritisch. Alle müssen in 
irgendeiner Form ihre Solidarität 
mit den politischen Häftlingen 
zum Ausdruck bringen, da sie 
ansonsten gefoltert oder exeku¬ 
tiert werden könnten. Diese 
Gefangenen wurden eingesperrt, 
da sie für die Interessen ihres Vol¬ 
kes einstanden, jetzt müssen wir 
für sie einstehen. Wir alle wissen, 
dass das iranische Regime den 
Willen der Kurden brechen will, 
aber es wird niemals erfolgreich 
sein.“ 

Wekili erklärte, dass ihre Aktion 
zwei Tage vor dem kurdischen 
Parlament in Sulaymaniyah 
andauern werde. Bei einem 
Besuch der Solidaritätsaktion 
sagte der Abgeordnete Salar Meh- 
mud: „Wir unterstützen solche 
Aktionen immer. Wir hören uns 


Eure Forderungen an und werden 
sie an die zuständigen Behörden 
weiterleiten, insbesondere an das 
Parlament der Kurdischen Re¬ 
gion. Wir sind bereit zu helfen, 
wenn ihr irgendetwas benötigt, 
und ihr seid hier willkommen. 
Auch die Organisation der Freien 
und Demokratischen Gesellschaft 
im Osten (KODAR) hat ihre 
Unterstützung und Solidarität 
mit den Hungerstreikenden ver¬ 
kündet. 

Ein Zitat der Solidaritätserklä¬ 
rung von KODAR liest sich wie 
folgt: „Seit 150 Jahren sind die 
Nationen Irans mit Invasion, 
Assimilation und Verfolgung 
konfrontiert. Statt auf die legiti¬ 
men, demokratischen Forderun¬ 
gen der Freiheitssuchenden einzu¬ 
gehen, hat die iranische Regie¬ 
rung eine 'Terrorismus-Unter- 
drückungs-Politik' eingeführt. 
Die Streiks in den Gefängnissen 
häufen sich und werden immer 
allgemeiner. Diese Ausweitung ist 
ein Zeichen der Befreiung von 
iranischer Politik im Allgemeinen 
und der Freiheit des kurdischen 
Volkes im Besonderen. Diese Art 
des Kampfes verdeutlicht die reale 
und aktive politische Bewegung 
innerhalb des Volkes. Das Ziel 
dieser Bewegung ist die Schaffung 
einer freien und demokratischen 
Gesellschaft, basierend auf grund¬ 
sätzlichen Menschenrechten, 
gegen die Diktatur der iranischen 
Regierung.“ 

Und weiter: „Allerdings versucht 
das iranische Regime, die politi¬ 
schen Aktivisten und Gefangenen 
zu unterdrücken. Ein Sieg der 


Hungerstreikenden in den 
Gefängnissen bedeutet auch eine 
Niederlage für die inhumane Isla¬ 
mische Republik Iran. Außer den 
Kurden werden auch die anderen 
Völker Irans, Araber und Belut¬ 
schen beispielsweise, verfolgt. 
Aber das Beharren der Gefange¬ 
nen auf ihre freiheitlichen und 
demokratischen Forderungen 
gibt auch allen anderen Freiheits¬ 
suchenden im Iran Kraft. Wir bit¬ 
ten alle Menschenrechtsorganisa¬ 
tionen und Aktivisten im Iran 
und auf der ganzen Welt, die 
Hungerstreikenden zu unterstüt¬ 
zen und Druck auf die Islamische 
Republik Iran auszuüben, damit 
sie den Forderungen der Gefange¬ 
nen nachgibt.“ 

Todesdrohungen gegen 
hungerstreikende Gefangene 

Osman Mostafapour, der sich an 
dem Hungerstreik beteiligt, 
wurde diese Woche anscheinend 
von einem Geheimdienstmitar¬ 
beiter verhört. Es wurde weiter 
berichtet, dass die Gefangenen 
auch angesichts der Drohungen 
ihren Hungerstreik fortsetzen 
wollen, bis ihre Forderung erfüllt 
ist und die nach Strafrecht verur¬ 
teilten Häftlinge vom Flügel der 
politischen Gefangenen verlegt 
werden. In der Zwischenzeit ver¬ 
schlechtert sich der Gesundheits¬ 
zustand der Hungerstreikenden 
zunehmend. Ali Reza Rasuli ver¬ 
weigert den Berichten zu Folge 
jedwede Behandlung, obwohl er 
bereits mehrfach in ein Kranken¬ 


haus verwiesen wurde. 

(DIHA, 8./10.12., ISKU) 


Repressionsapparat auf Hochtouren 

Türkische Polizei tötet erneut Demonstranten 


Der türkische Sicherheitsapparat 
setzt in den vergangenen Tagen 
wieder verstärkt auf Eskalation in 
Nordkurdistan. So kommt es vie¬ 
lerorts zu Hausdurchsuchungen 
und Razzien, bei denen dutzende 
politische Aktivistinnen festge¬ 
nommen werden. So wurden 
alleine in Amed (Diyarbakir) 
Mitte vergangener Woche 24 
Menschen, darunter zehn Min- 
den’ährige, festgenommen. Auch 
auf Demonstrationen in den kur¬ 
dischen Regionen reagiert der tür¬ 
kische Staat derzeit mit roher 
Gewalt. So wurde bei einer 
Demonstration in Gever (Yükse- 
kova) am 6.12. ein 18-jähriger 
Demonstrant durch Schüsse der 
Sicherheitskräfte ermordet. 


„Sie haben ihn eine 
Stunde lang gefoltert“ 

Bei dem ermordeten Demon¬ 
stranten handelt es sich um den 
18jährigen Rojhat Özdal. Der 
Protest in Gever forderte die Auf- 
Idärung der Morde von M. Re$it 
l§bilir, Veysel l§bilir und Bemal 
Tokfu, die allesamt bei Protesten 
am 6. und 7. Dezember des ver¬ 
gangenen Jahres in Gever eben¬ 
falls durch die türkischen Sicher¬ 
heitskräfte ermordet wurden. 
Auch diese Morde zogen keine 
Konsequenzen für die Sicher¬ 
heitskräfte nach sich. 

Die Demonstration wurde früh 
von den Sicherheitskräften, die 
mit gepanzerten Fahrzeugen in 
das Stadtzentrum aufrückten, 


angegriffen. Augenzeugen be¬ 
richten von darauf folgenden 
schweren Auseinandersetzungen 
zwischen Polizei und .. den 
Demonstranten. Rojhat Özdal 
soll vom Dach eines Ladens aus 
Steine und einen Molotow- 
Cocktail auf die Polizei 
geschmissen haben. Die Augen¬ 
zeugen verneinen allerdings, dass 
der 18-jährige, wie die Sicher- 
heitskräfte behaupten, auch mit 
einer Waffe Schüsse auf die 
Sicherheitskräfte abgefeuert 
habe. Die Sicherheitskräfte 
schossen zunächst wohl mit Gas¬ 
granaten und Plastikpatronen 
auf die Demonstranten. Später 
soll auch ohne Vorwarnung 
scharf geschossen worden sein. 


Meldungen: 


Heyva Sor schickt sechs Lastwa¬ 
genladungen mit Hilfsgütern 
nir die Flüchtlinge nach Pirsüs 

Die Hilfskampagne des in 
Deutschland ansässigen Kurdi¬ 
schen Roten Halbmonds (Heyva 
Sor a Kurdistane) in Solidarität 
mit §engal und Kobane geht wei¬ 
ter. 

Heyva Sor a Kurdistane hat sechs 
LKW-Ladungen mit Hilfsgütern 
für die Flüchtlinge von Kobane 
geschickt, die gerade in der 
Grenzstadt Pirsüs in der Provinz 


Riha (Urfa) in Flüchtlingslagern 
leben, nachdem sie ihre Stadt auf 
Grund der anhaltenden Angriffe 
des barbarischen IS verlassen 
mussten. Die Hilfsgüter umfas¬ 
sen Zelte, Kleidung, Schuhe und 
elektrische Heizgeräte. Die Zelte 
wurden direkt in die Zeltstadt 
gebracht, die die lokale Behörde 
von Pirsüs vor kurzem in der 
Nähe des Dorfes Külün^e ein¬ 
richtete und die bis zu 10.000 
Menschen Unterkunft bieten 
soll. Die restlichen Hilfsgüter 
werden in Lagern der Stadt auf¬ 
bewahrt, um sie systematisch an 
die Flüchtlinge zu verteilen. 
Hüseyin Yilmaz, Mitglied Partei 
der Demokratischen Regionen 
(DBP) und der Zentrale der 
Koordination für Rojava und 
Sengal sagte, dass die zentrale 
Koordination verschiedene poli¬ 
tische Parteien und Nichtregie¬ 
rungsorganisationen umfasst und 
in Folge der großen Flüchtlings¬ 
zuströme nach den IS-Aneriften 


auf §engal gegründet wurde. 
Yilmaz berichtete, dass bisher 
fünf Zeltstädte aufgebaut wur¬ 
den und eine sechste in Planung 
ist. Ein Großteil der Bedürfnisse 
nach Nahrung und Kleidung 
könne gedeckt werden, dank 
Heyva Sor, den lokalen Behör¬ 
den, der DBP und Menschen vor 
Ört. 

Yilmaz erklärte, dass die Mobili¬ 
sierung durch die Arbeit von 
DBP, HDP (Partei der Demo¬ 
kratischen Völker) und HDK 
(Kongress der Demokratischen 
Völker) intensiviert werde, und 
dass die neue Zeltstadt bei §engal 
mit den 1.200 Zelten gebaut 
würde, die Heyva Sor geschickt 
hat. 

„Trotz der Einschränkungen 
durch den türkischen Staat wer¬ 
den wir unsere Bemühungen 
fortsetzen, die Bedürfnisse der 
Menschen aus Kobane zu de¬ 
cken“, betonte Yilmaz. 

(DIHA, 8.12., ISKU) 


Delegation aus internationalen 
Akademikerlnnen in Rojava 
Seit dem 29.11. ist auf Initiative 
von Civaka Azad eine internatio¬ 
nale Delegation, die mehrheitlich 




KCK: Aufstand gegen Angriffe der 
AKP auf Kurdinnen 


Der Exekutivrat der KCK 
(Gemeinschaft der Gesellschaf¬ 
ten Kurdistans) hat eine Erklä¬ 
rung veröffentlicht, in der er 
dazu aufruft, sich gegen die 
fortwährende politische und 
kulturelle Unterdrückung der 
AKP- Regierung zu erheben 
und Widerstand zu leisten. 

Als sie von der Verletzung, Fol¬ 
ter und brutalen Ermordung des 
patriotischen, kurdischen ju¬ 
gendlichen Rojhat Özdel durch 
faschistische Polizeikräfte der 
AKP-Regierung in Gever (Yük- 
sekova) erfuhr, sprach die KCK 
der Familie Özdel ihr tiefes Mit- 
efühl aus und versprach, durch 
en Aufbau eines freien Kurdi¬ 
stans das Gedenken an Rojhat 
aufrechtzuerhalten. Sie erinner¬ 
te daran, dass in Nordkurdistan 
letzte Woche 32 patriotische 
Kurd*innen in Gewahrsam und 
viele von ihnen in Flaft genom¬ 
men wurden, sowie an die 
Inhaftierung von vier verletzten 


Kämpferinnen der YPG (Volks¬ 
verteidigungseinheiten) in Pir- 
süs (Suruö von letzter Woche. 
Das alles zeigt den Kurdenhass 
der AKP-Politik sowie deren 
Unterstützung zu Gunsten des 
IS, betont der KCK-Exekutiv- 
rat. 

Die KCK führt aus, dass die 
AKP-Regierung mit ihrer rassi¬ 
stischen und rachsüchtigen Poli¬ 
tik es jetzt auf Zivilistinnen 
abgesehen habe, da sie nicht in 
der Lage sind, über ihre Nieder¬ 
lage in Kobane hinwegzukom¬ 
men, welche sie geplant hatten, 
um der Revolution in Rojava 
die Kraft zu nehmen. Seit den 
Aufständen vom 6.1 7. Oktober 
wurden Dutzende Patriotinnen 
von der Polizei ermordet, aber 
kein einziger Sicherheitsbeamter 
wurde zur Rechenschaft gezo¬ 
gen. 

„Die AKP-Regierung muss 
sofort mit der politischen Unter¬ 
drückung und dem Töten von 


kurdischen Jugendlichen und 
widerständigen Patriotinnen 
aufhören. Ansonsten wird es für 
unser Volk notwendig, sein eige¬ 
nes Gesetz anzuwenden und 
durch einen aktiven, kontinuier¬ 
lichen und allumfassenden Auf¬ 
stand sein Recht auf legitime 
Selbstverteidigung wahrzuneh¬ 
men“, so die KCK. 

Mit der Äußerung, dass es für 
das kurdische Volk notwendig 
ist, gegen die ausbeuterische 
AKP-Regierung einen Aufstand 
zu entwickeln, unterstreicht der 
KCK-Exekutivrat, dass jede 
Festnahme und Inhaftierung 
mit einem neuen Aufstand und 
Widerstand beantwortet wird: 
„Trotz der Tatsache, dass faschi¬ 
stische Polizei- und Sicherheits¬ 
kräfte der AKP mit Kugeln auf 
steinewerfende Kinder antwor¬ 
ten, wird das kurdische Volk 
niemals aufgeben. Es wird den 
Kampf mehr und mehr verstär¬ 
ken. (DIHA, 9.12., ISKU) 


—Türkische Polizei tötet erneut... 


Was danach geschah, berichtet 
ein Augenzeuge gegenüber der 
Nachrichtenagentur Diele 
(DIF1A) wie folgt: „Als Rojhat 
vom Dach zu flüchten versuch¬ 
ten, umzingelten die Polizisten 
ihn in einer Sackgasse. Ein hoch¬ 
gewachsener maskierter Polizist 
stieg aus dem gepanzerten Fahr¬ 
zeug und wir sahen, wie er sich 
hinkniete und sieben oder acht 
Schüsse abfeuerte. Als wir zum 
Tatort eilen wollten, wendeten 
ein Polizist seine Waffe in unsere 
Richtung, und sagte, wir sollen 
verschwinden. 'Wir hörten das 
Stöhnen von Rojhat. Es war klar, 
dass er schwer verletzt war. Doch 
die Polizisten beleidigten ihn und 
forderten ihn auf, zu erklären, 
wer die Peron neben ihm war. Als 
wir nichts mehr hörten, war uns 
Idar, dass er verstorben war. Er lag 
fast eine Stunde verletzt am 
Tatort. Sie haben ihn eine stun¬ 
delang dort gefoltert, anders 
kann man das nicht beschrei¬ 
ben.“ 

Kurz nach der Tat versuchten die 
Sicherheitskräfte den Mord an 
Rojhat Özdal zu vertuschen. So 
soll die Polizei versucht haben, 
einen Anwohner aus der Nähe 
des Tatorts dazu zu drängen, eine 
Zeugenaussage in ihrem Sinne 
gegenüber der Staatsanwaltschaft 
abzugeben. „Sie forderten mich 
auf, in ihr gepanzertes Fahrzeug 
zu steigen und bei der Staatsan¬ 
waltschaft anzugeben, dass der 
Junge auf sie geschossen habe. Sie 
sagten, es würde keine 20 Minu¬ 
ten dauern. Aber ich weigerte 
mich“, berichtete er ebenfalls 

f egenüber DIHA. Außerdem 
abe die Polizei kurz nach der Tat 
das Speichermedium einer 
Sicherheitskamera in der Nähe 
des Tatorts beschlagnahmt. 


Zu der Beerdigung von Rojhat 
Özdal am 07.12. in Gever ver¬ 
sammelten sich zehntausende 
Menschen. Die türkischen 
Sicherheitskräfte hielten sich die¬ 
ses Mal zurück. Dagegen kam es 
bei Protesten aufgrund der 
Ermordung von Rojhat in den 
Städten Silopi und Cizre zu 
schweren Auseinandersetzungen 
zwischen Polizei und Demon¬ 
stranten. In Cizre wurde ein 
neunjähriger Junge von einer 
Gasgranate am Kopf getroffen 
una befindet sich derzeit in 
einem örtlichen Krankenhaus in 
Behandlung. Über seinen aktuel¬ 
len Gesundheitszustand gibt es 
keine Informationen. 

Haftbefehl gegen verletzte 
Flüchtlinge aus Kobane 

Der türkische Sicherheitsapparat 
setzt in den letzten Tagen auch 
auf verstärkte Repressionsmaß¬ 
nahmen gegen Flüchtlinge aus 
Rojava. So näuften sich in der 
vergangenen Woche die Mel¬ 
dungen darüber, dass verletze 
Personen, die aus Kobane über 
die Grenze nach Pirsüs (Suruf) 
gelangten, noch im Krankenhaus 
von türkischen Sicherheitskräf¬ 
ten festgenommen wurden. Nun 
hat die Staatsanwaltschaft von 
Riha (Urfa) gegen fünf vom 
mindesten zehn Festgenomme¬ 
nen Menschen aus Kobane einen 
Haftbefehl erlassen. 

Auch gegen politische Aktivist¬ 
innen aus Nordkurdistan 
kommt es in den vergangenen 
Tagen erneut zu Repressions- 
und Festnahmewellen. So wur¬ 
den allein in der letzten Woche 
knapp 50 Menschen, darunter 
24 aus Amed, festgenommen. 
Laut Angaben der Demokrati¬ 
schen Partei der Regionen 


(DBP) sollen die Festgenomme¬ 
nen in Wan (Van) auch gefoltert 
worden sein. Die Co-Vorsitzen¬ 
den der DBP in Wan berichte¬ 
ten, dass sie die Festgenomme¬ 
nen besucht und von diesen 
erfahren haben, dass die Sicher¬ 
heitskräfte im Gefängnis enor¬ 
men Druck auf die Gefangenen 
ausüben, damit diese ihre angeb¬ 
liche Schuld gestehen. „In min¬ 
destens einem Fall wurde der 
Gefangene hierbei nackt ausge¬ 
zogen und gefoltert. Er wurde 
mit dem Tod bedroht, sollte er 
nicht gestehen“, heißt es in der 
Erklärung der DBP. 

In AmetF gingen am 6.12. tau¬ 
sende Menschen auf die Stra¬ 
ßen, um gegen die erneuten 
Repressionswellen des türki¬ 
schen Staates zu protestieren. 
Die Aufrufer der Demonstration 
erklärten, dass ihre Proteste 
solange anhalten werden, bis die 
Repressionen des türkischen 
Staates ein Ende nehmen wür¬ 
den. 

Zur Beerdjgung von Rojhat 
Özdal am 7712. in Gever ver¬ 
sammelten sich zehntausende 
Menschen (Bilder der Beerdi- 
ung hier). Die türkischen 
icherheitskräfte hielten sich 
dieses Mal zurück. Dagegen 
kam es bei Protesten aufgrund 
der Ermordung von Rojhat in 
den Städten Silopi und Cizre zu 
schweren Auseinandersetzungen 
zwischen Polizei und Demon¬ 
stranten. In Cizre wurde ein 
neunjähriger Junge von einer 
Gasgranate am Kopf getroffen 
unef befindet sich derzeit in 
einem örtlichen Krankenhaus in 
Behandlung. Über seinen 
aktuellen Gesundheitszustand 
gibt es keine Informationen. 

(CA, 8.12., ISKU) 


aus Akademikerlnnen besteht, 
zu einer Delegationsreise in die 
selbstverwalteten Gebiete von 
Rojava (Nordsyrien) aufgebro¬ 
chen. 

Die Delegation begann ihre 
Reise zunächst in Hewler (Erbil), 
der Hauptstadt der Autonomen 
Region Kurdistan, wo sie die 
Vertretung des Kurdistan Natio¬ 
nalkongresses (KNK) besuchte 
und nach eintägigem Aufenthalt 
über den Grenzübergang Semal- 
ka in den Kanton Cizire in Roja¬ 
va gelangte. Ziel der Delegation, 
die sich bis zum 9.12. im Kanton 
Cizire aufhalten wird, ist es, sich 
ein ausführliches Bild über den 
Aufbau der demokratischen 
Selbstverwaltungsstrukturen in 
der Region zu machen. Die Teil¬ 
nehmerinnen der Delegation 
teilten uns telefonisch mit, dass 
sie bislang verschiedene Bil¬ 
dungseinrichtungen und Akade¬ 
mien besucht und sich die 
Selbstverwaltungsstrukturen an¬ 
geschaut haben, die das tägliche 
öffentliche Leben im Kanton 
organsieren. Außerdem besuchte 
die Delegation das Flüchtlings¬ 
camp Newroz nahe der Stadt 
Derik, in welchem mehr als 
1000 ezidische Familien aus 
Sengal seit Sommer dieses Jahres 
Zuflucht gefunden haben. Die 
Lage in dem Camp sei schlecht, 
berichtet uns die Delegation tele¬ 
fonisch. Die Flüchtlinge beklag¬ 
ten sich, dass zwar Vertreterin¬ 
nen internationaler Hilfsorgani¬ 
sationen sie besuchten und Hil¬ 
fen zusagten, diese Zusagen bis¬ 
lang aber nicht erfüllt worden 
seien. 

Auch ein Besuch in der „Mezo- 
potamya Akademie“, der ersten 
Universität Rojavas, in der Stadt 
Qamijlo steht auf dem Pro¬ 
gramm der Delegation. Die Uni¬ 
versität wurde am 3. September 
2014 gegründet und verfügt der¬ 
zeit über die Fachbereiche 
Geschichte, Rechtswissenschaf¬ 
ten und Soziologie. Ein Ziel der 
Delegationsteilnehmerinnen ist 
es auch, nach Wegen und Mög- 
liclikeiten zu suchen, um den 
Ausbau der „Mezopotamya Aka¬ 
demie“ zu unterstützen. 

(CA, 4.12., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Iran: Hungerstreik der politi¬ 
schen Gefangenen geht weiter 


29 kurdische politische Gefan¬ 
gene befinden sich seit 30 Tagen 
im Gefängnis von Urmia (Iran) 
im Hungerstreik. Die Hunger¬ 
streikenden fordern eine Verbes¬ 
serung ihrer Haftbedingungen 
und die Trennung der Zellen 
von politischen Gefangenen 
und Strafgefangenen, was bis¬ 
lang von der Gefängnisleitung 
verweigert wird. Die Gefange¬ 
nen wollen ihre Aktion solange 
fortsetzen, bis ihre Forderungen 
erfüllt werden. Die gesundheit¬ 
liche Situation der Fiungerstrei- 
kenden ist nun in einem kriti¬ 
schen Zustand. Unter den Hun¬ 
gerstreikenden befinden sich 
zehn Gefangene, die von der 
iranischen Justiz zum Tode ver¬ 
urteilt wurden. 

In Gever (Yüksekova) und Bajir- 
ge (Esendere) rief die Partei der 
Demokratischen Regionen 
(DBP) zu einem Solidaritäts¬ 
protest mit den im Hunger¬ 
streik befindlichen Gefangenen 
im Urmia-Gefängnis auf. Hun¬ 
derte Menschen folgten am 
14.12. dem Aufruf der DBP 
und protestierten an der irani¬ 
schen Grenze. Sie forderten die 
iranische Regierung dazu auf, 
die Forderungen der Hunger¬ 
streikenden zu erhören und von 
ihrer Unterdrückungspolitik 
gegen die Kurdinnen abzulas¬ 
sen. „Wir werden unsere Augen 
vor dieser Politik des Irans nicht 
verschließen“, so Sami Akarsu, 
der Volksratsvorsitzende von 
Bajirge. 

Auch in Rojava kam es anläss¬ 
lich des Internationalen Tages 


der Menschenrechte am 10.12. 
zu einer Solidaritätskundge¬ 
bung mit den Gefangenen im 
Urmia-Gefängnis. Verschiedene 
zivilgesellschaftliche Organisa¬ 
tionen hatten in der Stadt 
Qamiflo zu dem Protest aufge¬ 
rufen. Im Namen der Frauenbe¬ 
wegung Yekitiya Star verurteilte 
Naime Hesen die Politik des ira¬ 
nischen Regimes gegen die kur¬ 
dische Bevölkerung und erklär¬ 
te, dass sie keinen Schritt von 
der Seite der politischen Gefan¬ 
genen abweichen werden. 

Der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans (KCK) meldete sich eben¬ 
falls in einer schriftlichen Erklä¬ 
rung aufgrund des anhaltenden 
Hungerstreiks im Urmia- 
Gefängnis zu Wort, ln der 
Erklärung der KCK wurde der 
Iran dazu aufgefordert, auf die 
Forderungen der Hungerstrei¬ 
kenden einzugehen, sowie in 
der ungelösten kurdische Frage 
im Land von ihrer Unterdrü¬ 
ckungspolitik abzulassen und 
auf einen Dialog und Verhand¬ 
lungen mit der kurdischen Seite 
zu setzen. „Falls es zu Todesfäl¬ 
len beim Hungerstreik kommt, 
wird das zu noch größeren 
Schwierigkeiten und Problemen 
führen. Deswegen rufen wir den 
iranischen Staat dazu auf, von 
ihrer Haltung, die zum diesem 
Hungerstreik geführt hat, sofort 
abzulassen und die Forderungen 
der Hungerstreikenden zu erfül¬ 
len“, so die KCK in der Erklä¬ 
rung. Außerdem riefen sie die 
Gesellschaften in den vier Teilen 
Kurdistans und im Ausland 


dazu auf, sich den Forderungen 
der Gefangenen anzunehmen 
und sich aktiv mit ihnen zu soli¬ 
darisieren. 

Die Partei für ein Freies Leben 
in Kurdistan (PJAK) nahm 
ebenso Stellung zur Situation 
der Hungerstreikenden und der 
Politik des Irans. Die Situation 
habe einen Punkt erreicht, der 
für niemanden mehr tolerierbar 
sei. Die Politik des Irans führe 
zum Militarismus und 
Faschismus, der sich u. a. in 
renzenlosen Verhaftungen, 
olter und Massenhinrichtun¬ 
gen zeige. Die aktuelle Politik 

f egenüber den Kurdinnen und 
Wurden vertiefe die kurdische 
Frage, auch die Forderungen 
anderer Nationalitäten im Iran 
würden nicht erfüllt werden. 
„Jede Stimme gegen diese 
Unterdrückung bedeutet das 
Abwenden von einer Politik, die 
das Land in Richtung 
Faschismus und Krise führt“, so 
die PJAK. 

Auch in anderen Ländern ist es 
zu Solidaritätsaktionen gekom¬ 
men. So sind am 18.12. in 
Stockholm zehn Personen für 
drei Tage in einen Hungerstreik 
getreten. Mit einer Unterschrif¬ 
tenkampagne zur Unterstüt¬ 
zung der Forderungen der Hun¬ 
gerstreikenden und einer 
Demonstration zur iranischen 
Botschaft rufen sie alle Verteidi¬ 
gerinnen der Menschenrechte 
zur Solidarität auf. 

CA, ANF, RI, 16.117.118.12., 
ISKU 


HDP warnt die Regierung: Stoppt das 
Töten von Kindern und Jugendlichen 


Meral Danis Be§tas, stellvertre¬ 
tende Kovorsitzende der Partei 
der Demokratischen Völker 
(HDP), hat in einer Erklärung 
den Mord an dem 16-jährigen 
Kadir (Jakmak durch „Sicher¬ 
heitskräfte“ der Türkei scharf 
verurteilt. Kadir (Jakmak war 
am Dienstagabend durch drei 

f ezielte Schüsse von maskierten 
blizeikräften in Amed (Diyar- 
bakir) im Stadtteil Sur getötet 
worden. 

Beftaf warnte im Namen der 
HDP die Regierung der Türkei 


und fordete, dass das Töten von 
Kindern bzw. Jugendlichen 
estoppt werden müsse. Erst am 
. Dezember ist Rojhat Ozel in 
Gever (Yüksekova) ebenfalls von 
maskierten Polizeikräften getö¬ 
tet worden. Auch hier hatten 
Augenzeugen berichtet, dass es 
sich um eine spezielle Operation 
der „Sicherheitskräfte“ gehan¬ 
delt habe, die Rojhat Özel 
gezielt getötet habe. 

Diese extralegalen Hinrichtun- 
en im Namen der „öffentlichen 
icherheit“ auf Demonstratio¬ 


nen sei Methode der AKP- 
Regierung, betonte Bestaf und 
verurteilte die Angriffe gegen 
Zivilistinnen und forderte die 
Regierung auf, die Mörder vor 
Gericht zu bringen. 

An die Angehörigen der Getöte¬ 
ten sprach Bestaf im Namen der 
HDP ihr Beileid aus und fügte 
hinzu, dass sie nicht locker las¬ 
sen werden, bis die Vorfälle auf¬ 
geklärt und die Täter zur 
Rechenschaft gezogen worden 
sind. 

ANF, 18.12., ISKU 


Meldungen: 

Einladung zur Konferenz 2015 
Liebe Freundinnen und Freunde 
vielleicht habt Ihr von unserer 
erfolgreichen Konferenz 2012 
in Hamburg gehört oder gar 
daran teilgenommen. Drei Tage 
lang diskutierten Hunderte Stu¬ 
dierende, Intellektuelle und 
Aktivistinnen gemeinsam Pers¬ 
pektiven, um das gegenwärtige, 
krisengeplagte System der kapi¬ 
talistischen Moderne zu über¬ 
winden, und über die Ideen der 
kurdischen Freiheitsbewegung 
dazu. 

Wir freuen uns, unsere zweite 
Konferenz mit dem Titel »Die 
Kapitalistische Moderne her¬ 
ausfordern II: Kapitalistische 
Moderne sezieren — Demokra¬ 
tischen Konföderalismus auf¬ 
bauen« ankündigen zu können. 
Diese Konferenz wird am 
Osterwochenende, vom 3.-5. 
April 2015, in Hamburg statt¬ 
finden. Auch auf dieser zweiten 
Konferenz wird die Kritik der 
kapitalistischen Moderne im 
Brennpunkt stehen, doch 
hauptsächlich wollen wir detail¬ 
liert über den Aufbau einer 
Alternative diskutieren. Des¬ 
wegen sollen Ökonomie und 
Frauenbefreiung zwei Haupt¬ 
themen der Konferenz 2015 
werden. Sie wird nicht nur grö¬ 
ßer, sondern auch - wie wir 
erwarten - noch besser werden. 
Die Titel der fünf Themenblö¬ 
cke lauten: 

• Die kapitalistische Moderne 
sezieren 

• Kapitalistische Moderne 
gegen Demokratische Moderne 

• Industrialismus gegen ökolo¬ 
gische Industrie und kommu¬ 
nale Ökonomie 

• Die Stolperfallen der revolu¬ 
tionären Theorie überwinden 

• Lektionen aus alternativen 
Praktiken 

Weitere Informationen sowie 
ein Call for Papers: 
http://networkaq.net/2015/ 

KJK und KCK zum Tod der 
MLKP-Kämpferin Sibel Bulut 

Die Koordination der Gemein¬ 
schaft der Frauen Kurdistans 
(KJK) hat eine schriftliche 
Erklärung zum Tod der MLKP- 
Kämpferin Sibel Bulut (Sarya 
Eylem Deniz) in Kobane veröf¬ 
fentlicht. ln der Erklärung heißt 
es: „Die Revolution in Rojava 
ist ein Freiheitsraum für Revo¬ 
lutionäre geworden, die einen 
grenzüberschreitenden Wider¬ 
standsgeist in ihrem Herzen tra¬ 
gen und das Zusammenleben 
der Völker vertreten. Die 
MLKP-Militantin Sibel Bulut, 
die den Reihen der YPG und 
YPJ beigetreten ist, hat in den 




Ein Machtkampf zwischen AKP und Gülen 

Seit dem vergangenen Woche- stimmt, mit den Operationen als tausend Kurdinnen verhaftet, 
nende ist die Festnahmewelle gegen die Gülenanhängerlnnen dies wird nicht gesehen. Wir 
gegen Journalistinnen, Fernseh- werden Presse- und Freiheits- sind natürlich gegen alle Fest- 
roduzentlnnen und ranghohen rechte beschnitten. Dies aber nahmen. Für uns ist die Frage 
olizeibeamtlnnen, die der geschieht auf Basis eines Macht- grundlegend, warum dies pas- 
Gülen-Bewegung nahe stehen, Kampfes. In diesem Kampf um siert, dies muss bewertet werden, 
auf der Tagesordnung in der die Macht wird alles, um das Wir müssen die Mentalität 
Türkei. Auch die gesamte deut- Ziel zu erreichen, als zulässig untersuchen, die die ,KCK-Ope- 
sche Medienlandschaft berichtet gesehen. Da gilt sowohl für die rationen“ und nun die Festnah- 
und klagt Menschenrechtsverlet- AKP, als auch für Gülen.“ men gegen die Gülenanhänge- 

zungen durch die AKP-Regie- rinnen hervorbringt. Und das ist 

rung an. Der Anfang vergange- Die dreckige Kollaboration zwi- die hegemoniale Mentalität, 
ner Woche von Abdullah öcalan sehen AKP und Gülen sollte Sich über die Festnahmen zu 
vorbereitete „Entwurf für Frie- nicht vergessen werden beschweren, ohne von der hege- 

den und Demokratie im Ver- Karasu erklärte, dass sie als Frei- monialen Mentalität abzurü- 
handlungsprozess“, der einen heitsbewegung aufgrund ihrer cken, ist falsch. Gülen verfügt 
neuen Vorstoß der kurdischen vertretenen Prinzipien und ihrer über eine hegemoniale Menta- 
Freiheitsbewegung zu einer Haltung gegenüber Macht, lität, aber beschwert sich über 
demokratisch-politischen Operationen und Festnahmen die Festnahmen. Wie will er sich 
Lösung der kurdischen Frage gegen niemanden für gut hei- beschweren, wenn er den Fest- 
darstellt, wurde durch diese ßen. Das gelte auch für die Ope- nahmen und Ermordungen von 
Operationen von der Tagesord- rationen gegen die Gülen-nahen den vielen Kurden und Kurdin- 
nung verdrängt. Medien. Doch Karasu betonte, nen zugestimmt hat? (...) Auch 

dass man aufgrund der gegen- die Politik der AKP ist hegemo- 
Die Nachrichtenagentur ANF wärtigen Ereignisse nicht die nial und unterdrückerisch aus¬ 
hat mit dem Mitglied des Exeku- dreckige Kollaboration zwischen gerichtet.“ 
tivrats der Gemeinschaft der Gülen und der AKP aus den 

Gesellschaften Kurdistans Augen verlieren sollte: „Gestern Das Hauptproblem der Türkei 
(KCK) Mustafa Karasu über noch haben die Gülen-Anhän- ist die kurdische Frage 
diese letzten Ereignisse gespro- ger alle möglichen dreckigen Es sei wichtig herauszustellen, 
chen. Im Folgenden veröffent- Kriegspraktiken verteidigt und dass die Operationen gegen die 
liehen wir einige Auszüge daraus, wollten die Festnahme aller kur- Gülenanhängerlnnen nach der 

dischen Aktivstinnen. Hinter Veröffentlichung des Entwurfs 
Kampf um Hegemonie zwi- den zehntausenden Festnahmen von Abdullah Öcalan zur demo- 
schen AKP und Gülen gegen die kurdischen Zivilistin- kratischen politischen Lösung 

Laut Karasu zeigen die Opera- nen und Politikerinnen, sowie begonnen haben: „Ich möchte 
honen der AKP, dass die Allianz hinter den .Morden unbekann- nicht behaupten, dass dies unbe- 
zwischen Gülen und AKP am ter Täter“, stehen die Gülen- dingt etwas damit zu tun haben 
Ende ist. Dieser Bruch habe sich Anhänger. Ganz Kurdistan muss. Aber wir wissen, dass die 
bereits letztes Jahr ereignet, wurde in einen Ort der Vernich- AKP die Methoden der psycho- 
Heute erfolge zwischen der AKP tung verwandelt. Das taten auch logischen Kriegsführung nutzt, 
und der Gülen-Bewegung ein die Gülen-nahen Polizisten." um das gesellschaftliche Denken 

Kampf um Hegemonie. Dies sei zu beeinflussen. (...) Denn das 

der einzige Streitpunkt zwischen Nicht nur Gülenanhängerln- Hauptproblem der Türkei ist die 
diesen beiden Kräften. „Wenn es nen werden festgenommen, kurdische Frage. Warum bringt 
um eine demokratische Türkei auch tausende Kurden und die AKP in solch einer Phase so 
gehen würde, hätte dieser Streit Kurdinnen etwas auf die Tagesordnung? (...) 

nicht diese Stufe erreicht. Jetzt Karasu erklärte, es gebe gegen- Es sieht nach der Praxis der AKP 
sagen sowohl die AKPler, als wärtig bei dem Thema AKP und aus, den Entwurf des Vorsitzen- 
auch die Anhängerinnen von Gülen demagogische Annähe- den Öcalans mit anderen Tages- 
Gülen ,Ich will die Hegemonie“. rungsweisen: „Fis werden gegen- ordnungspunkten von der 
In diesem Kampf um die Vor- wärtig nicht nur Gülenanhänge- Tagesordnung zu drängen, um 
machtstellung treten beide alle rinnen festgenommen. Jeden so Zeit zu gewinnen, um vor den 
möglichen Menschenrechte, alle Tag werden dutzende Kurden Wahlen keine Antwort auf den 
Rechte der Freiheit und der und Kurdinnen festgenommen. Friedensentwurf zu geben.“ 

Demokratie mit Füßen. Es In der letzten Zeit wurden mehr ANF, 17-12., ISKU 

PKK-Verbot: Staatsanwalt ermittelt 

Die Staatsanwaltschaft Berlin „Das PKK-Verbot muss weg. Es es reinster Anachronismus, wenn 
ermittelt gegen weitere Abgeord- bedeutet eine Kriminalisierung in Deutschland eine Solidarisie- 
nete der Traktion DIE LINKE zehntausender politisch aktiver rung mit der PKK und ihrem 
im Bundestag wegen Unterstüt- Kurdinnen und Kurden in Kampf gegen die Terrormilizen 
zung der PKK. In einem Schrei- Deutschland. Dabei haben selbst des Islamischen Staates weiterhin 
ben, das gestern in zehn Abge- konservative Medien und Politi- kriminalisiert werden. 

ordnetenbüros einging, wirft ker erkannt, dass die politischen Da die Staatsanwaltschaft so A 

ihnen die Staatsanwaltschaft vor, Veränderungen in der Türkei dezidiert auf das „Hochhalten“ N U 9 e 

„eine Fahne der CDK hochge- und der Nahostregion sowie die der Fahne abhebt, ist es ihren erscheint wöchentlich und kann in 
halten“ zu haben; dabei handelt Entwicklung der PKK selbst und Ermittlungsorganen überlassen, gewünschter Stückzahl gegen Übersen- 
es sich um eine Unterorganisa- der ihr nahestehenden Organisa- die tuchfuhlend, hochhaltenden düng des Portos bei der 
tion der PKK. Ein Foto davon tionen in Deutschland eine Revi- Hände auf dem Foto zu zuord- ISKU 
wurde am 13. November bei sion des Verbotes erfordern. nen. Spaldingstr. 130-136 

Facebook gepostet. Die Staatsan- Die PKK hat sich schon längst DIE LINKE hat in den Bundes- 20097 Hamburg 
waltschaft ermittelt nun wegen vom Ziel eines eigenen kurdi- tag einen Antrag eingebracht Tel.: 040 - 421 02 845 
Verstoßes gegen das PKK-Ver- sehen Staates verabschiedet und (Drs. 18/3575), das PKK-Verbot E-mail: isku@nadir.org 
bot. Die betroffenen Abgeordne- spricht sich für eine demokrati- aulzuheben und die PKK von bestellt werden, 
ten Ulla Jelpke, Diether Dehm, sehe Autonomie ohne Verände- der EU-Terrorliste zu streichen. Spenden auf unser Konto: 

Karin Binder, Wolfgang Gehrk- rung der Staatsgrenzen in der Wir empfehlen auch der Staats- Postbank Köln, BLZ 37010050 
ke, Andrej Hunko, Sabine Lei- Region aus. Ihre Kundgebungen anwaltschaft die Lektüre dieses Konto-Nr.: 3968-506 
dig, Alexander Ulrich, Katrin und Aktionen in Deutschland Antrages, um ihr Bild von der Weitere Informationen und einen täg- 
Vogler, Hubertus Zdebel und Pia verlaufen friedlich. Selbst die PKK auf den heutigen Stand zu liehen Pressespiegel findet Ihr im Inter- 
Zimmermann erklären dazu: türkische Regierung steht in bringen.“ net unter: 

Gesprächen mit der PKK. Da ist Ulla Jelpke, MdB, 19.12.14 www.isku.org 


vordersten Reihen dieses hel¬ 
denhaften Kampfes den Wider¬ 
stand erhöht. (...) Wir rufen alle 
freiheitsliebenden Frauen dazu 
auf, sich dem Kampf in Rojava 
anzuschließen um die Wider¬ 
standsreihen zu verstärken und 
eine gemeinsame Organisie¬ 
rung zu entwickeln." 

Der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans (KCK) erklärte: 

„Wir drücken hiermit allen 
MLKP-Genossen und Genos¬ 
sinnen, den Gesellschaften der 
Türkei und Kurdistans unser 
Beileid aus. Wir glauben daran, 
dass der Tod der Genossin Sibel 
den Geist der internationalen 
Solidarität und des Widerstands 
verstärken wird. (...) Der 
Kampf und Tod von Genossin 
Sibel, Arin und Paramaz Kizil- 
bas haben die Unbesiegbarkeit 
des Kampfes für Demokratie 
und Freiheit unser Gesellschaf¬ 
ten gezeigt. Dieser sozialistische 
revolutionäre Widerstandsgeist 
hat die Kampfeskraft der 
Gesellschaften weiter gestärkt. 
Der Widerstand von Kobane ist 
nach dem weltweiten Aktions¬ 
tag für Kobane am 1. Novem¬ 
ber zum Widerstand der gesam¬ 
ten Menschheit geworden. So 
wie der Kampf im spanischen 
Bürgerkrieg gegen den 
Faschismus die weltweiten revo¬ 
lutionären sozialistischen Kräfte 
zusammengebracht hat, und 
einen großen Beitrag zur 
Bewusstseinswerdung und 
Organisierung der Gesellschaf¬ 
ten geleistet hat, hat der Wider¬ 
stand von Kobane heute die 
gleiche historische Rolle inne. 
In diesem Sinne stellt der 
Kampf in Kobane einen Kampf 
aller revolutionären und kämp¬ 
fenden Gesellschaften dar, die 
für Sozialismus, Demokratie 
und Freiheit eintreten. Die 
Genossin Sarya wird in unse¬ 
rem Kampf immer als Symbol 
gedacht werden und weiterle¬ 
ben. Der Kampf und Tod der 
Genossin Sarya wird das Sieges¬ 
zeichen für die Revolution der 
Frau und der Frauenfreiheit 
werden. (...)" 

ANF, 15./16.12., ISKU 
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